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Vorbemerkung: Der Umfang des chinesischen IPR und die Forschungsgegenstände 

dieser Dissertation 

 

Es ist im Forschungsbereich des IPR in der VRC ein strittiges Thema welche Rechtsbereiche 

im IPR enthalten sind. Diesbezüglich gibt es drei Denkschulen im Forschungsbereich des 

chinesischen IPR, welche aus drei verschiedenen Verständnissen für den Begriff IPR rühren.
1
 

Die erste Denkschule wird von der Anglo-American Theory beeinflusst und meint, dass im 

IPR Kollisionsrecht und internationales Zivilprozessrecht (conflict of law rules and the rules 

concerning international civil procedure) enthalten sind.
 
 

Nach der zweiten Denkschule umfasst das IPR Kollisionsrecht und internationales 

einheitliches Privatrecht. Internationales einheitliches Privatrecht enthält nach der hM in der 

VRC das einheitliche IPR (unification of private international law) und das international 

einheitliche materielle Privatrecht. (unification of private substantive law).
2
 

Die dritte Denkschule ist hL im Forschungsbereich des chinesischen IPR und wird von der 

Mehrheit der chinesischen Forscher akzeptiert. Diese Denkschule ist die sog. 

„Flugzeuglehre“, welche von Professor Han Depei (1911-2009), dem Gründer des 

chinesischen IPR, begründet wurde. Nach dieser Lehre besteht das IPR aus dem 

Kollisionsrecht, dem internationalen Einheitsrecht, der in Zivilbeziehungen mit 

Auslandsbezug direkt anwendbaren inländischen Sachnormen,  dem internationalen 

Zivilprozessrecht und internationalen Handelsschiedsverfahren sowie der gesetzlichen 

Bestimmungen zur Rechtsstellung der Ausländer. Droben besteht der Flugzeugrumpf aus 

Kollisionsrecht, internationalem Einheitsrecht und in Zivilbeziehungen mit Auslandsbezug 

direkt anwendbaren inländischen Sachnormen. Die Flügel besteht einerseits aus 

internationalem Zivilprozessrecht und internationalen Handelsschiedsverfahren, der andere 

aus den gesetzlichen Bestimmungen zur Rechtsstellung der Ausländer.
3
 

                                                 
1
 XIE Shisong, Gegenstände, Umfang bzw. Eigenschaft Law Review en des IPR, Law Review, 2007, Heft. 3, 30 

ff; LI Shuangyuan/ JIN Pengnian Das chinesische IPR (1991), 20 ff. ; PU Weiliang/GUO Yanxi, Neue Theorien 

des IPR (1995), 7 ff.; HUANG Jin, IPR (2008), 21.  
2
 UNIDROIT, International Uniform Law in Practice ,1988 

3
 HUANG Jin, IPR, .383 f 
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Der Gegenstand dieser Arbeit ist das IPR im engeren Sinne, nämlich „derjenige Teil der 

Rechtsordnung, der bei einem privatrechtlichen Sachverhalt mit Auslandsberührung 

bestimmt, welches Sachrecht auf eine bestimmte Rechtsfrage anwendbar ist.“
4
 Man kann auch 

von Kollisionsrecht oder Rechtsanwendungsrecht sprechen. Dieser Gegenstand ist identisch 

mit den zwei neuen chinesischen IPR-Kodifikationen, dem GRZA und den Auslegungen zum 

GRZA
5
.  

Bevor die Gesetze des neuen chinesischen IPR in Kraft traten, war das chinesische 

kollisionsrechtliche System chaotisch. Anstatt einer Kodifikation des Kollisionsrechts wurde 

das chinesische Kollisionsrecht in Einzelvorschriften in verschiedenen Gesetzbüchern und 

rechtlichen Auslegungen des OVG geregelt und verursachte dadurch Unstimmigkeiten, 

Unklarheiten, Zweigleisigkeiten aber auch viele Lücken. Seit Inkrafttreten der neuen IPR-

Kodifikationen ist das IPR im engeren Sinne (Kollisionsrecht oder Rechtsanwendungsrecht) 

hauptsächlich in diesem geregelt. Gemäß der detaillierten Vorschrift des § 51 GRZA haben 

die kollisionsrechtlichen Einzelvorschriften, die die im GRZA geregelten Tatbestände 

betrafen, nach dem Inkrafttreten des GRZA ihre Wirksamkeit verloren. Gemäß § 2 Abs 1 

GRZA gelten die kollisionsrechtlichen Vorschriften in anderen Gesetzen und  den rechtlichen 

Auslegungen des OVG, in denen Tatbestände und Sachverhalte von den Normen des GRZA 

nicht erfasst werden, weiter (z.B. die kollisionsrechtlichen Einzelvorschriften in dem im 

Seehandelsrecht-Gesetz, dem Wertpapierrecht-Gesetz, dem zivilrechtlichen Flugverkehr-

Gesetz usw.). Das bedeutet, dass sich das chinesische kollisionsrechtliche System außerhalb 

des GRZA bzw. der Auslegungen zum GRZA aus noch vielen kollisionsrechtlichen 

Einzelvorschriften zusammensetzt. Das GRZA bzw. die Auslegungen zum GRZA sind die 

Hauptforschungsgegenstände dieser Arbeit. 
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Wendehorst, Internationales Privatrecht, in: Europarechtliche Bezüge des Privatrechts  (2008), 378 
5
 Die Gesetze des neuen chinesischen IPR beziehen sich auf das Gesetz der Volksrepublik China über die 

Rechtsanwendung auf Zivilbeziehungen mit Auslandsbezug (GRZA) und die Auslegungen des Obersten 

Gerichts zu einigen Fragen der Anwendung des Gesetzes über Rechtsanwendung auf Zivilbeziehungen mit 

Auslandsbezug (Auslegungen zum GRZA) 
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Erster Teil: Die geschichtliche Entwicklung des chinesischen IPR 

 

1. Die geschichtliche Entwicklung des chinesischen IPR
6
  

1.1 Vor der Gründung der VRC 

Es ist umstritten, seit wann es eine rechtliche Bestimmung für Zivilbeziehungen mit 

Auslandsbezug in China gibt.  

Bei historischen Textinterpretationen konnte festgestellt werden, dass rechtliche 

Bestimmungen im Sinne des Kollisionsrechts erstmals in der Zeit der Westlichen Han-

Dynastie (V. Chr. 202-AD. 9) auftrat. 105 v.Chr. verheiratete Kaiser Han Wu von der 

Westlichen Han-Dynastie die Prinzessin Liu Xijun mit König Kun Mo von Wu Sun, um den 

gemeinsamen Feind Hsiung-nu abzuwehren. Zwei Jahre später starb König Kun Mo. 

Daraufhin wurde der Enkelsohn des Königs Kun Mo der neue König von Wu Sun. Nach der 

Sitte von Wu Sun sollte die Prinzessin Liu Xijun den neuen König heiraten. In der Westlichen 

Han-Dynastie wäre das jedoch als Inzest betrachtet worden, welcher nach den Gesetzen der 

Westlichen Han-Dynastie  sogar mit dem Tod bestraft wurde. Deswegen schrieb Prinzessin 

Liu Xijun einen Brief an Kaiser Han Wu von der Westlichen Han-Dynastie, um darum zu 

bitten, den neuen König nicht heiraten zu müssen und nach Hause gehen zu dürfen. Auf 

Grund dessen erließ Kaiser Han Wu ein kaiserliches Edikt, welches Prinzessin Liu Xijun 

befahl, die inländische Sitte ihres Ehemanns einzuhalten, nämlich den Enkelsohn ihres 

Ehemanns zu heiraten. Danach sollten alle Prinzessinnen der Westlichen Han-Dynastie, die 

einen ausländischen König heirateten, dieses kaiserliche Edikt befolgen.
 7

 

Die erste gesetzliche Bestimmung für Zivilbeziehungen mit Auslandsberührung wurde im 

Yonghui-Gesetzeskodex und dessen Auslegung in der Tang-Dynastie (AD. 618-907) geregelt. 

(Die älteste mir bekannte gesetzliche Verwendung des Ausdrucks enthält der Yonghui-

Gesetzeskodex und seine Auslegung für die Tang-Dynastie von 651) Der Yonghui-

Gesetzeskodex und seine Auslegung wurden 651 von der Tang-Dynastie erlassen. Darin gibt 

es 12 Kapitel mit 500 Paragraphen, worin eine einzige Bestimmung in Bezug auf 

                                                 
6
 Die Geschichte des chinesischen IPR: Siehe HAN Depei, IPR (2003), 3 Kapitel, 5 Abschnitt; HUANG Jin, IPR, 

3 Kapitel,  6 Abschnitt; LI Shuangyuan, IPR (2011), 2 Kapitel, 6 Abschnitt; LIU Renshan, IPR (2012), 2 Kapitel, 

3 Abschnitt; LIU Xiangshu, IPR (2011), 3 Kapitel, 3 Abschnitt; ZHANG Shoudong, Die chinesische 

Rechtsordnung in der Song-, Yuan-, Ming- und Qing-Dynastie, China Law, 1995, Heft 2 
7
 Diese Geschichte wurde von Ban Gu (AD. 32-92) im Buch „Hanshu“ niedergeschrieben. 
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Kollisionsrecht stand. Dadurch wurde geregelt, das für den Rechtsstreit zwischen Ausländern, 

die dieselbe Reichsangehörigkeit hatten, das Stammesrecht, d.h. dem Reich ihrer Herkunft, 

anwendbar sei; für den Rechtsstreit zwischen Ausländern, die verschiedene 

Reichsangehörigkeit hatten, die Gesetze der Tang-Dynastie anwenden wären.
8
 Hier ist der 

Begriff Rechtsstreit nicht nur im zivilrechtlichen, sondern auch im strafrechtlichen Sinn zu 

verstehen.  

In der Song-Dynastie (AD. 960-1279) hatte sich der Handel mit dem Ausland schnell 

entwickelt. Um den Handelsverkehr zu regeln wurde eine Verordnung für die Märkte und die 

Schiffe erlassen, deren Inhalt die Überlieferung der Tang-Dynastie folgte.
 9

 Im Gegensatz 

dazu verfolgte die Ming-Dynastie nach der Song-Dynastie die Politik des Handels-und 

Verkehrsverbotes mit überseeischen Ländern, so fand im IPR die absolute Territorialität 

Anwendung, d.h. im Verfahren der Ming-Dynastie (AD. 168-1644) war nur das inländische 

Recht anzuwenden, ausländische Rechtsordnungen kamen nicht in Betracht.  

Am Anfang der Qing-Dynastie (AD. 1644-1912) verfolgte die Regierung eine politische 

Rechtlinie der Selbstisolation. Im Jahr 1864 wurde diese politische Rechtlinie von der 

Regierung der Qing-Dynastie aufgehoben. Danach setzte sie die restriktive 

Außenhandelspolitik fort und stellte, bis der Opiumkrieg ausbrach, Guangzhou als den 

einzigen Seehafen für Außenhandel zur Verfügung. Während des zweiten Opiumkrieges 

besaßen über 20 westliche Länder durch bilaterale staatliche Verträge sowie die 

Meistbegünstigungsklausel in China die sog. konsularische rechtliche Zuständigkeit (consular 

jurisdiction). Inzwischen schloss die Regierung der Qing-Dynastie mit Deutschland und 

Italien zwischenstaatliche Verträge über die binationale Ehe ab, um die Rechtsanwendung bei 

der binationalen Ehe zu regeln. Dahin wurde das Prinzip bestimmt, dass für die binationale 

Ehe, das Recht des Staates maßgeblich war, dem der Ehemann angehörte.
 10

 

Nach dem Untergang der Qing-Dynastie erließ die Regierung der Nördlichen Militaristen in 

der Zeit der Republik China (1912-1926) das erste Gesetzbuch des IPR in 1918. Dieses 

Gesetzbuch wurde nach dem Vorbild des damaligen japanischen IPR-Gesetzes
11

 kodifiziert. 

Es enthält 7 Kapitel und 27 Paragraphen, welche die Handlungsfähigkeit der natürlichen 

                                                 
8  

LI Jianzhong, Die Bedeutung der Ausländer im Yonghui-Gesetzeskodex, Wuhan University Journal 

(Philosophy & Social Sciences), 2013, Heft 3 
9
 ZHONG Gang, Seehandelsrecht in der Song-Dynastie, Maritime China, 2005, Heft 6 

10  
LI Yunxia, Die Einführung des chinesischen Rechts in der Qing-Dynastie, Manchu Minority Research, 

Maritime China, 2002, Heft 4 
11 

In 1898 wurde dieses Gesetzbuch in Japan erließen. 
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Person, die Ehe, die Familie, das Erbe, das Sachenrecht und das Rechtsgeschäft beinhalten.
12

 

Wegen ständiger Kriege und Unruhen kam das Gesetz de facto jedoch nicht zur Anwendung. 

1.2 Nach der Gründung der VRC 

Nach der Gründung der Volksrepublik hat die chinesische Rechtsentwicklung drei Phasen 

erlebt. Von 1949 bis 1965 war die Phase der Begründung der Rechtsordnung der neuen VRC. 

Von 1966 bis 1977 war die Phase, in welcher die Entwicklung der chinesischen 

Rechtsordnung ins Stocken kam. Von 1978 bis 2010 war die Phase, in der die chinesische 

Rechtsordnung entstanden und gewachsen ist.  

Nach der Gründung der Volksrepublik war China von 1949 bis 1978 in einem Zustand der 

Selbstisolation. In der Zeit gab es sehr wenige zivilrechtliche Sachverhalte mit 

Auslandsbezug, das Einkommen aus dem Außenhandel war nur ein kleiner Teil des 

Bruttonationaleinkommens. Deshalb legte der Gesetzgeber keinen großen Wert auf das IPR. 

Von 1949 bis 1965 wurde der zivilrechtliche Status von Ausländern im 

Verfassungsgesetzbuch von 1954 geregelt. 1959 schlossen China und die Sowjetunion einen 

konsularischen Vertrag, in dem der Art 20 der Regelung des Erbrechts mit Auslandberührung 

gewidmet war.
 13

  Von 1966 bis 1977 löschte die Kulturrevolution die bisherige 

Rechtsordnung Chinas aus.   

1978 endete die Kulturrevolution und es begann die Reform-Öffnungspolitik in China. Der 

Vorgang der Gesetzgebung fing wieder neu an. Im Verfassungsgesetzbuch von 1981, in den 

Allgemeinen Grundsätzen des Zivilrechts der VRC von 1986, im Gesetz über das Erbrecht 

von 1985, im Gesetz über das Seerecht von 1992, im Gesetz über das Luftrecht von 1992, im 

Gesetz über Wertpapiere von 1995 und im Vertragsrechtsgesetz von 1999 findet man 

Bestimmungen, die sich auf das Kollisionsrecht beziehen.
14

 Im Gesetz des Zivilprozessrechts 

von 2007 gibt es ein ganzes Kapitel, das das Zivilprozessrecht mit Auslandsbezug behandelt. 

Nach der partiellen Statistik gibt es in den über 140 rechtlichen Dokumenten inkl. Gesetzen, 

Verordnungen und Judikativen Erläuterungen schon über 470 Paragraphen mit IPR 

betreffenden rechtlichen Bestimmungen. Diese Paragraphen handeln von den Bereichen 

                                                 
12

 GU Yueli, Die Rechtsanwendung des Eherechts in der Zeit der Nördlichen Militaristen, Law Science 

Magazine, 1988, Heft 5 
13

 YI Qing, Der Entwurf des Zivilrechts am Anfang der Begründung der VRC, Journal of Social Science of 

Hunan Normal University, 2011, Heft 2 
14 

DING Wei, die Gesetzgebungsgeschichte des chinesischen internationalen Privatrechts, Tribune of Political 

Science, 2001, Heft 3 
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Personalstatus, Sachenrecht, Vertragsrecht, außervertraglichen Schuldrecht, Außenhandeln, 

Wertpapier, Ehe, Adoption, Unterhalt, Erbe usw. In diesem Rahmen entstand das System des 

chinesischen IPR.  

 

2. Der Gesetzgebungshintergrund des neuen chinesischen IPR 

Seit dem Beginn der chinesischen Öffnungspolitik pflegen China und andere Länder immer 

engere zivile und wirtschaftliche Beziehungen. Mit dem WTO-Beitritt wurden  neue 

Wirtschaftsbereiche für ausländische Investitionen geöffnet. Es kann deshalb nicht 

überraschen, dass mit Zunahme des internationalen Zivil- und Wirtschaftsverkehrs eine 

Vermehrung der rechtlichen Auseinandersetzungen einhergeht. In den letzten 10 Jahren 

gewinnt das internationale Privatrecht immer mehr Bedeutung in der Gerichtspraxis. Laut 

einer Statistik wurden von 1979 bis 2001 23340 Zivilrechtsstreitigkeiten mit Auslandsbezug 

von Gerichten angenommen. Von 2001 bis 2005 ist die Anzahl 63765, und alleine in 2011 lag 

die Zahl bei 18901
15

.  

In der ursprünglichen Fassung des IPR wies das AGZ
16

 nur neun rudimentäre Regelungen des 

IPR im Kapitel 8 auf:
 17

 § 142 regelte, dass sich die Zivilbeziehungen mit Auslandsbezug nach 

den Regelungen dieses Kapitels bestimmten und internationale Abkommen dem inländischen 

Recht vorgingen. § 143 stellte die Handlungsfähigkeit eines Bürgers der VRC auf seinen 

Wohnsitz ab, sofern er diesen außer Landes hat. Gemäß § 144 waren unbewegliche Sachen 

der lex rei sitae unterworfen. Für das internationale Vertragsrecht galt nach § 145 die 

Rechtswahl und in Ermangelung einer solchen galt das Recht des Staates, zu dem der Vertrag 

die engste Verbindung hat. Für einen Schadenersatzanspruch galt nach § 146 das Recht des 

Ortes der schädigenden Handlung oder des Staats der Staatsangehörigkeit der beiden 

Beteiligten, wenn sie gleiche Staatsangehörigkeit hatten. § 147 bestimmte, dass für 

Eheschließung das Recht des Eheschließungsorts und für Scheidung die lex fori galt. Gemäß 

148 wurde Auf den Unterhalt das Recht des Staates angewandt, mit dem der Berechtigte die 

engste Verbindung hat. Nach § 149 wurde auf die gesetzliche Erbfolge im Nachlass bei 

beweglichem Vermögen das Recht des Sitzes des Erblassers zur Zeit seines Todes, bei 

                                                 
15

Die Statistik von der Webseite des obersten Gerichtshofs der VRC: 

http://www.court.gov.cn/qwfb/sfsj/201206/t20120628_177547.htm 
16

 „Allgemeine Grundsätze des Zivilrechts der VRC“ (民法通则) wurde auf der 4.Sitzung des 6.Nationalen 

Volkskongresses am 12.4.1986 verabschiedet, und sind am 1.1.1987 in Kraft getreten. 
17

 BU Yuanshi: Einführung in das Recht Chinas (2009), 153-155 

http://www.court.gov.cn/qwfb/sfsj/201206/t20120628_177547.htm
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unbeweglichem Vermögen das Recht des Ortes des unbeweglichen Vermögens angewandt. § 

150 bestimmte ein ordre public. Außerdem wurden die IPR-Bestimmungen im Kapitel 7 der 

Auslegung zum AGZ
18

, im Art 36 des Erbgesetzes der VRC, im Kapitel 9 des 

Gesellschaftsgesetzes der VRC, im Kapitel 14 des Zivilluftfahrtgesetzes der VRC
19

, im 

Kapitel 14 des Seehandelsgesetzes der VRC
20

, im der Art 21 des Adoptionsgesetzes der 

VRC
21

, in § 3 der Ausführungsbestimmung zur Kinderadoption des Ausländers in der VRC
22

, 

im Art 5 des Insolvenzgesetzes der VRC
23 

sowie anderen, vorgeschrieben. 

Obwohl die zivilrechtlichen Gesetze viele Einzelvorschriften für Sachverhalte mit 

Auslandsbezug enthielten und das OVG auch in den letzten Jahren in zahlreichen Erlassen das 

IPR interpretiert hatte, blieb dieses Rechtsgebiet in China lückenhaft. Viele Paragraphen 

stehen miteinander nicht in Einklang, es war daher nötig, ein chinesisches IPR-Gesetz zu 

erlassen. Daraufhin begann 2002 das Vorhaben der Gesetzgebung des neuen chinesischen 

IPR-Gesetzes. Nach acht Jahren und fünf modifizierten Entwürfen
24

 wurde das Gesetz über 

die Rechtsanwendung auf Zivilbeziehungen mit Auslandsbezug am 28.10.2010 vom 

Ständigen Ausschuss des Nationalen Volkskongresses verabschiedet und trat 01.04.2011 in 

VRC in Kraft.  

Das GRZA stellt das internationale Privatrecht im engeren Sinne dar und ist in seinem Aufbau 

als ein „Rechtsanwendungsrecht“ anzusehen, dass das funktional als „ein Recht über dem 

Recht“ erachtet wird. Das GRZA enthält 8 Kapitel und 52 Paragraphen. Es besteht aus einem 

allgemeinen Teil sowie aus Sonderteilen bezüglich Zivilrechtssubjekte, Ehe und Familie, 

Erbsachen, Sachenrechte, Schuldrechte und Geistiges Eigentum sowie Ergänzende Regeln.  

Seit Inkrafttreten des GRZA hat das OVG eine umfassende Umfrage für die Gerichtspraxis 

des GRZA durchgeführt. Davon war Ende 2011 auch die Studie, die  über die 

                                                 
18 

„Ansichten des OVG zu Problemen bei der Durchsetzung und Anwendung der Allgemeinen Grundsätze des 

Zivilrechts der VRC“ （最高人民法院关于贯彻执行中华人民共和国民法通则若干问题的意见）wurde am 

26. Jan. 1988 von der Urteilskommission des OVG verabschiedet. 
19

 Zivilluftfahrtgesetz （民用航空器法） wurde am 30. Dez. 1995 vom ständigen Ausschuss des Nationalen  

Volkskongress der VRC verabschiedet.  
20 

Seehandelsgesetz (海商法)wurde am 7. Nov. 1992 vom ständigen Ausschuss des Nationalen  Volkskongress 

der VRC verabschiedet.  
21 

Das Adoptionsgesetz der VRC (中华人民共和国收养法) wurde am 29. Dez. 1991 verabschiedet und am 4. 

Nov. 1998 revidiert. 
22 

Die Ausführungsbestimmung zur Adoption des Ausländer in VRC (外国人在中华人民共和国收养子女实施

办法) wurde am 12. Mai. 1999 vom Staatsrat genehmigt und am 25. Mai vom Zivilministerium verabschiedet. 
23 „Insolvenzgesetz der VRC“（中华人民共和国破产法） wurde am 27. Aug. 2006 vom ständigen Ausschuss 

des Nationalen  Volkskongress der VRC verabschiedet und am 1. Jun. 2007 in Kraft getreten. 
24 

QI Xiangquan, Kommentar zum GRZA (2011), 27 ff. 
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Anwendungsprobleme des GRZA in der Gerichtspraxis berichtete, betroffen, weshalb das 

OVG eine judikative Erläuterung
25

 kodifizierte. Die judikative Erläuterung wird  die 

„Auslegungen des Obersten Volksgerichts zu einigen Fragen der  Anwendung des Gesetzes 

über  Rechtsanwendung auf Zivilbeziehungen mit Auslandsbezug“ (Auslegung zum GRZA), 

die am 28.12.2012 auf der 1563. Sitzung des Rechtsprechungsausschusses des Obersten 

Volksgerichts verabschiedet wurde, genannt. Durch diesen Akt wurde sie bekannt gemacht 

und stand ab 07.01 2013 in Kraft. Die Auslegungen zum GRZA enthalten 21 Artikel, um die 

Anwendungsprobleme des GRZA in der Gerichtspraxis zu behandeln. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

                                                 
25  

Unter „Judikativen Erläuterungen“ sind die rechtlich verbindlichen Auslegungen zu verstehen,                           

die vom höchsten Volksgericht oder der höchsten Staatsanwalt für die Anwendung der Gesetze erlassen werden. 

Das Recht zur Auslegung von Gesetzen steht nach Art 67 Nr. 4 der Verfassung von China dem Ständigen 

Ausschuss des Nationalen Volkskongresses zu. Nach dem Beschluss des Ständigen Ausschusses des Nationalen 

Volkskongresses vom 10.6.1981 wurde das Erläuterungsrecht auf das OVG übertragen, soweit es um Probleme 

der konkreten Anwendung von Gesetzen geht. Tatsächlich setzt sich das OVG aber über diese Grenzen hinweg 

und legt in seinen Erläuterungen die Interpretation mehrdeutiger Bestimmungen fest, definiert Begriffe und 

nimmt sogar Umdeutungen und Korrekturen des Gesetzes vor, soweit das dem Geist des Gesetzes entspricht. 

Den „Erläuterungen“ kommt somit faktisch die Bedeutung von Gesetzen zu. Deswegen ist die Judikative 

Auslegung durch das OVG auch eine wichtige Rechtsquellen für das IPR in China. WANG Baoshi, Neue 

Entwicklungen im IPR der China, IPRax , 2007, Heft  4, 363 



Das neue chinesische IPR 

9 
 

Zweiter Teil: Das chinesische IPR 

 

Mit Inkrafttreten der neuen chinesischen IPR-Gesetze endete der Umstand，dass es an einer 

Kodifikation des IPR in der VRC fehlte. Im Vergleichen zu dem alten chinesischen IPR-

System wird durch die neuen chinesischen IPR-Gesetze im Allgemeinen die Koordination des 

chinesischen IPR-Systems verwirklicht.  

1. Das alte chinesische IPR 

Bevor die neuen chinesischen IPR-Bestimmungen in Kraft traten, war das System des 

chinesischen IPR problematisch. Anstatt einer Kodifikation des IPR wurden die IPR-

Bestimmungen als Einzelbestimmungen in verschiedenen inländischen Rechtsquellen
26

 

verstreut. Daneben gab es auch die Judikativen Erläuterungen vom OVG zu den geltenden 

inländischen Rechtsquellen des chinesischen IPR. Das damalige System des chinesischen IPR 

ist in der folgenden Tabelle in groben Zügen zusammengefasst. 

 

Rechtsgebiete Rechtsverhältnisse Rechtsgrundlage 

 

 

 

 

Allgemeine Bestimmungen 

 

 

ordre public  § 150 AGZ 

§ 7 Bestimmungen zum 

internationalen 

Vertragsrecht
27

 

§ 276 Seehandelsgesetz 

§ 190 Zivilluftfahrtgesetz 

Anwendung der 

internationalen Abkommens 

und der internationalen 

§ 142 AGZ 

§ 268 Seehandelsgesetz 

                                                 
26 

Die inländischen Rechtsquellen können nach dem Gesetzgebungsgesetz von VRC unterschieden werden in: 

die  Verfassung, Gesetze, administrative Rechtsverordnungen (行政法规), kommunale Rechtsverordnungen 

（地方法规）, Autonomiebestimmungen（自治条例）, Sonderregelungen (单行条例), Rechtsverordnungen 

der Sonderwirtschaftszonen (经济特区法规), Verordnungen der Abteilungen vom Staatsrat (国务院部门规章) ， 

Verordnungen der lokalen Regierungen ( 地方政府规章 ), Militärrechtsverordnungen ( 军事法规 ) und 

Militärverordnung（军事规章）. Jedoch nur diejenigen, welche IPR-Bestimmungen enthalten, gelten als die 

inländischen Rechtquellen des chinesischen IPR. 
27

 „Bestimmungen des OVG zu einigen Fragen der Rechtsanwendung bei der Behandlung von zivil-und 

handelsrechtlichen Vertragsstreitigkeiten mit Auslandsbezug“ （最高人民法院关于审理涉外民事或商事合同

纠纷案件法律适用若干问题的规定） ist am 8. Aug. 2007 in VRC in Kraft getreten. 
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Gewohnheiten 
§ 184 Zivilluftfahrtgesetz 

§ 95 Wechselgesetz
28

 

Definition der 

Zivilbeziehungen mit 

Auslandbezug 

§ 178 S1. Ansichten zu AGZ  

Ausschluss des Renvoi § 178 S2 Ansichten zu AGZ 

§ 1. Bestimmungen zum 

internationalen Vertragsrecht 

Rechtsspaltung  § 192 Ansichten zu AGZ 

Ermittlung des ausländischen 

Recht 

§ 193 Ansichten zu AGZ 

§§ 9,10 Bestimmungen zum 

internationalen Vertragsrecht 

Gesetzumgehungsverbot 

 

§ 194 Ansichten zu AGZ 

§ 6 Bestimmungen zum 

internationalen Vertragsrecht 

Verjährung 

 

§ 195 Ansicht zu AGZ 

 

 

 

 

 

Personalrecht 

Geschäftsfähigkeit der 

natürlichen Person 

§ 143 AGZ, 

§§ 179-181 Ansicht zu AGZ 

Staatsangehörigkeit der 

natürlichen Person 

§ 182 Ansicht zu AGZ 

Wohnsitz der natürlichen 

Person 

§ 183 Ansichten zu AGZ 

Staatsangehörigkeit der 

juristischen Person 

§ 184 Ansichten zu AGZ 

§ 199 S2. 

Gesellschaftsgesetz
29

 

Betriebsort der juristischen 

Person 

§ 185. Ansichten zu AGZ 

 

 

Eheschließung und 

gerichtliche Scheidung 

§ 147 AGZ 

§ 188. Ansichten zu AGZ 

                                                 
28 

„Wechselgesetz der VRC“ （中华人民共和国票据法） wurde am 10. Mai. 1995 vom ständigen Ausschuss 

des Nationalen  Volkskongress der VRC verabschiedet und am 28. Aug. 2004 revidiert. 
29 

Das Gesellschaftsgesetz der VRC wurde am 29. Dez. 1993 verabschiedet und am 25. Dez. 1999 zum ersten 

Mal sowie am 27. Okt. 2005 zum zweien Mal revidiert. 
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Familienrecht Unterhalt § 189 Ansichten zu AGZ 

Vormund § 190 Ansichten zu AGZ 

Adoption § 21 Adoptionsgesetz
30

 

§ 3 Ausführungsbestimmung 

zur Kinderadoption des 

Ausländer in VRC 

 

Erbrecht 

Gesetzliche Erbfolge § 149. AGZ 

§ 36. Erbgesetz 

Erbenloser Nachlass § 191. Ansichten zu AGZ 

 

 

Sachenrecht 

Definition der Immobilien, 

Eigentum, Kauf, Miete und 

Pacht, Verpfändung, 

Gebrauch usw. von 

Immobilien 

§ 144. AGZ 

§ 186. Ansichten zu AGZ 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Vertragsrecht 

Geltungsbereich des 

Vertragsstatuts 

§ 2. Bestimmungen zum 

internationalen Vertragsrecht 

Rechtswahl  § 145. S1. AGZ 

§ 126. Vertragsgesetz
31

 

§§ 3,4. Bestimmungen zum 

internationalen Vertragsrecht 

Objektive Anknüpfung § 145. S2. AGZ 

§ 126. Vertragsgesetz 

§ 5. Bestimmungen zum 

internationalen Vertragsrecht 

Einschränkung der 

Rechtswahlfreiheit 

§ 8. Bestimmungen zum 

internationalen Vertragsrecht 

§ 12. 

Durchführungsverordnung 

zum EJV-Gesetz
32

 

                                                 
30 

Das Adoptionsgesetz der VRC (中华人民共和国收养法) wurde am 29. Dez. 1991 verabschiedet und am 4. 

Nov. 1998 revidiert. 
31

 „Vertragsgesetz der VRC“ （中华人民共和国合同法） wurde am 15. März. 1999 vom Staatsrat der VRC 

verabschiedet und am 1. Okt. 1999 in Kraft getreten. 
32

 „Durchführungsverordnung zum EJV-Gesetz der VRC“ （中华人民共和国中外合资经营企业法实施条例） 

wurde am 20. Sep. 1983 vom Staatsrat der VRC verabschiedet und am 15. Jan. 1986 zum ersten Mal, am 21. 

Dez. 1987 zum zweiten Mal, am 22. Jul. 2001 zum dritten Mal sowie am 1. Jan. 2011 zum  vierten Mal revidiert. 
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§ 55. 

Durchführungsverordnung 

zum CJV-Gesetz
33

 

§ 18. 

Durchführungsverordnung 

zum WFOE-Gesetz
34

 

Außenvertragliches 

Schuldrecht 

Unerlaubte Handlungen § 146. AGZ 

§ 187. Ansichten zu AGZ 

 Streiten des Domain Name 

Systems mit Auslandsbezug 

§ 7. Auslegung  des OVG zu 

einigen Fragen der 

Umsetzung der gesetzlichen 

Bestimmungen bei 

Behandlung der Zivilfällen in 

Bezug auf das Domain Name 

System
35

 

Seehandelsrecht Seehandelsbeziehungen mit 

Auslandsbezug 

Kapitel. 14 (§§ 268-276)  

Seehandelsgesetz 

Zivilluftfahrtrecht Zivilluftfahrtbeziehungen mit 

Auslandsbezug 

Kapitel. 14 (§§ 184-190) 

Zivilluftfahrtgesetz 

Wechselrecht Wechselbeziehungen mit 

Auslandsbezug 

Kapitel. 5 (§§ 94-101) 

Wechselgesetz 

Gesellschaftsrecht 

  

Zweigniederlassung der 

ausländischen 

Handelsgesellschaft 

Kapitel. 9 (§§ 199-205) 

Gesellschaftsgesetz
36

 

Insolvenz mit Auslandsbezug § 5 Insolvenzgesetz 

Kreditbrief Rechtsanwendung bei 

Kreditbriefbeziehungen mit 

§§ 2, 4, 6 Bestimmungen des 

OVG zu einigen Fragen bei  

                                                 
33 

 „Durchführungsverordnung zum CJV-Gesetz der VRC“ （中华人民共和国中外合作经营企业法实施细则）
wurde am 7. Aug. 1995 vom Staatsrat der VRC genehmigt und am 4.Sep. 1995 vom  Ministerium von 

Außenhandel der VRC verabschiedet. 
34 

„Durchführungsverordnung zum WFOE-Gesetz der VRC“ （中华人民共和国外资企业法实施细则）wurde 

am 28. Okt. 1990 vom Staatsrat der VRC genehmigt, am 12.Dez. 1990 vom  Ministerium von Außenhandel der 

VRC verabschiedet und am 12. Apr. 2001 revidiert. 
35 

„Auslegung  des OVG zu einigen Fragen der Umsetzung der gesetzlichen Bestimmungen bei Behandlung der 

Zivilfällen in Bezug auf das Domain Name System“（最高人民法院关于审理涉及计算机网络域名民事纠纷

案件适用法律若干问题的解释） wurde am 26. Juni. 2001 von der Urteilskommission des OVG verabschiedet 

und am 24. Juli. 2001 in Kraft getreten. 
36  

„Gesellschaftsgesetz der VRC“（中华人民共和国公司法）  wurde am 29. Dez. 1993 vom ständigen 

Ausschuss des Nationalen  Volkskongress der VRC verabschiedet und am 25. Dez. 1999 zum ersten Mal, am 8. 

Aug. 2004 zum zweiten Mal sowie am 27. Okt. 2005 zum dritten Mal revidiert. 



Das neue chinesische IPR 

13 
 

Auslandbezug Behandlung von 

Kreditbriefstreitigkeiten
37

  

        Konnossement Warenabgabe ohne 

Primakonnossement nach 

dem Gesetz des Ortes des 

Entladungshafen  

§ 7 Bestimmungen des OVG 

zu einigen Fragen bei der 

Behandlung von der 

Warenabgabe ohne 

Primakonnossement
38

  

Geistiges Eigentum
39

 

 

VRC eingetretene 

internationale Abkommen 

des geistigen Eigentums 

1. Convention Establishing 

the World Intellectual 

Property Organization  

(Eintritt in 1980) 

2. Paris Convention for the 

Protection of industrial 

Property (Eintritt in 1985) 

3. Washington Treaty on 

Intellectual Property in 

Respect of Integrated 

Circuits 

 (Eintritt in 1989) 

4. Madrid Agreement 

Mit Schutz des geistigen 

Eigentums von Ausländern 

in Sachnormen und 

Prozessnormen betroffene 

inländische Rechtsquelle: 

1. Patent 

„Patentgesetz der VRC“
 40

, 

„Ausführungsverordnung 

zum Patentgesetz der VRC“
 

41
 

„Verwaltungsbestimmungen 

zur Vollmacht des Patents“
 42

 

2. Markenschutz 

„Markengesetz der VRC
43

“ 

„Ausführungsverordnung 

                                                 
37 

„Bestimmungen zu einigen Fragen des OVG bei Behandlung von Kreditbriefstreiten“ （最高人民法院关于审

理信用证纠纷案件若干问题的规定）  wurde am. 24. Okt. 2005 von der Urteilskommission des OVG 

verabschiedet und am 1. Jan. 2006 in Kraft getreten.  
38

 „Bestimmungen zu einigen Fragen des OVG bei Behandlung von der Warenabgabe ohne 

Primakonnossement“ （最高人民法院关于审理无正本提单交付货物案件若干问题的规定） wurde am. 16. 

Feb. 2009 von der Urteilskommission des OVG verabschiedet und am 5. März. 2009 in Kraft getreten.  

39 Vor Inkrafttreten des chinesischen IPR-Gesetzes gab es keine inländische Kollisionsnorm im Bereich des 

Geistigen Eigentums in VRC. Wegen der Besonderheiten des Geistigen Eigentums wird der internationale 

Schutz des Geistigen Eigentums meisten durch das internationale Abkommen verwirklicht. VRC ist das Mitglied 

von vielen internationalen Abkommen im Bereich des geistigen Eigentums. Das Geistige Eigentums der 

Ausländer kann auch nach den Abkommen sowie dem Prinzip der Inländerbehandlung (Gleichbehandlung eines 

Ausländers mit den eignen Staatsangehörigen) durch die chinesischen inländischen Gesetze und Verordnungen 

in VRC geschützt werden.  
40

 „Patentgesetz der VRC“ （中华人民共和国专利法） wurde am 12. März. 1984 vom ständigen Ausschuss 

des Nationalen  Volkskongress der VRC verabschiedet und am 14. Sep. 1992 zum ersten Mal, am 25. Aug. 2000 

zum zweiten Mal sowie am 27. Dez. 2008 revidiert.  
41

 „Durchführungsverordnung zum Patentgesetz der VRC“ （中华人民共和国专利法实施细则） wurde am 15. 

Jun. 2001 vom Staatsrat der VRC verabschiedet und am 28. Dez. 2002 zum ersten Mal sowie am 9. Jan. 2010 

zum zweiten Mal revidiert.  
42

 „Verwaltungsbestimmungen der Vollmacht des Patents“ （专利代理管理办法） wurde am 6. Jun. 2003 vom 

staatlichen Amt vom Geistigen Eigentum der VRC verabschiedet und am 15. Jul. 2003 in Kraft getreten. 

43 „Markengesetz der VRC“ （中华人民共和国商标法） wurde am 27. Okt. 2001 vom ständigen Ausschuss 

des Nationalen  Volkskongress der VRC verabschiedet und am 1. Dez. 2001 in Kraft getreten. 
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Concerning the International 

Registration of Marks 

(1989) 

5. Protocol Relating to the 

Madrid Agreement 

Concerning the International 

Registration of Marks 

(Eintritt in 1995) 

6. Berne Convention for the 

Protection of Literary and 

Artistic Works 

(Eintritt in 1992) 

7. Universal Copyright 

Convention 

(Eintritt in 1992) 

8. Convention for the 

Protection of Producers of 

Phonograms Against 

Unauthorized Duplication of 

Their Phonograms 

(Eintritt in 1993) 

9.Patent Cooperation Treaty 

(Eintritt in 1994) 

10. Nice Agreement 

Concerning the International 

zum Markengesetz“
 44

 

„Ausführungsverordnung 

zum Madrid Agreement 

Concerning the International 

Registration of Mark“
 45

 

3. Urheberrecht   

3. Urheberrecht   

Urheberrechtsgesetz der 

VRC“
 46

, 

„Ausführungsverordnung 

zum Urheberrechtsgesetz“
 47

 

„Ausführungsbestimmung 

der internationalen 

Urheberrechtsabkommen“
 48

, 

„Verordnung zum Schutz 

von Software“
 49

, 

 „Registrierungsbestimmung 

des Urheberrechts bei 

Software“
 50

 

 

                                                 
44 „Ausführungsverordnung zum Markengesetz“ （中华人民共和国商标法实施条例） wurde am 3. Aug. 

2002 vom Staatsrat der VRC verabschiedet und am 15. Sep. 2002 in Kraft getreten. 

45 „Ausführungsverordnung zum Madrid Agreement Concerning the International Registration of Mark“ （马

德里商标国际注册实施办法） wurde am 17. Apr. 2003 vom staatlichen Gewerbeamt der VRC verabschiedet 

und am 1. Jun. 2003 in Kraft getreten.  

46 „Urheberrechtsgesetz der VRC“ （中华人民共和国著作权法） wurde am 7. Sep. 1990 vom ständigen 

Ausschuss des nationalen  Volkskongresses der VRC verabschiedet und am 27. Okt. 2001 zum ersten Mal sowie 

am 26. Feb. 2010 zum zweiten Mal revidiert.  

47 „Durchführungsverordnung zum Urheberrechtsgesetz der VRC“ （中华人民共和国著作权法实施条例） 

wurde am 2. Aug. 2002 vom Staatsrat der VRC verabschiedet und am 1. Jan. 2001 zum ersten Mal sowie am 30. 

Jan. 2013 zum zweiten Mal revidiert.  
48 „Ausführungsbestimmung der internationalen Urheberrechtsabkommen “（实施国际著作权条约的规定） 

wurde am 25. Sep. 1992 vom Staatsrat der VRC verabschiedet und am 30. Sep. 1992 in Kraft getreten. 
49

 „Verordnung zum Schutz von Software“ （计算机软件保护条例） wurde am 20. Dez. 2001 vom Staatsrat 

der VRC verabschiedet und am 8. Jan. 2011 zum ersten Mal sowie am 30. Jan. 2013 zum  zweiten Mal revidiert.  
50

 „Registrierungsbestimmungen zum Urheberrecht von Software“ （计算机软件著作权登记办法） wurde am 

20. Feb. 2002 vom staatlichen Amt für Urheberrechte verabschiedet. 
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Classification of Goods and 

Services for the Purposes of 

Registration of Marks 

(Eintritt in 1994) 

11. Budapest Treaty on the 

International Recognition of 

the Deposit of 

Microorganisms for the  

Purposes of Patent Procedure 

(Eintritt in 1995) 

12. Locarno Agreement 

Establishing an International 

Classification for Industrial 

Designs 

(Eintritt in 1996) 

13. Strasbourg Agreement 

Concerning the International 

Patent Classification 

(Eintritt in 1997) 

14. International Convention 

for Protection of New 

Varieties of Plants 

(Eintritt in 1999) 

15. Agreement on Trade- 

related Aspects of 

Intellectual Property Rights 

(Eintritt in 2001) 

16. WIPO Copyright Treaty 

& WIPO Performances and 

Phonograms Treaty 

(Eintritt in 2007) 

 

Durch die obige Tabelle wird gezeigt, dass das alte System des chinesischen IPR 

unsystematisch ist und es Unklarheiten und Lücken gibt. Mittlerweile sind manche 

Bestimmungen des damaligen chinesischen IPR in verschiedenen Gesetzen und judikativen 
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Erläuterungen des OVG mehrfach geregelt. Beispiele dafür sind in der folgenden Tabelle 

zusammengefasst. 

 

Rechtsgebiete Rechtsverhältnisse Probleme 

 

 

 

Allgemeine Bestimmungen 

Eingriffsnorm Keine Regelung 

Qualifikation Keine Regelung 

Statutenwechsel Keine Regelung 

ordre public mehrfach geregelt 

Rechtsumgehungsverbot mehrfach geregelt 

Ermittlung des ausländischen 

Rechts 

Problematisch
51

 

Anwendung der 

internationalen Abkommens 

und der internationalen 

Gepflogenheit 

mehrfach geregelt und 

problematisch
52

 

Ausschluss des Renvoi mehrfach geregelt 

Personalrecht Rechtsfähigkeit der 

natürlichen Person 

Keine Regelung 

Geschäftsfähigkeit der Problematisch
53

 

                                                 
51

 Siehe diese Arbeit, Dritter Teil, 1.1.2..2 
52

 Derselbe Inhalt wird in § 142 AGZ, § 268 Seehandelsgesetz und § 184 Zivilluftfahrtgesetz vorgesehen: 

“ Wenn internationale Abkommen, die die VRC abgeschlossen hat, oder an denen sie teilnimmt, etwas anderes 

bestimmen als das Zivilrecht der VRC, werden die Vorschriften der internationalen Abkommen angewandt, 

soweit die VRC nicht [in] einer Klausel einen Vorbehalt erklärt hat. 

Soweit das Recht der VRC und internationale Abkommen, die die VRC abgeschlossen hat oder an denen sie 

teilnimmt, keine Vorschriften enthalten, können internationale Gewohnheiten angewandt werden.” Hier besteht 

die Unklarheit in den sog. internationale Gepflogenheit. Was für eine internationale Gepflogenheit ist hier genau 

betroffen, internationale Handelspraxis (z.B. Incoterms 2010) oder Völkergewohnheitsrecht?  
53

 § 143 AGZ: „Wenn ein Bürger der VRC sein Domizil außer Landes hat, kann auf seine zivile 

Handlungsfähigkeit das Recht des Landes seines Domizils angewandt werden.“ 

 §  179  Ansichten zur AGZ: „Für die Zivilgeschäftsfähigkeit eines Bürgers unseres Landes, der sein Domizil im 

Ausland hat, gilt, wenn seine Handlung im Gebiet unseres Landes vorgenommen wird, das Recht unsres Landes; 

wenn sie im Domizilland vorgenommen wird, kann das Recht des Domizillandes angewandt werden.“ 
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natürlichen Person 

Verschollenheits- und 

Todeserklärung 

Keine Regelung 

Persönlichkeitsrechte Keine Regelung 

Rechtsgeschäft Form Keine Regelung 

Stellvertretung Keine Regelung 

Treuhand Keine Regelung 

Familienrecht Eheschließung Unklar
54

 

 Allgemeine Ehewirkungen 

sowie Güterstand 

Keine Regelung 

 Einverständliche Scheidung Keine Regelung 

 Elter-Kinder-Verhältnisse Keine Regelung 

Erbrecht Testament Keine Regelung 

Sachenrecht Bewegliche Sachen Keine Regelung 

Geistiges Eigentum Keine Regelung der 

inländischen Kollisionsnorm 

Schuldrecht Verbrauchsvertrag Keine Regelung 

Arbeitsvertrag Keine Regelung 

                                                                                                                                                         
  § 180. Ansichten zur AGZ: „Wenn ein Ausländer im Gebiet unseres Landes Zivilgeschäfte vornimmt und nach 

seinem Heimatrecht nicht zivilgeschäftsfähig, nach dem Recht unseres Landes zivilgeschäftsfähig ist, muss er als 

zivilgeschäftsfähig angesehen werden.“ 

  § 181. Ansichten zur AGZ: „Die Zivilgeschäftsfähigkeit eines Staatenlosen richtet sich in der Regel nach dem 

Recht seines Domizillandes, wenn er noch kein Domizil hat, nach dem Recht seines Sitzlandes.“ 

 § 182. Ansichten zur AGZ: „Bei einem Ausländer mit mehreren Staatsangehörigkeiten wird das Recht des 

Landes als sein Heimatrecht angesehen, in dem er seinen Sitz hat, oder mit dem er die engste Verbindung hat.“ 

Diesbezüglich  ist problematisch: 1. Wenn ein Bürger Chinas sein Domizil außer Landes hat und sein 

Geschäftsort sich weder in der VRC noch in seinem Domizil befindet, wie wird seine Geschäftsfähigkeit 

festgelegt? 2. Wenn ein Ausländer im Gebiet eines dritten Landes handelt und nach seinem Heimatrecht nicht 

geschäftsfähig ist, jedoch nach dem Recht des dritten Landes, wie wird seine Geschäftsfähigkeit festgelegt? 
54

 § 147 AGZ: „Auf die Heirat eines Bürgers der VRC mit einem Ausländer wird das Recht des Orts der 

Eheschließung angewandt, auf die Scheidung wird das Recht des Orts des Gerichts angewandt, das den Fall 

annimmt.“ 

Diese Bestimmung ist nicht vollkommen, weil es nur um die Eheschließung zwischen einem Bürger der VRC 

und einem Ausländer geht.  
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Unerlaubte Handlungen Ermessensspielraum des 

Richters
55

 

Keine Regelung zu 

Sonderarte der unerlaubten 

Handlung 

Ungerechtfertigte 

Bereicherung sowie 

Geschäftsführung ohne 

Auftrag  

Keine Regelung 

 

Wie die obige Tabelle zeigt, ist das alte chinesische IPR sowohl in den unselbständigen 

Kollisionsnormen
56

 als auch in den selbständigen Kollisionsnormen (Verweisungsnorm)
57

 

lückenhaft. Mangels einer unselbständigen Kollisionsnorm kann ein Sachverhalt mit 

Auslandsbezug nicht gesetzlich geprüft werden, mangels einer selbständigen Kollisionsnorm 

kann die auf einen Sachverhalt mit Auslandsbezug anzuwendende Rechtsordnung nicht 

bestimmt werden. Mit dem alten chinesischen IPR-System ergibt sich bei der 

                                                 
55

 § 147 AGZ: „Auf den Ersatz für die Schädigung bei Rechte verletzenden Handlungen wird das Recht des Orts 

der Rechte verletzenden Handlungen angewandt. Haben beide Beteiligten die gleiche Staatsangehörigkeit oder 

ihren Sitz im gleichen Staat, so kann auch das Recht des Heimatlandes bzw. des Sitzlandes der Beteiligten 

angewandt werden. 

 Außerhalb des Gebiets der VRC eingetretene Handlungen, die das Recht der VRC nicht als ein Recht 

verletzende Handlungen ansieht, werden nicht als ein Recht verletzende Handlungen behandelt.“ 

§ 187 Ansicht zur AGZ: „Zum Recht des Ortes einer ein Recht verletzenden Handlung gehört das Recht des 

Ortes der Ausführung der ein Recht verletzende Handlung und das Recht des Ortes, an dem das Ergebnis der 

Rechtsverletzung eingetreten ist. Wenn die beiden [Rechte] nicht übereinstimmen, kann das Volksgericht das 

anzuwendende [Recht] wählen.“ 

Oben geht es nur um allgemeine unerlaubte Handlungen. Und es wird  dem Richter ein Ermessensspielraum in 

den anwendbaren Rechten  zugestanden: das Recht des Ortes der Ausführung der ein Recht verletzender 

Handlung, das Recht des Ortes, an dem das Ergebnis der Rechtsverletzung eingetreten ist, das Recht des 

gemeinsamen Sitzlandes der Beteiligten oder das Recht des gemeinsamen Heimatlands der Beteiligten. 
56

 Eine unselbständige Kollisionsnorm bezeichnet nicht die auf einen Sachverhalt anwendbare Rechtsordnung. 

Sie stellt lediglich eine Ergänzung (Hilfsnorm) zu den selbständigen Kollisionsnormen dar, wenn diese im 

Einzelfall nicht ausreichen, um das anwendbare Recht zu bestimmen. von Hoffmann/Thorn, IPR (2007), 177 
57

 Eine selbständige Kollisionsnorm (Verweisungsnorm) bezeichnet sich darauf einen Sachverhalt anwendbare 

Rechtsordnung (Verweisungsnorm). von Hoffmann/Thorn, IPPR, 177; „Dabei wird einem Kreis von 

Rechtsfragen (Anknüpfungsgegenstand) ein Kreis nationaler Rechtsnormen (Anknüpfungsergebnis) zugewiesen, 

in dem an ein in persönlicher, sachlicher und zeitlicher Hinsicht näher spezifiziertes Element des zugrunde 

liegenden Lebenssachverhalts (Anknüpfungsmoment) angeknüpft wird, das auf eine bestimmte nationale 

Rechtsordnung verweist.“ Wendehorst, Kollisionsnormen im primären Europarecht? Festschrift für Andreas 

Heldrich zum 70. Geburtstag (2005), 1077 
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Entscheidungsfindung durch ein Volksgericht der VRC bei den Zivilrechtsbeziehungen mit 

Auslandsbezug keine Einheitlichkeit.
58

 

 

2. Das neue chinesische IPR 

Das neue chinesische IPR findet auf zwei verschiedenen Ebenen Anwendung. Zu einem 

spricht es über die neuen IPR-Kodifikationen, das GRZA und die Auslegungen zum GRZA. 

Zum anderen handelt es sich bei dem neuen chinesischen IPR um das neue IPR-System an 

sich, das sich nach dem Inkrafttreten der neuen chinesischen IPR-Bestimmungen entwickelte. 

Das bedeutet, dass das neue chinesische IPR-System nicht nur die kollisionsrechtlichen 

Bestimmungen des GRZA bzw. der Auslegungen zum GRZA sondern auch einen Teil der 

alten IPR-Bestimmungen beibehält, die nach dem Inkrafttreten der neuen IPR-Gesetze noch 

in der VRC gelten. Bei den alten IPR-Bestimmungen, die auch nach dem Inkrafttreten der 

neuen IPR-Gesetze noch in der VRC gelten, handelt es sich um das Verhältnis zwischen dem 

GRZA und den anderen Gesetzen, in dem die alten IPR-Bestimmungen geregelt wurden.
59

  

Dieses Verhältnis wird in den § 2 Abs 1, § 51 des GRZA sowie § 3 der Auslegungen zum 

GRZA geregelt.  

Das neue chinesische IPR als Forschungsgegenstand dieser Arbeit bezieht sich im 

Wesentlichen auf das neue chinesische IPRG bzw. seine judikative Erläuterung, nämlich das 

GRZA und Auslegungen zum GRZA. 

2.1  Das GRZA 

2.1.1 Die Strukturauswahl des GRZA bei der Kodifikation 

Das GRZA stellt das internationale Privatrecht im engeren Sinne dar. Es enthält einen 

allgemeinen Teil sowie sieben Sonderteile betreffend Zivilrechtssubjekte, Ehe und Familie, 

Erbrecht, Sachenrecht, Schuldrecht, Geistiges Eigentum und ergänzende Regeln; insgesamt 

acht Kapitel und 52 Paragraphen, die sich im Wesentlichen auf selbständige 

Kollisionsnormen bzw. unselbständige Kollisionsnormen beziehen. Mittlerweile enthält das 

GRZA nicht alle Kollisionsnormen, welche das Seehandelsrecht, das Zivilluftfahrtrecht, das 

Wechselrecht, das Gesellschaftsrecht, den Kreditbrief sowie das Konnossement normieren. 

                                                 
58

 XU Li, Das chinesische IPR-System vor Erlass des GRZA, Journal of Jining University, 2011, Heft 4 
59 

Siehe DING Wei, Das Verhältnis zwischen dem GRZA und den anderen Gesetzen, Tribune of Political 

Science and Law, 2011, Heft 3 
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Im GRZA werden von Kapitel 2 bis Kapitel 7 die Sonderteile
60  

bestimmt, die die 

Rechtssubjekte, das Familienrecht, das Erbrecht, das Sachenrecht, das Schuldrecht  sowie das 

Immaterialgüterrecht betreffen. Die Bestimmungen in Kapitel 2 handeln nicht nur von 

Rechtssubjekten (Kapiteltitel), sondern auch von Stellvertretung, Treuhand und 

Schiedsvertrag. Die Bestimmungen in  Kapitel 1 und in Kapitel 8 drehen,  allerdings handeln 

diese beiden Kapitel im Wesentlichen davon, wie die Kollisionsnormen richtig angewendet 

werden können, sie handeln nämlich von Hilfsnormen (unselbständige Kollisionsnorm).  

Während der Entwurfsphase des chinesischen IPR-Gesetzes gab es mehrere Diskussionen 

über seine Struktur. Der Fokus lag darauf, ob das neue IPR-Gesetz bloß ein 

Rechtsanwendungsrecht oder ein umfassendes IPR-Gesetzbuch werden sollte. Dazu gab es 

drei Meinungen: Der Modus des Rechtsanwendungsrechtes; Der Modus des 

Rechtsanwendungsrechts und des internationalen Zivilprozessrechts; Der Modus, dass nicht 

nur das Rechtsanwendungsrecht, das internationale Zivilprozessrecht sondern auch die 

Zuständigkeit sowie die internationale Rechtshilfe in Zivilsachen beinhaltet sind.
61

 

Schließlich schloss sich der Gesetzgeber der ersten Meinung an. Dafür gibt es drei Gründe:
 62

  

Erstens, im Hinblick auf die derzeitige Gesetzgebungsbedingungen ist es in der VRC zu früh 

ein umfassendes IPR-Gesetz zu kodifizieren, weil davon viele Rechte betroffen wären, bei 

welche die betreffenden Bestimmungen angepasst werden müsste. Zweitens, seit langem hat 

die VRC traditionell das Rechtssystem des Festlands gehabt und die verschiedenen 

Rechtsnormen werden jeweils nach ihrer Natur organisiert. Das bedeutet, dass sich 

Verfahrensnormen in den Gesetzen bezüglich Verfahrensrecht und Sachnormen in den 

Gesetzen bezüglich materiellen Rechts einordnen lassen. Wegen der fehlenden Kodifikation 

des IPR in der VRC wurden in der Vergangenheit die Kollisionsnormen in verschiedenen 

Gesetzen sowie in judikativen Erläuterungen geregelt. Wenn ein umfassendes IPR-Gesetz 

                                                 
60

 Hier beziehen sich die Kollisionsnormen auf die Normen, die bestimmen, welche von mehreren in Frage 

kommenden Rechtsordnungen auf einen privatrechtlichen Sachverhalt mit Auslandsbezug zur Anwendung 

gelangen. 
61

 Siehe QI Xiangquan, Die Debatte bei der Gesetzgebung des GRZA, Law Science Magazine, 2010 Heft  2; QI 
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kodifiziert würde, würde dies zu einer riesigen Veränderung im derzeitigen chinesischen 

Rechtssystem führen. Auf diese Herausforderung ist der Gesetzgeber der VRC zurzeit noch 

nicht gut vorbereitet. Drittens, die wichtigste Aufgabe des chinesischen IPR ist es, ein Gesetz 

zu kodifizieren, das die Zivilrechtsbeziehungen mit Auslandsbezug behandelt. Es ist zu 

erreichen, dass ein Gesetz über die Rechtsanwendung kodifiziert wird. Dies hat keinen großen 

Einfluss auf die anderen Teile des chinesischen Rechtssystems, deshalb ist die Struktur des 

GRZA gegenwärtig eine optimale Wahl. 

2.1.2 Der Übersicht des GRZA 

2.1.2.1 Der Allgemeine Teil 

Im allgemeinen Teil (§§ 1-10) ist gemäß § 1 GRZA Ziel die Ermittlung des maßgebenden 

Rechts, wenn ein Sachverhalt einen Auslandsbezug aufweist. In § 2 Abs 1 werden das Statut 

des GRZA im chinesischen kollisionsrechtlichen System und das Verhältnis mit anderen 

Gesetzen, in denen auch kollisionsrechtliche Vorschriften enthalten sind, festgelegt. 

Außerdem ist das Prinzip der engsten Verbindung als eine generelle Ergänzungsklausel in 

dem § 2 Abs 2 vorgesehen. Die Rechtswahlfreiheit im Bereich des IPR tritt in § 3 GRZA auf. 

In gesetzlich determinierten Rechtsgebieten können die Parteien aufgrund ihrer 

Privatautonomie das anzuwendende Recht wählen. Diese Wahl befreit grundsätzlich von den 

zwingenden Vorschriften des Rechts, das ohne die Rechtswahl gelten würde. Hier muss die 

Rechtswahl ausdrücklich erfolgen. Der klassische Anwendungsfall der Rechtswahl liegt im 

Schuldrecht, wo die materiell-rechtliche Gestaltungsfreiheit ebenfalls besonders ausgeprägt 

ist. Außerdem ist die Rechtswahl im GRZA auch für andere Rechtsgebiete (Eherecht, 

Sachenrecht, Außervertragliches Schuldrecht) im GRZA zulässig. Die Rechtwahl nach dem 

GRZA ist eine direkt Rechtswahl, die sich nach dem Parteiwillen in aller Regel auf das 

materielle Recht eines Staates bezieht. In § 4 GRZA wird die sog. „Eingriffsnorm“ geregelt. 

Jede Rechtsordnung weist Eingriffsnormen auf, worunter Normen sozial- und 

wirtschaftspolitischer Natur verstanden werden, hinsichtlich derer ein unabdingbares 

öffentliches Anwendungsinteresse der lex fori besteht. Der Anwendungsbereich der 

Eingriffsnorm wird „vom Gesetz her“ bestimmt. Im Sonderanknüpfungsbereich von 

Eingriffsnormen wird die Entscheidung auf der Grundlage der materiell-rechtlichen 

Bestimmungen der lex fori getroffen. Das nationale IPR muss im Hinblick auf die 

Anwendung fremden Rechts durch seine Gerichte aus Gründen der Wahrung der öffentlichen 

Ordnung Grenzen ziehen. Diese Aufgabe erfüllt § 5 GRZA. Die ordre public-Kontrolle 

(Vorbehaltsklausel) ist nicht allgemein-abstrakter, sondern ergebnisorientiert-konkreter Natur. 
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Auf den festgestellten Verstoß gegen das inländischen ordre public reagiert das GRZA mit der 

Rechtsfolge der exklusiven Maßgeblichkeit des chinesischen Sachrechts. Gemäß § 6 GRZA, 

ist, wenn das Kollisionsrecht auf einen solchen territorial gespaltenen Mehrrechtsstaat 

verweist, das Recht jenes Teilgebietes maßgebend, zu welchem die engste Verbindung steht. 

Gemäß §  7 GRZA ist die Verjährung nach dem Recht zu beurteilen, das für den Anspruch 

maßgeblich ist. Denn die Verjährung bezieht sich auf den jeweiligen Anspruch, dem sie 

entgegengehalten werden kann. Die Qualifikation in § 8 erfolgt im Geltungsbereich des 

GRZA nach der lex fori. Gemäß § 9 liegt hier nur eine Sachnormverweisung im chinesischen 

GRZA vor, wenn auf Sachnormen der berufenen Rechtsordnung verwiesen wird. Nach § 10 

Abs 1 S.1 haben die Ermittlung des maßgebenden Rechts und seine Anwendung auf einen 

Sachverhalt mit Auslandsbezug von Amts wegen zu erfolgen. Nach § 10 Abs 1 S. 2 wird, 

wenn die Parteien durch die Rechtswahl ein ausländisches Recht wählen, der Nachweis 

ausländischen Rechts den Parteien aufgebürdet. Nach § 10 Abs 2 wird die lex fori als 

Ersatzrecht bestimmt, wenn im Einzelfall das maßgebende Recht nicht ermittelt werden kann. 

2.1.2.2 Zivilrechtssubjekte 

Das Kapitel 2 „Zivilrechtssubjekt“ des GRZA (§§ 11-20) beinhaltet nicht nur Personenrecht 

(§§ 11-15) sondern auch Stellvertretung, Treuhand, Schiedsvertrag, Mehrstaatlichkeit bzw. 

Staatslosigkeit und Gewöhnlicher Aufenthalt. Das GRZA knüpft im Personenrecht an das 

Personalstatut einer Person an. § 11 Rechtsfähigkeit, § 12 Geschäftsfähigkeit, § 13 

Verschollenheits- und Todeserklärung sowie § 15 Persönlichkeitsrecht bestimmen das 

Personalstatut, das sich bei natürlichen Personen primär nach dem gewöhnlichen Aufenthalt 

richtet.  § 12 Abs 1 spricht ganz allgemein von Geschäftsfähigkeit, verknüpft das 

Geschäftsfähigkeitsstatut vornehmlich für die mit der Volljährigkeit verbundene allgemeine 

Geschäftsfähigkeit. Zu beachten ist § 12 Abs 2, wonach eine natürliche Person, die nach dem 

Recht des Handlungsorts geschäftsfähig wäre, sich auf das Fehlen der Geschäftsfähigkeit 

nach ihrem Personalstatut nicht berufen kann, weil hier das Recht des Handlungsorts 

Anwendung findet (Ausnahmen in Bezug auf die Ehe, Familie oder Erbschaft). Gemäß § 14 

ist das GRZA bei Festlegung des Personalstatuts der juristischen Person dem Recht des 

Registrierungsorts (Gründungstheorie) oder dem Recht des Hauptniederlassungsorts 

(Sitztheorie) alternativ gefolgt. Nach dem GRZA können die Parteien in gewillkürter 

Stellvertretung (Innenverhältnis), Treuhandvertrag und Schiedsvertrag die Rechtswahl treffen. 

Ohne die Rechtswahl, findet das Rechts des Handlungsorts auf die Stellvertretung 

Anwendung (§  16 Abs 1) und die lex causae auf das Innenverhältnis der Stellvertretung 



Das neue chinesische IPR 

23 
 

Anwendung. In Treuhand ohne die Rechtswahl wird die lex rei sitae des Treuhandvermögen 

oder die lex causae des Treuhandverhältnisses angewandt. In Bezug auf Schiedsvertrag ohne 

die Rechtswahl ist das maßgebende Recht die lex rei sitae der Schiedsorganisation. In dem § 

19 stellt das chinesische GRZA mit gewöhnlichen Aufenthalt und engsten Verbindung von 

Mehrstaatsangehörigen und Staatenloser ab. Bei nicht möglicher Bestimmung des 

gewöhnlichen Aufenthaltes wird in § 20 GRZA der derzeitige Aufenthalt als maßgeblich 

herangezogen. 

2.1.2.3 Ehe und Familie 

Das Kapitel 3 „Ehe und Familie“ des GRZA enthält das Eherecht (§§ 21-24, §§ 26, 27), die 

Wirkungen des Eltern-Kind-Verhältnisses (§ 25), Adoption (§ 28), Unterhalt (§ 29) und 

Vormundschaft (§ 30). Darin sind die wesentlichen Anknüpfungsgrundsätze  des 

gewöhnlichen Aufenthalts, der Staatsangehörigkeit, der Rechtswahl und Registerführung 

enthalten. In den meisten Vorschriften werden die kombinierten Anknüpfungsmomente 

angewandt. In den sog. „Kombinierte Anknüpfungsmomente“ sind alle Fälle 

zusammengefasst, in denen eine Kollisionsnorm nicht nur ein einziges, sondern mehrere 

Anknüpfungsmomente verwendet.
 63

  Zur Bestimmung des bei der Eheschließung (§ 21) 

anzuwendenden Rechts sind drei Anknüpfungsstufen zu durchlaufen. Die Eheschließung, die 

hier als die materielle Voraussetzung zu beachten ist, beruht auf dem Prinzip des 

gemeinsamen gewöhnlichen Aufenthalts, wonach die Verbindung zwischen den Ehegatten 

und Ihrem Aufenthaltsrecht in erster Linie durch den gemeinsamen gewöhnlichen Aufenthalt 

hergestellt wird. Bei Mangel eines gewöhnlichen Aufenthalts wird ersatzweise auf die 

gemeinsame Staatsangehörigkeit zurückgegriffen. Haben die Ehegatten keine gemeinsame 

Staatsangehörigkeit, sind  danach die Sachvorschriften des Recht desjenigen Staates 

anzuwenden, in dessen Register sie eingetragen worden ist. § 21 spricht von der subsidiären 

Anwendung (Anknüpfungsleiter)
64

, deren zweite oder auch dritte Rechtsordnung aufgrund 

einer Ersatzanknüpfung erfolgt, wenn die Hauptanknüpfung bzw. die vorangehende 

Ersatzanknüpfung versagt. Außerhalb des § 21 enthalten §§ 23-26 eine Anknüpfungsleiter mit 

Stufen, die nicht nur für die allgemeinen Ehewirkungen (§ 23), sondern als Güterstand (§ 24) 

auch für das Eltern-Kinder-Verhältnis (§ 25) und die vernehmliche Scheidung (§ 26) gilt. § 22 

(Form der Eheschließung) richtet sich entweder nach dem gewöhnlichen Aufenthalt oder nach 

der Staatsangehörigkeit oder nach der Registerführung. Hier sind die Anknüpfungen 
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gleichrangig zur Auswahl gestellt. Regelmäßig liegt der Sinn alternativer Anknüpfungen in 

der Begünstigung bestimmter materieller Ergebnisse. Deshalb spricht man im Zusammenhang 

mit alternativen Anknüpfungen vom Günstigkeitsprinzip, das seit langem für diese Form 

bekannt ist.  In § 22 wird die Begründung eines Status begünstigt. Außerdem gilt das 

„Günstigkeitsprinzip“ auch, wenn bei der Rechtsanwendung ein für eine gesonderte Partei 

vorteilhaftes Ergebnis zu erzielen ist. Dabei ordnet der Gesetzgeber durch die Ausgestaltung 

der Kollisionsnormen einen Günstigkeitsvergleich an, der also erst bei der Rechtsanwendung 

im Zuge eines Vergleiches der in Rede stehenden Rechtsnormen nach inhaltlichen Kriterien, 

wie in § 25 (Eltern-Kind-Verhältnis), § 29 (Unterhalt) und § 30 (Vormundschaft), erfolgt. Im 

Kapitel 3 ist die Rechtswahl als Anknüpfung eingeschränkt. In § 24 (Ehegüterstand) dürfen 

die Ehegatten nur die Rechtsordnung des Staats wählen, in dem einer der Ehegatten entweder 

den gewöhnlichen Aufenthalt hat, dem einer der Ehegatten angehört, oder in dem sich ihr 

Hauptvermögen befindet.  In § 26 (Vernehmliche Scheidung) dürfen die Ehegatten nur die 

Rechtsordnung des Staats, in dem einer der Ehegatten entweder den gewöhnlichen Aufenthalt 

hat, oder dem einer der Ehegatten angehört, wählen. Bei Mangel der Rechtswahl enthält der § 

24 eine Anknüpfungsleiter mit zwei Stufen (gemeinsamer gewöhnlicher Aufenthalt und 

gemeinsame Staatsangehörigkeit), im Vergleich damit enthält der § 26 eine mit drei Sprossen 

(außerhalb dem Belegenheitsort der zuständigen Behörde der Scheidungsformalitäten). Nur in 

§ 27 betreffend streitige Scheidungen ist lex fori die einzige Anknüpfung. Adoptionsstatut 

nach § 28 ist eine getrennte Anwendung mehrerer Rechtsordnungen, die sich auf dasselbe 

Rechtsverhältnis beziehen und erfolgt dann, wenn das Rechtsverhältnis in mehrere Einzel-

oder Teilfragen aufgeteilt wird, die jeweils einer besonderen Rechtsordnung unterstellt 

werden. Hier ist schon der Tatbestand der Kollisionsnorm gespalten. Für die materielle 

Voraussetzungen und Formalitäten der Adoption besteht hier eine kumulative Anwendung. 

Die sog. kumulative Anwendung mehrerer Rechtsordnungen auf dieselbe Rechtsfrage 

bedeutet in der Regel, dass die Rechtsfolge nur dann eintritt, wenn sie nach allen beteiligten 

Rechtsordnungen begründet ist. Die Begründung eines Adoptionsverhältnisses richtet sich 

nach dem Recht des gewöhnlichen Aufenthalts des Annehmenden und-, wird für die 

Zustimmungserfordernisse kumulativ das Rechts des gewöhnlichen Aufenthalts des Kindes 

berufen. Die Wirkung der Adoption unterliegt dem Recht des gewöhnlichen Aufenthalts des 

Annehmenden, und für die Aufhebung des Adoptionsverhältnisses ist das Recht des 

gewöhnlichen Aufenthalts des Kinds maßgebend. 
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2.1.2.4 Erbrecht 

Im Kapitel 4 GRZA (§§ 31-35) bestimmt sich das Erbstatut grundsätzlich nach dem 

gewöhnlichen Aufenthalt oder der Staatsangehörigkeit des Erblassers zum Zeitpunkt seines 

Todes. Dies gilt für den gesamten Nachlass des Testaments, also sowohl für bewegliches als 

auch für unbewegliches Vermögen. Für die gesetzliche Erbfolge gilt nicht das Prinzip der 

Nachlasseinheit, sondern das Prinzip der Nachlassspaltung, das heißt, für unbewegliche 

Vermögen gilt das Recht des Belegenheitsorts; für bewegliche Vermögen unterliegt es dem 

Recht des gewöhnlichen Aufenthalts des Erblassers zum Zeitpunkt seines Todes (§ 31). Nach 

§ 34 und § 35 ist das maßgebliche Recht der Nachlassverwaltung und des erbenlosen 

Nachlasses das Recht des Belegenheitsorts des Vermögens. 

2.1.2.5 Sachenrecht 

Im Kapitel 5 GRZA „Sachenrecht“ (§§ 36-40) wird die Rechtsanwendung des Sachenrechts 

mit Auslandsbezug des GRZA geregelt. Nach der älteren Auffassung unterstanden dingliche 

Rechte an unbeweglichen Sachen dem Recht des Belegenheitsorts, während jene an 

beweglichen Sachen „mit der Person des Eigentümers unter gleichen Gesetzen “ standen. Im 

Gegensatz dazu folgt das GRZA der neueren Auffassung, wonach der Grundsatz der lex rei 

sitae für das gesamte Sachenrecht Geltung hat. Davon besteht eine Ausnahme bei 

beweglichen Sachen, wonach gemäß § 37 die Parteien eine Rechtswahl für bewegliche 

Sachen treffen dürfen. Gemäß § 36 sind die dinglichen Rechte an unbeweglichen Sachen nach 

dem Recht des Staates zu beurteilen, in dem sich die Sachen tatsächlich befinden. Wenn die 

Rechtswahl fehlt, unterliegen unbewegliche Sachen gemäß § 37 dem Rechts jenes Staates, in 

welchem sich diese zum Zeitpunkt des Eintritts des Sachverhalts befinden. Nach § 38 ist ohne 

die Rechtswahl das Belegenheitsstatut beim Zielort des Transports maßgeblich. § 39 gilt für 

die dinglichen Rechte an Wertpapieren. Hier unterscheidet der Gesetzgeber nicht zwischen 

den Arten von Wertpapier und knüpft den Ort der Verwirklichung des Rechts an das 

Wertpapier und den Ort, zu dem dieses die engste Verbindung hat. Gemäß § 40 unterliegt die 

Verpfändung von Rechten dem Recht des Orts, am dem das Pfandrecht begründet wurde. 

2.1.2.6 Schuldrecht 

Im Kapitel 6 GRZA (§§ 41-47) ist das auf einen Vertrag anwendbare Recht gemäß § 41 in der 

folgenden Weise zu ermitteln: Zunächst ist festzustellen, ob die Parteien die Rechtswahl 

wirksam vereinbaren. Mangelt es daran, dann ist diejenige Rechtsordnung anzuwenden, die 
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die Rechtsordnung des gewöhnlichen Aufenthalts der Partei ist, die die charakteristische 

Leistung erbringt, oder die mit der der Vertrag die engste Verbindung hat. Hier ist umstritten, 

ob das Prinzip der engsten Verbindung als Grundsatz, Ausweichklausel oder ergänzende 

Klausel gilt. Wonach kann sich der Richter im Einzelfall bei § 41 S.2 richten? Für 

Verbraucherverträge und Arbeitsverträge enthält das chinesische GRZA in den §§ 42 und 43 

eine Sonderregel. Diese dient dem kollisionsrechtlichen Schutz der schwächeren 

Vertragspartei, nämlich dem des Verbrauchers und Arbeitsnehmers. Gemäß § 42 kommt der 

Schutz darin in dem Sinne zum Ausdruck, als dass der Verbraucher die Rechtsordnung des 

Staates, an den die Waren geliefert werden oder in dem die Dienstleistung erbracht wird, 

einseitig wählen darf, weil im Grundsatz das maßgebliche Recht der Verbraucherverträge das 

Recht des Ortes ist, an dem der Verbraucher seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat; 

ausgenommen ist dies, wenn der Unternehmer keine bezogene gewerbliche Tätigkeit am Ort 

des gewöhnlichen Aufenthalts des Verbrauchers hat. Eine Rechtswahl ist nach § 43 nicht 

zulässig. Gemäß § 43 S. 1 gilt grundsätzlich die lex loci laboris. Entscheidend ist, wo der 

Arbeitnehmer seine Arbeit gewöhnlich verrichtet, weil das Arbeitsverhältnis in die dortige 

Arbeitswelt eingebettet ist. Eine ergänzende Anknüpfung der lex loci laboris ist nach § 43 S. 2 

die Hauptniederlassung des Unternehmens. § 43 S. 3 bestimmt, dass wenn der Arbeitsnehmer 

gewöhnlich in einem inländischen Betriebsteil eines ausländischen Unternehmens beschäftigt 

ist, gilt inländisches Recht, selbst wenn ihn die ausländische Zentrale eingestellt hat. Nach § 

44 S. 1 geht das chinesische GRZA von dem Tatortprinzip aus. Allerdings ist das nur die 

Auffangregel, die erst greift, wenn die Parteien keine nachträgliche Rechtswahl gemäß § 44 S. 

3 vereinbart haben und auch keinen gemäß § 44 S. 2 angeknüpften gemeinsamen 

gewöhnlichen Aufenthalt haben. In § 44 S. 2 stellt ein gemeinsamer gewöhnlicher Aufenthalt 

von Schädiger und Geschädigtem ein dauerhaftes verbindendes Element zwischen den 

Beteiligten dar, dem gegenüber dem Tatort als flüchtigeres Kriterium grundsätzlich 

zurückzutreten hat. Hier wird die Schadenersatzfrage weniger durch den ausländischen Tatort 

geprägt als durch die gemeinsame Rechtsumwelt, der die Beteiligten entstammen. Für 

Produkthaftungsfälle enthält § 45 GRZA eine Anknüpfungsleiter mit drei Sprossen. Zunächst 

wird geprüft, ob der Geschädigte die einseitige Rechtwahl zum Recht des Belegenheitsorts 

der Hauptniederlassung des Schädigers oder zum Recht des Orts des Schadenseintritts 

getroffen hat; danach ist mangels eines solchen das Recht des gewöhnlichen Aufenthalts des 

Geschädigten anzuwenden, selbst wenn der Schädiger dort eine einschlägige gewerbliche 

Tätigkeit unternimmt; zuletzt mangels einer solchen gewerblichen Tätigkeit des Schädigers 

knüpfen die Produkthaftungsverhältnisse an den Belegenheitsort der Hauptniederlassung des 
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Schädigers oder den Ort des Schadenseintrittes an. Persönlichkeitsverletzungen beurteilen 

sich gemäß § 46 GRZA nach dem gewöhnlichen Aufenthaltsrecht des Geschädigten. Bei der 

ungerechtfertigten Bereicherung und der Geschäftsführung ohne Auftrag beruft sich § 47 

GRZA ebenfalls wie § 44 zunächst das gewählte Recht der Parteien, hilfsweise auf ein 

gemeinsames Aufenthaltsrecht der Parteien durch vorangehende Ersatzanknüpfung, mangels 

eines solchen zuletzt auf das Recht des Handlungsorts (Ort des Eintritts der ungerechtfertigten 

Bereicherung und Ort des Vorkommens der Geschäftsführung Ohne Auftrag). 

2.1.2.7 Immaterialgüterrecht 

Das Kapitel 7 GRZA (§§ 48-50) ist Vermögensrechten an geistigem Eigentum (sog. 

Immaterialgüterrecht) gewidmet. Immaterialgüterrechte werden nach  dem 

Territorialitätsprinzip behandelt, wonach Immaterialgüterrechte grundsätzlich national 

begrenzt sind und nicht wie andere Rechte universale Geltung beanspruchen. In 

grenzüberschreitenden Fällen stellt sich die Frage der Anerkennung und des Schutzes 

ausländischer Rechteinhaber im Inland. Dies erfolgt im Wege der Gegenseitigkeit bzw. durch 

internationale Übereinkommen im Sinne des Grundsatzes der Inländerbehandlung. Dieser 

Grundsatz gewährleistet, dass die Angehörigen des einen Vertragsstaates so behandelt werden 

wie die Angehörigen des anderen Vertragsstaates. Die vorrangigen Übereinkommen, die in 

VCR gelten, beinhalten die Paris Convention for the Protection of Industrial Property as 

Amended at Stockholm in 1967, die Berne Convention for the Protection of Literary and 

Artistic Works, die Universal Copyright Convention as Revised at Paris on 24 July 1971 

usw.; insgesamt eine Anzahl von 15 Übereinkommen. Das Immaterialgüterstatut unterliegt 

den Bestimmungen dieses Kapitels, soweit nicht internationale Übereinkommen vorrangig 

anzuwenden sind. Gemäß § 48 beurteilt sich der Immaterialgüterstatut nach dem Recht des 

Staates, für dessen Gebiet ihr Schutz in Anspruch genommen wird (lex loci protectionis). 

Gemäß § 49 für Immaterialgüterrechtsverträge findet das Vertragsstatut Anwendung. Nach § 

50 GRZA unterliegen Verletzungen von Immaterialgüterrechen nicht den deliktsrechtlichen 

Kollisionsnormen, sondern dem lex loci protectionis. Zugleich dürfen die Parteien lex fori 

durch nachträgliche Vereinbarung wählen. 

2.1.2.8 Ergänzende Regeln 

Kapitel 8 besteht nur aus zwei Paragraphen, in denen erstens das Verhältnis des GRZA zu 

anderen Vorschriften (§ 51), die von den anderen Gesetzen geregelt werden, und das Datum 

des Inkrafttretens des GRZA (§ 52) normiert werden.   
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2.2 Die  Auslegungen des OVG zum GRZA 

2.2.1 Die Belange der Auslegungen zum GRZA in der Gerichtspraxis 

Nach dem Inkrafttreten des GRZA ist das System des IPR im engeren Sinn 

(Rechtsanwendungsrecht) grundsätzlich hergestellt und die Lücken, die in den 

Zivilrechtsbeziehungen mit Auslandsbezug sowie in den Grundlagen des IPR bestanden 

haben, dadurch geschlossen. Jedoch bedeutet das nicht, dass das GRZA  ein perfektes Gesetz 

ist. Oben wurde erwähnt, dass das OVG eine Studie durchgeführt hat, um die Anwendung des 

GRZA in der Gerichtspraxis zu prüfen. Aus dem Ergebnis der Studie ergaben sich in der 

Gerichtspraxis Probleme mit dem GRZA. Es geht um die folgenden Aspekte:
 65

 

➢ Wie kann man die Zivilrechtsbeziehungen mit Auslandsbezug richtig definieren? 

➢ Nach § 2 sowie § 51 ist das Verhältnis des GRZA mit den anderen Kollisionsnormen 

noch nicht ganz klar, die sich in anderen Einzelgesetzen finden.  

➢ In Bezug auf die Rechtswahl müssen die Zeit der Rechtwahl, die Weise der 

Rechtswahl sowie das  Recht, welches man durch die Rechtswahl wählen darf, 

bestimmt werden.  

➢ Das GRZA hat die Eingriffsnorm geregelt, aber es ist unklar, welche sachrechtliche 

Bestimmungen in chinesischen Gesetzen dazu gehören.  

➢ Rechtsumgehung wurde nicht durch das GRZA geregelt.  

➢ Wie das anwendbare Recht festgestellt wird, wenn die Streitsache die Vorfrage sowie 

die verschiedenen Zivilrechtsbeziehungen mit Auslandsbezug betrifft?  

➢ Wie das Volksgericht überprüfen kann, dass das anwendbare ausländische Recht nicht 

ermittelt werden kann? Und wie handelt das Volksgericht, wenn die Beteiligten einen 

Einwand gegeneinander im Verständnis auf das anwendbare ausländische Recht 

haben? 

➢ Wie kann man den gewöhnlichen Aufenthaltsort der natürlichen Person sowie den 

Registrierungsort der juristischen Person richtig definieren? 
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➢ Wie kann das Volksgericht das anwendbare Recht für die Schiedsvereinbarung 

feststellen, wenn die Beteiligten das anwendbare Recht für die Schiedsvereinbarung 

sowie eine Vereinbarung für die Schiedsorganisation und den Schiedsort nicht wählen? 

➢ Wie kann das Volksgericht das anwendbare Recht im Bereich des interlokalen 

Privatrechts feststellen?  

Um diese Fragen zu erläutern, hat das OVG  eine erste judikative Erläuterung am 28.12.2012 

verabschiedet.  

2.2.2 Die Übersicht der Auslegungen des OVG zum GRZA 

2.2.2.1 Definitionen der Zivilbeziehungen mit Auslandsbezug 

Bei der Gesetzgebung des GRZA erachtete der Gesetzgeber es als nicht nötig an, im GRZA 

die Zivilrechtsbeziehungen mit Auslandsbezug zu definieren, weil das Gericht nach der 

judikativen Erläuterung sie in der Gerichtspraxis feststellen kann und es auch kein Vorbild in 

ausländischen Gesetzen gibt.  In der Gerichtspraxis waren gemäß § 178 Abs 1
66

 die  

Ansichten zum AGZ zu definieren.  

Hieraus ergibt sich, dass eine Zivilrechtsbeziehung dann eine mit Auslandsbezug ist, wenn 

entweder das Rechtssubjekt, das Rechtsobjekt oder der Sachverhalt der Zivilbeziehung  einen 

Auslandsbezug  hat.  

Nach der Studie des OVG führt es zum Missverständnis, wenn das Zivilsubjekt mit 

Auslandsbezug nur mit der Staatsbürgerschaft festgestellt wird, denn in der neuen Erläuterung 

des OVG wird die Definition weiter vervollständigt, nämlich 

➢ Einer oder beide Beteiligte sind Ausländer, ausländische juristische Personen oder 

andere Vereinigungen oder staatenlose Personen. 

➢ Der gewöhnliche Aufenthaltsort von einem oder beiden Beteiligten befindet sich 

außerhalb des Territoriums der Volksrepublik China. 

➢ Der betreffende Gegenstand befindet sich außerhalb des Territoriums der Volksrepublik 

China. 
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 „Wenn bei einer Zivilbeziehung eine oder beide Seiten Ausländer, Staatenlose oder ausländische juristische 

Personen sind, oder wenn der Gegenstand der Zivilrechtsbeziehung sich im Ausland befindet, oder wenn die 

Tatbestände der Entstehung, der Änderung oder des Erlöschens von Zivilrechtsbeziehungen mit Rechten und 

Pflichten im Ausland eintreten, handelt es sich um Zivilrechtsbeziehungen mit Auslandsbezug.“ 
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➢ Der Sachverhalt, der dazu führt, dass eine Zivilrechtsbeziehung entsteht, sich verändert 

oder aufhört, besteht außerhalb des Territoriums der Volksrepublik China. 

➢ Andere Umstände, die als Zivilrechtsbeziehung mit Auslandsbezug erachtet werden 

können. 

2.2.2.3 In Bezug auf Rückwirkung
67 

des Rechtsanwendungsrechts 

Die Rückwirkung des GRZA ist eine besonders wichtige Frage, weil das GRZA ein 

Rechtsanwendungsrecht ist. Um der Partei Rechtssicherheit ihres Rechtsgeschäfts 

gewährleisten zu können, wird das Prinzip des Rückwirkungsverbots mit Ausnahme der 

Auslegung zum GRZA in § 2 geregelt. Wenn es damals kein Recht gab, das für die betroffene 

Zivilrechtsbeziehung mit Auslandsbezug galt, kann das anzuwendende Recht der betroffenen 

Zivilrechtsbeziehung mit Auslandsbezug nach dem Gesetz über Rechtsanwendung auf 

Zivilbeziehungen mit Auslandsbezug bestimmt werden. 

2.2.2.4 Das GRZA im Verhältnis mit den anderen Gesetzen 

Bezüglich der Paragraphen des GRZA wird dieses Verhältnis in den § 2 Abs 1 und § 51 

geregelt. In § 2 Abs 1 steht: „Das auf die Zivilbeziehungen mit Auslandsbezug anzuwendende 

Recht wird nach diesem Gesetz bestimmt. Soweit ein anderes Gesetz besondere 

Bestimmungen über die Rechtsanwendung auf die Zivilbeziehungen mit Auslandsbezug 

vorsieht, gelten dessen Bestimmungen.“. Hier ist unklar, wie man unter einem anderen Gesetz 

und sog. besonderen Bestimmungen richtig unterscheiden kann. Obig wird schon erwähnt, 

dass es sich beim alten chinesischen IPR-System um viele verschiedene Gesetze sowie 

judikative Erläuterungen des OVG handelt. In § 51 des GRZA wird deutlich geäußert, dass §§ 

146
68

, 147
69

 der AGZ und § 36
70

 des Erbgesetzes nicht mehr gelten, da sie dem GRZA 
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Wirkt eine rechtlich erhebliche Handlung zurück,  so spricht man von der Rückwirkung. Wirkt etwas nur vom 

Zeitpunkt seines Geschehens an, so spricht man vom Rückwirkungsverbot. 
68

 § 146 AGZ „Auf den Ersatz für die Schädigung bei rechtsverletzender Handlungen wird das Recht des Orts 

der rechtsverletzenden Handlungen angewandt. Haben beide Beteiligten die gleiche Staatsangehörigkeit oder 

ihren Sitz im gleichen Staat, so kann auch das Recht des Heimatlandes bzw. des Sitzlandes der Beteiligten 

angewandt werden.    
Außerhalb des Gebiets der VRC eingetretene Handlungen, die das Recht der VRC nicht als rechtsverletzende 

Handlungen ansieht, werden nicht als ein Recht verletzende Handlungen behandelt.“ 
69 

§ 147 AGZ „Auf die Heirat eines Bürgers der VRC mit einem Ausländer wird das Recht des Orts der 

Eheschließung angewandt, auf die Scheidung wird das Recht des Orts des Gerichts angewandt, das den Fall 

annimmt.“ 
70 

§ 36 Erbgesetz „Wenn ein chinesischer Bürger Eigentum erbt, das sich außerhalb des Territoriums der VRC 

befindet oder, unter der Voraussetzung, dass der Erblasser ein Ausländer ist, auch ein Eigentum,  das sich auf 

dem Territorium der VRC befindet, wird bei beweglichem Vermögen das Recht des Wohnsitzes des Erblassers 
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widersprechen. Diese Bestimmung führt auch zu Missverständnissen, weil bei 

Zivilrechtsbeziehungen mit Auslandsbezug das anzuwendende Recht nach GRZA nur bei 

Nichtvorliegen besonderer Bestimmungen in anderen Gesetze bestimmt wird, wie in § 2 des 

GRZA erwähnt wird. Um die Unklarheit in § 2 zu erklären, welche Bestimmungen nach dem 

Inkrafttreten des GRZA ihr Wirksamkeit verlieren und welche Bestimmungen wegen ihrer 

Besonderheit nach dem Inkrafttreten des GRZA noch wirksam sind, wird das GRZA im 

Verhältnis zu anderen Gesetzen durch die Auslegungen des OVG zum GRZA interpretiert.  

§ 3 der Auslegungen zum GRZA legt dar: Wenn ein Einklang zwischen dem Gesetz über 

Rechtsanwendung auf Zivilbeziehungen mit Auslandsbezug und den anderen Gesetzen 

bezüglich derselben Zivilbeziehung mit Auslandsbezug fehlt, gilt das Gesetz über 

Rechtsanwendung auf Zivilbeziehungen mit Auslandsbezug mit Ausnahme der Sonderregeln 

des Wechselgesetzes, Seehandelsgesetzes und Zivilluftfahrtgesetzes der VRC und andere 

Sondergesetze und -regulierungen im Bereich des Handels und des Immateriellen.“  

Diese Bestimmung steht auch in Übereinkunft mit den Bestimmungen des 

Gesetzgebungsgesetzes der VRC
71

. Gemäß Art 78
72

 des Gesetzgebungsgesetzes genießt die 

Verfassung den Vorrang vor allen anderen Rechtsquellen, so dass niederrangiges Recht mit 

ihr zu vereinbaren ist. Das Rangverhältnis zwischen den übrigen Rechtsquellen wird in Art 

79
73

 des Gesetzgebungsgesetzes geregelt.
 74

 Das Verhältnis zwischen der neueren Norm und 

der älteren Norm sowie zwischen der allgemeinen Norm und der speziellen Norm wird im Art 

83 des Gesetzgebungsgesetzes geregelt: „Wenn bei Gesetzen, Verwaltungsrechtsnormen, 

territorialen Rechtsnormen, Autonomie- und Einzelverordnungen oder Regeln, die von dem 

gleichen Organ festgesetzt wurden, besondere Bestimmungen und allgemeine Bestimmungen 

nicht übereinstimmen, gelten die besonderen Bestimmungen; wenn neue Bestimmungen und 

alte Bestimmungen nicht übereinstimmen, gelten die neuen Bestimmungen.“.  

                                                                                                                                                         
angewandt, bei unbeweglichem Vermögen das Recht des Ortes, an dem sich das unbewegliche Vermögen 

befindet (lex rei sitae). 

Wenn ein Ausländer Eigentum erbt, das sich auf dem Territorium der VRC befindet oder, unter der 

Voraussetzung,  dass der Erblasser ein chinesischer Bürger ist, auch ein Eigentum, das sich außerhalb des 

Territoriums der VRC befindet, wird bei beweglichem Vermögen das Recht des Wohnsitzes des Erblassers 

angewandt, bei unbeweglichem Vermögen das Recht des Ortes, an dem sich das unbewegliche Vermögen 

befindet (lex rei sitae).“ 
71 

Verabschiedet am 15. März 2000 auf der 3. Sitzung des 9. Nationalen Volkskongresses. 
72  

Art 78 des Gesetzgebungsgesetzes „Die Verfassung hat oberste Gesetzeskraft; kein Gesetz, keine 

Verwaltungsrechtsnorm, keine territoriale Rechtsnorm, keine Autonomie- und Einzelverordnung, keine Regel 

darf mit der Verfassung in Widerspruch stehen.“ 
73

 Art 79 des Gesetzgebungsgesetzes „ Gesetze gehen Verwaltungsrechtsnormen, territorialen Rechtsnormen und 

Regeln vor. Verwaltungsrechtsnormen gehen territorialen Rechtsnormen und Regeln vor.“ 
74 

GAO Wei, Die Anerkennung und Vollstreckung ausländischer Schiedssprüche in der VRC (2010), 25 
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Mit Art 83 des Gesetzgebungsgesetzes sowie  § 3 der Auslegungen zum GRZA kann man 

Folgendes für das Verhältnis des GRZA zu anderen Gesetzen verstehen:
 75

 

➢ Erstens, wenn das GRZA mit den anderen Gesetzen in Bezug auf dieselben 

Zivilbeziehung mit Auslandsbezug im Einklang steht, ist die Bestimmung des GRZA 

anzuwenden.  

➢ Zweitens, wenn kein Einklang zwischen dem GRZA und den anderen Gesetzen in 

Bezug auf die Zivilbeziehung mit Auslandsbezug zustande kommt, kommt es darauf 

an, ob die betroffene Regelung der anderen Gesetze als speziellen Bestimmung 

verstanden werden kann. Nach § 3 der Auslegungen des GRZA sind solche besonderen 

Bestimmungen im Bereich von den Sonderregeln des Wechselgesetzes, 

Seehandelsgesetzes und Zivilluftfahrtgesetzes der VRC lokalisiert und andere 

Sondergesetze und -regulierungen im Bereich des Handels und des 

Immaterialgüterrechts. 

➢ Drittens, wenn das die Zivilrechtsbeziehungen mit Auslandsbezug anzuwendende 

Recht nicht im GRZA, sondern in den anderen Gesetzen geregelt wird, ist die 

Bestimmung der anderen Gesetze anzuwenden.  

➢ Schließlich, wenn das auf die Zivilbeziehungen mit Auslandsbezug anzuwendende 

Recht weder im GRZA noch in den anderen Gesetzen geregelt wird, wird das 

anzuwendende Recht nach § 2 Abs 2 des GRZA durch das Prinzip der engsten 

Verbindung bestimmt. 

2.2.2.4 Die Anwendung der internationalen Abkommen
76

 und des internationalen 

Gewohnheitsrechts. 

In § 142 AGZ, dem § 268 Seehandelsgesetz und dem § 184 Zivilluftfahrtgesetz wird die 

Anwendung der internationalen Abkommens sowie der internationalen Gepflogenheiten auf 

die Zivilrechtsbeziehungen mit Auslandsbezug normiert. Diese Bestimmungen sind die 

Grundlage dafür, dass internationale Abkommen und das internationale Gewohnheitsrecht in 

der Gerichtspraxis anzuwenden sind. Bei der Kodifikation des GRZA ist die Bestimmung der 

Anwendung der internationalen Abkommen und der internationalen Gepflogenheiten 

                                                 
75 

DING Wei, Das Verhältnis zwischen dem GRZA und den anderen Gesetzen, Tribune of Political Science and 

Law, 2011, Heft 3 
76

 Hier ersetzt das internationale Abkommen das staatverträgliche Einheitsrecht.  
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berücksichtigt worden. Angesichts der Kompliziertheit der Anwendung von internationalen 

Abkommen und des internationalen Gewohnheitsrechts wird sie schlussendlich nicht im 

GRZA normiert. In der Gerichtspraxis sind die Bestimmungen in § 142 AGZ, § 268 

Seehandelsgesetz und § 184 Zivilluftfahrtgesetz aufzufinden, deshalb wird in den §§ 4, 5 der 

Auslegung des OVG zum GRZA alles geregelt: 

§ 4: „Wenn die Zivilrechtsbeziehungen mit Auslandsbezug internationale Abkommen 

betreffen, muss das Volksgericht nach § 142 Abs 2  der Allgemeine Grundsätze des 

Zivilrechts, § 95 Abs 1 des Wechselgesetzes der VRC  § 268 Abs 1 des Seehandelsgesetzes 

der VRC und § 148 Abs 2 des Zivilluftfahrtgesetzes der VRC vorgehen, mit Ausnahme der 

internationalen Abkommen im Bereich des Immaterialgüterrechts, die schon auf inländisches 

Recht übertragen wurden oder noch zu übertragen sind.“ 

§ 5: „Wenn die Zivilrechtsbeziehungen mit Auslandsbezug internationale Gepflogenheiten 

betreffen, muss das Volksgericht diese nach § 142 Abs 3  der Allgemeinen Grundsätze des 

Zivilrechts § 95 Abs 2 des Wechselgesetzes der VRC, § 268 Abs 2 des Seehandelsgesetzes 

der VRC und § 148 Abs 2 des Zivilluftfahrtgesetzes der VRC anwenden.“ 

Hier ist es für § 4 notwendig zu betonen, dass die Anwendung von internationalen 

Abkommen im Bereich des Immaterialgüterrechts die Ausnahme ist, da die Abkommen 

oftmals schon auf inländisches Recht übertagen sind. Wegen des Territorialitätsprinzips und 

der Inländerbehandlung im Bereich des Immaterialgüterrechts wurde das TRIPS-

Abkommen
77

  in der VRC auf das inländische Recht übertragen. Der Schutzstandard der 

anderen immaterialgüterrechtlichen Abkommen ist normalerweise Mindestschutzstandard. 

Deshalb ist es im Bereich des Immaterialgüterrechts nicht unbedingt notwendig, dass die 

internationalen Abkommen vorrangiger sind als das inländische Recht.  

Wie wurden die Bestimmungen zur Anwendung der internationalen Abkommen und der 

internationalen Gepflogenheiten in der chinesischen Gerichtspraxis verwirklicht? 
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Das Ü bereinkommen über handelsbezogene Aspekte der Rechte am geistigen Eigentum ist eine internationale 

Vereinbarung auf dem Gebiet der Immaterialgüterrechte. Die Entstehung des TRIPS-Abkommens ist eng 

verbunden mit der Arbeit des Intellectual Property Committee, eines Zusammenschlusses von 13 US-

amerikanischen Konzernen der Hochtechnologie, die auf der ganzen Welt für eine Verbindung von Fragen des 

geistigen Eigentums und des Freihandels warben. Nachdem geistiges Eigentum bislang exklusiv als Aufgabe der 

WIPO angesehen worden war, wurde TRIPS ein Abkommen im Rahmen der Welthandelsorganisation (WTO).  
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Normalerweise, wenn die Parteien ein internationales Abkommen oder die internationalen 

Gepflogenheiten durch die Rechtswahl wählen und diese Wahl nicht gegen das Ordre Public 

verstößt, können diese angewandt werden. In diesem Fall ist die internationale Gepflogenheit 

meistens die internationale Handelsgewohnheit und-praxis
78

. Es gibt noch keine 

Rechtsbesprechung, in der das Volksgericht die internationalen Gepflogenheiten aktiv und 

unmittelbar in der Gerichtspraxis anwendet.
79

 

Hier stellt sich die Frage, wie das Volksgericht aktiv und unmittelbar auf die betreffende 

Zivilbeziehung mit Auslandsbezug zu einer solchen Anwendung findet. Bezüglich dieser 

Frage handelt es sich um eine staatliche Verpflichtung bei der Anwendung von 

völkerrechtlichen internationalen Abkommen. 

„Jeder Staat muss sich entscheiden, wie er das Verhältnis seiner eignen Rechtsordnung zu den 

internationalen Abkommen (staatliches verträgliches Einheitsrecht) ausgestalten will. Für die 

Ausgestaltung des Verhältnisses zwischen den internationalen Abkommen und dem 

staatlichen Recht stellen sich vor allem zwei Fragen: 

➢ Finden die Abkommen innerstaatlich unmittelbar oder erst durch einen besonderen Akt 

der Anerkennung? 

➢ Welchen normativen Rang bekleidet die völkerrechtliche Verpflichtung? Hiervon hängt 

ab, welche Rechtsvorschrift im Fall eines Widerspruchs zwischen einer 

völkerrechtlicher und einer innerstaatlichen Regeln den Vorrang erhält.“
 80

 

Nach dem Wortsinn des § 142 AGZ, des § 268 Seehandelsgesetz und des § 184 

Zivilluftfahrtgesetz kann das Volksgericht die internationalen Abkommen unmittelbar in der 

betreffenden Zivilbeziehung mit Auslandsbezug anwenden, solang es sich nicht um die 

Vorbehaltsklausel des internationalen Abkommens handelt. Wenn es einen Widerspruch 

zwischen dem zivilrechtlichen inländischen Recht und einem internationalen Abkommen gibt, 

erhält die Vorschrift des internationalen Abkommens den Vorrang.  

Die getroffenen internationalen Abkommen richten sich hier normalerweise auf das 

internationale vereinheitliche Material-und Kollisionsrecht. Die VRC trat schon vielen 

                                                 
78 
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LI Jiannan, Die Anwendung der Gepflogenheit im GRZA, Pacific Journal, 2011, Heft 6 
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 Arnauld, Völkerrecht (2012), 192 f. 
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vereinheitlichen materialrechtlichen Abkommen und einem Kollisionsrecht betreffenden 

Abkommen bei.
81

 

Außerhalb der Vorbehaltsklausel des Abkommens muss das Volksgericht bei der 

unmittelbaren Anwendung solcher internationalen Abkommen auf Folgendes aufpassen: 

➢ Wenn das Volksgericht das internationalen Abkommen auf die betreffende 

Zivilrechtsbeziehung mit Auslandsbezug  aktiv anzuwenden hat, muss nicht nur die 

VRC ein Mitgliedstaat des Abkommens sein, sondern auch der Sachverhalt zum 

Anwendungsbereich des Abkommens passen. 

➢ Die Abkommen können sich zwingend oder willkürlich, öffentlich-rechtlich oder 

privatrechtlich unterscheiden. Normalerweise muss das Volksgericht nur die 

zwingende Klausel der Abkommen oder das öffentlich rechtliche Abkommen 

unmittelbar auf die Zivilbeziehung mit Auslandsbezug anwenden. 

Offensichtlich ist bei diesen zwei Paragraphen, dass die die Unklarheit bei der Anwendung 

der internationalen Abkommen und der internationalen Gepflogenheiten nicht beseitigt wird, 

wie in der Fußnote 53 erwähnt wird. Der Ursprung dieser Unklarheit liegt darin, dass durch 

das chinesische Verfassungsrecht nicht deutlich bestimmt wird, welches Verhältnis zwischen 

den internationalen Abkommen und dem inländischen Recht herrscht und ob die Anwendung 

der Abkommen unmittelbar ist oder in inländisches Recht eingebettet werden muss. Die 

Bestimmungen in den zivilrechtlichen Gesetzen, in denen der Vorrang der Geltung zwischen 

den internationalen Abkommen und dem inländischen Recht vorgeschrieben wird, können 

nicht als Grundsatz für die Anwendung der internationalen Abkommen gelten. Selbst wenn 

die internationalen Abkommen gemäß der Bestimmungen der zivilrechtlichen Gesetze 

unmittelbar anzuwenden sind, bedeutet das nicht, dass die unmittelbare Anwendung als 

genereller Grundsatz der Anwendung der internationalen Abkommen in der VRC zu 

verstehen ist.  

2.2.2.5 Rechtswahl 

Die Rechtswahl ist im allgemeinen Teil des § 3 GRZA normiert, in welchem die 

Anwendungsart und -bereiche geregelt werden, wonach laut den gesetzlichen Bestimmungen 

ausdrücklich das auf die Zivilbeziehungen mit Auslandsbezug anzuwendende Recht zu 
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wählen ist. Außerdem erweitert sich die Rechtswahl vom traditionellen Bereich, nämlich 

Vertragsrecht, hin zum Familienrecht, Sachenrecht, außervertraglichen Recht und 

Immaterialgüterrecht im GRZA und unterliegt den Schranken, die den besonderen 

Gegebenheiten und Gefahren der einzelnen Rechtsgebiete entsprechen. Allerdings erwähnt 

das GRZA den Umfang des wählbaren Rechts bzw. den Zeitpunkt der Rechtswahl im GRZA 

nicht. Darüber hinaus werden diese Bestimmungen durch die §§ 6-9 Auslegungen zum GRZA 

ergänzt.   

2.2.2.6 Die zwingende Bestimmungen 

In § 4 des GRZA handelt es sich um die zwingenden Bestimmungen, die auf die 

Zivilrechtsbeziehungen mit Auslandsbezug unmittelbar anzuwenden sind.  Die Festlegung des 

Begriffes der sog. zwingenden Bestimmung kann vielschichtige Probleme aufwerfen. Dabei 

ist von besonderer Bedeutung, zwischen den auf die Zivilrechtsbeziehungen mit 

Auslandsbezug unmittelbar anzuwendenden zwingenden Bestimmungen und zwingenden 

inländischen Bestimmungen zu unterscheiden, weil  zwingende inländische Bestimmungen 

nur dann eingreifen können, wenn der Sachverhalt mit ein und demselben Staat verbunden 

ist.
82

   

§ 4 GRZA definiert die zwingenden Bestimmungen nicht, welche auf die Zivilbeziehungen 

mit Auslandsbezug unmittelbar anzuwenden sind. Es ergibt sich dadurch, dass § 4 GRZA 

weiter auszulegen sein wird. § 10 Auslegungen zum GRZA zählt die konkreten Arten der 

Bestimmungen auf, die als die zwingenden Bestimmungen im Sinne von § 4 GRZA  

angesehen werden, nämlich: 

➢  Rechte und Interessen des Arbeitsnehmers; 

➢  Sicherheit von Lebensmitteln und die öffentliche Gesundheit; 

➢ Sicherheit der Umwelt; 

➢ Devisenkontrolle oder bei Finanzsicherheitsbezug; 

➢ Antimonopol und Antidumping und 

➢ Andere Umstände, die als zwingende Bestimmungen erachtet werden müssen. 
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Mittlerweile betont § 10 Auslegungen zum GRZA, dass die zwingenden Bestimmungen im 

Sinne von § 4 GRZA zu staatlichen Lenkungsmaßnahmen gehören und Einwirkung im sozial-

öffentlichen Interesse auf private Rechtsverhältnisse ausübt. Darüber hinaus sind die 

zwingenden Bestimmungen im Sinne von § 4 GRZA auf die Zivilrechtsbeziehungen mit 

Auslandsbezug unmittelbar anzuwenden und dürfen nicht von den Parteien durch Rechtswahl 

ausgeschlossen werden.
83

  

§ 9 und § 10 „Auslegungen zum GRZA“ gehen beide die sog. gesellschaftlichen öffentlichen 

Interessen an. Offensichtlich sind die Bedeutungen der gesellschaftlichen öffentlichen 

Interessen der beiden Paragraphen nicht identisch, da ihre Anwendungsvoraussetzungen 

unterschiedlich sind.
84

 Fraglich ist, welcher Unterschied der gesellschaftlichen öffentlichen 

Interessen zwischen § 9 und § 10 vorliegt, dies ist unklar.
85

  

2.2.2.7 Gesetzumgehung
86

 

„Die Gesetzumgehung stellt an sich keine Eigenheit des IPR dar. Sie betrifft alle 

Rechtsbereiche und ist allgemeine Rechtslehre. Sie ist im Graubereich zwischen kreativer 

Tatbestandsauslegung und Missbrauch rechtlicher Möglichkeiten angesiedelt und damit in der 

Gerichtspraxis schwer zu beweisen. Es geht darum, dass man bewusst und zweckbestimmt 

den Tatbestand einer bindenden Norm vermeidet und den einer anderen Norm verwirklicht, 

damit anstelle der Rechtsfolge des ersten Tatbestands die Rechtsfolge des zweiten eintritt.
 
Der 

Anreiz zur Gesetzumgehung ist aber umso stärker, je größer das Wertungsgefälle ist zwischen 

der Norm, deren Anwendung vermieden, und derjenigen, deren Anwendung fabriziert werden 

soll. So etwas ist innerhalb derselben Rechtsordnung viel seltener zu finden als im Verhältnis 

verschiedener nationaler Rechtssystem zueinander. Die Möglichkeit, mit Hilfe der 

Anknüpfungstechnik die Weichen einfach anders zu stellen und den Zug in eine ganz andere 

Rechtsordnung fahren zu lassen, gibt es nur im IPR.“
 87
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Die Gesetzumgehung wurde im chinesischen IPR zum ersten Mal durch § 194 Ansichten zu 

AGZ vorgeschrieben: „Handlungen, mit denen die Beteiligten Rechtsnormen unseres Landes 

mit zwingendem oder Verbotscharakter entgehen wollen, führen nicht zur Anwendung 

ausländischen Rechts.“. Im GRZA wird das Gesetzumgehungsverbot nicht mehr geregelt, 

daher war umstritten, ob die Gesetzumgehung im Bereich des IPR entweder nicht mehr 

rechtswidrig oder gemäß § 194 noch immer rechtswidrig ist. Deshalb stellt § 11 der 

Auslegungen zum GRZA fest: „Wenn ein Beteiligter absichtlich einen Anknüpfungsmoment 

einer Zivilrechtsbeziehung mit Auslandsbezug erzeugt, um die zwingenden Bestimmungen 

der Gesetze sowie der Verwaltungsverordnungen der VRC zu umgehen, muss das 

Volksgericht feststellen, dass sich heraus ergibt, dass das ausländische Recht nicht 

anzuwenden ist.“. 

Hier gehören zum Tatbestand der Gesetzumgehung vier Elemente, nämlich 

Umgehungsabsicht, Umgehungshandlung, Umgehungszweck (Zwangsvorschriften oder 

Verwaltungsverordnungen der VRC) und Umgehungsergebnis (das Recht einer anderen 

Rechtsordnung wäre anzuwenden.). In diesem Paragraph handelt es sich nur um das Verbot 

einer Gesetzumgehungshandlung in Bezug auf die chinesischen Zwangsvorschriften oder die 

chinesischen Verwaltungsverordnungen, nicht um eine Gesetzumgehungshandlung an den 

ausländischen Zwangsvorschriften. Wie das Volksgericht die Handlung in Bezug auf Absicht 

der Gesetzesumgehung einschätzt, muss von diesem auf den konkreten Fall bezogen 

entschieden werden.  

2.2.2.8 Präjudizielle Fragen und mehrere Rechtsverhältnisse (mehrere Fragen) 

Mehrere Rechtsverhältnisse in einem Sachverhalt beziehen sich nicht auf Teilfragen, die 

Teilerfordernisse eines Tatbestands sind (z.B. Formvoraussetzungen für ein Rechtsgeschäft), 

sondern darauf, dass ein oder ein paar Rechtsverhältnisse neben dem Hauptverhältnis in 

Sachverhalt existieren. z.B. Wenn es in einem Sachverhalt um den Hauptvertrag und 

Untervertrag (Gewährvertrag) geht, muss das Volksgericht das jeweilige maßgebende Recht 

mit ihren selbständigen Anknüpfungen feststellen. So wird es in § 13 der Auslegungen zum 

GRZA geregelt. 

Im Vergleich mit § 13 ist das in § 12 geregelte Rechtsverhältnis präjudiziell für das 

Hauptrechtsverhältnis. Gleich wie in § 13 bestimmt § 12 Auslegungen zum GRZA, dass das 

präjudizielle Verhältnis auch nach lex fori selbständig anzuknüpfen ist. 
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2.2.2.9 Schiedsvereinbarung 

Gemäß § 18 des GRZA können die Parteien durch Vereinbarung das auf einen Schiedsvertrag 

anzuwendende Recht wählen. Treffen die Parteien keine Rechtswahl, findet das Recht des 

Ortes Anwendung, an dem das Schiedsverfahren durchgeführt wird. Hierbei besteht das 

Problem darin, wie das anzuwendende Recht festgestellt wird, wenn die Parteien keine 

Vereinbarung über die Schiedsorganisation und den Schiedsort treffen bzw. wenn ihre 

Vereinbarung unklar ist. Deshalb erörtern die Auslegungen zum GRZA die Frage weiter. 

Danach kann das Volksgericht das Recht der VRC anwenden, um die Rechtswirksamkeit der 

Schiedsvereinbarung zu gewährleisten. 

2.2.2.10 Der gewöhnliche Aufenthalt der natürlichen Person 

Es ist eine von den wichtigen Entwicklungen des GRZA, dass der gewöhnliche Aufenthalt als 

die wesentliche Anknüpfung in den Bereichen des Personalstatutes der natürlichen Person und 

des vertraglichen bzw. außervertraglichen Schuldrechts geregelt wird. Allerdings gibt es dafür 

im GRZA und auch im alten chinesischen IPR-System keine Definition bzw. Umschreibung. 

Dies führt dazu, dass das Volksgericht hiernach kein kollisionsrechtliches Kriterium für die 

Bestimmung des gewöhnlichen Aufenthalts in der chinesischen Gerichtspraxis zur Verfügung 

steht. Darüber hinaus definiert jedoch § 15 Auslegungen zum GRZA den Begriff des 

gewöhnlichen Aufenthalts: „Wenn natürliche Personen bei Eingehen, Änderung oder Ende 

einer Zivilrechtsbeziehung mit Auslandsbezug mindestens ein Jahr lang an einem Ort (als 

Lebensmittelpunkt) ohne Unterbrechung wohnen, kann das Volksgericht diesen Ort mit 

Ausnahme von medizinischer Behandlung, Arbeitsentsendung, Amtshandlung sowie anderen 

ähnlichen Umständen als den durch das Gesetz über Rechtsanwendung auf Zivilbeziehungen 

mit Auslandsbezug geregelten gewöhnlichen Aufenthaltsort erachten.“ Dabei müssen die drei 

wichtigsten Elemente des gewöhnlichen Aufenthalts hervorgehoben werden, nämlich  die 

Aufenthaltsdauer ohne Unterbrechung, die Unabhängigkeit der andern Person (Wille), sowie 

die soziale Integration (Lebensmittelpunkt).
 88 

2.2.2.11 Der Eintragungsort der juristischen Person 

Gemäß § 14 des GRZA ist der Eintragungsort des juristischen Personenstatuts maßgebend, 

wobei der sog. Eintragungsort der geschäftliche oder der eingerichtete Eintragungsort sein 

kann. Um den Eintragungsort klar zu erörtern, wird durch § 16 der Auslegungen zum GRZA 
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vorgeschrieben, dass der vom GRZA geregelte Eintragungsort der juristischen Person der 

eingerichtete Eintragungsort (Gründungtheorie) ist. 

2.2.2.12 Ermittlung des ausländischen Rechtes 

Nach der Feststellung des maßgebenden Rechts auf die Zivilrechtsbeziehung mit 

Auslandsbezug beginnt die Ermittlung des ausländischen Rechtes. Es handelt sich um 

folgende Fragen:
89

  

➢ Wer hat die Verpflichtung die betreffenden Regeln des ausländischen Rechtes zu 

ermitteln, der Richter oder die Parteien?  

➢ Wodurch kann das Volksgericht die betreffenden Regeln des ausländischen Rechtes 

ermitteln? 

➢ Unter welchen Umständen kann das Volksgericht feststellen, dass das maßgebende 

ausländische Recht nicht ermittelt werden kann? 

➢ Wie kann das Volksgericht das anzuwendende ausländische Recht richtig auslegen? 

Erstens, wer hat die Verpflichtung die betreffenden Regelungen des ausländischen Rechtes zu 

ermitteln? „Wer ausländisches Recht anzuwenden hat, muss es kennen. Es gilt der Grundsatz 

„iura novit curia“. Doch kann dies auch für das ausländische Recht gelten, in dem der Richter 

nicht ausgebildet worden ist, über dessen Kenntnis er nie einen Nachweis liefern musste? 

Handelt sich bei den anzuwendenden ausländischen Rechtsvorschriften um Recht, mit der 

Konsequenz, dass der Richter dessen Inhalt zu ermitteln hat? Oder ist ausländische Recht nur 

Tatsche, das von den Parteien nachzuweisen wäre?“
90

 § 10 Abs 1 des GRZA normiert: „Das 

auf die Zivilrechtsbeziehungen mit Auslandsbezug anzuwendende ausländische Recht wird 

von dem Volksgericht, dem Schiedsgericht oder der Verwaltungsbehörde ermittelt. Wählen 

die Parteien ausländisches Recht, haben sie das ausländische Recht vorzulegen.“ Das 

bedeutet, wenn das ausländische Recht auf Grund von Verweisung durch Kollisionsnorm 

angewendet wird, hat die Ermittlung des ausländischen Rechts von Amts wegen zu erfolgen, 

und wenn das ausländische Recht durch die von den Parteien getroffenen Rechtswahl 

angewandt wird, müssen die Parteien das ausländische Recht vorlegen. 
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Zweitens, wodurch kann das Volksgericht die maßgebenden Rechtsvorschriften ermitteln? 

Dies wird vom GRZA nicht vorgeschrieben, dafür ergänzen sich die Auslegungen zum GRZA 

mit den Vorschriften in § 17, es handelt sich hierbei nämlich um die Methoden, die von den in 

der VRC in Kraft tretenden internationalen Abkommen geregelt werden und durch die von 

chinesischen und ausländischen juristischen Experten zur Verfügung gestellte Informationen.  

Drittens, unter welchen Umständen kann das Volksgericht feststellen, dass das anzuwendende 

ausländische Recht nicht ermittelt werden kann? In § 10 des GRZA wird erwähnt, dass das 

chinesische Recht beim Volksgericht nur Anwendung findet, wenn das ausländische Recht 

nicht ermittelt werden kann oder eine entsprechende Bestimmung in dem ausländischen Recht 

fehlt. Die Auslegungen zum GRZA bestimmen die zwei Ermittlungsumstände in § 17: „Wenn 

das Volksgericht auch auf die folgenden angemessenen Wege, nämlich durch die von den 

Parteien zur Verfügung gestellten Informationen, durch die von in der VRC in Kraft 

getretenen internationalen Abkommen geregelten Methoden und durch die von chinesischen 

und ausländischen juristischen Experten zur Verfügung gestellten Informationen, das 

anzuwendende ausländische Recht nicht ermitteln kann, kann das Volksgericht dieses Recht 

als nicht ermittelt festlegen. Wenn gemäß § 10 Abs 1 des Gesetzes über Rechtsanwendung auf 

Zivilrechtsbeziehungen mit Auslandsbezug die Parteien die Bestimmungen des 

anzuwendenden ausländischen Rechts zur Verfügung stellen müssen, diese aber innerhalb der 

vom Volksgericht bestimmten angemessenen Frist und ohne rechtmäßige Begründung nicht 

zur Verfügung stellen, kann das Volksgericht dieses Recht als nicht ermittelt festlegen.“ 

Viertens, bei der richtigen Auslegung des fremden Rechtes durch das Volksgericht liegt der 

problematische Punkt bei der Anwendung des fremden Rechtes in der Gerichtspraxis. Nach 

der hM im IPR muss das Ziel der Anwendung fremden Rechts sein, es ebenso wie ein Richter 

des betreffenden Landes anzuwenden, soweit das bei der Verschiedenheit des 

Gerichtsverfassungs- und Prozessrechts und überhaupt in einer anderen Jurisdiktion möglich 

ist. Damit erhält der inländische Richter in der Regel mehr Freiheit, als die Metapher von 

Goldschmidt ausdrückt, „bei der Anwendung eigenen Rechts sei er Architekt, bei der 

Anwendung fremden Rechts Fotograf“.
 91

 Vor allem darf der Richter sich mit der reinen 

Wortinterpretation eines Gesetzestextes begnügen oder bei Mehrdeutigkeit eines Textes die 

ihm vernünftiger scheinende Auslegung wählen, falls er damit nicht der feststehenden Praxis 

des betreffenden Landes widerspricht. Meist wird er den Streitstand weniger umfassend 

feststellen können als bei der  Anwendung inländischen Rechts. Aber auch wenn eine einzelne 
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Frage nicht mit letzter Sicherheit beantwortet werden kann, etwa weil eine ausländische 

höchstrichterliche Entscheidung nicht vorliegt oder nicht bekannt ist, sollte der Richter sie im 

Geiste des ausländischen Rechts mit Hilfe des ihm zugänglichen Materials zu entscheiden 

suchen. Damit wird er dem Auftrag des Kollisionsrechts besser gerecht als durch einen 

Rückgriff auf die lex fori als Ersatzrecht.
92 

Für die chinesischen Richter ist es eine große Herausforderung, ein fremdes Recht wie in der 

hM gefordert auszulegen sowie anzuwenden. Angesichts des aktuellen judikativen Zustands 

bieten die Auslegungen zum GRZA einen Kompromiss bei der richtigen Auslegung des 

fremden Rechtes. § 18 besagt: „Das Volksgericht muss sich die Ansichten der Beteiligten 

bezüglich des Inhalts des ausländischen Rechts, das gelten soll, sowie dessen Verständnis und 

Anwendung anhören. Wenn die Beteiligten gegen den Inhalt, das Verständnis sowie die 

Anwendung des betreffenden ausländischen Rechts keine Einwände haben, kann das 

Volksgericht diesen Inhalt bestätigen; erheben die Beteiligten irgendwelche Einwände, soll 

das Volksgericht deren Inhalt  prüfen und dann eine Entscheidung treffen.“ Das Ziel des 

Kompromisses ist nicht das anwendbare fremde Sachrecht richtig auszulegen, sondern den 

Rechtstreit zwischen den Parteien zu erledigen. 

2.2.2.13 Interlokales Privatrecht
93 

Interlokales Privatrecht spricht davon, dass in einem Staat mehrere territoriale 

Teilrechtsordnungen nebeneinander gelten. „Das interlokale Recht bestimmt, welche dieser 

Teilrechtsordnungen anwendbar ist, und er füllt damit innerhalb eines einzelnen Staates 

dieselbe Aufgabe wie das IPR für die Rechtsordnungen mehrerer Staaten.“
94

 

Seit 1. Juli 1997 und 20. Dez. 1999 hat die VRC die Kontrolle über Hongkong von England 

und über Macao von Portugal übernommen, seitdem sind Hongkong und Macao die 

Sonderverwaltungszonen der VRC. Nach der Theorie von Deng Xiaoping, ein Land zwei 

System
95

,  genießen die Sonderverwaltungszonen in allen politischen Bereichen, 

                                                 
92

Vgl. Kropholler, IPR, 207 f. 
93

HUANG Jin, Verfassung und interlokaler Konflikt, Legal Forum, 2003, Heft 3, XU Jintang, „Ein Land und 

zwei Systeme“ und chinesischer interlokaler Konflikt, 2006; YUAN Faqiang, Die Rolle der Verfassung in der 

Koordination des interlokalen Konflikts, Wuhan University Journal(Philosophy & Social Sciences), 2006, Heft 5; 

SUN Kui, Der chinesische interlokale Konflikt und die Lösungen, Legal System and Society, 2007, Heft 9 
94 

Kropholler, IPR, 194 
95
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kapitalistisches System nach einer friedlichen Wiedervereinigung beibehalten dürften. 
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ausgenommen Außen- und Verteidigungspolitik, ein hohes Maß an Autonomie, die durch 

zwei verfassungsrechtliche Gesetze, Grundgesetz der Sonderverwaltungsregion Hongkong
96

 

und dem Grundgesetz der Sonderverwaltungsregion Macao
97

, in Hongkong und Macao 

verwirklicht wurde. Nach den zwei verfassungsrechtlichen Gesetzen haben Hongkong und 

Macao das selbständige Gesetzgebungsrecht, die selbständige Justizgewalt und einen eigenen 

unabhängigen obersten Gerichtshof. Hieraus ergibt sich, dass die interlokalen Rechtskonflikte 

in VRC, nicht nur Gesetzgebungskonflikte, sondern auch Kompetenzkonflikte und Konflikte 

bei der Anwendung der internationalen Abkommen  betreffen. 

Nach den zwei verfassungsrechtlichen Gesetzen werden in Art 8 die vorhandenen 

gesetzlichen Bestimmungen eingehalten, solange sie dem jeweiligen verfassungsrechtlichen 

Gesetz nicht widersprechen oder nicht durch die neue Gesetzgebung verändert werden. 

Deshalb gibt es für jede der vier Verwaltungszonen in der VRC, Festland China, Taiwan
98

, 

Macao und Hongkong, eine eigene Teilrechtsordnung. Es gibt noch kein spezielles 

innerchinesisches Kollisionsrecht. Nach den anderen vorliegenden judikativen Erläuterungen 

des OVG wird geregelt, dass sich das interlokale Privatrecht in der VRC auf die 

Bestimmungen des chinesischen IPR bezieht. Die Auslegungen zum GRZA haben die 

Bestimmungen der vorliegenden Erläuterung erneut in § 19 anerkannt: „Wenn die 

Zivilrechtsbeziehungen mit Auslandsbezug Hong Kong und Macao betreffen, sind die 

vorliegenden judikativen Erläuterungen anzuwenden.“. Dieser Paragraph ist nicht 

ausreichend, die interlokalen Konflikte zu beseitigen und kann nur als eine vorübergehende 

Lösung angesehen werden.  

2.2.2.14 Zusammenfassung 

Zusammengefasst bemühen sich die Auslegungen zum GRZA um Folgendes: 

➢ Das GRZA im Verhältnis mit den anderen, das IPR betreffenden Gesetze zu 

koordinieren. 

➢ Die wichtigsten Begriffe zu definieren, die im GRZA definiert werden sollten. Z.B. die 

Zivilbeziehungen mit Auslandsbezug, die zwingenden Bestimmungen, der 

Aufenthaltsort der natürlichen Person und der Eintragungsort der juristischen Person 
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➢ Einige wichtige unselbständige Kollisionsnormen ergänzend zu bestimmen. z.B. für 

das Prinzip der engsten Verbindung, das Prinzip der Rechtwahl, die Vorfrage, die 

Mehrfragen, die Gesetzumgehung und das Rückwirkungsverbot. 

➢ Einige Bestimmungen im Detail auszulegen. z.B. Ermittlung des fremden Rechtes, 

Anwendung der Schiedsvereinbarung und Anwendung der internationalen Abkommen 

sowie der internationalen Gepflogenheit. 

Da es nur noch kurze Zeit dauert, bis das GRZA in Kraft tritt, werden in den Auslegungen 

zum GRZA nur die allgemeinen Fragen des GRZA beantwortet. Die Fragen der Sonderteile 

des GRZA müssen in der Gerichtspraxis weiter geprüft werden. In der Zukunft werden die 

Bestimmungen der Sonderteile wahrscheinlich vom OVG durch die neuen judikativen 

Erläuterungen detaillierter ausgelegt. 
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Dritter Teil. Die wichtigsten Entwicklungen des neuen chinesischen IPR 

 

1. Vervollständigung des chinesischen IPR 

Wie oben erwähnt hatte das chinesische IPR vor Inkrafttreten des neuen chinesischen IPR 

nicht nur große Lücken im allgemeinen Teil bzw. in den Sonderteilen, sondern auch 

systematische Probleme. Mit Inkrafttreten des GRZA und den Auslegungen zum GRZA wird 

der allgemeine Teil des chinesischen IPR gebildet, das chinesische IPR-System koordiniert 

und die Kollisionsnormen in Bezug auf die verschiedenen Rechtsverhältnisse sind nicht 

länger lückenhaft. Das bedeutet nicht, dass das neue chinesische IPR perfekt ist. Im Gegenteil 

sind die Bestimmungen des neuen chinesischen IPR auf der Ebene der grundlegenden 

Bestimmungen, der Kollisionsnormen sowie vom System her noch problematisch. Deshalb 

wird es in der Zukunft weiter vervollständigt. 

1.1 Vervollständigung des Allgemeinen Teils 

Das IPR-Gesetz im Sinn von Rechtsanwendungsrecht gliedert sich meistens in einen 

allgemeinen Teil und ein paar Sonderteile. Die unselbständigen Kollisionsnormen 

(Hilfsnorm) bilden den Allgemeinen Teil des IPR, die selbständigen Kollisionsnormen den 

Besonderen Teil.
99

 Das alte chinesischen IPR ist rudimentär und lückenhaft, so fehlt es an 

dem allgemeinen Teil des IPR. Ein paar unselbständige Kollisionsnormen sind in 

verschiedenen Gesetzen der VRC sowie judikativen Erläuterungen des OVG verstreut. Dies 

führt dazu, dass die kollisionsrechtliche Prüfung, der jeder Sachverhalt mit Auslandsbezug 

unterzogen werden muss, nicht gesetzmäßig in der chinesischen Gerichtspraxis durchgesetzt 

werden kann.  

Im Unterschied zum alten chinesischen IPR baut das neue chinesische IPR das umfassende 

System der kollisionsrechtlichen Hilfsnormen durch den allgemeinen Teil des GRZA bzw. 

den Auslegungen zum GRZA auf. Es ergibt sich dadurch, dass einige wesentliche 

unselbständige Kollisionsnormen  zum ersten Mal im neuen chinesischen IPR vorgesehen 

sind und einige wesentliche unselbständige Kollisionsnomen, die zuvor im alten chinesischen 

IPR vorhanden waren, im neuen chinesischen IPR entweder nach wie vor erhalten bleiben 
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oder ergänzend abgeändert werden.
100

 In der folgenden Tabelle ist einen Vergleich betreffend 

unselbständiger Kollisionsnormen zwischen dem alten chinesischen IPR und dem neuen 

chinesischen IPR in groben Zügen dargestellt. 

 

Die grundliegenden 

Bestimmungen 

Im alten chinesischen IPR Im neuen chinesischen IPR 

Gesetzgeberischer Zweck  § 1 des GRZA 

Anwendungsbereich  § 2 Abs 1 des GRZA 

Das Prinzip der engsten 

Verbindung als die 

ergänzende Klausel 

 § 2 Abs 2 des GRZA 

Definition der 

Zivilbeziehungen mit 

Auslandbezug 

§ 178 S1. Der Ansichten zu 

AGZ 

§ 1  der Auslegungen zum 

GRZA 

Anwendung der 

internationalen Abkommens 

und der internationalen 

Gewohnheiten 

§ 142 des AGZ, § 268 des 

Seehandelsgesetzes, § 184 

des Zivilluftfahrtgesetzes, 

§ 95 des Wechselgesetzes  

§§ 4, 5 der Auslegungen 

zum GRZA 

Rechtswahl als ein Prinzip  § 3 des GRZA 

§ 6 der Auslegungen zum 

GRZA 

Qualifikation  § 8 des GRZA 

Sachnormverweisung § 178 S2 der  Ansichten zu 

AGZ, § 1. Der 

Bestimmungen des OVG 

§ 9 des GRZA 

Präjudizielle Frage   § 12 der Auslegungen zum 

GRZA 

Mehrere Rechtsfragen  § 13 der Auslegungen zum 

GRZA 

Gesetzumgehung § 194 der Ansichten zu AGZ 

§ 6 der Bestimmungen des 

OVG 

§ 11 der Auslegungen zum 

GRZA 
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Eingriffsnorm  § 4 des GRZA 

§ 10 der Auslegungen zum 

GRZA 

ordre public  § 150 des AGZ, § 7 der 

Bestimmungen des OVG, 

§ 276 des 

Seehandelsgesetzes, § 190 

des Zivilluftfahrtgesetz 

§ 5 des GRZA 

Ermittlung des fremden 

Rechts 

§ 193 der Ansichten zu 

AGZ, §§ 9,10 der 

Bestimmungen des OVG 

§ 10 des GRZA 

§§ 17,18 der Auslegungen 

zum GRZA 

Rechtsspaltung § 192 Ansichten zu AGZ § 6 des GRZA 

Verjährung § 195 der Ansicht zu AGZ § 7 des GRZA 

Interlokales Privatrecht § 11 der Bestimmungen des 

OVG 

§ 19 der Auslegungen zum 

GRZA 

 

1.1.2 Neue Bestimmungen  

Die erstmalig im chinesischen IPR vorgesehenen unselbständigen Kollisionsnormen stützen 

sich auf das Prinzip der engsten Verbindung als eine Ergänzungsklausel, der Rechtswahl als 

eine Generalklausel , der Qualifikation, der Vorfrage, sowie Mehrere Rechtsverhältnisse in 

einem Fall bzw. Eingriffsnorm (zwingende Bestimmungen).  

1.1.2.1  Das Prinzip der engsten Verbindung als eine ergänzende Klausel 

Die Aufgabe des IPR liegt darin, das angemessene Recht für einen Sachverhalt mit 

Auslandsbezug zu bestimmen. Dabei wird die Rechtsfolge der klassischen Kollisionsnorm 

meistens durch konkrete Anknüpfungsmomente verwirklicht. Der Anknüpfungsmoment in 

einer klassischen Kollisionsnorm ist starr. Es gibt solche Umstände, wonach das durch die 

Anknüpfung bestimmte Recht nicht das angemessenste ist, weil für irgendeinen konkreten 

Fall ein anderer Staat besteht, der  eine engere Verbindung als jener Staat hat, auf dessen 

Recht durch den starren Anknüpfungsmomente verwiesen wird. Es ist daher zur Aufgabe 

gemacht, die Anknüpfungskriterien herauszuarbeiten, mittels derer die Praxis die engste 

Verbindung konkretisiert. Der Gedanke der engsten Verbindung hat für das moderne IPR 
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große Bedeutung erlangt. Als „Prinzip der engsten Verbindung“ lässt sich der angesprochene 

Gerechtigkeitsgehalt dieses Kollisionsrechtes am besten kennzeichnen.
 101

 Das Prinzip der 

engsten Verbindung erfüllt im Wesentlichen drei verschiedene Funktionen innerhalb einer 

IPR-Kodifikation, die mit dem Prinzip der engsten Verbindung erfüllt werden.
102

 

➢ Erstens, die konkreten Kollisionsregeln (selbständige Kollisionsnorm) leiten sich vom 

Prinzip der engsten Verbindung ab. Das bedeutet, dass die einzelnen Kollisionsnormen 

als die Konkretisierung des Prinzips der engsten Verbindung angesehen werden 

können. 

➢ Die Einzelnen Kollisionsnormen müssen mit dem Prinzip der engsten Verbindung 

abgestimmt sein. Das bedeutet, wenn es im Einzelfall das Recht eines anderen Staates 

gibt, das mit dem betroffenen Sachverhalt eine engere Verbindung als das von der 

Kollisionsnorm verwiesene Recht hat, kann das maßgebliche Recht nach dem Prinzip 

der engsten Verbindung korrigiert werden.  

➢ Das Prinzip der engsten Verbindung kann als Ergänzungsklausel gelten, wenn eine 

IPR-Kodifikation keine Kollisionsregel für ein bestimmtes Verhältnis bereithält. Dafür 

kann der Rechtsanwender nach dem Prinzip der engsten Verbindung das maßgebende 

Recht festlegen. 

Vor der Reform des chinesischen IPR war die engste Verbindung nicht als Prinzip sondern als 

Anknüpfungsmoment in einigen Einzelvorschriften in China anwendbar. z.B. Das AGZ 

erfasst in § 148 „Auf den Unterhalt wird das Recht des Staates angewandt, mit dem der 

Unterhaltene die engste Verbindung hat.“ und in § 145 Abs 2 „Wenn die Beteiligten für 

Verträge mit Auslandsberührung keine Wahl getroffen haben, wird das Recht des Staates 

angewandt, zu dem der Vertrag die engste Verbindung hat.“. 

Demgegenüber formuliert das GRZA in § 2. Abs 2 deutlich, dass das Prinzip der engsten 

Verbindung als eine generelle Ergänzungsklausel dafür gilt, das maßgebende Recht zu 

bestimmen, wenn das GRZA und andere Gesetze keine Regelungen für die Rechtsanwendung 

auf den Sachverhalt mit Auslandsbezug beinhalten. Fraglich ist, ob das Prinzip der engsten 

Verbindung im neuen chinesischen IPR außerhalb der Funktion der Ergänzungsklausel noch 
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die anderen zwei Funktionen erfüllt.
103

 Die bezüglich liegen zwei entgegengesetzter 

Meinungen in der chinesischen Literatur vor. Eine Meinung findet, obwohl das GRZA nicht 

ausdrücklich konstituiert, dass das Prinzip der engsten Verbindung die Funktionen einer 

Generalklausel bzw. Ausweichklausel erfüllt, zeigt das GRZA durch seine Kollisionsregeln 

schon die zwei Funktionen.
104

 Die andere Meinung ist dagegen und meint, dass das Prinzip 

der engsten Verbindung nur eine Rolle als Ergänzungsklausel im neuen chinesischen IPR 

spielt.
105

 

1.1.1.2 Rechtswahl als eine Generalklausel 

Die Rechtswahl bezeichnet die Privatautonomie im Bereich des IPR. Durch die Rechtswahl 

können die Parteien kollisionsrechtliche Freiheit, im Sinne von Verweisungsfreiheit, 

genießen. Deshalb spricht man bei der Rechtswahl auch von Parteiautonomie. Im alten 

chinesischen IPR bestand die Rechtswahlfreiheit nur im Bereich des Vertragsrechts. Dabei 

galt die Parteiautonomie als die Grundregel für die Bestimmung des maßgebenden Rechts. Im 

Vergleich damit wird das GRZA die Parteiautonomie zum ersten Mal als eine Generalklausel 

im allgemeinen Teil regeln. Als eine Generalklausel kann die Parteiautonomie von ihrem 

traditionellen Anwendungsbereich, nämlich dem Vertragsrecht, auf anderen Bereiche 

erweitert werden, sofern die Parteiautonomie in diesen Bereichen gesetzlich vorgesehen wird 

(§ 3 GRZA bzw. § 6 „Auslegungen zum GRZA“). Danach gilt die Parteiautonomie als 

Grundregel für das Vertrag-, Deliktsstatut bzw. bewegliches Sachenrecht und es kann die 

Parteiautonomie für das Ehegüterrecht und die einverständliche Scheidung im Familienrecht 

eingeschränkt angewendet werden sein.
106

 

1.1.1.3 Qualifikation 

Die Qualifikation (Klassifikation, Charakterisierung) im Sinne des IPR ist  eine Subsumtion 

eines Sachverhalts unter den Systembegriff, der zum Tatbestand einer Kollisionsnorm 

gehört.
107

 Die Qualifikationsprobleme beziehen sich im Wesentlichen auf drei Ursachen: 
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Systemunterschiede zwischen chinesischem IPR und chinesischem materiellen Recht, 

Systemunterschiede zwischen chinesischem und ausländischem materiellen Recht sowie dem 

chinesischem Recht unbekannte ausländische Rechtsinstitute.
108

 Wenn die Bestimmung der 

Qualifikation fehlt, ergibt sich das Problem, zu beurteilen nach welcher Rechtsordnung mit 

ihren Systembegriffen die Einordnung bestimmt wird, weil jede Rechtsordnung einen 

Rechtsbegriff nach ihren systematischen und inhaltlichen Kategorien unterschiedlich 

definieren kann.  

Was genau Gegenstand der Qualifikation ist, ist nicht vereinheitlicht: Rechtsverhältnisse,
 109

  

Lebensverhältnisse,
110

  Rechtsfragen,
111

  Rechtsbegehren
112

  oder Sachnormen.
113  

Alle obig 

genannten Aspekte haben im Qualifikationsprozess ihren eigenen, wenn auch jeweils 

begrenzten Platz,
114 

weshalb
 
so

 
mancher Streit um die zutreffende Sichtweise müßig sei,

115
 

meint Sonnenberger. 

In Bezug auf die Suche nach der richtigen Methode der Qualifikation sind drei Haupttheorien 

entwickelt worden: Theorie der lex fori, Theorie der lex causae, Theorie des 

Rechtsvergleiches bzw. Theorie der funktionalen Qualifikation
116

. Alle drei 

Qualifikationstheorien bieten keine voll befriedigende allgemein gültige Lösung für die 

Qualifikationsprobleme an. Darüber hinaus wird vorschlagen, dass eine Synthese mit der 

funktionellen Qualifikation unternommen wird.
117

 Die Bestimmung der Qualifikation im 

GRZA befolgt die Theorie der lex fori“. Hier soll die Bedeutung der lex fori im weiteren Sinn 

ausgelegt werden.
 118

 „Allerdings ist man sich darüber einig, dass die im Kollisionsrecht 
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verwendeten Begriffe nicht notwendig mit den Begriffen des materiellen Rechts 

übereinstimmen müssen, sondern kollisionsrechts –autonom zu interpretieren sind.“
 119 

1.2.7.4 Präjudizielle Frage 

In der deutschen Literatur werden die präjudiziellen Fragen Erstfrage (Vorfrage im engeren 

Sinn) und Vorfrage (Vorfrage im weiteren Sinn) unterschieden.
 120

 Die Erstfrage stellt sich 

bereits bei der kollisionsrechtlichen Anknüpfung, die Vorfrage wird dagegen erst vom 

anwendbaren materiellen Recht aufgeworfen. Das von Melchior und Wengler entwickelte
 121

 

Vorfrageproblem hat drei Voraussetzungen, die selten zusammentreffen:  

➢ „Erstens muss auf die Hauptfrage ausländisches Recht anwendbar sein (denn sonst 

fallen lex fori und lex causae zusammen). 

➢ Zweitens muss das ausländische Kollisionsrecht im Ergebnis zur Anwendung einer 

anderen Rechtsordnung führen als die entsprechende Kollisionsnorm des Forums. 

➢ Drittens müssen die materiellen Rechtsnormen der beiden in Betracht kommenden 

Rechtsordnungen auch inhaltlich voneinander abweichen.“
 122

 

Die von § 12 geregelte präjudizielle Frage bezieht sich auf die in der deutschen Literatur 

genannte Erstfrage, nämlich Vorfrage im engeren Sinn. In § 5 GRZA wird deutlich bestimmt, 

dass bei der Anwendung des fremden Rechts das fremde Kollisionsrecht nicht berücksichtigt 

wird. 

1.2.7.5 Mehrere Rechtsverhältnisse in einem Fall 

§ 13 Auslegungen zum GRZA beziehen sich darauf, dass ein Fall außerhalb des 

Hauptverhältnisses (Hauptfrage) noch ein oder mehrere andere Rechtsverhältnisse (andere 

Frage) enthält. Gemäß § 13 Auslegungen zum GRZA wird das maßgebende Recht jenes 

Rechtsverhältnisses jeweils eigens festgestellt. Zum Unterschied der in § 12 geregelten 

präjudiziellen Frage ist die in § 13 geregelte Frage nicht präjudiziell für die Hauptfrage.  Zum 

                                                 
119

 Wendehorst, Tatbestand-Reichweite-Qualifikation, Privatrecht in Europa, Vielfalt, Kollision, Kooperation, 

Festschrift für Hans Jürgen Sonnenberger zum 70. Geburtstag (2004), 751 

120 von Hoffmann/Thorn, IPR, 235 ff.; Kropholler, IPR, 235 ff., Posch, IPR, 43; Kegel/Schurig, IPR, 373; 

Neuhaus, Grundbegriff, 133 ff. 
121 

Melchior, Die Grundlagen des deutschen IPR (1932), 245-265; Wengler, RabelsZ 8 (1934), 148-251. 
122

 Kropholler, IPR, 216 f. 



Das neue chinesische IPR 

52 
 

Unterschied zu der Teilfrage
123

 in der deutschen Literatur ist die in § 13 geregelte Frage nicht 

eine tatbestandsmäßige Voraussetzung eines komplexen Rechtsverhältnisses, sondern ein 

neben dem Hauptverhältnis stehendes Rechtsverhältnis. Im GRZA bzw. in den Auslegungen 

zum GRZA wird die in der deutschen Literatur genannte Teilfrage nicht erwähnt. Nach der 

deutschen Literatur kann die Teilfrage von der Hauptfrage abgespalten werden und einem 

gesonderten Statut unterstellt werden,
124

 beispielsweise die Geschäftsfähigkeit in einem 

Vertragsverhältnis. In der chinesischen Gerichtspraxis wird die Teilfrage so behandelt: Wenn 

eine Teilfrage durch die selbständige Kollisionsnorm gesetzlich eigenständig normiert ist, 

unterliegt sie einer gesonderten Anknüpfung; ansonsten ist die Teilfrage nach der Hauptfrage 

anzuknüpfen. 

1.1.1.6 Zwingende Bestimmungen (Eingriffsnorm)
 125

 

In § 4 GRZA sind zwingende Bestimmungen (Eingriffsnorm) vorgesehen: „Enthalten die 

Gesetze der Volksrepublik China zwingende Bestimmungen über die Zivilbeziehungen mit 

Auslandsberührung sind diese Bestimmungen unmittelbar anzuwenden.“ Daher stellt sich 

eine Frage, auf welche zwingenden Bestimmungen der Gesetze der VRC sich die zwingende 

Bestimmung im Sinne vom § 4 GRZA bezieht. Diese Frage wird durch § 10 Auslegungen 

zum GRZA, die später in Kraft tretende judikative Erläuterung des OVG, beantwortet: § 10 

Auslegungen zum GRZA normiert nicht nur den Umfang der zwingenden Bestimmungen im 

Sinne vom § 4 GRZA, sondern auch ihren Charakter sowie ihre Anwendungsweise. 

Obwohl es erstmalig der Fall ist, dass Eingriffsnormen im chinesischen IPR gesetzlich 

geregelt sind, wurde der Begriff der Eingriffsnorm von LI Haopei in den chinesischen Lexika 

(Band der Rechtswissenschaft) umfassend formuliert. Damals verwendete LI Haopei die 

Bezeichnung der französischen Literatur „lois de police“, das Francescakis in seinem Buch 

„Conflits de lois“ benutzte.
 126

 Danach fingen viele chinesische Autoren in ihren Literaturen 
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mit der Erforschung der Eingriffsnorm an. In den verschiedenen chinesischen Quellen wurde 

„Eingriffsnorm“ wie folgt definiert: 

➢ Diese Rechtsnormen, die die Anwendung auf einen Sachverhalt mit Auslandsbezug 

finden lassen, sind so wesentlich für den Staat, in deren Rechtsordnung sie vorgesehen 

werden, dass sie in diesem Staat auf den betroffenen Sachverhalt ohne Rücksicht auf 

Kollisionsnormen dieses Staates unmittelbar angewendet werden. 
127

 

➢ Eingriffsnormen sind die zwingenden Rechtsnormen, die, ohne von Kollisionsnormen 

bestimmt zu werden, auf einen Sachverhalt mit Auslandsbezug unmittelbar 

angewendet werden müssen.
 128

 

➢ Eingriffsnormen sind die inländischen materiellen Rechtsnormen, die ohne Rücksicht 

auf die Kollisionsnormen auf einen Sachverhalt mit Auslandsbezug unmittelbar 

angewendet werden.
 129

 

➢ Eingriffsnormen sind die Rechtsnormen, mit deren Anwendung auf einen Sachverhalt 

mit Auslandsbezug die eigentlich anzuwendende Kollisionsnorm des betroffenen 

Sachverhalts ausgeschlossen ist, damit die öffentlichen Interessen des Staats, in dem 

die Eingriffsnormen normiert sind, gewahrt werden können.
 130

 

Zusammengefasst sind Eingriffsnormen nach den Ansichten der chinesischen Quellen die 

zwingenden materiellen Rechtsnormen und auf einen Sachverhalt mit Auslandsbezug 

unmittelbar anzuwenden. Außerdem kann ihre Anwendung die Kollisionsnorm, die auf den 

betroffenen Sachverhalt angewendet werden soll, ausschließen und das Ziel ihrer Anwendung 

ist die Wahrung der öffentlichen Interessen des Staats, für die Eingriffsnormen erfasst 

werden. Das OVG hat die Ansichten der chinesischen Quellen angenommen und in § 10 

Auslegungen zum GRZA gesetzlich bestätigt. Mittlerweile wird in § 10 Auslegungen zum 

GRZA bezeichnet, in welchen Bereichen der chinesischen Rechtsordnung die zwingende 

Bestimmungen Eingriffsnormen sind. Sie sind in Bezug auf: 

➢ Rechte und Interessen des Arbeitsnehmers; 
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➢  Sicherheit von Lebensmitteln und die öffentliche Gesundheit; 

➢ Sicherheit der Umwelt; 

➢ Devisenkontrolle oder bei Finanzsicherheit; 

➢ Antimonopol und Antidumping 

Darüber hinaus, richten sich die durch die Eingriffsnormen gewahrten öffentlichen Interessen  

im Wesentlichen auf die Bereiche von Politik, Gesellschaft und Wirtschaft, in denen das 

kollektive Interesse gewahrt wird. Nach der Definition des § 10 Auslegungen zum GRZA 

kann die Eingriffsnorm von ordre public bzw. einseitiger Kollisionsnorm abgrenzt werden.
 
 

Im Vergleich zu Eingriffsnormen dient ordre public zur Abwehr fremden Rechts bei dessen 

Anwendung gegen die grundsätzlichen umfassenden öffentlichen  Interessen des Staates 

verstoßen wird. Der Charakter des ordre public ist seine Unbestimmtheit und seine 

Veränderlichkeit. Der inhaltliche Umfang des ordre public bemisst sich vielmehr 

insbesondere anhand eines nationalen Bestands der grundliegenden Gesetze, der Politik sowie 

Ordnung. Damit ist das ordre public schwer zu konkretisieren und bestimmen. Inklusive des 

chinesischen IPR formuliert das IPR das ordre public nicht im Detail. Deshalb ist das ordre 

public immer eine umfassende Generalklausel. Mit der Zeit verändert sich der ordre public 

inhaltlich. Um den Missbrauch des ordre public zu vermeiden, wird ordre public nur als eine 

Ausnahme zurückhaltend angewendet.
131

 

Im Vergleich mit Eingriffsnormen sind einseitige Kollisionsnormen (Exklusivnormen) die 

Kollisionsnormen, nach denen das eignen Recht auf den betroffenen Sachverhalt anzuwenden 

ist. Z.B. § 8 Bestimmungen des OVG: „Auf folgende im Gebiet der VRC zu erfüllende 

Verträge wird zwingend das Recht der VRC angewandt…“. Sie dient der vorrangigen 

Anwendung der inländischen Ordnungsinteressen.
132

 

1.1.2 Abänderung  

Außerhalb der neuen geregelten Hilfsnormen sind die anderen Hilfsnormen, die zuvor schon 

im alten chinesischen IPR geregelt waren, im neuen chinesischen IPR entweder zu belassen 
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oder ergänzend abzuändern. Die abgeänderten Hilfsnormen beziehen sich auf die folgenden 

Bestimmungen: 

➢ Definition zu den Zivilbeziehungen mit Auslandsbezug 

➢ Ermittlung des fremden Rechtes 

➢ Rechtsspaltung 

➢ Interlokales Privatrecht 

1.1.2.1 Definition zu den Zivilbeziehungen mit Auslandsbezug 

Gemäß § 178 S. 1 Ansichten zum AGZ handelt es sich um die Zivilrechtsbeziehungen mit 

Auslandsbezug, sofern bei einer Zivilrechtsbeziehung eine oder beide Parteien Ausländer, 

Staatenlose oder ausländische juristische Personen sind, oder wenn sich der Gegenstand der 

Zivilrechtsbeziehung im Ausland befindet, oder wenn die Rechtstatsachen der Entstehung, der 

Änderung oder des Erlöschens von Zivilrechtsbeziehungen mit Rechten und Pflichten im 

Ausland eintreten. Im Hinblick auf § 1 Auslegungen zum GRZA beziehen sich die 

Zivilrechtsbeziehungen mit Auslandsbezug außerhalb der obigen erwähnten Umstände darauf, 

dass sich der gewöhnliche Aufenthaltsort von einem oder beiden Beteiligten außerhalb des 

Territoriums der Volksrepublik China befindet. Und es sind noch andere Umstände 

maßgeblich, die als Zivilbeziehung mit Auslandsbezug erachtet werden können. 

1.1.2.2 Ermittlung des fremden Rechts 

Die Bestimmungen zur Ermittlung des fremden Rechts wurden in den folgenden Paragraphen 

des alten chinesischen IPR vorgesehen:  

➢ § 193 Ansichten zum AGZ (1992): „Das anzuwendende ausländische Recht kann auf 

folgenden Wegen festgestellt werden: 1) durch von den Parteien zur Verfügung 

gestellte Informationen, 2) durch von den Zentralbehörden von Vertragspartnern, die 

mit unserem Land Justizhilfeabkommen abgeschlossen haben, zur Verfügung gestellte 

Informationen, 3) durch von der Botschaft und den Konsulaten unsres Landes in jenem 

Lande zur Verfügung gestellte Informationen, 4) durch von der Botschaft jenes Landes 

in unserem Lande zur Verfügung gestellte Informationen, 5) durch von chinesischen 

und ausländischen juristischen Experten zur Verfügung gestellte Informationen. Wenn 

sich auch auf vorgenannten Wegen keine Klarheit schaffen lässt, wird das Recht der 
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VRC angewandt.“ 

➢ § 9 Bestimmungen des OVG (2007): „Wenn die Parteien auf Vertragsstreitigkeiten als 

anwendbares Recht ein ausländisches Recht wählen oder diese Rechtswahl ändern, 

wird der entsprechende Inhalt des ausländischen Rechts von den Parteien vorgebracht 

oder bewiesen. Wenn das Volksgericht auf Grund des Prinzips der engsten Verbindung 

als auf Vertragsstreitigkeiten anwendbares Recht ein ausländisches Recht bestimmt, 

kann es das ausländische Recht im Wege eigener Kompetenz ermitteln; es kann aber 

auch die Parteien auffordern, den Inhalt dieses ausländischen Rechts vorzubringen 

oder zu beweisen. Wenn es den Parteien und dem Volksgericht nicht möglich ist, den 

Inhalt des ausländischen Rechts über geeignete Wege zu ermitteln, kann das 

Volksgericht das Recht der Volksrepublik China anwenden.“ 133
 

➢ § 10 Bestimmungen des OVG: „Wenn die Parteien gegen den Inhalt des ausländischen 

Rechts nach der Prüfung der Beweise keine Einwände haben, muss das Volksgericht 

diesen Inhalt bestätigen. Erheben die Parteien Einwände, wird der Inhalt vom 

Volksgericht geprüft und festgestellt.“ 

§ 193 Ansichten zum AGZ bestimmt, wodurch das maßgebende fremde Recht ermittelt 

werden kann. Allerdings ist unklar, wie die Ermittlung des maßgeblichen fremden Rechts und 

seine Anwendung auf einen Sachverhalt mit Auslandsbezug erfolgen. In der damaligen 

Gerichtspraxis trug das Volksgericht oder eine Partei dem ausländischen Rechtsanwalt auf, 

dass er die Rechtsvorschläge für den betroffenen Rechtsstreit anbot. Nach den 

Rechtsvorschlägen traf das Volksgericht die Entscheidung für den Rechtsstreit, sofern sie mit 

dem ordre public der VRC vereinbar sind.
134

 

Nach der später in Kraft tretenden judikativen Erläuterung des OVG (Bestimmungen des 

OVG) wurde die Pflicht der Ermittlung des fremden Rechts nur beim Vertragsstatut deutlich 

bestimmt. Für das von den Parteien gewählte Recht müssen die Parteien die Bestimmungen 

des anwendbaren Rechts nachweisen; für das nach dem Prinzip der engsten Verbindung 

anwendbare Recht muss das Volksgericht amtswegig die Bestimmungen des anwendbaren 

Rechts ermitteln. „In der Praxis führt die Verteilung der Ermittlungsaufgabe zu erheblichen 
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Schwierigkeiten, und § 9 der OVG-Regelungen dürfte kaum dazu beitragen, diese 

Schwierigkeiten zu beseitigen.“
135 

In Bezug auf die Pflicht der Ermittlung des fremden Rechts wurden die folgenden Ansichten 

in den chinesischen Quellen formuliert: 

➢ Die Ermittlung des fremden Rechts erfolgt grundsätzlich im Wege eigner Kompetenz 

(vom Amts wegen); die Parteien haben die Pflicht, dabei zu assistieren.
136

 

➢ Das fremde Recht ist nicht ein Recht, sondern eine Tatsache, deswegen soll dieses von 

den Parteien nachgewiesen werden. Nur wenn die Parteien das anwendbare fremde 

Recht nicht nachweisen können, kann das Volksgericht das fremde Recht vom Amts 

wegen ermitteln.
137

 

➢ Die Parteien haben die Pflicht das anwendbare fremde Recht nachzuweisen. 

Mittlerweile kann das Volksgericht das anwendbare fremde Recht ermitteln.
138

 

➢ Die Parteien sollen das anwendbare fremde Recht nachweisen. Nur wenn der 

Sachverhalt mit Auslandsbezug die staatlichen oder öffentlichen Interessen angeht, 

kann das Volksgericht das anwendbare fremde Recht ermitteln.
 139

 

➢ Nach den Ansichten der meisten Autoren im Bereich des Zivilprozessrechts
140

 sollen 

die Parteien die Pflicht haben, das anwendbare fremde Recht nachzuweisen. Damit 

können die Kosten des Prozesses vermindert werden. 

Darüber hinaus ist es die hM im Forschungsbereich des chinesischen IPR, dass die Parteien 

und das Volksgericht die gemeinsame Pflicht zur Ermittlung des fremden Rechts haben. 

Dabei kommt stellt sich die Frage, wie die Pflicht zwischen den Parteien und dem 

Volksgericht aufgeteilt wird. § 10 GRZA hat sich die Regel des § 9 „Bestimmungen des 

OVG“ zum Vorbild genommen und geregelt, dass für das gewählte fremde Recht die Parteien 

das anwendbare Recht nachweisen müssen und für das durch die objektiven Anknüpfungen 
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festgestellte fremde Recht das Volksgericht das anwendbare Recht im Wege eigener 

Kompetenz ermitteln muss. Da das Volksgericht keine Pflicht hat, das gewählte Recht zu 

ermitteln, wenn die Parteien das gewählte Recht nicht innerhalb der gesetzlich angemessenen 

Frist nachweisen können, kann das Volksgericht gemäß § 17 „Auslegungen zum GRZA“ 

feststellen, dass das anwendbare fremde Recht nicht ermittelt werden kann. Dafür regeln 

sowohl das alte chinesische IPR als auch das neue chinesische IPR, dass das chinesische 

Recht das Ersatzrecht ist. 

1.1.2.3 Rechtsspaltung 

Im alten chinesischen IPR wurde die Rechtsspaltung durch § 192 „Ansichten zum AZG“ 

bestimmt: „Wenn nach unserem Kollisionsrecht das Recht eines anderen Landes anzuwenden 

ist, in dem es mehrere Teilrechtsordnungen gibt, wird das anzuwendende Recht nach den 

Vorschriften seines interlokalen Kollisionsrechts bestimmt. Wenn das Recht dieses Landes 

kein interlokales Kollisionsrecht besitzt, wird unmittelbar das Recht der Rechtsordnung des 

Lands angewandt, die zu der betroffenen Zivilrechtsbeziehung die engste Verbindung hat.“ 

§ 6 GRZA hat die Bestimmung der Rechtsspaltung abgeändert. Danach kommt die 

Anwendung von interlokalem Kollisionsrecht eines ausländischen Staates, dessen Recht 

maßgebend für den betroffenen Sachverhalt mit Auslandsbezug ist, nicht in Betracht, da § 9 

GRZA deutlich bestimmt, dass sich das anwendbare fremde Recht nur nach dem materiellen 

Recht eines Auslands richtet. Gemäß § 6 GRZA unterliegt der Sachverhalt mit Auslandsbezug 

dem Recht eines Staates, in dem mehrere Teilrechtsordnung gelten, derjenigen, mit der der 

betroffene Sachverhalt die engste Verbindung hat. 

1.1.2.4 Interlokales Privatrecht 

Bis heute hat die VRC drei Teilrechtsordnungen und kein eigenes interlokales 

Kollisionsrecht, das zwischen den Teilrechtsordnungen angewendet werden kann. Es ist 

unklar, wodurch ein maßgebendes Recht für einen interlokalen Sachverhalt bestimmt werden 

kann. Dabei wurde nur in § 11 „Bestimmungen des OVG“ des alten chinesischen IPR 

vorgesehen, dass die Kollisionsnormen des  internationalen Vertragsrechts auch für den 

interlokalen Sachverhalt gelten. Das neue chinesische IPR hat sich diese Bestimmung als 

Ausgangspunkt genommen und erweitert. Danach gelten die Kollisionsnormen des neuen 

chinesischen IPR nicht nur für einen Sachverhalt mit Auslandsbezug, sondern auch für einen 

interlokalen Sachverhalt. 
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1.2 Vervollständigung der selbständigen Kollisionsnormen in den Sonderteilen 

Vor Inkrafttreten des GRZA waren die Kollisionsnormen der Sonderteile des chinesischen 

IPR nicht nur unsystematisch, sondern auch inhaltlich lückenhaft und mangelhaft. Im 

Vergleich damit ist das neue chinesische IPR außerhalb des allgemeinen Teils (Kapitel 1) und 

des ergänzenden Teils (Kapitel 8) mit den Sonderteilen bezüglich Zivilrechtssubjekte, Ehe 

und Familie, Erbsachen, Sachenrechte, Schuldrechte und Geistiges Eigentum (Kapitel 2-7) im 

GRZA aufgebaut. Dadurch sind die Inhalte der Sonderteile des chinesischen IPR nicht länger 

lückenhaft und mangelhaft. Die sich außerhalb des GRZA befindlichen anderen selbständigen 

Kollisionsnormen sind gemäß §§ 2 Abs 1, 51 des GRZA und § 3 der Auslegungen zum 

GRZA beachtlich.   

1.2.1 Rechtssubjekte 

Die folgenden Tabellen zeigen die Unterschiede zwischen dem alten chinesischen IPR und 

dem neuen chinesischen IPR im Bereich der Rechtssubjekte. 

Die Rechtssubjekte im alten chinesischen IPR 

Rechtsverhältnisse Rechtsgrundlage Anknüpfung 

Geschäftsfähigkeit eines 

Ausländers für seine 

Handlung innerhalb 

VRC 

§ 180 Ansichten zu  

den AGZ 

Eine natürliche Person wird als 

geschäftsfähig erachtet, wenn sie 

nach chinesischem Recht 

geschäftsfähig ist. 

Geschäftsfähigkeit eines 

Chinesen, dessen 

Aufenthalt im Ausland 

ist.  

§ 143 AGZ, 

§§ 179 Ansichten zu 

den AGZ 

Recht des Aufenthaltsort, wenn 

die Handlung dort vorgenommen 

wurde; 

Recht der VR. China, wenn die 

Handlung in der VR. China 

vorgenommen wurde. 

Geschäftsfähigkeit von 

Staatenlosen 

§ 181 Ansichten zu  

den AGZ 

Recht seines Domizillandes, wenn 

es kein Domizilland gibt, Recht 

seines Sitzlandes. 

Staatangehörigkeit des 

Mehrstaates 

§ 182 Ansichten zu  

den AGZ 

Recht seines Sitzlandes oder des 

Landes, das mit ihm  die engste 

Verbindung hat. 
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Staatsangehörigkeit und 

Geschäftsfähigkeit der 

ausländischen 

juristischen Person 

§ 184 Ansichten zu 

AGZ 

§ 199 S 2. 

Gesellschaftsgesetz 

Recht des Registrierungsorts; 

Wenn die ausländische juristische 

Person Zivilrechtsgeschäfte in der 

VRC durchführen, haben den 

Rechtsvorschriften der VRC zu 

entsprechen. 

 

Die Rechtssubjekte im neuen chinesischen IPR 

 

Rechtsverhältnisse Rechtsgrundlage Anknüpfung 

Rechtsfähigkeit der 

natürlichen Person 

§ 11 GRZA Recht des gewöhnlichen 

Aufenthaltsortes 

Geschäftsfähigkeit der 

natürlichen Person 

§ 12 GRZA Recht des gewöhnlichen 

Aufenthaltsortes; 

Recht des Handlungsortes, wenn 

eine natürliche Person nach dem 

Recht des Aufenthaltsortes nicht 

geschäftsfähig ist, aber nach dem 

Recht des Handlungsortes 

geschäftsfähig ist, ausgenommen 

sind die Fälle bezüglich der Ehe, 

Familie, Erbschaft. 

Verschollenheits- und  

Todeserklärung 

§ 13 GRZA Recht des gewöhnlichen 

Aufenthaltsortes 

Persönlichkeitsrecht § 15 GRZA Recht des gewöhnlichen 

Aufenthaltsortes 

Staatangehörigkeit des 

Mehrstaates 

§ 19 GRZA Recht des gewöhnlichen 

Aufenthaltsortes; 

Recht des Landes, das mit ihm  

die engste Verbindung hat, wenn 

es keinen gewöhnlichen 

Aufenthaltsort ist. 

Geschäftsfähigkeit von § 19 GRZA Recht des gewöhnlichen 
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Staatenlosen Aufenthaltsortes  

Gewöhnlicher 

Aufenthaltsort 

§ 15 Auslegungen zum 

GRZA 

§ 20 GRZA 

 

Ort, an dem als Lebensmittelpunkt 

eine natürliche Person mindestens 

ein Jahr lang ohne Unterbrechung 

wohnt. 

Ort, an dem sie ihren derzeitigen 

Aufenthalt hat, wenn der 

gewöhnliche Aufenthalt nicht 

feststellbar ist. 

Juristische Person § 14 GRZA 

§ 16 Auslegungen zum 

GRZA 

Recht des Ortes, an dem sie 

registriert ist. 

Registrierungsort ist der Ort, an 

dem sie errichtet und eingetragen 

wurde.  

 

Ein Vergleich der obigen Tabellen ergibt, dass für die Rechtssubjekte nach den folgenden 

Aspekten Anknüpfungspunkte bestehen: Bei natürlichen Personen richtet sich das 

Personalstatut gemäß dem neuen chinesischen IPR primär nach dem gewöhnlichen 

Aufenthalt, dies betrifft alle Fragen bezüglich der Rechtsstellung natürlicher Personen im 

Zusammenhang mit den Persönlichkeitsrechten; die Kollisionsnormen bezüglich der 

Rechtsfähigkeit, der Verschollenheits- und  Todeserklärung und der Persönlichkeitsrechte 

werden zum ersten Mal im chinesischen IPR bestimmt. Die wichtigsten Begriffe des 

gewöhnlichen Aufenthalts und des Registrierungsortes werden deutlich definiert.  

Bei dem Aufbau des Tatbestands einer Kollisionsnorm wird die Formulierung des 

Anknüpfungsgegenstands wie der Geschäftsfähigkeit eines Ausländers für seine Handlung 

innerhalb VRC, nicht mehr verwendet, da eine solche Formulierung gegen den 

Gleichbehandlungsgrundsatz verstoßt. Stattdessen wird der Anknüpfungsgegenstand ohne 

Unterschied zwischen Inländern und Ausländern formuliert, z.B. Geschäftsfähigkeit einer 

natürlichen Person. 

1.2.2 Familienrecht 

Die folgenden Tabellen zeigen die Unterschiede zwischen dem alten chinesischen IPR und 

dem neuen chinesischen IPR im Bereich des Familienrechts. 
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Das Familienrecht im alten chinesischen IPR 

Rechtsverhältnisse Rechtsgrundlage Anknüpfung 

Eheschließung 

zwischen Chinesen und 

Ausländern 

§ 147 AGZ 

§ 188. S.2  Ansichten zu den 

AGZ 

Recht des Ortes der 

Eheschließung 

Ehescheidung zwischen 

Chinesen und 

Ausländern 

§ 147 AGZ 

§ 188. S.1  Ansichten zu den 

AGZ 

Lex fori 

Unterhalt § 148 AGZ 

§ 189 Ansichten zu den AGZ 

Recht des Landes, das mit 

dem Berechtigten  die 

engste Verbindung hat.   

Vormund § 190 Ansichten zu den AGZ Recht des Heimatstaates 

des Mündel; 

Recht der VRC, wenn der 

Mündel einen Wohnsitz in 

der VRC hat. 

Ausländern adoptieren 

Kinder innerhalb VRC 

§ 21 Adoptionsgesetz 

§ 3 Ausführungsbestimmung 

zur Kinderadoption des 

Ausländer in VRC 

Recht der VRC sowie 

Recht des Heimatstaates 

des ausländischen 

Adoptierenden 

 

Das Familienrecht im neuen chinesischen IPR 

 

Rechtsverhältnisse Rechtsgrundlage Anknüpfung 

Eheschließung § 21 GRZA Hauptanknüpfung: gemeinsamer 

gewöhnlicher Aufenthaltsort; 

Subsidiäre Anknüpfungen: 

1.gemeinsames Heimatland 

2.Ort der Eheschließung, wenn der 

gewöhnliche Aufenthaltsort oder 

das Heimatland einer Ehepartei 
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ist. 

Form der 

Eheschließung 

§ 22 GRZA Alternative Anknüpfungen: 

Eheschließungsort; der 

gewöhnliche Aufenthaltsort einer 

Ehepartei; das Heimatland einer 

Ehepartei 

Persönliche 

Ehewirkungen 

§ 23 GRZA Hauptanknüpfung: gemeinsamer 

gewöhnlicher Aufenthaltsort; 

Subsidiäre Anknüpfung: 

Gemeinsames Heimatland 

Ehegüter § 24 GRZA Eingeschränkte Rechtswahl: Recht 

des gewöhnlichen 

Aufenthaltsortes einer Ehepartei 

od. des Heimatlandes einer 

Ehepartei od. des 

Belegenheitsortes des 

Hauptvermögens. 

Mangel der Rechtswahl: 

Hauptanknüpfung: Recht des 

gemeinsamen gewöhnlichen 

Aufenthaltsortes; Subsidiäre 

Anknüpfung: Recht des 

gemeinsamen Heimatstaates 

Eltern-Kind-

Verhältnisse 

§ 25 GRZA Hauptanknüpfung: Recht des 

gemeinsamen gewöhnlichen 

Aufenthaltsortes. 

Subsidiäre Anknüpfung: Recht des 

gewöhnlichen Aufenthaltsortes od. 

des Heimatstaates einer Partei 

nach dem Günstigkeitsprinzip des 

Schutzes des Schwächeren 

Einverständliche 

Scheidung 

§ 26 GRZA Eingeschränkte Rechtswahl: Recht 

des gewöhnlichen 

Aufenthaltsortes einer Ehepartei 

od. des Heimatstaates einer 

Ehepartei. 

Mangel der Rechtswahl: 
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Hauptanknüpfung: Recht des 

gemeinsamen gewöhnlichen 

Aufenthaltsortes; Subsidiäre 

Anknüpfung:  

1. Recht des gemeinsamen 

Heimatstaates 

2. Recht des Ortes, an dem sich 

die mit den 

Scheidungsformalitäten befasste 

Behörde befindet. 

Streitige Scheidung § 27 GRZA lexi fori 

Annahme als Kind § 28 GRZA Getrennte Anwendung mehrerer 

Rechtsordnungen auf dasselbe 

Rechtsverhältnis: 

Voraussetzungen und 

Formalitäten: Recht des 

gewöhnlichen Aufenthaltsortes 

der Adoptiveltern sowie Recht des 

gewöhnlichen Aufenthaltsortes 

der Adoptivkinder. 

Wirkung: Recht des gewöhnlichen 

Aufenthaltsortes der 

Adoptiveltern. 

Aufhebung: Recht des 

gewöhnlichen Aufenthaltsortes 

der Adoptivkinder od. lex fori 

Unterhalt § 29 GRZA Alternative Anknüpfungen nach 

dem Günstigkeitsprinzip der 

Interessen des 

Unterhaltsberechtigten: Recht des 

gewöhnlichen Aufenthaltsortes od. 

des Heimatstaates einer Partei, od. 

Recht des Belegenheitsortes des 

Hauptvermögens. 

Vormundschaft § 30 GRZA Alternative Anknüpfungen nach 

dem Günstigkeitsprinzip der 

Mündelsinteressen: Recht des 

gewöhnlichen Aufenthaltsortes od. 

des Heimatstaates einer Partei 
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Die Entwicklungen des Familienrechtes im neuen chinesischen IPR sind markant. Abgesehen 

von den neuen Bestimmungen, bezüglich des persönlichen Eheverhältnisses, der Ehegüter, 

der Eltern–Kinder–Verhältnisse und der einvernehmlichen Scheidung, sind die 

Entwicklungen im Familienrecht des neuen chinesischen IPR weiters in den folgenden 

Aspekten zu bemerken:
141

 

Erstens, das Familienrecht des neuen chinesischen IPR beruht primär auf dem 

Aufenthaltsprinzip und ersatzweise auf dem Staatsangehörigkeitsprinzip. Beim 

„gewöhnlichen Aufenthalt“ spricht man vom Schwerpunkt der sozialen und wirtschaftlichen 

Verhältnisse und somit dem Daseinsmittelpunktes. Dabei ist gemäß § 15 Auslegungen zum 

GRZA davon auszugehen, dass ein Aufenthalt nach einer Dauer von 1 Jahr, mit Ausnahme 

von medizinischer Behandlung, einer Arbeitsentsendung oder einer Amtshandlung, zum 

gewöhnlichen Aufenthalt wird. Somit konkretisiert der gewöhnliche Aufenthalt die engste 

Verbindung zwischen einer natürlichen Person und einem Staat, in dem sie diesen 

gewöhnlichen Aufenthalt hat. Aus diesem Grund, wird das Familienstatut in erster Linie nicht 

mehr durch ihre Staatsangehörigkeit, sondern den gewöhnlichen Aufenthalt bestimmt. Auf 

das Staatsangehörigkeitsprinzip wird zurückgriffen, wenn Ehegatten einen unterschiedlichen 

gewöhnlichen Aufenthalt haben, wenn Ehegatten die Rechtswahl treffen dürfen, oder wenn 

wegen des Schutzes der Schwächeren der Richter nicht nur das Recht des Staates, dem eine 

Partei angehört, sondern dessen Sachrecht die schwächere Partei begünstigt, wählt. 

Zweitens, der Gesetzgeber hat versucht, die Anknüpfungen im Rahmen des Ehestatuts des 

Familienrechtes möglichst einheitlich zu gestalten, z.B. Eheschließung, Ehewirkungen, 

Ehegüter, Wirkungen des Eltern–Kinder–Verhältnisses und der einverständlichen Scheidung.  

Dafür ist der gemeinsame Aufenthalt primäres Anknüpfungsmoment. Ohne solchen greift 

subsidiär die gemeinsame Staatsangehörigkeit. Hier ist der gemeinsame gewöhnliche 

Aufenthalt als die Konkretisierung der gemeinsamen engsten Verbindung anzusehen, die für 

die Anknüpfung des Familienstatuts von Bedeutung ist. 

Drittens, eine Rechtwahl darf erstmalig im Familienrecht getroffen werden. Im Vergleich zur 

Rechtswahl im Bereich des Vertragsrechts ist die Rechtswahl im Bereich des Familienrechtes 
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eingeschränkt. Die Einschränkung beruht darauf, welches Recht die Ehegatten wählen 

dürfen.
142

 

Viertens, statt der Einzelanknüpfungen werden die Mehrfachanknüpfungen  im Familienrecht 

des neuen chinesischen IPR in großem Umfang verwendet. „Kollisionsnormen, die einen 

Anknüpfungsgegenstand und mehrere Anknüpfungsmomente in ihrem Tatbestand enthalten, 

werden Mehrfachverknüpfungen genannt.“
143

  

Im Familienrecht des neuen chinesischen IPR  sieht der Gesetzgeber die Stufenanknüpfung 

(Anknüpfungsleiter) anstelle der Einfachanknüpfung für die meisten Familienverhältnisse 

(Anknüpfungsgegenstände) vor. 

Mittels der Mehrfachverknüpfung kann entweder das Günstigkeitsprinzip
144

 oder das Prinzip 

der engsten Verbindung, das durch einen Anknüpfungstatbestand konkretisiert wird, oder 

beide Prinzipien durch die Kollisionsregeln realisiert werden. 

Fünftens, die sog. Aufspaltungsmethode bezieht sich auf einen Einzelaspekt einer 

Zivilrechtsbeziehung mit Auslandsbezug als Teilfrage, z.B. in § 28 GRZA wird die Annahme 

eines Kind in Einzelfragen (Voraussetzungen und Formalitäten, die Wirkung der Annahme 

als Kind sowie die Aufhebung des Annahmeverhältnisses) aufgespalten und auf diese Weise 

mehreren Rechtsordnungen zugewiesen. Die Aufspaltungsmethode wird auch bei 

Eheschließung (§ 21 und § 22 GRZA), Scheidung (§ 26 und § 27 GRZA) und dem rechtlichen 

Verhältnis der Ehegatten zueinander (§ 23 und § 24) im Familienrecht des neuen chinesischen 

IPR verwendet. 

Sechstens, das maßgebende Recht wird erstmalig nach dem Prinzip des Schutzes des sozialen 

Schwächeren im Bereich des IPR in der VRC offiziell festgestellt. Wenn der gemeinsame 

gewöhnliche Aufenthalt als Anknüpfungskriterium versagt, erklärt § 25 für Eltern–Kind–

Verhältnisse im GRZA ersatzweise dasjenige Recht nach dem gewöhnlichen 

Aufenthaltsprinzip und dem Staatsangehörigkeitsprinzip für maßgebend, das die schwächere 

Partei begünstigt. Für Vormundschaften ist das Recht des Ortes maßgebend, an dem eine der 

Parteien ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat oder das Recht des Staates dem eine der Parteien 

angehört, je nachdem welches den Mündel begünstigt.  

                                                 
142

 Siehe Dritter Teil: 3. Rechtswahl 
143

 Schröder, Günstigkeitsprinzip (1996), 31 
144

 Siehe Dritter Teil: 5. Günstigkeitsprinzip 



Das neue chinesische IPR 

67 
 

Siebtens, für die Normen im Familienrecht, die auf dem gemeinsamen gewöhnlichen 

Aufenthalt als Hauptanknüpfung und der Staatangehörigkeit als subsidiäre Anknüpfung 

beruhen, gilt § 2 S. 2, nämlich dass die engste Verbindung als Ergänzungsanknüpfung 

angewandt wird, wenn sowohl der gemeinsame gewöhnliche Aufenthalt als auch die 

gemeinsame Staatangehörigkeit als Anknüpfungsmoment versagen. 

Achtens, bei der Anwendung von § 21 GRZA kommen die folgenden Fragen in Betracht: Der 

gewöhnliche Aufenthalt sowie die Staatsangehörigkeit können von den Parteien rechtmäßig 

verändert werden. Es führt dazu, dass sich das Kollisionsrecht des Gerichtes auch ändert. Im 

IPR wird es „Statutenwechsel“
 145

 genannt. Im neuen chinesischen IPR wird Statutenwechsel 

nicht als Grundregel erwähnt. Die Probleme, die durch Statutenwechsel verursacht werden, 

stellen sich durch die Frage, wonach das maßgebliche Recht bestimmt wird, wenn der 

Wechsel des Statuts eintritt. Bezüglich § 21 GRZA  ist der gewöhnliche Aufenthalt sowie die 

Staatsangehörigkeit der Parteien zum Zeitpunkt der Eheschließung ausschlaggebend.
 146

 

Neuntens, bei der anderen Frage handelt es sich um ordre public, zwingende Bestimmungen 

und Gesetzumgehung. Im Ehegesetz der VRC gibt es die Grundsätze, z.B. Monogamie, 

Ehefreiheit, Eheschließungsfähigkeit, Eheverbot des Homosexuellen usw. Monogamie und 

Ehefreiheit gehören zum Umfang des ordre public. Wenn die Anwendung des ausländischen 

Zivilrechtes gegen Monogamie und Ehefreiheit ist, wird das ausländische Zivilrecht deswegen 

ausgeschlossen.  

Bezüglich der Fähigkeit zur Eheschließung gehört diese Bestimmung des chinesischen 

Zivilrechtes zu den rein inländischen zwingenden Bestimmungen. Deshalb darf das durch den 

Anknüpfungsmoment berufene ausländische Sachrecht, dessen zutreffende Norm mit den 

chinesischen materiell-rechtlichen Bestimmungen der Fähigkeit zur Eheschließung nicht 

abgestimmt ist, angewendet werden, sofern es nicht um die Gesetzumgehungsabsicht geht. 

 Bezüglich der Eheschließung von Homosexuellen ist es umstritten. In der VRC ist die 

Eheschließung von Homosexuellen nicht nur per Gesetz verboten sondern auch gegen das 
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Anknüpfungsmoment einer Norm zur anwendbaren Rechtsordnung geführt haben, ändern, solange der 

kollisionsrechtlich zu beurteilende Sachverhalt nicht abgeschlossen ist. So zieht die Änderung der 

Staatsangehörigkeit und allenfalls auch des gewöhnlichen Aufenthalts in der Regel einen Wechsel des 

anwendbaren Rechts im Familien-und Erbrecht nach sich und bewirkt die Veränderung des Belegenheitsorts 

einer beweglichen Sache von einem Staat in einen anderen, dass ein anderes Recht für die sachenrechtliche 

Zuordnung dieser Sache maßgebend wird.“ Posch, IPR, 60 
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 Vgl. OVG, Kommentar zum GRZA, 162 
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ordre public. Allerdings ist die Eheschließung von Homosexuellen in vielen anderen Ländern 

schon zugelassen. Wenn das Volksgericht die Wirksamkeit der Eheschließung von 

Homosexuellen, die in einem anderen Land rechtmäßig erworben wird, nicht anerkennt, wird 

die homosexuelle Ehepartnerschaft ungültig in der VRC. In der Gerichtspraxis gibt es noch 

keine Rechtsbesprechung dazu, ob die im Ausland gesetzmäßig erworbene homosexuelle 

Ehepartnerschaft in der VRC auch wirksam ist. Es ist normiert, dass wenn ein chinesisches 

homosexuelles Paar ins Ausland reist, um dort die Ehe zu schließen, die Eheschließung wegen 

Gesetzumgebungsverbot unwirksam ist. 

Wenn zwei Ausländer oder ein Chinese mit einem Ausländer in der VRC eine Ehe begründen, 

müssen sie die Bestimmungen des Ehegesetzes der VRC sowie der Verordnung der 

Eheeintragung der VRC nicht nur bei der Formalität der Eheschließung sondern auch bei den 

materiellen Voraussetzungen der Eheschließung befolgen. Sonst kann die Eheschließung 

innerhalb der VRC nicht wirksam werden.
147

 

Zum Schluss, für die gerichtliche Scheidung gilt sowohl nach dem alten chinesischen IPR  als 

auch nach dem neuen chinesischen IPR die lex fori. Hier liegt die internationale Zuständigkeit 

für die Scheidung zu Grunde. Nach § 22 und § 23 Abs 1 des Zivilprozessgesetzes der VRC
148

 

hat das Volksgericht die Zuständigkeit für die Scheidung mit Auslandsbezug, wenn der 

Kläger oder der Beklagte an dem Gerichtsort den gewöhnlichen Aufenthalt hat.  

1.2.3 Erbrecht 

Im alten chinesischen IPR geben es nur für zwei erbrechtliche Verhältnisse Bestimmungen, 

nämlich die gesetzliche Erbfolge und den erbenloser Nachlass, keine Bestimmung bezüglich 

des Testamentes. Nach § 36 Erbgesetz ist bei der gesetzlichen Erbfolge das Recht des Ortes 

maßgebend, an dem die Liegenschaft gelegen ist bzw. in dem der Erblasser beweglicher 

Sachen den Wohnsitz hat. Bei erbenlosem Nachlass gilt das Recht der VRC oder nach des 

zutreffenden internationalen Abkommens, wenn der Erblasser ein Ausländer ist, der in der 

VRC gestorben ist und den Nachlass in der VRC hat.
149
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 Vgl. OVG, Kommentar zum GRZA, 163 
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 Zivilprozessgesetz der Volksrepublik China wurde am 9.4.1991 erlassen und am 28.10. 2007 und 31.8.2013 

revidiert. 
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 XIANG Zaisheng, Rechtsvergleichung des internationalen Erbrechts, Wuhan University Journal (Philosophy 

& Social Sciences), 2007, Heft 6 
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Das Erbrecht im neuen chinesischen IPR 

 

Rechtsverhältnisse Rechtsgrundlage Anknüpfung 

Gesetzliche Erbfolge § 31 GRZA Beweglicher Nachlass: Recht des 

gewöhnlichen Aufenthaltsortes im 

Zeitpunkt des Todes des Erlasses; 

Liegenschaft: Belegenheitsrecht 

der Liegenschaft 

Testamentsform § 32 GRZA Alternativ: Recht des 

gewöhnlichen Aufenthaltsortes im 

Zeitpunkt der 

Testamentserrichtung od. Recht 

des Todes des Erblassers od. das 

Staatangehörigkeitsprinzip od. 

Recht des Handlungsortes des 

Testaments 

Testamentswirkungen § 33 GRZA Alternativ: Recht des 

gewöhnlichen Aufenthaltsortes im 

Zeitpunkt der 

Testamentserrichtung od. des 

Todes des Erblassers od. das 

Staatangehörigkeitsprinzip 

Nachlassverwaltung § 34 GRZA lex rei sitae (Belegenheitsrecht) 

des Nachlasses 

Erbloser Nachlass § 35 GRZA lex rei sitae (Belegenheitsrecht) 

des Nachlasses 

 

Die obige Tabelle zeigt, dass der bewegliche und der unbewegliche Nachlass, bezüglich der 

gesetzlichen Erfolge im Erbrecht des neuen chinesischen IPR, nach dem Prinzip der 

Nachlassspaltung kollisionsrechtlich unterschiedlich behandelt werden. Das Prinzip der 

Nachlassspaltung geht vom rechtspolitischen Interesse des Staates, in dem sich das 

unbewegliche Vermögen befindet, aus. Sofern allerdings unterschiedliche Rechte für die 

verschiedenen Nachlassteile zur Anwendung kommen, kann dies zu Wertungswidersprüchen 
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sowie Anpassungsproblemen führen.
150  

Dies zu verhindern und das diesbezügliche 

rechtspolitische Interesse durchzusetzen kann durch andere Weise erzielt werden, z.B. 

Eintragung des unbeweglichen Vermögens, eine rechtspolitische Linie der Benutzung des 

unbeweglichen Vermögens sowie eine rechtspolitische Linie des Verkehrs des unbeweglichen 

Vermögens.
 151

 

Testamentsform sowie Testamentswirkungen unterliegen den alternativen Anknüpfungen 

nach dem „Günstigkeitsprinzip“, in z.B. § 32 GRZA äußert sich die Anwendung des 

„Günstigkeitsprinzips“ dadurch, dass bei dem Recht des gewöhnlichen Aufenthaltsortes im 

Zeitpunkt der Testamentserrichtung oder dem Recht des Todes des Erblassers oder das 

Staatangehörigkeitsprinzip oder Recht des Handlungsortes des Testaments dasjenige zu 

wählen ist, nach welchem die letztwillige Verfügung wirksam bleibt. Für Nachlassverwaltung 

und Erblosen Nachlass gilt lex rei sitae. 

1.2.4 Sachenrecht
152

 

Sachenrecht im alten chinesischen IPR handelt nur von Erwerb, Vermietung und Belastung 

von Immobilien. Nach § 144 AGZ und § 187 Ansichten zu den AGZ gilt dafür die lex rei 

sitae. Keine Bestimmung betrifft unbewegliche Sachen. 

Das Sachenrecht im neuen chinesischen IPR 

 

Rechtsverhältnisse Rechtsgrundlage Anknüpfung 

unbeweglichen Sache § 36 GRZA Lex rei sitae 

bewegliche Sache § 37 GRZA Rechtswahl; 

Mangel der Rechtswahl: lex rei 

sitae 
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Kopp, Probleme der Nachlassabwicklung bei kollisionsrechtlicher Nachlassspaltung (1997), 125 ff.; Derstadt, 

Die Notwendigkeit der Anpassung bei Nachlassspaltung im internationalen Erbrecht (1998); Kropholler, IPR, § 

51 III, 436 
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 SONG Xiao, Nachlasseinheit und Nachlassspaltung, China Legal Science, 2011 Heft 6, 157; YAN Jiexiong, 

Rechtsanwendung des Vertragsrechts mit Auslandsbezug, People’s Judicature, 2013 Heft 5, 92 
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 ZHOU Houchun, Parteiautonomie in den Sachenrechtsverhältnissen mit Auslandsbezug, Social Science 

Journal, 2010, Heft 4; DU Huanfang, Vervollständigung der Rechtsanwendung in den Sachenrechtsverhältnissen 
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Kollisionsregeln im Sachenrecht, Knowledge Economy, 2012, Heft 20; ZHOU Houchun, Die Entwicklung der 
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Sachen auf dem 

Transport 

§ 38 GRZA Rechtswahl;  

Mangel der Rechtswahl: Recht 

des Transportzielortes 

Wertpapier § 39 GRZA Alternativ:  

Rechte des Ortes, an dem die 

Rechte geltend zu machen sind;  

Rechte, mit dem dieses 

Wertpariere am engsten 

verbunden ist. 

Pfandrechte an Rechten § 40 GRZA Recht des Ortes, an dem das 

Pfandrecht errichtet wird. 

 

Die kollisionsrechtliche Normierung von Liegenschaften im Sachenrecht des neuen 

chinesischen IPR folgt der traditionellen grundlegenden Kollisionsnorm: Im Grundstücksrecht 

ist das Recht des Belegenheitsrechtes anzuwenden, nämlich die lex rei sitae. Für bewegliche 

Sachen und Sachen im Transport dürfen die Parteien eine Rechtswahl treffen. Dies ist 

erstmalig im chinesischen IPR, die Rechtwahl im Bereich des Sachenrechtes bestimmen zu 

können. Mangels der Rechtswahl gilt lex rei sitae auch für die beweglichen Sachen, weil der 

Schutz des Sachenrechtes in der Regel am Belegenheitsort gewährt wird. 

Es ist umstritten, ob die Rechtswahl im Bereich des Sachenrechtes angemessen ist. Die im 

Sachenrecht involvierten Verkehrsinteressen und das Publizitätsprinzip lassen  prinzipiell 

keine Möglichkeit für die Rechtswahl. Im Gegensatz dazu gibt es jedoch Gründe, die 

Rechtswahl für den Bereich des dinglichen Rechtes an beweglichen Sachen im 

eingeschränkten Umfang zuzulassen, sofern dabei die Interessen Dritter gewährleistet werden. 

Damit können Schuldstatut und Sachstatut durch die Rechtswahl miteinander in 

Übereinstimmung gebracht werden und die Rechtslage vereinfacht werden. Aber das Problem 

liegt darin, dass der Umfang der Rechtswahl gemäß § 37 und § 38 GRZA nicht eingeschränkt 

wird. 
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Die dinglichen Rechte an Wertpapieren sind im Zusammenhang mit der Verbindung zwischen 

dem Recht am Papier und dem Recht aus dem Papier. Die Wertpapiere unterscheiden sich in 

verschiedene Arten, z.B. Rektapapier, Inhaberpapier und Orderpapier usw.
153

 

 Gemäß § 39 wird das maßgebliche Recht nach dem Ort, an dem die Rechte an den 

Wertpapieren verwirklicht werden oder das Prinzip der engsten Verbindung realisiert. Hier 

liegt das Problem in der Formulierungsweise zwischen den zwei Anknüpfungen:  

„§  39 [Wertpapiere] Auf Wertpapiere ist das Recht des Ortes, an dem die Rechte an den 

Wertpapieren verwirklicht werden oder anderes Recht anzuwenden, mit dem dieses 

Wertpapiere am engsten verbunden sind.“  

Das führt zu der Unklarheit, ob die zwei Anknüpfungen alternativ zu verstehen sind oder das 

Prinzip der engsten Verbindung als subsidiäre Ausweichklausel
154

  betrachtet wird.
155

 

Gemäß § 40 wird das maßgebliche Recht der Pfandrechte nach dem Ort, an dem die 

Pfandrechte errichtet worden sind, bestimmt. Die Rechte, durch die das Pfandrecht errichtet 

werden können, können verschiedene Rechte sein, z.B. Immaterialgüterrecht und 

Aktionärsrecht usw. Es ist umstritten, ob das Recht des Ortes, an dem die Pfandrechte bestellt 

sind, als das maßgebliche Recht zur Anwendung angemessen ist. 

1.2.5 Vertragliches Schuldrecht 

Im Vergleich mit anderen Bereichen des alten chinesischen IPR ist das vertragsrechtliche 

Kollisionsrecht relativ vollständig, weil 2007 eine judikative Erläuterung des vertraglichen 

Schuldrechtes des chinesischen IPR vom OVG in der VRC erlassen wurde. Diese judikative 

Erläuterung, „Bestimmungen des OVG zu einigen Fragen der Rechtsanwendung bei der 

Behandlung von zivil-und handelsrechtlichen Vertragsstreitigkeiten mit Auslandsbezug“, 

beinhaltet 12 Paragraphen. Nach dem Inkrafttreten der neuen chinesischen IPR-Gesetze gelten 

die Regeln der Bestimmung zum anwendbaren Recht weiter, die nicht von den neuen IPR-

Gesetzen erfasst werden. 
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DU Huanfang, Vervollständigung der Rechtsanwendung in den Sachenrechtsverhältnissen mit 

Auslandsbezug, Contemporary Law Review, 2013, Heft 2, 143 
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 „Ausweichklauseln sind Kollisionsnormen, welche es ermöglichen, unter dem Gesichtspunkt der engeren 

Verbindung des Sachverhalts zu einer anderen Rechtsordnung als der auch der Regelanknüpfung berufenen, von 

der Regelanknüpfung abzuweichen.“ St. Schreiber, Ausweichklauseln im deutschen, österreichischen und 

schweizerischen Internationalen Privatrecht (2001), 7. 
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 Siehe Dritter Teil: 2.2.3 Das Prinzip der engsten Verbindung im GRZA 
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Übersicht der „Bestimmungen des OVG zu einigen Fragen der Rechtsanwendung  

bei der Behandlung von zivil-und handelsrechtlichen Vertragsstreitigkeiten  

mit Auslandsbezug“ 

 

Rechtsgrundlage Inhalt Wirksamkeit nach 

dem Inkrafttreten des 

neuen IPR 

§ 1 Ausschluss des 

Renvoi 

Das maßgebliche Recht ist das materielle 

Recht. 

nicht wirksam, wird 

durch den § 9 GRZA 

ersetzt. 

§ 2 

Geltungsbereich 

des Vertragsstatuts 

Die Errichtung, Wirksamkeit, Erfüllung, 

Änderung, Übertragung und Beendung von 

Verträgen sowie die Haftung wegen 

Vertragsverletzung usw. 

wirksam 

§ 3 Rechtswahl Die Rechtswahl muss ausdrücklich sein. nicht wirksam, wird 

durch den § 3 und 

dem § 41 GRZA 

ersetzt. 

§ 4 Rechtswahl im 

Prozess; 

konkludente 

Rechtswahl 

„Wenn sich die Parteien vor Beendigung 

der streitigen Verhandlung durch die 

Kammer in erster Instanz in Verhandlungen 

darüber einigen, das Recht zu ändern, muss 

das Volksgericht stattgeben. 

Wenn die Parteien das auf 

Vertragsstreitigkeiten anzuwendende Recht 

nicht gewählt haben, aber durchgängig auf 

das Recht eines Staates oder Gebiets Bezug 

genommen und keinen Einwand gegen die 

Anwendung Rechts erhoben haben, muss 

dies als Wahl des auf Vertragsstreitigkeiten 

anzuwenden Rechtes gelten.“
 156

 

nicht wirksam, durch 

den § 8 wird 

Auslegungen zum 

GRZA ersetzt. 

§ 5 Objektive 

Anknüpfung 

Grundregel: das Prinzip engste Verbindung. 

Charakteristische Leistung: um das Prinzip 

Umstritten 
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Ü bersetzung aus dem Chinesischen und Paragraphenüberschriften im eckigen Klammern: Dr. Knut B. Pißler, 
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der engsten Verbindung zu 

bestimmen.(Siehe die nächste Tabelle) 

Ausweichsel: Wenn die durch die 

charakteristische Leistung angeführten 

Verträge offensichtlich mit einem anderen 

Staat eine engere Verbindung haben, wird 

das Recht dieses anderen Staates 

angewendet. 

§ 6 

Umgehungsverbot 

Handlungen, mit denen die Parteien 

zwingende Regeln der VRC umgehen, 

führen nicht dazu, ausländisches Recht 

angewendet zu werden hat. 

nicht wirksam, wird 

durch den § 11 

Auslegungen zum 

GRZA ersetzt. 

§ 7 Ordre Public Das Recht der VRC ist anzuwenden, wenn 

die Anwendung ausländischen Rechtes 

gegen die allgemeinen gesellschaftlichen 

Interessen der VRC verstößt. 

nicht wirksam, wird 

durch den § 5 GRZA 

ersetzt. 

§ 8 Ausschließen 

der Rechtswahl 

Auf folgende innerhalb der VRC zu 

erfüllende Verträge ist das Recht der VRC 

anzuwenden: 

„1. Verträge über chinesisch-ausländische 

mit gemeinsamem Kapitel betriebene 

Unternehmen 

2. Verträge über chinesisch-ausländische 

kooperativ betriebene Unternehmen 

3. Verträge über die chinesisch-

ausländische gemeinsame Erschließung und 

Ausbeutung natürlicher Ressourcen 

4. Verträge über die Übertragung von 

Anteilen an chinesisch-ausländisch mit 

gemeinsamem Kapital betriebenen 

Unternehmen, an chinesisch-ausländisch 

kooperativ betriebenen Unternehmen und 

an Unternehmen mit ausschließlich 

ausländischer Beteiligung 

5. Verträge über die Übernahme der 

Betreibung von auf dem Gebiet der VRC 

errichten chinesisch-ausländisch mit 

gemeinsamem Kapitel betriebenen 

Unternehmen oder chinesisch-ausländisch 

kooperativ betriebenen Unternehmen durch 

ausländische natürliche Person, juristische 

Personen oder andere Organisationen 

wirksam 
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6. Verträge über den Erwerb von 

Anteilsrechten der Gesellschafter bzw. 

Aktionäre eines Unternehmens ohne 

ausländische Beteiligung im Gebiet der 

VRC durch ausländische natürliche 

Personen, juristische Personen oder andere 

Organisationen 

7. Verträge über die Zeichnung einer 

Kapitalerhöhung bei Gesellschaften mit 

beschränkter Haftung und 

Aktiengesellschaften ohne ausländische 

Beteiligung im Gebiet der VRC durch 

ausländische natürliche Personen, 

juristische Personen oder andere 

Organisationen 

8. Verträge über den Erwerb von Vermögen 

eines Unternehmens ohne ausländische 

Beteiligung im Gebiet der VRC durch 

ausländische natürliche Personen, 

juristische Personen oder andere 

Organisationen 

9. Andere Verträge, bei denen die Gesetze 

und Verwaltungsrechtsnormen der VRC 

bestimmen, dass das Recht der VRC 

angewandt werden muss.“
 
 

§ 9 Ermittlung des 

ausländischen 

Rechts; Ersatzrecht 

Bei Recht wird das anzuwendende Recht 

von den Parteien vorgebracht. 

Bei der objektiven Anknüpfung muss das 

anzuwendende Recht vom Volksgericht im 

Wege Kompetenz ermittelt werden. 

Ersatzrecht: das Recht der VRC 

nicht wirksam, wird 

durch den § 10 GRZA 

sowie § 17 

Auslegungen zum 

GRZA ersetzt. 

§ 10 Feststellung 

des ausländischen 

Rechts 

„Wenn die Parteien gegen den Inhalt des 

ausländischen Rechts nach der Prüfung der 

Beweise keine Einwände haben, muss das 

Volksgericht bestätigen. Erheben die 

Parteien Einwände, wird der Inhalt vom 

Volksgericht geprüft und festgestellt.“
 
 

nicht wirksam, wird 

durch den § 18 

Auslegungen zum 

GRZA ersetzt. 

§ 11 Geltung für 

Hongkong und 

Macao 

Bezüglich Hongkong und Macao sind die 

Bestimmungen entsprechend anzuwenden. 

nicht wirksam, wird 

durch den § 19 

Auslegungen zum 

GRZA ersetzt. 
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§ 12 Vorrang 

gegenüber altem 

Recht 

Vorrang gegenüber zuvor erlassenen 

Bestimmungen 

nicht wirksam, wird 

durch §§ 2, 51 GRZA 

sowie §§ 3, 21 

Auslegungen zum 

GRZA ersetzt. 

 

Nach dieser judikativen Erläuterung des schuldvertraglichen Kollisionsrechts setzt diese eine 

anfängliche sowie nachträgliche Rechtswahl voraus, die ausdrücklich oder konkludent 

erfolgen muss. Die Rechtswahl unterliegt den allgemeinen Einschränkungen vom ordre public 

sowie vom Gesetzumgehungsverbot und den Sondereinschränkungen in den Bereichen, für 

die gemäß § 8 die Rechtswahl ausgeschlossen ist und das Recht der VRC direkt anzuwenden 

ist. Wenn keine Rechtswahl vorliegt, ist für den Vertrag das Recht des Staates maßgebend, zu 

dem er die engsten Verbindungen aufweist. In der judikativen Erläuterung des 

schuldvertraglichen Kollisionsrechts wird die engste Verbindung durch die charakteristische 

Leistung konkretisiert.
157

 

Gemäß § 5 Bestimmungen des OVG gliedert sich das objektive Anknüpfungssystem in drei 

Stufen. Ausgangsnorm des Abs 1: „Wenn die Parteien das auf Vertragsstreitigkeiten 

anwendbare Recht nicht gewählt haben, wird das Recht des Staates oder Gebiets mit der 

engsten Verbindung zum Vertrag angewendet.“
 
entscheidet sich dafür, dass das Prinzip der 

engsten Verbindung bei Mangel der Rechtswahl als die Grundregel im Bereich des 

Vertragsstatutes gilt.  Im Abs 2 folgt der Satz:  „Wenn das Volksgericht auf Grund des 

Prinzips der engsten Verbindung das auf Vertragsstreitigkeiten anwendbare Recht bestimmt, 

muss es dies Grund der besonderen Merkmale des Vertrags tun mit Faktoren wie dem, dass 

die Erfüllung der Pflicht einer der Parteien geeignet ist, der besonderen Charakter des 

Vertrags widerzuspiegeln.“, danach werden konkrete Kollisionsnormen für bestimmte 

Vertragstypen  vorgesehen.  

Vertragstyp Der charakteristische Leistungsort 

Kaufvertrag Wohnsitz des Verkäufer; Ausweichweise Wohnsitz des 

Käufers, wenn der Vertrag am Wohnsitz des Käufers 

verhandelt und errichtet wurde oder im Vertrag bestimmt, 

dass der Verkäufer die Pflicht zur Übergabe der Waren am 

Wohnsitz des Käufers erfüllen muss.  
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Administration, 2011, Heft 4 
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Werkvertrag Wohnsitz des bearbeitenden Unternehmers 

Turn-Key-Vertrag
158

 Montageort 

Kaufvertrag, Mietvertrag 

oder Hypothekenvertrag 

über Immobilien 

Belegenheitsort der Immobilien 

Mietvertrag über 

bewegliche Sachen 

Wohnsitz des Vermieters 

Pfandvertrag über 

bewegliche Sachen 

Wohnsitz des Pfandrechtsinhabers 

Darlehensvertrag Wohnsitz des Darlehensgebers 

Versicherungsvertrag Wohnsitz des Versicherers 

Finanzierungsleasing- 

vertrag 

Wohnsitz des Leasingnehmers 

Bauleistungsvertrag Belegenheitsort des Bauprojektes 

Lagervertrag und 

Wahrungsvertrag 

Wohnsitz des Lagerhalters oder Verwahrers 

Bürgschaftsvertrag Wohnsitz des Bürgen 

Geschäftsbesorgungs- 

vertrag 

Wohnsitz des Auftragnehmers 

Vertrag über die Ausgabe, 

den Absatz und die 

Übertragung von 

Schuldverschreibungen  

Ort der Ausgabe, des Absatzes oder der Übertragung 

Versteigerungsvertrag Versteigerungsort 

Kommissionsvertrag Wohnsitz des Kommissionärs 

Maklervertrag Wohnsitz des Maklers 

 

Gemäß § 5 Abs 3 Bestimmungen zum internationalen Vertragsrecht gilt die Ausweichklausel. 

Besteht eine offensichtlich engere Verbindung zum Recht eines anderen Staates, so ist nicht 

das durch § 5 Abs 2 Nummer (1) – (17) Bestimmungen zum internationalen Vertragsrecht 

berufene Recht, sondern das Recht des Staates, zu dem die offensichtlich engere Verbindung 
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 Verträge über die Lieferung kompletter Anlagen 
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besteht, anzuwenden. Zuletzt, für die Verträge, die nicht durch § 5 Abs 2 Nummer (1) – (17) 

der Bestimmungen zum internationalen Vertragsrecht erfasst werden, ist das maßgebliche 

Recht nach der Grundregel, nämlich § 5 Abs 1 festzustellen. Damit unterliegen diese Verträge 

Rechtsunsicherheit. Das Volksgericht kann nach dem Faktorenkomplex des Sachverhaltes das 

Recht des Staates, zum dem der Sachverhalt der Verträge die engste Verbindung aufweist, 

anwenden. 

Nach Inkrafttreten des neuen chinesischen IPR sind diese Paragraphen, die durch das neue 

chinesischen IPR neu geregelt werden, nicht länger wirksam. §§ 2, 8 Bestimmungen des OVG 

ist gemäß § 3 Auslegungen zum GRZA weiter wirksam, weil es sich im neuen chinesischen 

IPR nicht um dieselben Regeln  handelt. 

Es ist umstritten, ob § 5 Bestimmungen zum internationalen Vertragsrecht noch wirksam ist. 

Wie oben erwähnt, handelt es sich bei § 5 Bestimmungen zum internationalen Vertragsrecht 

um das dreistufige Prüfungsschema bei der objektiven Anknüpfung. Für Verträge, die durch § 

5 Abs 2 Nummer (1) – (17) geregelt werden; bezüglich Immobilien ist das Recht des 

Belegenheitsortes in der Regel maßgebend, bezüglich der anderen ist das Recht des Ortes 

gewöhnlich maßgebend, an dem die Partei ihren Wohnsitz hat, die die charakteristische 

Leistung des Vertrags erfüllt. Hier bezeichnet „Wohnsitz“ des Bürgers nach § 4 Ansichten 

zum Zivilprozessgesetz
159

 den Ort des „eingetragenen ständigen Sitzes“, auf Chinesisch „Huji 

(户籍) “ oder „Hukou (户口)“ genannt
160

. § 183 Ansichten zum AGZ bestimmt: „ Wenn der 

Wohnsitz von Beteiligten unklar ist oder sich nicht feststellen lässt, wird ihr gewöhnlicher 

Aufenthaltsort als ihr Wohnsitz angesehen. Wenn Beteiligte mehrere Wohnsitze haben, gilt 

der Ort darunter als Wohnsitz, der die engste Verbindung zu der Zivilbeziehung hat, über die 

Streit entstanden ist.“ „Wohnsitz“ der juristischen Person ist der Ort der Hauptniederlassung. 

Nach dem neuen chinesischen IPR werden die subjektive Anknüpfung, nämlich die 

Rechtswahl, sowie die objektive Anknüpfung, nämlich das mangels Rechtswahl anwendbare 

Recht, durch § 41 vorbestimmt. § 41 S.1 normiert die Rechtswahl und in S.2 wird das 

mangels Rechtswahl anzuwendende Recht behandelt. Gemäß § 41 S. 2: „Das Recht des 

Staates ist maßgebend, in dem die Partei, welche die charakteristische Leistung erbringt, ihren 

                                                 
159  

Eine judikative Erläuterung vom OVG: „Ansichten des Obersten Volksgerichts zu einigen Fragen der 

Anwendung des Zivilprozessgesetzes der Volksrepublik China “, erlassen und in Kraft getreten am 14.07.1992 
160  

Das Hùkǒu-System (chinesisch 戶口  / 户口 ), auch hùjí (chinesisch 户籍 ) genannt, ist die offizielle 

Wohnsitzkontrolle der Bevölkerung der Volksrepublik China. Daneben gibt es die Hukou-Bücher (户口登记本 

Familienregister), die jede Familie in der Volksrepublik besitzt und in die alle wichtigen Ereignisse (zum 

Beispiel Geburt, Hochzeit) einzutragen sind.  
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gewöhnlichen Aufenthalt hat, oder mit dem der Vertrag die engste Verbindung aufweist.“ 

Hier stellen sich zwei Fragen bezüglich der Festlegung der charakteristischen Leistung und 

der Rolle der engsten Verbindung als entweder eine Ausweichklausel oder eine alternative 

Anknüpfung. 

In Bezug auf die Festlegung der charakteristischen Leistung geht es darum, ob die durch § 5 

S. 2 Nummer (1) - (17) bestimmte Methode bei der Festlegung der charakteristischen 

Leistung noch immer in der Gerichtspraxis anzuwenden ist. Nach der Meinung des 

literarischen Kommentars des OVG zum GRZA
161

 ist die Bestimmung des § 41 so 

konkretisiert, dass § 5 Bestimmungen noch immer gelten, bis die neue judikative Erläuterung 

des OVG erlassen wird. Hier ergibt sich ein offensichtliches Problem, nämlich wie § 5 

Bestimmungen zum internationalen Vertragsrecht mit § 41 GRZA in der Gerichtspraxis 

kombiniert anzuwenden sind. Darüber hinaus liegt bei § 41 eine Unklarheit in sich vor.  

Nach dem Wortlaut des § 41 S. 2: „Treffen die Parteien keine Rechtswahl, ist entweder das 

Recht des Ortes, an dem diejenige Partei ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat, deren 

Leistungspflicht den besonderen Charakter des Vertrages am geeignetsten widerspiegelt, oder 

ein anderes Recht anzuwenden, mit dem dieser Vertrag am engsten verbunden ist.“. Es ist die 

engste Verbindung nach diesem Wortlaut eine alternative Anknüpfung. Allerdings ist die 

Funktion der alternativen Anknüpfung auf solche Mehrfachverknüpfungen zu beschränken, 

bei denen der Richter anhand einer materiell-rechtlichen Ergebnisvorgabe zwischen genau 

bezeichneten Rechtsordnungen, die gleichrangig zur Auswahl gestellt sind, zu wählen hat. 

Regelmäßig liegt der Sinn alternativer Anknüpfungen in der Begünstigung bestimmter 

materieller Ergebnisse. Meist soll der Bestand eines Rechtsverhältnisses oder aber die 

Begründung eines Status oder Anspruchs begünstigt werden. Was ist der Sinn, dass hier die 

alternative Anknüpfung vorgesehen wird? Als eine alternative Anknüpfung führt die engste 

Verbindung nur dazu, dass die Rechtsvorhersehbarkeit und die Rechtssicherheit übermäßig 

beeinträchtigt werden.  

Wenn das Prinzip der engsten Verbindung als Ausweichklausel gilt, liegen in § 41 

Formulierungsfehler vor. Bevor eine neue judikative Erläuterung diese Formulierungsfehler 

offiziell korrigiert stellt sich die Frage, wie die engste Verbindung in § 41 angesehen und 

sogar mit § 5 der Bestimmungen zum internationalen Vertragsrecht kombiniert angewendet 

werden kann. Was für ein Prüfungsschema sollte in der Gerichtspraxis für die Anwendung der 
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objektiven Anknüpfung im Vertragsstatut in Betracht kommen? Der literarische Kommentar 

des OVG diskutiert das nicht.
162

   

Außerhalb der Grundregel des das Vertragsrecht betreffenden Kollisionsrechts in § 41 erfasst 

das GRZA erstmalig Verbraucherverträge in § 42, Arbeitsverträge in § 43 und die Verträge 

bezüglich der Übertragung und Lizenz zum Gebrauch der Immaterialgüter in § 49.  

Gemäß § 42 GRZA ist das Recht des Ortes maßgeblich für den internationalen 

Verbrauchervertrag, an dem der Verbraucher seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. Sonst kann 

das Recht des Ortes, an dem die Waren geliefert oder an dem die Dienstleistungen erbracht 

werden, als das maßgebende Recht angewendet werden, wenn der Verbraucher das Recht des 

Ortes wählt oder der Unternehmer am gewöhnlichen Aufenthaltsort des Verbrauchers keine 

gewerbliche Tätigkeit ausübt. Deswegen ist die Rechtswahl im Bereich des internationalen 

Verbrauchervertrags einseitig und auch umfänglich beschränkt, nämlich nur der Verbraucher 

darf das Recht des bestimmten Ortes wählen. Hier liegt die Gesetzgebungsabsicht darin, dass 

einerseits der Verbraucher das ihn begünstigende Recht dadurch wählt,
 163

   anderseits das 

Unternehmen das maßgebende Recht vorsehen kann. Außerdem ist der Ort, an dem die Waren 

geliefert oder an dem die Dienstleistungen erbracht werden, gewöhnlich das Forum des 

Gerichts. Deswegen kann das maßgebende Recht die lex fori sein. Die Anwendung der lex 

fori wird zugunsten des maßgebenden Rechtes ermittelt und angewendet sowie das Urteil 

vollstreckt. 

In Bezug auf „keine entsprechende gewerbliche Tätigkeit“ wird dies sowohl durch das GRZA 

als auch durch die Auslegungen zum GRZA definiert. In der chinesischen Gerichtspraxis 

prüft das Volksgericht das Vorhandensein der gewerblichen Tätigkeit dadurch, ob der 

Unternehmer an dem Ort ein Unternehmen oder eine Niederlassung registriert hat, ob der 

Unternehmen an dem Ort produziert oder Dienstleistung erbringt oder die Waren verkauft 

usw. 

Für den internationalen Arbeitsvertrag gilt gemäß § 43 S.1 GRZA das Recht des Arbeitsortes 

(lex loci laboris) als Grundregel, weil das Arbeitsrecht viele zwingende Regeln für 

Arbeitsverträge erfasst, um den Arbeitnehmer zu schützen. Nur wenn der Arbeitsort schwer 

zu bestimmen ist, gilt das Recht des Ortes, an dem der Arbeitgeber die Hauptniederlassung 
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hat. § 43 S. 2 betrifft die Arbeitnehmerentsendung
164

 . Gemäß § 43 S. 2 gilt die Grundregel 

der lex loci laboris auch für die Arbeitnehmerentsendung. Wenn der Arbeitsort auch hier 

schwer zu bestimmen ist, kann das Recht des Ortes, an dem der Arbeitgeber die 

Hauptniederlassung hat, oder das Recht des Ortes, von dem aus der Arbeitnehmer entsendet 

wird, angewandt werden. Diese Bestimmung geht davon aus, dass das vom Gesetzgeber für 

den Arbeitsnehmer als günstig angesehene Recht durch Ausgestaltung eines bestimmten 

Anknüpfungsmomentes zur Anwendung kommt. Daher ist das bezogene günstige Recht nur 

normative günstig. Fraglich ist, ob das normative günstige Recht im Einzelfall auch 

tatsächlich den Arbeitsnehmer begünstigen kann, da die Anwendung des normativ günstigen 

Rechts ohne Rücksicht auf seinen Inhalt ist.
165

  

Für die Verträge bezüglich der Übertragung und Lizenz zum Gebrauch der Immaterialgüter 

gilt die Grundregel des internationalen kollisionsrechtlichen Vertragsrechtes. 

1.2.6 Außervertragliches Schuldrecht
166

 

Im alten chinesischen IPR handelt es sich beim außervertraglichen Schuldrecht gemäß § 146 

AGZ sowie § 187 Ansichten zu den AGZ nur um unerlaubte Handlungen und Streitigkeiten 

auf Grund des Domain Name Systems mit Auslandsbezug. Für unerlaubte Handlungen gilt 

das Recht des Tatortes oder das Recht des gemeinsamen Heimatlands oder des Ortes des 

gemeinsamen Aufenthalts. Der Begriff des Tatorts bezieht sich nach dem § 187 S. 1 

„Ansichten zum AGZ“ darauf, zwei mögliche Deutungen zu unterscheiden: „Zum Recht des 

Ortes einer unerlaubten Handlung gehört das Recht des Ortes der Ausführung der unerlaubten 

Handlung und das Recht des Ortes, an dem das Ergebnis der Rechtsverletzung eingetreten 

ist.“ Ist der Ausführungsort mit dem Erfolgsort in einem konkreten Fall nicht identisch, 

gemäß § 187 S. 2 „Ansichten zum AGZ“, kann das Volksgericht alternativ das Recht des 

Ausführungsortes oder das Recht des Erfolgsortes wählen. 
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Gemäß § 146 Abs 2 hält sich die Beurteilung einer unerlaubten Handlung an sog. „double 

actionability rule“
 167

: „Außerhalb des Gebiets der VRC eingetretene Handlungen, die das 

Recht der VRC nicht als ein Recht verletzende Handlungen ansieht, werden nicht als ein 

Recht verletzende Handlungen behandelt.“ 

Außervertragliches Schuldrecht im neuen chinesischen IPR 

 

Rechtsverhältnisse Rechtsgrundlage Anknüpfung 

Unerlaubte Handlungen § 44 GRZA Rechtswahl 

Ohne Rechtswahl: Recht des 

Tatortes  

Ausweichklausel: Recht des 

gemeinsamen Aufenthaltsortes 

Produkthaftung § 45 GRZA Recht des gewöhnlichen 

Aufenthaltsortes des Geschädigten  

Ausweichklausel:  

Recht des Ortes, an dem sich die 

Hauptniederlassung des 

Schädigers befindet oder an dem 

der Schaden eingetreten ist, wenn 

der Geschädigte das Recht von 

diesem wählt oder wenn der 

Schädiger keine gewerbliche 

Tätigkeit am gewöhnlichen 

Aufenthaltsort des Geschädigten 

ausübt. 

Verletzung von 

Persönlichkeitsrechten 

§ 46 GRZA Recht des gewöhnlichen 

Aufenthaltsortes des Geschädigten  

Ungerechtfertigte 

Bereicherung und 

Geschäftsführung ohne 

Auftrag 

§ 47 GRZA Rechtswahl 

Ohne Rechtswahl: Recht des 

Handlungsortes 
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Haftung in Verletzung 

des 

Immaterialgüterrechtes 

§ 50 GRZA Lex loci protectionis 

(Schutzlandprinzip) 

Ausweichklausel: 

Lex fori durch die Rechtswahl 

 

§ 44 GRZA, geht von dem Grundsatz der nachträglichen Rechtswahl aus. Wenn die Parteien 

keine nachträgliche Rechtswahl getroffen haben gilt das Recht des gemeinsamen 

Aufenthaltsortes. Im Übrigen bestimmt das GRZA das Recht nach dem Tatortprinzip. Die 

Freiheit der Rechtswahl in § 44  wird nur durch die allgemeinen Einschränkungen aus ordre 

public, Eingriffsnorm sowie Gesetzumgehungsverbot vermindert. § 44 GRZA ist die 

Grundregel das Deliktsrecht.  

Die Frage stellt sich nun, ob die durch die Grundregel (§ 44 GRZA) zugelassene 

Rechtswahlfreiheit auch für die Sonderregeln (§§ 45, 46, 50 GRZA) gilt. Nach dem 

Gesetzgebungsgesetz genießen Sonderregeln Vorrang vor der Grundregel, wenn die 

Sonderregel inhaltlich unterschiedlich von der Grundregel ist. Die Rechtswahl in § 44 gilt 

auch für § 45 und § 46, weil die zwei Normen die Rechtswahl nicht ausschließen.
168

 Im 

Gegensatz dazu gilt die Rechtswahl der Grundregel nicht für § 50 GRZA, weil § 50 eine 

besondere Einschränkung immanent ist,  die Parteien nämlich nur die lex fori wählen dürfen. 

Gemäß §  44 GRZA ist ohne Rechtswahl nach dem Tatortprinzip das Recht des Ortes 

maßgeblich, an dem sich die unerlaubte Handlungen zugetragen hat. Allerding ist die 

Anknüpfung an den Tatort dabei unklar, dass sich der Tatort nach dem Ausführungsort oder 

dem Erfolgsort richtet. Dafür gilt § 187 Ansichten zum AGZ weiter, nämlich dass der Richter 

die Entscheidung treffen kann, ob das Recht des Ausführungsortes oder das Recht des 

Erfolgsortes anzuwenden ist.  

Ein anderer Unterschied der Grundregel zwischen § 146 AGZ und § 44 GRZA liegt darin, 

dass die von § 146 Abs 2 geregelte „double actionability rule“ im GRZA nicht mehr 

vorgesehen ist. Der Grund, warum „double actionability rule“ im GRZA aufgehoben ist, 

besteht darin:
 169

 Die
 
„double actionability rule“ zielt darauf ab, dass das Deliktsrecht die 
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Funktion hat, die unerlaubte Handlung zu korrigieren. Somit sind die Bestimmungen des 

Deliktsrechts nach dieser Absicht in gewissem Maße die zwingenden Bestimmungen.  

Ergibt sich daraus, dass hier das Tatortprinzip und die lex fori als die Regelanknüpfungen 

kumulativ für die Bestimmung des Deliktrechtsstatuts gebildet werden. Das bedeutet, dass 

eine unerlaubte Handlung nur dann unerlaubt ist, wenn sie nach dem durch das Tatortprinzip 

berufene Recht und der lex fori beide begründet ist. 

Hier erfüllen solche kumulative Anknüpfungen die Schutzfunktion im Dienst der 

Rechtspolitik des Forumsstaats. Mit der Entwicklung des Deliktrechts ändert sich seine 

Funktion von korrigierender Gerechtigkeit auf aufteilende Gerechtigkeit. Danach dient das 

Deliktrecht nicht zur Strafe des Schädigers sondern zur Verwirklichung  das Interesse bzw. 

den Schaden zwischen dem Schädiger und Geschädigten gerecht aufzuteilen. Mittlerweile ist 

es nicht mehr nötig, dass das Ordnungsinteresse des Forumsstaats durch die „double 

actionability rule“
170

 gewahrt wird. Dabei können die Theorien von ordre public bzw. 

Eingriffsnorm einen Beitrag dazu leisten. Daraus folgt, dass die lex fori sein Berechtigung 

verloren hat, als das maßgebende Recht für das Deliktstatut angewendet zu werden.
171

  

Im Vergleich zu Art 4 Abs 3 Rom II-VO, in dem die Grundanknüpfung auch an den 

Erfolgsort betrifft und wo der gemeinsame gewöhnliche Aufenthalt eine Ausweichklausel 

darstellt,
172

 ist eine Ausweichklausel in § 44 nicht vorgesehen. Fraglich ist, ob es notwendig 

ist, die Ausweichklausel in der Grundregel des Deliktrechtsstatuts vorzusehen. Der Grund, 

warum in Art 4 Abs 3 Rom II-VO keine Ausweichklausel verankert ist, ist auf die 

kollisionsrechtliche Einzelfallgerechtigkeit zurückzuführen.
173

 Dieser Grund gilt für alle IPR-

Kodifikation.
174

   

§§ 45-47 sind die neuen Bestimmungen des chinesischen IPR. § 45 GRZA bestimmt bei  

einem Produkthaftungssachverhalt mit Auslandsbezug grundsätzlich das Recht des 

gewöhnlichen Aufenthaltsortes des Geschädigten als maßgeblich. Ansonsten gilt das Recht 

des Ortes, an dem sich die Hauptniederlassung des Schädigers befindet oder an dem der 
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Schaden eingetreten ist, wenn der Geschädigte dieses Recht wählt oder wenn der Schädiger 

keine einschlägige gewerbliche Tätigkeit am gewöhnlichen Aufenthaltsort des Geschädigten 

ausübt. Warum gibt es eine solche Einschränkung für die Anwendung des Rechtes des 

gewöhnlichen Aufenthaltsortes des Geschädigten, wenn der Schädiger keine einschlägige 

gewerbliche Tätigkeit am gewöhnlichen Aufenthaltsort des Geschädigten ausübt? Hier liegt 

die Gesetzgebungsabsicht darin, dass für den Schädiger (der Produzent) das maßgebliche 

Recht voraussehbar sein soll.
175

 

„Die Persönlichkeitsverletzungen haben vor allem im Medienbereich wegen der 

grenzüberschreitenden Verbreitung und Zugänglichkeit von Publikationen, Rundfunk- und 

Fernsehsendungen heute schon beinahe regelmäßig eine internationale Komponente“
176

 Das 

neue chinesischen IPR erfasst die Verletzung des Persönlichkeitsrechtes in § 46 GRZA und 

bestimmt das Recht des gewöhnlichen Aufenthaltsortes des Geschädigten, wenn die Parteien 

keine Rechtswahl gemäß der Grundregel getroffen haben. 

Die Grundanknüpfung zum Bereicherungsrecht sowie der Geschäftsführung ohne Auftrag ist 

die Rechtswahl. Mangels einer Rechtswahl gilt zuerst der gemeinsame Aufenthalt. Wenn die 

Parteien keinen gemeinsamen Aufenthalt haben, gilt das Tatortsprinzip. Bei der 

ungerechtfertigten Bereicherung ist der Tatort der Ort des Schadenseintrittes. Bei der 

Geschäftsführung ohne Auftrag ist der Tatort der Ort, an dem die Geschäftsführung erfolgt ist. 

Wegen des Territorialitätsprinzips unterliegt die unerlaubte Handlung bei Immaterialgütern 

schon bisher dem Schutzlandprinzip. Das GRZA erfasst das Schutzlandprinzip dabei auch als 

Grundregel. Die Absicht, die beschränkte Rechtswahl von lex fori zuzulassen, hängt davon 

ab, ob die judikativen Aufgaben dadurch vereinfacht werden können. 

1.2.7 Immaterialgüterrecht  

Vor Inkrafttreten des GRZA gab es keine Kollisionsnorm in Bezug auf das internationale 

Immaterialgüterrecht. In diesem Bereich wurden nur die Bestimmungen aus internationalen 

Abkommen angewendet. 

Das GRZA beinhaltet drei Paragraphen im Bereich des internationalen 

Immaterialgüterrechtes. Für die Zugehörigkeit und den Inhalt der Immaterialgüter gilt das 

Schutzortprinzip. Für die Immaterialgüterverträge gilt die Grundregel des 
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kollisionsrechtlichen Vertragsrechtes. Für die Haftung des Immaterialgüterdeliktrechtes gilt 

zuerst die nachträgliche Rechtswahl, mangels Rechtswahl gilt das Schutzortprinzip.
177

 

 

2. Das Prinzip der engsten Verbindung 

2.1 Die Anwendung des Prinzips der engsten Verbindung innerhalb einer IPR-

Kodifikation 

Nach dem Kerngedanken des IPR: „Inländisches Recht ist in der Regel auf inländische 

Rechtsverhältnisse zugeschnitten; auf Fälle mit überwiegender Auslandsbeziehung wird 

besser ausländisches Recht angewandt, und zwar jeweils das dem Fall am nächsten 

stehende.“
178

, liegt die Aufgabe des IPR darin, das angemessene Recht, zu dem der 

Sachverhalt die engste Verbindung aufweist, für einen Sachverhalt mit Auslandsbezug zu 

bestimmen. Somit entwickelte sich die Theorie des IPR vom „Sitz des Rechtsverhältnisses“
179

 

zu dem Prinzip der engsten Verbindung. „Als Ergebnis der Such nach der internationalen 

Gerechtigkeit wird heute vielfach in der Literatur und auch in den neuen IPR-Gesetzen der 

Grundsatz der engsten (stärksten) Beziehung, le lien le plus effectif, the most real connection, 

angesehen.“
 180

 

Nach der Theorie vom „Sitz des Rechtsverhältnisses“ ist diejenige Rechtsordnung 

anzuwenden, „mit welcher das Rechtsverhältnis den engsten räumlichen Zusammenhang 

hat“
181

. Diese Ansicht wird heute als die Wurzel des Prinzips der engsten Verbindung 

angesehen. Nach  der Theorie von Savigny ist der Sitz des Verhältnisses starr jener „dem es 

seiner eigentlichen Natur nach angehört“. Heute besteht kein Zweifel, dass die richtige 

Anknüpfung nicht im Voraus abstrakt von der Natur des Rechtsverhältnisses sondern 

vielmehr von den konkreten Umständen des Falles abhängig ist, die bei der Bestimmung des 

Prinzips der engsten Verbindung helfen kann. Daher ist das Prinzip der engsten Verbindung 

als ein allgemeines Prinzip, welches seinen Beitrag dazu leisten kann, dass die internationale 
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privatrechtliche Gerechtigkeit bzw. die Einzelfallgerechtigkeit zugleich zu verwirklicht wird, 

für die Bestimmung des maßgebenden Rechts im IPR anerkannt. Hier kommen folgende zwei 

im Zusammenhang stehenden Fragen in Betracht: wie das Prinzip der engsten Verbindung bei 

der Bestimmung des maßgebenden Rechts helfen kann, insbesondere als eine gesetzliche 

Norm innerhalb einer IPR-Kodifikation sowie was die Kriterien sind, wonach die engste 

Verbindung im Einzelfall beurteilt werden kann. 

2.1.1 Die Anwendungsweise (Funktion) des Prinzips der engsten Verbindung 

Vor allem kann die engste Verbindung als allgemeines Anknüpfungsprinzip nicht unbedingt 

direkt auf einen Einzelfall anzuwenden sein, da es ihr an einem rechtssatzförmigen Charakter 

mangelt.
182

 In dieser Hinsicht wurde der Gedanke, die engste Verbindung als allgemeines 

Anknüpfungsprinzip selbst unmittelbar auf einen konkreten Sachverhalt mit Auslandsbezug 

anzuwenden, in den sechziger und siebziger Jahren stärk von z.B. Ehrenzweig, Leflar 

kritisiert. Seiner Meinung nach handelt es sich dabei in Wirklichkeit um eine „non-rule“
183

. 

Als ein allgemeines Prinzip des IPR bedeutet das, dass das Prinzip der engsten Verbindung 

die Grundlage für zahlreiche Einzelbestimmungen oder einen ganzen Normkomplex bildet.
184

  

Darüber hinaus kann das IPRG in dieser Situation als Beispiel dienen. Um den Status des 

Prinzips der engsten Verbindung in der IPR-Kodifikation zu betonen, formuliert der 

österreichische Gesetzgeber in § 1 Abs 2 IPRG, dass die nachfolgenden Kollisionsnormen des 

IPRG nur als Ausdruck dieses Prinzips betrachtet werden. Solche Formulierung in der IPR-

Kodifikation kann man auch als eine der Funktionen des Prinzips der engsten Verbindung, 

welches als Generalklausel eines Leitprinzips einer IPR-Kodifikation vorangestellt wird, 

verstehen. Danach wird dieses allgemeine Anknüpfungsprinzip durch selbständige allseitige 

Kollisionsnormen in den konkreten Rechtssätzen umgesetzt. Dadurch können 

Rechtssicherheit und -vorhersehbarkeit bei Verwirklichung der internationalen 

privatrechtlichen Gerechtigkeit zugleich gewährleistet werden.  

Es gibt jedoch Ausnahmefälle, in denen das Prinzip der engsten Verbindung selbst als 

Anknüpfungsmoment in einem Rechtssatz angewandt wird. Dadurch kann das Prinzip der 

engsten Verbindung zwei verschiedene Funktionen erfüllen: Das Prinzip der engsten 

Verbindung kann als Ausweichklausel eine Anknüpfung korrigieren. Als Ausweichklausel 
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tritt es in zwei Erscheinungsformen auf, nämlich als allgemeine oder spezielle 

Ausweichklausel: Es enthält z.B. Art 15 des IPR-Gesetzes in der Schweiz eine allgemeine 

Ausnahmeklausel, die auf alle kollisionsrechtlichen Verweisungen anwendbar ist. Im 

Vergleich dazu wird die engste Verbindung in Art 4 Abs 4 Rom I-VO
185 

nur durch spezielle 

Ausweichklauseln für einzelne Bereiche des Kollisionsrechts anwendbar gemacht. Hierbei 

handelt es sich um eine Frage der Einzelfallgerechtigkeit des IPR, die sich im Gegensatz zur 

Rechtssicherheit als flexible Kollisionsnorm formuliert. Dieses flexible System fordert, dass 

der Gesetzgeber dem Anwender den Anwendungsraum gibt, damit der Einzelfall mit seinen 

Besonderheiten berücksichtigt werden kann. Aber das völlige flexible Recht ist auch nicht 

ideal, weil es nicht nur die Rechtssicherheit und die Rechtsvorsehbarkeit beeinträchtigen 

kann, sondern auch der missbräuchlichen Auslegung und Anwendung Tür und Tor öffnet, so 

dass durch den  Richter dem flexiblen Anknüpfungssystem fremde Ziele erreicht werden 

können.
186

 Davon ausgehend schafft das IPR durch die Funktion der engsten Verbindung als 

Ausweichklausel einen Ausgleich zwischen Rechtssicherheit und Flexibilität. 

Das Prinzip der engsten Verbindung kann als Hilfsanknüpfung (die letzte Stufe der 

Stufenanknüpfungen) in einer Kollisionsnorm für ein besonderes Rechtsverhältnis geregelt 

werden, wenn andere vorrangig stehende Anknüpfungsmomente ausfällen oder zu keinem 

eindeutigen Verweisungsergebnis führen. Wie bei Ausweichklauseln liegen hier auch 

allgemeine bzw. spezielle Erscheinungsformen vor. In z.B. Art 4 Abs 4 Rom I-VO wird die 

engste Verbindung als eine spezielle Hilfsanknüpfung vorgesehen. Demgegenüber erfasst das 

GRZA in § 2 Abs 2 eine Ergänzungsklausel, wodurch die engste Verbindung als eine 

allgemeine Hilfsanknüpfung für die Fälle vorgesehen ist, in denen keine entsprechende 

Anknüpfung auf den betroffenen Sachverhalt mit Auslandsbezug zur Anwendung kommen 

kann. Etwa gemäß § 23 ist die allgemeine Ehewirkung nach dem primären 

Anknüpfungsmomente – dem gemeinsamen gewöhnlichen Aufenthalt der Ehegatten oder 

nach dem subsidiären Anknüpfungsmoment – der gemeinsamen Staatangehörigkeit der 

Ehegatten zu bestimmen. Falls die Ehegatten weder einen gemeinsamen Aufenthalt noch eine 

gemeinsamen Staatangehörigkeit haben, gilt die Ergänzungsklausel. Das bedeutet, dass die 

engste Verbindung hier als eine versteckte Hilfsanknüpfung zur Anwendung kommt. 

Zusammengefasst stellt Schröder dar: „Das neue IPR-Gesetz kennt zwei Möglichkeiten, die 

engste Verbindung zwischen dem Anknüpfungsgegenstand und einer bestimmten 
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Rechtsordnung herzustellen. Zum einen stellen die herkömmlichen Kollisionsnormen auf eine 

bereits vorhandene engste Verbindung ab, die durch den Anknüpfungspunt a priori  

festgelegt. Zum anderen verwendet das neue Kollisionsrecht den Begriff der der engten 

Verbindung auch expressis verbis in ihrem Tatbestand, um eine Anknüpfung zu begründen 

oder korrigieren.“
187

 Eine Möglichkeit bezieht sich auf die Funktion der engsten Verbindung 

als ein hinter Rechtsnormen stehendes allgemeines Prinzip, die andere Möglichkeit ist die 

Funktion der engsten Verbindung als Ausweichklausel und Ergänzungsklausel 

(Hilfsanknüpfung). 

Das Prinzip der engsten Verbindung ist nicht das einzige Prinzip, das der Gesetzgeber in der 

Anknüpfungsentscheidung berücksichtigen muss, da der Gesetzgeber bei der Kodifikation des 

IPR noch andere Ziele verfolgt als die Suche nach dem Recht, das mit dem betroffenen 

Sachverhalt die sachlich und persönlich engste Verbindung hat.
188 

Weitere Ziele sind z.B. die 

Parteiautonomie und das Günstigkeitsprinzip. In den Bereichen, wo die Parteiautonomie 

uneingeschränkt ist, steht die Parteiautonomie als eine subjektive Anknüpfung vorrangig 

gegenüber den anderen objektiven Anknüpfungen, die als Konkretisierung der engsten 

Verbindung ausgestaltet sind. Im Gegensatz dazu verfolgt die Parteiautonomie in den 

Bereichen, wo die Parteiautonomie beschränkt ist, das Prinzip der engsten Verbindung. In 

Bezug auf das Günstigkeitsprinzip erfolgt ein materiell-rechtlich Günstigkeitsvergleich immer 

im Rahmen der Kollisionsnomen, wodurch die engste Verbindung festgestellt wird.
189 

 

2.1.2 Konkretisierung der engsten Verbindung durch eine starre Regelanknüpfung 

Angesichts des auf Grund der Rechtssicherheit und -vorhersehbarkeit bestehenden 

Trägheitsprinzips und des nichtnormativen Charakters der engsten Verbindung ist anstelle der 

unmittelbaren Selbstanwendung die engste Verbindung durch starre Anknüpfungen  

konkretisiert, damit  die dem Sachverhalt am nächsten stehende Rechtsordnung herangezogen 

wird. Angesichts des materiell-rechtlichen Einflusses sowie der verschiedenen 

Anwendungsinteressen kann in diese Anknüpfungsausgestaltung ein Anknüpfungstatbestand 

für die passendste Rechtsordnung
190 

 oder mehrere Rechtsordnungen, die alternativ oder stufig 

oder kumulativ anzuwenden sind,  anknüpft werden.
191 
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Obwohl räumliche Elemente auch heute noch für die engste Verbindung bedeutsam sind, 

insbesondere wenn der Sachverhalt sachenrechtlicher Natur ist, kommen aber auch noch 

andere Gesichtspunkte in Frage, wie z.B. die kulturelle Bindung, die berufliche Bindung, die 

soziale integrative Bindung und die familiäre Bindung usw.
192

 

Bei der Anknüpfung des Personal-, Familien- und Erbrechts  ist die engste Verbindung durch 

den gewöhnlichen Aufenthalt und/oder die Staatangehörigkeit konkretisiert. Im Bereich des 

Familienrechts wird die gemeinsame engste Verbindung in einigen Fällen durch den 

gemeinsamen gewöhnlichen Aufenthalt und/oder die gemeinsame Staatangehörigkeit 

bestimmt. In einem Staat, wo das Erbstatut dem Einzelstatut (Nachlassspaltung) folgt, ist die 

engste Verbindung des unbeweglichen Nachlasses durch die Belegenheit des Nachlasses 

konkretisiert.   

Beim vertraglichen Schuldverhältnis gilt der Grundsatz der freien Rechtswahl. Nur wenn eine 

Rechtswahl fehlt, kommen die objektiven Anknüpfungen zur Anwendung, die die engste 

Verbindung grundsätzlich je nach der Typbildung der Verträge durch die sog. 

charakteristische Leistung konkretisiert.  

Beim außervertraglichen Schuldverhältnis ist die engste Verbindung grundsätzlich traditionell 

durch das Tatortsprinzip bestimmt, sofern die Rechtswahl dabei in der betroffenen IPR-

Kodifikation nicht zugelassen ist oder im Einzelfall fehlt. Darüber hinaus ist es auch möglich, 

dass die engste Verbindung durch den gemeinsamen gewöhnlichen Aufenthalt und/oder die 

gemeinsame Staatangehörigkeit der Deliktparteien in einer Kollisionsregel bestimmt wird. 

In Bezug auf das Sachenrecht wird die engste Verbindung durch die lex rei sitae  für das 

dingliche Recht festgesetzt, dies zugunsten des Interesses des Rechtsverkehrs an klaren und 

sichtbaren Verhältnissen.
193

 Im Immaterialgüterrecht gilt normalerweise dem Schutzprinzip 

als die engste Verbindung, somit nach dem das Recht des Staats, in dem der Schutz 

beansprucht wird.  

Kurz ausgedrückt ist die Konkretisierung der engsten Verbindung durch eine starre 

Anknüpfung verwirklicht, welche auf Savignys „Sitztheorie“ basiert. Diese Starrheit 
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(unflexibel) dient der Rechtssicherheit und -vorhersehbarkeit und kann kraft der gesetzlichen 

Ausweichklausel auf Grund der Einzelfallgerechtigkeit gelockert werden.
194

 

2.1.3 Die zugrundliegende Erwägungsgründe bei Anwendung der Ausweichklausel 

Ausweichklauseln leisten ihren Beitrag zur Korrektur einer Anknüpfung, die in einer 

Kollisionsnorm als die Konkretisierung einer engsten Verbindung gesehen wird, für den Fall, 

dass eine andere Rechtsordnung vorliegt, die eine offensichtlich engere Verbindungen, als die  

eigentlich vorgesehene Anknüpfung, mit dem betroffenen Sachverhalt hat. In dieser Hinsicht 

ist eine Ausweichklausel als Mittel zur Verwirklichung der kollisionsrechtlichen 

Einzelfallgerechtigkeit anzuwenden. Bei der Anwendung einer Ausweichklausel muss eine 

rechtliche Grenze für eine solche Befugnis zur Abweichung des Rechtsanwenders beachtet 

werden.
195

 Allerdings ist sie bei Normierung der Ausweichklausel nie ausdrücklich geregelt. 

Daher muss sie bei Anwendung einer Ausweichklausel je nach dem betroffenen Sachverhalt 

durch Auslegung ermittelt werden. Dabei bleiben vor allem materiell-rechtliche Erwägungen 

insoweit außer Betracht, da die Ausweichklausel nicht etwa ein bestimmtes, als untragbar 

empfundenes Anwendungsergebnis verändern, sondern vielmehr das kollisionsrechtlich 

angemessenste Recht zur Anwendung bringen soll.
196

  

Bei Ermittlung der durch die Ausweichklausel berufenen Rechtsordnung kommen die 

folgenden Aspekte in Frage: Erstens, die Auslegung einer Ausweichklausel erfolgt mit 

Bedacht auf den Normzweck und Berücksichtigung des systematischen Zusammenhangs, in 

welchen die jeweilige Ausweichklausel eingeflochten ist.
197

 Diese Erwägung basiert darauf, 

dass „jeder Rechtssatz dem Normzweck unterworfen und damit durch ihn begrenzt ist“.
198

 

Der Normzweck einer Ausweichklausel liegt darin, eine Lücke, die zur Abweichung von der 

engsten Verbindung führt, zu schließen. Zweitens, bei der Auslegung ist die mögliche 

Rechtsunsicherheit in Grenzen zu halten.
199

  Drittens, bei der Entscheidung des endgültig 

anwendbaren Rechts sollen die die Interessen im Sinne des IPR, welche sich im Wesentlichen 
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auf Parteiinteressen, Verkehrsinteressen und Ordnungsinteressen richten, auch berücksichtigt 

werden.
200

 

2.2 Das Prinzip der engsten Verbindung im chinesischen IPR 

2.2.1 Das Prinzip der engsten Verbindung im alten chinesischen IPR 

Bereits im alten chinesischen IPR hatte der chinesische Gesetzgeber damals in gewissen 

Maßen das Prinzip der engsten Verbindung anerkannt und so versuchte er, das Prinzip der 

engsten Verbindung im neuen IPR zu verwenden. Damals war es dem Gesetzgeber jedoch 

noch nicht klar, welche Funktionen die engste Verbindung im chinesischen IPR übernehmen 

soll. Dafür dient die Tatsache als Beweis, dass die engste Verbindung als eine 

Hauptanknüpfung für Unterhaltsverhältnisse sowie für vertragliche Verhältnisse bei Mangel 

der Rechtwahl verwendet wurde. Welche Faktoren bei der Erwägung der engsten Verbindung 

in Betracht kommen, sind für Unterhaltsverhältnisse gemäß § 189 „Ansichten zum GRZA“  

die Staatangehörigkeit und das Domizil des Berechtigten und des Verpflichteten bzw. der 

Belegenheitsort des Vermögens, aus dem der Unterhalt dem Berechtigten gewährt wird. Für 

vertragliche Verhältnisse liegt keine judikative Auslegung vor.  

Außerdem kommt die engste Verbindung als die unselbständige Anknüpfung im alten 

chinesischen IPR bei Vorliegen eines Konflikts auf Grund von Mehrstaatlichkeit und des 

Staatlosigkeit bzw. Mehrwohnsitz und Wohnsitzlosigkeit zur Anwendung (§§ 181,182, 183, 

185 „Ansichten zum AGZ“). In der chinesischen Gerichtspraxis wird das endgültig 

anzuwendende Recht zwischen dem Recht der unerlaubten Handlung des Ausführungsortes 

und dem Recht des Erfolgsorts nach der engsten Verbindung für außerverträgliche 

Schuldverhältnisse aus unerlaubter Handlung ausgelegt und dann bestimmt.
201

  

2.2.2 Das Prinzip der engsten Verbindung im GRZA 

2.2.2.1 Die Debatte über die Funktionen des Prinzip der engsten Verbindung im GRZA 

Welche Funktionen die engste Verbindung im neuen chinesischen IPR erfüllt, ist umstritten. 

Dabei liegen zwei Ansichten vor. Beide sind darin einig, dass die engste Verbindung die 

Funktion als eine Ergänzungsklausel übernimmt, da diese Funktion in § 2 Abs 2 GRZA 
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ausdrücklich formuliert wird: „Enthalten dieses Gesetz und andere Gesetze keine 

Bestimmungen über die Rechtsanwendung auf die Zivilbeziehungen mit Auslandsbezug, so 

ist auf diese Zivilbeziehungen das Recht anzuwenden, zu dem sie am engsten verbunden 

sind.“ Der Fokus der Debatte bezieht sich darauf, ob die engste Verbindung im chinesischen 

IPR neben der Funktion als Ergänzungsklausel auch als Ausweichklausel hat. Nach dem 

Kommentar des obersten Gerichtshof und der Meinung von XU Weigong soll die engste 

Verbindung, die in den selbständigen Kollisionsnormen als ein 

Alternativanknüpfungsmoment vorgesehen ist, als Ausweichklausel ausgelegt werden.
202

 Die 

anderen Autoren sind dagegen und führen zwei Hauptgründe an:
203 

➢ Im neuen chinesischen IPR werden die Rechtssicherheit und die Rechtsvorsehbarkeit 

als Schwerpunkt definiert. Im Vergleich zu seiner Stellung als Ausweichklausel übt das 

Prinzip der engsten Verbindung mit seiner Stellung als die allgemeine 

Ergänzungsklausel immer kleineren Einfluss auf die Rechtssicherheit und die 

Rechtsvorsehbarkeit des Gesetzes aus. 

➢ Das Prinzip der engsten Verbindung erteilt dem Richter mehr Entscheidungsspielraum, 

das maßgebliche Recht für den Sachverhalt mit Auslandsbezug festzustellen. Dadurch 

wird eine höhere Freiheit des Richters bei der Entscheidung gefördert. Dies führt 

möglichweise dazu, dass der Richter durch dieses Prinzip eine Vorliebe für die 

Anwendung des lex fori entwickelt und der Entscheidungseinklang dadurch reduziert 

wird. 

Es ist jedoch erheblich, dass der chinesische Gesetzgeber großen Wert auf die 

Rechtssicherheit und -vorhersehbarkeit legt. Zwar stimmt es, dass es für den chinesischen 

Rechtsanwender eine Herausforderung ist, den Spielraum im Sinne der engsten Verbindung 

richtig unter Berücksichtigung der verschiedenen Interessen des IPR (Gesamtumstände) 
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auszuüben. Das bedeutet aber nicht, dass die Einzelfallgerechtigkeit im neuen chinesischen 

IPR aufgegeben werden soll. Die Aufgabe des IPR liegt darin, das angemessene Recht für 

einen Sachverhalt mit Auslandsbezug zu bestimmen. Dabei wird die Rechtsfolge der 

klassischen Kollisionsnorm meistens durch konkrete Anknüpfungsmomente verwirklicht. Der 

Anknüpfungsmoment in einer klassischen Kollisionsnorm ist starr. Es gibt Umstände, unter 

denen das durch das Anknüpfungsmoment bestimmte Recht nicht das angemessenste ist, weil 

für irgendeinen konkreten Fall die Rechtsordnung eines Staates existiert, die eine engere 

Verbindung als jene eines anderen Staates zu dem Sachverhalt hat, auf dessen Recht durch 

den starren Anknüpfungsmoment verwiesen wird. Es ist daher zur Aufgabe gemacht, die 

Anknüpfungskriterien herauszuarbeiten, mittels derer die Praxis diese engste Verbindung 

konkretisiert. Der Gedanke der engsten Verbindung hat für das moderne IPR große 

Bedeutung erlangt. Nach der Meinung, die Funktion der engsten Verbindung als 

Ausweichklausel auszuschließen, fällt die Einzelfallgerechtigkeit im neuen chinesischen IPR 

in dieser Hinsicht außer Betracht. Daher ist diese Meinung mit der Gerechtigkeit des IPR 

nicht abgestimmt. Darüber hinaus sind die Paragraphen, deren Regelanknüpfung die engste 

Verbindung ist, schwer zweckmäßig auszulegen.
204

 

Außerdem, obwohl das Prinzip der engsten Verbindung nicht ausdrücklich als ein Grundsatz 

in den IPR-Kodifikationen formuliert wird, hat dies keinen Einfluss darauf, dass die engste 

Verbindung als wichtigster Grundsatz des IPR hinter den einzelnen Kollisionsregeln des 

GRZA steht, die sich nach objektiven Anknüpfungen orientieren und bei Mangel der 

Rechtswahl oder für jene Bereiche zur Anwendung kommen, in denen die Rechtswahl nicht 

zugelassen ist. Die Konkretisierung der engsten Verbindung im GRZA wird im Bereich des 

vertraglichen Schuldrechts durch die charakteristische Leistung, im Bereich des 

außervertraglichen Schuldrechts durch den Tatort oder gemeinsamen gewöhnlichen 

Aufenthalt (vorrangig), im Bereich des Personen-, Familien- und Erbrechts primär durch den 

gewöhnlichen Aufenthalt und für einige Fälle durch den gemeinsamen gewöhnlichen 

Aufenthalt, im Bereich des Sachenrechts durch den Belegenheitsort und im Bereich des 

Immaterialgüterrechts durch den Schutzort verkörpert. 

Daraus folgt, dass die engste Verbindung m.E. der Grundsatz des neuen chinesischen IPR ist 

und die Funktion als allgemeine Ergänzungsklausel und als spezielle Ausweichklausel im 

neuen chinesischen IPR erfüllt 
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2.2.2.2 Die engste Verbindung als allgemeine Ergänzungsklausel 

Von § 2 S.2 aus erfüllt das Prinzip der engsten Verbindung als Grundregel seine Funktion als 

allgemeine Hilfsanknüpfung. Dies kann dann immer so zur  Anwendung kommen, wenn 

andere, vorrangig geregelte Anknüpfungspunkte ausfallen oder es keine Bestimmung für den 

betreffenden Sachverhalt gibt. Die typischen Beispiele im GRZA sind §§ 19, 23, 24. 

Der Sinn der Anwendung der engsten Verbindung in § 19 liegt darin, einen 

Staatsangehörigkeitskonflikt zu erledigen. Gemäß § 19 Abs 1: „Ist gemäß diesem Gesetz das 

Recht des Staates anzuwenden, dem eine natürliche Person angehört, und gehört sie mehreren 

Staaten an, so ist das Recht des Staates anzuwenden, in dem sie ihren gewöhnlichen 

Aufenthalt hat. Hat die natürliche Person in keinem der Staaten, denen sie angehört, ihren 

gewöhnlichen Aufenthalt, ist das Recht des Staates anzuwenden, dem sie angehört und mit 

dem sie am engsten verbunden ist.“ Das bedeutet, dass das Prinzip der engsten Verbindung 

hier nur angewandt wird, wenn der genannte Anknüpfungsmoment des gewöhnlichen 

Aufenthalts ausfällt. 

In §§ 23, 24 GRZA wird das Prinzip der engsten Verbindung nicht direkt zum Ausdruck 

gebracht. Allerdings werden in den zwei Paragraphen der gemeinsame gewöhnliche 

Aufenthalt sowie die gemeinsame Staatangehörigkeit jeweilig als die Hauptanknüpfung sowie 

als die subsidiäre Anknüpfung geregelt. Dahinter folgt kein anderer Anknüpfungsmoment 

mehr. Das bedeutet, dass wenn die Eheparteien keinen gemeinsamen gewöhnlichen 

Aufenthalt sowie keine gemeinsame Staatangehörigkeit haben, kann das Prinzip der engsten 

Verbindung gemäß § 2 Abs 2 als eine Ergänzungsanknüpfung (Hilfsanknüpfung) gelten. 

Im neuen chinesischen IPR wird das Prinzip der engsten Verbindung nicht als einzige 

Hilfsanknüpfung geregelt. Es gibt noch eine andere Hilfsanknüpfung, nämlich die lex fori, die 

im neuen chinesischen IPR geregelt wird. Wenn das anzuwendende Recht nicht ermittelt 

werden kann oder wegen ordre public ausgeschlossen wird, ist das maßgebliche Recht nicht 

nach dem Prinzip der engsten Verbindung sondern nach der lex fori festzustellen. Diese 

Bestimmungen bedeuten nicht, dass im neuen chinesischen IPR ein „Heimwärtsstreben“ 

besteht oder die lex fori im neuen chinesischen IPR Vorrang hat. Anstelle des Prinzips der 

engsten Verbindung hat der Gesetzgeber die lex fori als Hilfsanknüpfung in obig erwähnten 

zwei Umständen verwendet: Dabei wurden im alten chinesische IPR die gleichen 

Bestimmungen geregelt, der Gesetzgeber hat nämlich von den Bestimmungen des alten 



Das neue chinesische IPR 

96 
 

chinesischen IPR Gebrauch gemacht; Die Anwendung der lex fori nützt der Reduzierung der 

judikativen Belastung.  

2.2.2.3 Das Prinzip der engsten Verbindung als eine alternative Anknüpfung oder die 

Ausweichklausel in §§ 39, 41 

Es ist umstritten, ob das Prinzip der engsten Verbindung im GRZA verwendet wird. Dabei 

geht es um zwei Paragraphen im GRZA, nämlich §§ 39, 41: 

§  39 Wertpapiere: „Auf Wertpapiere ist das Recht des Ortes, an dem die Rechte an den 

Wertpapieren verwirklicht werden oder anderes Recht anzuwenden, mit dem dieses 

Wertpapiere am engsten verbunden sind.“ 

§  41 Rechtswahl und mangels Rechtswahl anzuwenden Recht: „Die Parteien können durch 

Vereinbarung das auf Verträge anzuwenden Recht wählen. Treffen die Parteien keine 

Rechtswahl, ist entweder das Recht des Ortes, an dem diejenige Partei ihren gewöhnlichen 

Aufenthalt hat, deren Leistungspflicht den besonderen Charakter des Vertrages am 

geeignetsten widerspiegelt, oder ein anderes Recht anzuwenden, mit dem dieser Vertrag am 

engsten verbunden ist.“ 

Nach der Formulierung von „oder ein anderes Recht anzuwenden, mit dem dieser Vertrag am 

engsten verbunden ist“ bezeichnet diese Kollisionsnorm eine alternative Kollisionsnorm, die 

für einen Anknüpfungsgegenstand mehrere gleichwertige, nebeneinanderstehende 

Rechtsordnungen bestimmt. Der Sinn der alternativen Anknüpfung liegt darin, ein bestimmtes 

materiell-rechtliches Ergebnis dergestalt zu begünstigen, dass der materielle Rechtserfolg 

bereits dann eintritt, wenn seine Voraussetzungen in nur einem der berufenen Sachrechte 

vorliegen.
205

 Das in einer solchen Begünstigung liegende Ergebnis bezüglich der Anknüpfung 

bezeichnet sich als das sog. „Günstigkeitsprinzip“. Der Ausgangspunkt des 

„Günstigkeitsprinzips“ leistet einen Betrag, im Gegensatz zum Prinzip der engsten 

Verbindung, nicht zur Verwirklichung der kollisionsrechtlichen Gerechtigkeit sondern zur 

Verwirklichung der relativ materiell-rechtlichen Gerechtigkeit im Einzelfall. Die Wurzel des 

„Günstigkeitsprinzips“ reicht zurück zur von Ehrenzweig und Currie vertretenen sog. „neuen 

Lehre“. Nach den „neuen Lehren“ wurde das maßgebliche Recht mit dem inländischen und 

ausländischen Sachrecht als Ausgangspunkt bestimmt. Diese neuen Theorien üben Einfluss 

auf den nachfolgenden Trend der Materialisierung des Kollisionsrechts aus. Dies zeigt sich 
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genau in den Kollisionsnormen, die auf der klassischen kollisionsrechtlichen Methode 

basieren, aber dem Rechtsanwender ermöglichen, den Inhalt des berufenen Sachrechts in die 

Anknüpfungsentscheidung miteinzubeziehen. Solche Kollisionsregeln helfen, in den 

Sachverhalten mit Auslandsbezug ein sachgerechteres Ergebnis zu erzielen und sind sämtlich 

dem Günstigkeitsprinzip zuzuordnen. Deswegen erfüllen diese zwei Prinzipien 

unterschiedliche Funktionen. 

Ausgehend vom Prinzip der engsten Verbindung als alternative Anknüpfung kann man 

feststellen, dass in §§ 39, 41 ein Formulierungsfehler vorliegt. Welche Funktion erfüllt darin 

das Prinzip der engsten Verbindung eigentlich als Hilfsanknüpfung, deren Funktion wie in § 2 

Abs 2 GRZA geregelt wird, oder als die Ausweichklausel, deren Funktion nicht im neuen 

chinesischen IPR-Gesetze direkt ausdrücklich dargestellt wird? 

Angenommen, der Gesetzgeber würde das Prinzip der engsten Verbindung in §§ 39, 41 als 

eine Hilfsanknüpfung darstellen, bedeutet dies, dass nur wenn die vorrangig bekannten 

Anknüpfungsmomente ausfallen, das maßgebliche Recht nach dem Prinzip der engsten 

Verbindung festgelegt werden kann. Dieser Umstand ist bereits in §§ 23, 24 erwähnt. Somit 

ist diese ausdrückliche Formulierung sinnlos, weil gemäß § 2 Abs 2 sowieso das Prinzip der 

engsten Verbindung schon als allgemeine ergänzende Klausel normiert wird und diese 

Funktion übernimmt. 

Angenommen, der Gesetzgeber würde das Prinzip der engsten Verbindung in §§ 39, 41 als 

Ausweichklausel darstellen, kann ein rechtslogisch passendes Prüfungsschema der 

Anknüpfungsmomente aufgebaut werden. Das bedeutet, dass für § 39 das maßgebliche Recht 

in erster Linie das Recht des Ortes ist, an dem die Rechte an den Wertpapieren begründet 

werden; nur wenn aus der Eigenschaft des betreffenden Wertpapiers der Sachverhalt 

offensichtlich mit einem anderen Ort eine engere Verbindung hat, ist das Recht dieses 

anderen Ortes anzuwenden. Für Wertpapiere gibt es verschiedene Sorten an sich, und die 

dinglichen Rechte an Wertpapieren unterscheiden auch die Rechte am Papier von den 

Rechten aus dem Papier. Deswegen ist das Recht des Ortes der Rechtsbegründung nicht 

unbedingt das „passende“ Recht im Einzelfall. 

Angenommen, dass das Prinzip der engsten Verbindung die Ausweichklausel für § 41 GRZA 

darstellt, würde das Prüfungsschema nach dieser Grundregel des internationalen 

Vertragsrechtes rechtslogisch und eindeutig sein: in erster Linie gilt die Rechtswahl; mangels 

Rechtswahl ist das Recht des Ortes, an dem diejenige Partei, deren Leistungspflicht den 
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besonderen Charakter des Vertrages am geeignetsten widerspiegelt, ihren gewöhnlichen 

Aufenthalt hat, anzuwenden. Die Ausweichklausel gilt, denn nur wenn die betreffenden 

Verträge offensichtlich mit einem anderen Ort eine engere Verbindung haben, wird das Recht 

dieses anderen Ortes anzuwenden sein. Der literarische Kommentar des OVG zum GRZA
206

 

bestätigt diese Ansicht. Allerdings wird diese Ansicht in den Auslegungen zum GRZA nicht 

erklärt. Vermutlich liegt dies daran, dass diese erste judikative Erläuterung zum GRZA 

hauptsächlich von den allgemeinen Bestimmungen handelt.   

2.3 Ein Vergleich zum Prinzip der engsten Verbindung zwischen dem GRZA und den 

europäischen kollisionsrechtlichen Verordnungen 

2.3.1 Funktionen des Prinzips der engsten Verbindung in den europäischen 

kollisionsrechtlichen Verordnungen 

Vor allem ist die engste Verbindung in den europäischen kollisionsrechtlichen Verordnungen 

nicht wie in § 1 Abs 2 IPRG als Leitprinzip ausdrücklich formuliert. Trotzdem verfolgt der 

Gesetzgeber bei den Kodifikationen des Kollisionsrecht das Prinzip der engsten Verbindung 

in den Anknüpfungsentscheidungen und berücksichtigt zugleich die anderen wesentlichen 

Werte und der Rechtsinteressen des IPR wie z.B. die Einzelfallgerechtigkeit (durch 

Ausweichklausel), die materiell-rechtliche Gerechtigkeit (durch Günstigkeitsprinzip), das 

Parteiinteresse (durch Parteiautonomie), das Verkehrsinteresse (durch Schutz des Dritten und 

Günstigkeitsprinzip), das öffentliche Interesse (durch ordre public und Eingriffsnormen). 

Darüber hinaus übernimmt die engste Verbindung die wesentliche Funktion als 

Ausweichklausel in den Rom I, II-VO
207

 und ErbVO
208

. In der Rom I-VO sieht Art 4 Abs 4 

die engste Verbindung als Ergänzungsklausel (Hilfsanknüpfung) vor, mit der Absicht dabei 

zu helfen, wenn das anzuwendende Recht nicht nach Abs 1 oder 2 bestimmt werden kann. 

Art 4 Rom I-VO erfasst die Grundregel bei Mangel einer Rechtswahl, in der die engste 

Verbindung nicht nur durch die starre Anknüpfung konkretisiert wird sondern auch durch eine 

Ausweichklausel sowie Ergänzungsklausel verkörpert wird, vertragliche Schuldverhältnisse. 

Einerseits wird die typisierenden Regelanknüpfungen der Art 1 und 2 nach der räumlichen 

engsten Verbindung ausgestaltet, sodass die Rechtsvorhersehbarkeit gewährleistet wird und 

dies somit der Rechtssicherheit dient; anderseits wird die Ausweichklausel des Abs 3 für die 
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atypischen Verträge im Dienst der Einzelfallgerechtigkeit und die Ergänzungsklausel für den 

Ausfall der Anknüpfungen von Abs 1 und 2 vorgesehen.
209

 Außerdem kommt die 

Ausweichklausel auch in Art 5 Abs 3 sowie Art 8 Abs 4 Rom I-VO zur Anwendung. 

Wie auch in Art 4 Rom I-VO erfasst Art 4 Abs 1 und 2 Rom II-VO bei Mangel der 

Rechtswahl einerseits die Regelanknüpfung nach dem Tatortprinzip im Sinne von Erfolgsort 

und gemeinsamen gewöhnlichen Aufenthalts (geht dem Tatort vor) für eine allgemeine 

unerlaubte Handlung. Hier wird die Anknüpfung an den Tatort sowie an den gemeinsamen 

Aufenthaltsort als die Konkretisierung der räumlich engsten Verbindung für außerverträgliche 

Schuldverhältnisse aus einer unerlaubten Handlung angesehen und dient zur Verwirklichung 

der Rechtssicherheit und -vorhersehbarkeit. Anderseits steht die Ausweichklausel in Abs 3 

zur Wahrung der Einzelfallgerechtigkeit zur Verfügung. In Art 5 Abs 1 Rom II-VO kommen 

grundsätzlich die dreistufigen kumulativen Anknüpfungen für die Produkthaftung zur 

Anwendung, wodurch einerseits die engste Verbindung im Dienst der Rechtssicherheit zu 

konkretisiert wird, anderseits eine „ausgewogene Lösung“ zwischen Forderungen des 

Verbraucherschutzes und Herstellerinteressen (Erwägungsgrund 20) zu finden ist.
210

 Zugleich 

wird in Abs 2 auch die Ausweichklausel für die Produkthaftung geregelt. 

In Art 8 Rom III-VO wird ist eine vierstufige Regelanknüpfung für die Ehescheidung und die 

Trennung ohne Auflösung des Ehebandes bei einem Mangel der Rechtswahl ausgestaltet.  In 

Abs 1-3 verfolgt die Anknüpfungsausgestaltung auch das Prinzip der engsten Verbindung 

vom Personalstatut, nämlich den gemeinsamen gewöhnlichen Aufenthalt (vorrangig) und die 

gemeinsame Staatangehörigkeit, unter Berücksichtigung des maßgeblichen Zeitpunkts. Abs 4 

bezieht sich auf die Fälle, in den die Regelanknüpfungen gemäß Abs 1-3 scheitern. Hierbei 

kommt die lex fori zur Anwendung. 

Art 21 Abs 1 ErbVO bezieht die objektive Anknüpfung bei Mangel der Rechtswahl auf den 

gewöhnlichen Aufenthalt des Erblassers im Zeitpunkt seines Todes für die Rechtsnachfolge 

(Nachlasseinheit). In  Abs 2 ist eine Ausweichklausel normiert, für den Fall dass der Erblasser 

unter Berücksichtigung der Gesamtumstände eine offensichtlich engere Verbindung mit 

einem anderen Staat hat. Nach dem Erwägungsgrund 25 kann eine solche offensichtlich 

engere Verbindung beispielsweise darin bestehen, dass der Erblasser kurz vor seinem Tod 

seinen gewöhnlichen Aufenthalt in einen anderen Staat wechselt.
 

Dabei leistet die 

Ausweichklausel ihren Beitrag dazu die Fälle des schlichten gewöhnlichen Aufenthalts 
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herauszufiltern, da der Erblasser die soziale Verbindung zu dem Staat, in dem er den 

gewöhnlichen Aufenthalt im Zeitpunkt seines Todes hat, noch nicht entwickelt hat. Hierbei 

kommt meist das Recht des Staats, dem der Erblasser im Zeitpunkt seines Todes angehört, 

ersatzweise zur Anwendung.
211

 

2.3.2 Ein Vergleich zur Ausweichklausel zwischen  § 41. S. 2 GRZA Art 4 Rom I-VO 

2.3.2.1 Einen Überblick zu § 41. S. 2 GRZA und Art 4 Rom I-VO 

Das objektive Anknüpfungssystem des Art 4 Rom I-VO ist in vier Stufen gegliedert. Laut 

Ausgangsnorm des Art 4 Abs 1 gelten konkrete Kollisionsnormen für bestimmte 

Vertragstypen. Nach Art 4 Abs 2 Rom I-VO gilt dies für die nicht durch Abs 1 Rom I-VO 

bestimmten Verträge. Sofern sich die charakteristische Leistung bestimmen lässt, ist das 

Recht des gewöhnlichen Aufenthalts der Partei, welche die charakteristische Leistung 

erbringt, maßgeblich. Art 4 Abs 3 Rom I-VO ist die Ausweichklausel. Besteht eine 

offensichtlich engere Verbindung zum Recht eines anderen Staates, so ist nicht das durch Art 

4 Abs 1 oder 2 Rom I-VO berufenes Recht anzuwenden, sondern das Recht des Staates, zu 

dem die offensichtlich engere Verbindung besteht. Schließlich gilt das Prinzip der engsten 

Verbindung als die ergänzende Klausel: Wenn die Anknüpfungen des Art 4 Abs 1 und des Art 

2 Rom I-VO ausfallen, ist das Recht des Staates, zu dem sie die engste Verbindung aufweist, 

gemäß Art 4 Abs 4 Rom I-VO anwendbar. 

Wegen der Formulierungsfehler und der unbestimmten Kombination mit § 5 der 

Bestimmungen zum internationalen Vertragsrecht ist das Prüfungsschema der objektiven 

Anknüpfung für das Vertragsstatut gemäß § 41 Abs 2 GRZA  unklar. Ohne Rücksicht auf § 5 

der Bestimmungen zum internationalen Vertragsrecht und unter der Annahme, dass das 

Prinzip der engsten Verbindung darin als die Ausweichklausel gelten würde, würde sich das 

Prüfungsschema des § 41 Abs 2 in drei Stufen gliedern:  

➢ Wenn die charakteristische Leistung bestimmt werden kann, weist der Vertrag die 

engste Verbindung zu dem Recht des Orts auf, an dem die Partei ihren gewöhnlichen 

Aufenthalt hat, welche die charakteristische Leistung erbringt.  

➢ Wenn der betreffende Vertrag offensichtlich mit einem anderen Ort eine engere 

Verbindung hat, ist das Recht dieses anderen Ortes anzuwenden. 
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➢ Wenn die charakteristische Leistung unbestimmbar ist, unterliegt der Vertrag dem 

Recht des Ortes, mit dem er am engsten verbunden ist (gemäß § 2 Abs 2 das Prinzip 

der engsten Verbindung als die ergänzende Klausel).  

Nach der Ansicht des literarischen Kommentars des OVG würde das Prüfungsschema 

mit Rücksicht auf § 5 der Bestimmungen zum internationalen Vertragsrecht vierstufig 

sein: 

➢ Die Ausgangsnormen sind die konkreten Kollisionsnormen für die bestimmten 

Vertragstypen (gemäß § 5 Nummer 1-12).  

➢ Für die sonstigen Verträge weist der Vertrag die engste Verbindung mit dem Recht 

jenes Ortes auf, an dem die Partei ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat, welche die 

charakteristische Leistung erbringt, wenn die charakteristische Leistung bestimmt 

werden kann. 

➢ Wenn sich aus der Gesamtheit der Umstände ergibt, dass der Vertrag eine 

offensichtlich engere Verbindung zu einem anderen als dem des oben zweistufig 

bestimmten Ortes hat, so ist das Recht dieses anderen Ortes anzuwenden. 

➢ Zum Schluss, wenn die charakteristische Leistung unbestimmbar ist, unterliegt der 

Vertrag dem Recht des Ortes, mit dem er am engsten verbunden ist. 

In Bezug auf die Sonderregeln, die Vorrang vor der Grundregel haben, erfasst die Rom I-

Verordnung Beförderungsverträge in Art 5, Verbraucherverträge in Art 6, 

Versicherungsverträge in Art 7 und in Art 8 Individualarbeitsverträge. Im Vergleich dazu 

regelt das GRZA die vor Grundregeln zu prüfenden Sonderregelungen nur für 

Verbraucherverträge in § 42 und  für Arbeitsverträge in § 43. 

2.3.2.2 Analyse des Art 4 Rom I-VO 

Der Verfasser der Rom I-VO bemühte sich darum, dass unter der Voraussetzung der 

Unversehrtheit der Einzelfallgerechtigkeit die Rechtssicherheit erhöht wird. Dagegen sieht 

Art 4 Rom I-VO im Ausgangspunkt konkrete Kollisionsnormen für bestimmte Vertragstypen 

vor. Nach Ansicht des Verfassers der Rom I-VO soll dies dazu dienen, das anzuwendende 

Recht so präzise und vorhersehbar wie möglich bestimmen zu können, damit die 

Rechtssicherheit erhöht wird. Wegen der wichtigen Funktion für die Einzelfallgerechtigkeit 

ist die Ausweichklausel von der Rom I-VO nachempfunden. Die neue Vorschriftsstruktur, 
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vom Besonderen zum Allgemeinen, des Art 4 Rom I-VO hat zum Ziel, das mögliche 

Ermessen gem. der Ausweichklausel zu reduzieren und die Vorhersehbarkeit zu erhöhen. 

Die engste Verbindung findet sich in der Rom I-VO am Schluss in Art 4 Abs 4 Rom I-VO 

wieder. Sie ist zum bloßen Lückenfüller herabgestuft worden: Auf sie kommt es lediglich an, 

wenn sich das anzuwendende Recht nicht nach Art 4 Abs 1 und 2 Rom I-VO bestimmen lässt. 

Die Rom I-VO hält an der Ausweichklausel fest. Dies gilt nicht nur, wenn eine konkrete 

Kollisionsnorm für einen speziellen Vertragstypus anwendbar ist, sondern auch dann, wenn 

das anwendbare Recht anhand der charakteristischen Leistung bestimmt wird. Wenngleich 

eine solche Ausweichklausel der Rechtssicherheit abträglich ist, erschien sie dem Rat und 

dem Europäischen Parlament unverzichtbar, um den Umständen des Einzelfalls gebührend 

Rechnung tragen zu können. Denn die Ausweichklausel erfüllt eine wichtige Funktion: Sie 

sorgt für Flexibilität in dem ansonsten rigiden System des Art 4 Rom I-VO.  

2.3.2.3 Analyse des § 41 Abs  2 GRZA 

Wie obig erwähnt, besteht ein Formulierungsfehler in § 41 GRZA, damit das Prüfungsschema 

der objektiven Anknüpfung für das Vertragsstatut unbestritten ist. Auf keinen Fall ist das 

Prinzip der engsten Verbindung nach dem Wortlaut des § 41 Abs 2  als eine alternative 

Anknüpfung rechtslogisch. Hieraus ergibt sich, dass drei Möglichkeiten angenommen 

werden: 

➢ Das Prinzip der engsten Verbindung ist bloß eine wiederholte Betonung seiner 

Funktion der in § 2 Abs 2 GRZA geregelten ergänzenden Klausel. Es führt zum 

zweistufigen Prüfungsschema: Zuerst ist das maßgebliche Recht nach dem 

gewöhnlichen Aufenthalt der Partei, welche die charakteristische Leistung erbringt, zu 

bestimmen. Falls die charakteristische Leistung nicht bestimmt werden kann, kann das 

maßgebliche Recht nach den Gesamtumständen des betreffenden Vertrags anhand der 

ergänzenden Klausel (das Prinzip der engsten Verbindung) bestimmen werden. 

➢ Das Prinzip der engsten Verbindung ist hier eine Ausweichklausel und § 5 der 

Bestimmungen zum internationalen Vertragsrecht kommt nicht in Betracht. Das 

Prüfungsschema gliedert sich in drei Stufen: gewöhnlicher Aufenthalt der Partei, 

welche die charakteristische Leistung erbringt →  das Prinzip der engsten Verbindung 

als die Ausweichklausel, wenn sich aus der Gesamtheit der Umstände ergibt, dass der 

betreffende Vertrag eine offensichtlich engere Verbindung zu einem anderen Staat als  
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der des gewöhnlichen Aufenthalts einer Partei, welche die charakteristische Leistung 

erbringt, ergibt → die ergänzende Klausel, wenn die die charakteristische Leistung 

unbestimmbar ist. 

➢ Das Prinzip der engsten Verbindung ist auch eine Ausweichklausel und mit Rücksicht 

auf § 5 der Bestimmungen zum internationalen Vertragsrecht. Dann gibt es das 

vierstufige Prüfungsschema: die konkreten Kollisionsnormen für die bestimmten 

Vertragstypen (gemäß § 5 Nummer 1-12) → gewöhnlicher Aufenthalt der Partei, 

welche die charakteristische Leistung erbringt →  das Prinzip der engsten Verbindung 

als Ausweichklausel, wenn sich aus der Gesamtheit der Umstände ergibt, dass der 

betreffende Vertrag eine offensichtlich engere Verbindung zu einem anderen Staat als 

zu dem obig zweistufig bestimmten hat→ die ergänzende Klausel, wenn die 

charakteristische Leistung unbestimmbar ist. 

Die Aufgabe der objektiven Anknüpfung liegt darin, eine Kombination mit dem 

ausgewogenen Ausgleich von flexiblen und unflexiblen Recht herzustellen, damit die 

kollisionsrechtlichen Einzelfallgerechtigkeit und die Rechtssicherheit gleichzeitig 

verwirklicht werden können. Die Rechtssicherheit strebt nach einem unflexiblen 

Anknüpfungssystem, indem es insbesondere die Rechtsvorhersehbarkeit sichert und die 

Rechtsgleichheit verlangt. Im Gegensatz dazu erreicht das flexible Anknüpfungssystem die 

Einzelfallgerechtigkeit dadurch, dem Anwender die Befugnis dazu zu erteilen, dass er das 

maßgebliche Recht mit der Anwendung des Prinzips der engsten Verbindung für den 

konkreten Fall des Vertragsstatuts bestimmen kann. 

Im zweistufigen Prüfungsschema wird eine starre Anknüpfung ergriffen, die als Grundregel 

bei Mangel der Rechtswahl für das Vertragsstatut gilt. Es führt dazu, dass das Prinzip der 

engsten Verbindung für das Vertragsstatut keine Bedeutung mit Ausnahme einer 

Hilfsanknüpfung hat. Im Vergleich mit der Bestimmung des Vertragsstatuts im alten 

chinesischen IPR zeigt dieses zweistufige Prüfungsschema nicht nur eine Entwicklung 

sondern einen zurückgehenden Trend. Dabei sind die Rechtssicherheit und die 

Rechtsvorhersehbarkeit auf  Kosten der Einzelfallgerechtigkeit zu garantieren. 

Im Gegensatz zum zweistufigen Prüfungsschema steht das Prinzip der engsten Verbindung als 

eine Ausweichklausel im drei-und vierstufigen Prüfungsschema zur Verfügung. Diese 

Funktion kann einen Beitrag zum Ziel, den ausgewogenen Ausgleich zwischen der 

Rechtssicherheit und der Einzelfallgerechtigkeit  zu verwirklichen, leisten.  
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„Je abstrakt-genereller eine strikte Norm ist, desto größer ist die Notwendigkeit, eine 

Möglichkeit zu schaffen, zur Wahrung der Billigkeit im Einzelfall von ihr abweichen zu 

können. Je konkret-individueller eine Norm ist, desto seltener wird ein Bedürfnis danach 

bestehen. Aus diesen Überlegung konkretisiert sich die Problematik rund um die 

Ausweichklauseln: Es geht um das Spannungsverhältnis von starrem und flexiblem Recht, 

d.h. um die Verwirklichung der internationalprivatrechtlichen Gerechtigkeit im Rahmen der 

objektiven Bestimmung des Vertragsstatuts mit ihrer generellen und ihrer individuellen 

Dimension. So wie Ausweichklauseln als Mittel zur Durchsetzung der kollisionsrechtlichen 

Einzelfallgerechtigkeit unverzichtbarer Bestandteil jedes modernen Kollisionsrechts sind, so 

ziehen sie gleichermaßen auch die Grenze für die Abweichungsbefugnis des 

Rechtsanwenders. Schwierig ist bei allen offen formulierten Ausweichklauseln dabei nicht so 

sehr der positive Aspekte, also die Abweichungsbefugnis an sich, sondern das negative 

Korrektiv, nämlich die Grenze dieser Befugnis. Da diese nicht ausdrücklich geregelt ist, muss 

sie für jede Ausweichklausel durch Auslegung ermittelt werden.“
 212 

Diese obige Formulierung bringt die Rolle, welche das Prinzip der engsten Verbindung als 

Ausweichklausel bei Mangel der Rechtswahl  im Vertragsstatut spielt, genau zum Ausdruck. 

Der offensichtliche Unterschied zwischen dem dreistufigen Prüfungsschema und dem 

vierstufigen Prüfungsschema ist die Liste anwendbaren Rechts für bestimmte Vertragstypen, 

welche im vierstufigen Prüfungsschema enthalten sind. Obwohl das dreistufige 

Prüfungsschema nicht die gleiche Liste enthält, hat die allgemeine Annahme darin 

hauptsächlich das gleiche Ergebnis wie die Liste gemäß § 5 Abs 2 der Bestimmungen zum 

internationalen Vertragsrecht zur Folge. Nur ein paar Regeln, die jetzt in der Liste enthalten 

sind, wurden durch das dreistufige Prüfungsschema verhindert. Das Ergebnis konnte nur ein 

Kompromiss sein, der für bestimmte häufig gewählte Vertragstypen präzise 

Anknüpfungsregeln vorsieht, um Abgrenzungsprobleme zu vermeiden. Trotzdem ist 

zugunsten dieses Zieles zu anzustreben, das mögliche Ermessen mit der Ausweichklausel zu 

vermindern und die Rechtsvorsehbarkeit zu erhöhen. 

2.3.2.4 Ein Vergleich zwischen § 41 Abs 2 GRZA und Art 4 Rom I-VO 

Der Vergleichsgegenstand des § 41 Abs 2 GRZA basiert darauf, dass das Prinzip der engsten 

Verbindung in § 41 Abs 2 als eine Ausweichklausel gilt und § 5 Abs 2 der Bestimmungen 

zum internationalen Vertragsrecht berücksichtigt wird. 
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Die Gleichartigkeiten zwischen dem Art 4 Rom I-VO und dem § 41 Abs 2 GRZA bestehen in 

der Struktur des Prüfungsschemas und der Stellung des Prinzips der engsten Verbindung. Die 

Struktur der Beiden tendiert ganz klar vom Besonderen zum Allgemeinen. Im Einzelfall sind 

sie im einzelnen Absatz des Art 4 Rom I-VO der Reihe nach hintereinander durchzuprüfen. 

Die Prüfungsreihenfolge ist also immer dieselbe. Die erste Stufe der Beiden führt meistens 

direkt zum anwendbaren Recht. In diesen Fällen ist dann nur noch zu prüfen, ob aufgrund der 

Ausweichklausel ausnahmsweise ein anderes Recht maßgeblich ist. Die Auffangregel in der 

letzten Stufe, die nur zu Zuge kommt, wenn das anwendbare Recht nicht schon durch die erste 

sowie die zweite Stufe bestimmt werden kann, dürfte in der Praxis nur selten zur Anwendung 

kommen. Die Stellung des Prinzips der engsten Verbindung gilt für die Beiden in der dritten 

Stufe als die Ausweichklausel und in der letzten Stufe als die ergänzende Klausel. 

Bei den Unterschieden zwischen dem Art 4 Rom I-VO und dem § 41 Abs 2 GRZA geht es 

um die konkreten Kollisionsregeln für die bestimmten Vertragstypen und die Definition des 

gewöhnlichen Aufenthaltes.  

Der gewöhnliche Aufenthalt des Erbringers der charakteristischen Leistung, der gemäß Art 4 

Abs 2 Rom I-VO nur noch dann bedeutsam ist, wenn ein Vertrag keinem der in Art 4 Abs 1 

Rom I-VO genannten Typen unterliegt oder er aus verschiedenen solcher Typen 

zusammengesetzt ist. Die Normierung des gewöhnliche Aufenthalt sieht Art 19 Rom I vor. 

Maßgeblich bei Gesellschaften, Vereinen und juristischen Personen ist der Ort der 

Hauptverwaltung nach Art 19 Art 4 Abs 1 S. 1. Rom I-VO. Handelt es sich um eine natürliche 

Person im Rahmen ihrer beruflichen Tätigkeit, ist ihre Hauptniederlassung maßgeblich nach 

dem Art 19 Abs 1 S. 2 Rom I-VO. Wird der Vertrag im Rahmen des Betriebs einer 

Niederlassung geschlossen oder ist für die Erfüllung nach dem Vertrag eine solche 

Niederlassung verantwortlich, kommt es nach Art 19 Abs 2. Rom I-VO auf den Ort der 

Niederlassung an. 

Die Definition des gewöhnlichen Aufenthaltes der natürlichen Person wird durch den § 15 der 

ersten judikativen Erläuterung vom OVG zum GRZA vorgesehen. Gemäß § 15 der 

Auslegungen zum GRZA bezeichnet der gewöhnliche Aufenthalt der natürlichen Person den 

Ort, an dem die betreffende Person mindesten ein Jahr lang als Lebensmittelpunkt ständig 

wohnt. Ausgeschlossen sind die folgende Umstände: medizinische Behandlungen, 

Arbeitsentsendung, Amtshandlungen sowie ähnliches. Bei dem gewöhnlichen Aufenthalt der 

juristischen Person gibt es keinen Unterschied zum Art 19 Rom-VO, nämlich die 

Hauptniederlassung gemäß § 14 GRZA.  
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Der andere Unterschied zwischen dem Art 4 Rom I-VO und dem § 41 Abs 2 GRZA, mit 

Rücksicht auf § 5 der Bestimmungen zum internationalen Vertragsrecht, liegt in den 

konkreten Kollisionsregeln für die bestimmten Vertragstypen, und wird durch die folgende 

Tabelle gezeigt. 

Die gemeinsame Vertragstype 

 

Vertragstype Anknüpfungsregel  

Im Art 4 Rom I-VO 

Anknüpfungsregel in § 5 

Bestimmungen zum 

internationalen Vertragsrecht 

Kaufverträge über 

bewegliche Sachen 

Gewöhnlicher Aufenthalt des 

Verkäufers 

Gewöhnlicher Aufenthalt
 213

 des 

Verkäufer; Ausweichweise 

Wohnsitz des Käufers, wenn der 

Vertrag am Wohnsitz des Käufers 

verhandelt und errichtet wurde 

oder im Vertrag bestimmt, dass der 

Verkäufer die Pflicht zur Übergabe 

der Waren am Wohnsitz des 

Käufers erfüllen muss. 

Kaufverträge, 

Mietverträge oder 

Pachtverträge über 

unbewegliche Sachen 

Belegenheitsort der 

unbeweglichen Sachen 

Belegenheitsort der unbeweglichen 

Sachen 

Versteigerungsverträge Versteigerungsort Versteigerungsort 

 

Die unterschiedliche Vertragstype 

 

Vertragstype in § 5 Bestimmungen zum 

internationalen Vertragsrecht 

Vertragstype im Art 4 Rom I-VO 

Werkvertrag Dienstleistungsverträge 

                                                 
213

 In § 5 Abs 2 wird der Wohnsitz anstelle des gewöhnlichen Aufenthalts vorgesehen. Die Bedeutung des 

Wohnsitzes im damaligen chinesischen IPR nach § 4 Ansichten zum Zivilprozessgesetz ist der Ort vom 

„eingetragenen ständigen Wohnsitz“, Gemäß § 183 Ansichten zum AGZ: „ Wenn der Wohnsitz von Beteiligten 

unklar ist oder sich nicht feststellen lässt, wird ihr gewöhnlicher Aufenthaltsort als ihr Wohnsitz angesehen. Im 

neuen chinesischen IPR verwendet der Gesetzgeber anstelle des „Wohnsitz“ direkt den gewöhnlichen Aufenthalt 

in den allen Bereichen des IPR. 
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Turn-Key-Vertrag Mietverträge oder Pachtverträge über 

unbewegliche Sachen für höchstens 6 für 

aufeinander folgende Monate zum 

vorübergehenden privaten Gebrauch 

Mietvertrag über bewegliche Sachen Franchiseverträge 

Pfandvertrag über bewegliche Sachen Vertriebsverträge 

Darlehensvertrag Innerhalb eines multilateralen Systems 

geschlossene Verträge 

Versicherungsvertrag  

Finanzierungsleasing- 

vertrag 

 

Bauleistungsvertrag  

Lagervertrag und Wahrungsvertrag  

Bürgschaftsvertrag  

Geschäftsbesorgungs- 

vertrag 

 

Vertrag über die Ausgabe, den Absatz und 

die Übertragung von 

Schuldverschreibungen  

 

Kommissionsvertrag  

Maklervertrag  

 

Obwohl die Rom I-VO und das GRZA die unterschiedlichen konkreten Vertragstypen 

bestimmt erfassen, haben die Funktionen dieser bestimmten konkreten Kollisionsregeln im 

Art 4 Rom I-VO sowie § 41 Abs 2 mit Rücksicht auf § 5 der Bestimmungen des OVG keinen 

großen Unterschied. Die Partei, welche die typisierten Vertragstypen regelt, ist diejenige die 

die charakteristische Leistung erbringt; oder als Ausnahme von der Anwendung wird das 

Belegenheitsprinzip geregelt. Der Vorteil dieser konkreten Kollisionsregeln kommt dem 

Rechtsanwender zugute. Er kann sich deswegen auf ersten Blick an konkreten 

Kollisionsregeln für den Einzelvertrag in der Liste festhalten, der ihn ohne größeren Aufwand 

direkt zum maßgeblichen Recht führt. 
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Im Großen und Ganzen liegt kein großer Unterschied zwischen Art 4 Rom I-VO und  § 41 

Abs 2 mit Rücksicht auf § 5 der Bestimmungen des OVG vor. Das wichtigste ist dieselbe 

vierstufige Prüfungsreihenfolge. 

In den vier Stufen vom Besonderen zum Allgemeinen Prüfungsschema wird nicht mehr das 

Prinzip der engsten Verbindung, die durch die charakteristische Leistung konkretisiert wird, in 

den Mittelpunkt gestellt. Stattdessen enthält es in der ersten Stufe eine Liste verschiedener 

Vertragstypen, woran sie gesondert anknüpft. Dies soll dazu dienen, das anwendbare Recht so 

präzise und berechenbar wie möglich bestimmen zu können. Die Anknüpfung an die 

charakteristische Leistung ist subsidiär. In der dritten Stufe kommt die Ausweichklausel in 

Betracht. Sie ermöglicht eine gewisse Flexibilität. Besteht eine offensichtlich engere 

Verbindung zum Recht eines anderen Staates, so ist nicht das in der ersten sowie zweiten 

Prüfungsstufe berufene Recht anzuwenden, sondern das Recht des Staates, zu dem die 

offensichtlich engere Verbindung besteht.  

Durch diese Struktur zur Konkretisierung des Prinzips der engsten Verbindung und der 

Ausweichklausel wird eine Synthese von flexiblem und unflexiblem Recht, um die beiden 

genannten Aspekte der international privatrechtlichen Gerechtigkeit auszugleichen und das 

objektive Anknüpfungssystem für die international vertraglichen Verhältnisse aufzubauen, 

realisiert. 

2.4  Zusammenfassung  

Als ein Grundsatz des IPR dient die engste Verbindung zur Verwirklichung der 

internationalprivatrechtlichen Gerechtigkeit auf den Ebenen von sowohl der Rechtssicherheit 

als auch der Einzelfallgerechtigkeit durch ihre drei in Zusammenhang stehenden Funktionen. 

Die Funktion eines generellen Leitprinzips leistet ihren Betrag grundsätzlich zur Kodifikation 

des IPR. Dabei wird ein oder eine Reihe starrer abstrakt-genereller 

Regelanknüpfungsmomente für einen bestimmten Anknüpfungsgegenstand 

(Lebensverhältnis) in den Einzelregeln durch die Vermutung der engsten Verbindung 

zwischen der verwiesene Rechtsordnung und dem Anknüpfungsgegenstand ausgestaltet. 

Somit wird die Rechtssicherheit durch die Vorhersehbarkeit des starren Anknüpfungsmoments 

gewährt. Für die Fälle, in denen die durch solchen starren Anknüpfungsmoment verwiesene 

Rechtsordnung nicht die angemessensten ist, da eine andere Rechtsordnung eine engere 

Verbindung als diese besitzt, kann die Anknüpfungsentscheidung durch eine gesetzliche 

Ausweichklausel korrigiert werden, damit die Einzelfallgerechtigkeit realisiert wird. Für 
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solche Sachverhalte, die unter einen Tatbestand (Anknüpfungsgegenstand) in einer IPR-

Kodifikation subsumiert werden, und für die Fälle, in denen das anzuwendende Recht durch 

die gesetzliche Anknüpfung nicht verwiesen werden kann, kann die engste Verbindung dabei 

als die Ergänzungsklausel zur Anwendung kommen. Die drei in Zusammenhang stehenden 

Funktionen bilden einen Mechanismus, durch den das angemessenste Recht, im Zweck des 

Kerngedanken des neutralen IPR und im Dienst zur Verwirklichung der 

internationalprivatrechtlichen Gerechtigkeit unter Berücksichtigung der Rechtssicherheit und 

der Einzelfallgerechtigkeit, für einen Sachverhalt mit Auslandsbezug zur Anwendung 

gelangen kann. 

Aus dieser Sicht kann die engste Verbindung ihre Wirkungen auf das neue chinesische IPR 

nicht vollständig entfalten, da ihre Funktion als Ausweichklausel nicht gesetzlich deutlich 

formuliert wird. Ohne diese Funktion verliert das IPR seine Flexibilität und geht auf das alte 

Modul, das wegen fehlender Rücksicht auf die Einzelfallgerechtigkeit stark kritisiert wurde, 

zurück. Da die Ausweichklausel als Mittel zur Durchsetzung der kollisionsrechtlichen 

Einzelfallgerechtigkeit unverzichtbarer Bestandteil jedes modernen IPR angesehen wird,
214

 

soll die engste Verbindung im neuen chinesischen IPR insbesondere für das Vertragsstatut 

sowie das Deliktsstatut als eine Ausweichklausel in der Gerichtspraxis, wie der OVG 

kommentiert, verwendet werden.  

 

3. Rechtswahl 

Die „Rechtswahl“ bezieht sich auf den Parteiwillen, die anzuwendende Rechtsordnung zu 

bestimmen. Sie stammt vom Begriff „Parteiautonomie “, der von der kollisionsrechtlichen 

Freiheit der Rechtswahl handelt. Dagegen spricht man bei der materiell-rechtlichen 

Wahlfreiheit von der „Privatautonomie“.
215

 Die Rechtswahl trägt einerseits zur 

Verwirklichung des Parteiinteresses bei. Sie wird meistens als ein Instrument verwendet, das 

den Individuen eine Möglichkeit verschaffen kann, ihre persönlichen und wirtschaftlichen 

Angelegenheiten nach ihren Erwartungen und Vorstellungen zu bestimmen. Die Rechtswahl 

bietet auch die Möglichkeit, einen Kompromiss darzustellen, wenn sich die gesetzgebenden 

Institutionen nicht auf objektive Kriterien einigen können, die Parteien haben dann nämlich 

die Freiheit, rechtsgeschäftliche Beziehungen nach ihrem Willen selbst zu gestalten. 
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 Kreytenberg, Ausweichklausel, 13 
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Anderseits verleiht der Gesetzgeber deshalb durch die einschlägige Kollisionsnorm den 

Parteien die Rechtswahlfreiheit. Das bedeutet, dass die kollisionsrechtliche 

Rechtswahlfreiheit nicht wie die materiell-rechtliche Privatautonomie absolute 

Willensherrschaft im Sinne einer lex contractus ist.
216

 Mittlerweile unterliegt die 

kollisionsrechtliche Rechtswahlfreiheit der Einschränkungen bezüglich des öffentlichen 

Interesses sowie der Interessen des Dritten.  Die Parteiautonomie im Sinne vom IPR wird als 

das beste Mittel angesehen, mit dem den Streitigkeiten über das anzuwendende Recht 

vorgebeugt und die judikativen Kosten vermindert werden können.
217

  

3.1 Die geschichtliche Entwicklung der Parteiautonomie in der VRC 

Vor der Gründung der VRC wurde die Privatautonomie zum ersten Mal im „Entwurf  des 

Bürgerlichen Gesetzbuches“ von 1907 geregelt. Dieser Entwurf nahm das damalige Deutsche 

Bürgerliche Gesetzbuch als Vorbild und baute seine Struktur nach dem Pandektensystem 

auf.
218

 1918 erließ die Regierung der Nördlichen Militaristen in der Zeit der Republik China 

das erste Gesetzbuch des IPR. Darin gab es keine Bestimmung der Rechtswahl, bis 1953 die 

Regierung von Taiwan dieses Gesetzbuch  revidierte.
219

 

Nach der Gründung der VRC gliederte sich die Gesetzgebung in zwei Phasen. Von 1949 bis 

1978 gab es fast keinen zivilen Verkehr mit Ausländern. Nach 1978 wurde das chinesische 

Rechtswesen schnell entwickelt. Im Vertragsgesetzbuch mit Auslandsbezug von 1985 wurde 

die Rechtswahl im Bereich der Verträge mit Auslandsbezug ausdrücklich bestimmt. 

Nachfolgend wurde die Rechtswahl im AZG von 1986, im Seehandelsgesetz von 1992 und im 

Vertragsgesetz von 1999 weiter verwendet. In der chinesischen Gerichtspraxis verwendete 

das Seegericht der Provinz Guangdong erstmalig in der VRC die von den Parteien vereinbarte 

Rechtswahl und legte COGSA von 1936
220

 als das maßgebende Recht fest. Danach wurde die 

Rechtswahl gewöhnlich im Bereich des Vertragsstatuts des IPR sowie des interlokalen 

Privatrechts in der chinesischen Gerichtspraxis angewandt.
221   

Im alten chinesischen IPR 
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 XU Junke, Parteiautonomie im IPR, (2006), 171 ff. 
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 Vgl. Fan Zhongxin, die Gleichheiten und die Unterschiede bei der rechtlichen Kultur (2001), 307 
219

 Vgl. Wang Jian, Westliches Recht nach Ost (2001), 247 
220

 The Carriage of Goods by Sea Act 
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 TIAN Xiaoyun, Die Anwendung der Parteiautonomie in den vertraglichen Verhältnissen, Journal of Swupl, 

2005, Heft 3: LI Wang, Die Probleme bei der Anwendung der Parteiautonomie im Vertragsrecht, Journal of 

Tsinghua University (Philosophy and Social Sciences, 2004, Heft 6 
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unterlegt die Parteiautonomie den Beschränkungen aus ordre public und 

Gesetzumgehungsverbot.
222

 

3.2 Rechtswahl im neuen chinesischen IPR
223

 

Die Rechtswahlfreiheit der Partei im internationalen Vertragsstatut wird in der gegenwärtigen 

Zeit nicht mehr nur als eine bloße Verlegenheitslösung, die auf die Schwierigkeiten der 

Lokalisierung von Verträgen zurückzuführen sei, sondern als „einer der Ecksteine des 

Systems der Kollisionsnormen im Bereich der vertraglichen Schuldverhältnisse“
224

 

bestimmt.
225

 Auch im neuen chinesischen IPR betont § 3 GRZA: „Die Parteien können nach 

den gesetzlichen Bestimmungen ausdrücklich das auf die Zivilbeziehungen mit 

Auslandsberührung anzuwendende Recht durch Vereinbarung wählen“. Darüber hinaus hat 

das GRZA die Rechtswahl nicht nur im Bereich des vertraglichen Schuldrechts sondern auch 

in den Bereichen des außervertraglichen Schuldrechts, des Familienrecht bzw. des 

Sachenrechts vorgesehen. 

3.2.1 Anwendungsweise der Rechtswahl im neuen chinesischen IPR 

In Bezug auf die Anwendungsweise der Rechtswahl geht es darum, wie man das maßgebende 

Recht wählen muss, wann man das maßgebende Recht wählen kann und welches Recht man 

wählen darf. Diesbezüglich umfasst das GRZA nur die Ausdrucksweise der Rechtswahl in § 

3. Später hat der OVG in seiner judikativen Erläuterung der „Auslegungen zum GRZA“ die 

anderen Anwendungsweisen ergänzt. 

Anwendungsweise der Rechtswahl 

 

§ 3 GRZA Wie: ausdrücklich 

§ 9 GRZA Das anzuwendende Recht richtet sich nur auf das materielle Recht. 

§ 6 Auslegungen 

zum GRZA 

Zulässigkeit: Das Recht kann in den Rechtsverhältnissen verwendet 

werden, in welchen die Rechtswahl ausdrücklich zugelassen wird. 
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§ 7 Auslegungen 

zum GRZA 

Bezüglich der tatsächlichen Beziehung zwischen dem betreffenden 

Vertrag und dem wählbare Recht: unnötig, wenn keine besondere 

Einschränkung vorliegt. 

§ 8 Auslegungen 

zum GRZA 

Wann: bevor die Debatte des erstinstanzlichen Verfahrens endet. 

Stillschweigende  Rechtswahl wird auch anerkannt. 

§ 9 Auslegungen 

zum GRZA 

Die Abkommen, die nicht in der VRC in Kraft treten, können gewählt 

werden.  

 

3.2.1.1 Zulässigkeit: 

Ein Unterschied zwischen der Parteiautonomie im IPR und der Privatautonomie im 

materiellen Recht liegt bei der Anwendungsvoraussetzung vor. Im Vergleich mit der lex 

causae bei der Anwendung der Privatautonomie auf der materiell-rechtlichen Ebene ist die 

Zulässigkeit der Anwendung der kollisionsrechtlichen Rechtswahl dem IPR selbst zu 

entnehmen. Das bedeutet, in welchen Rechtsgebieten und Rechtsverhältnissen die Rechtswahl 

zugelassen ist, wird durch das maßgebende IPR vorgesehen. Nach dem neuen chinesischen 

IPR erstrecken sich die Anwendungsgebiete der Rechtswahl vor allem auf den Bereich des 

vertraglichen und außervertraglichen Schuldrechts und auf bestimmte Rechtsverhältnisse des 

Familienrechts und des Sachenrechts. 

3.2.1.2 Ausdrückliche und stillschweigende Rechtswahl: 

Gemäß § 3 GRZA muss die Rechtswahl ausdrücklich erfolgen, damit die größtmögliche 

Rechtssicherheit erzielt werden kann. Allerdings hat das OVG in seiner judikativen 

Erläuterung „Auslegungen zum GRZA“ auch die stillschweigende Rechtswahl anerkannt. Das 

bedeutet nicht, dass eine Rechtswahl, welche die Parteien nicht wirklich getroffen hat, als 

vermutlicher Parteiwille bezeichnet wird. Im Gegensatz dazu verlangt die stillschweigende 

Rechtswahl nach § 8 Abs 2 auch eine wirkliche Erklärung. Dabei werden zwei Bedingungen 

vorausgesetzt: Die Parteien berufen sich auf das Recht desselben Staates und keiner legt 

Widerspruch gegen das berufene Recht als das maßgebende Recht ein. 

3.2.1.3 Die wählbaren Rechte 

Das anzuwendende Recht muss in erster Linie das materielle Recht einer Rechtsordnung sein. 

Diese Regel gilt nicht nur für das durch die Rechtswahl getroffene Recht, sondern auch alle 

anzuwendende Rechte nach dem chinesischen IPR. Das gewählte Recht kann staatliches 
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Recht oder nichtstaatliches Recht sein, solange das gewählte Recht den Einschränkungen der 

Rechtswahl nicht unterliegt.
226

  
 
Gemäß § 9 Auslegungen zum GRZA können die Parteien das 

gewählte internationale einheitliche materielle Recht, das noch nicht in der VRC in Kraft ist, 

wählen. In der Gerichtspraxis kann das internationale Modellgesetz auch als das maßgebliche 

Recht angesehen werden, wenn die Parteien die Klauseln ihres Vertrags danach bestimmen 

oder das internationale Modellgesetz als das anzuwendende Recht für ihren Vertrag 

ausdrücklich wählen. Es ist nicht gefordert, dass zwischen dem gewählten Recht und dem 

betreffenden Vertrag eine tatsächliche Beziehung besteht.
227

   

3.2.1.4 Wann kann man die Rechtswahl treffen und verändern? 

Gemäß § 8 Abs 1 können die Parteien vor Ende der mündlichen Verhandlung des 

erstinstanzlichen Verfahrens jeder Zeit die Rechtswahl treffen oder verändern. Für eine 

schädigende Handlung ist die Rechtswahl immer nachträglich zu fällen. Die Veränderung der 

Rechtswahl erfolgt in der Regel ex tunc; nur wenn es sich dabei um Schutz des Dritten oder 

die Wirksamkeit der Formalität des Vertrags handelt, erfolgt sie ex nunc. Für die vereinbarte 

Rechtswahl müssen die Parteien durch die neue Vereinbarung ihre Rechtswahl verändern. In 

der chinesischen Gerichtspraxis hat die Abwesenheit einer Partei Einfluss auf ihre Rechte 

bezüglich der vereinbarten Zuständigkeit und der vereinbarten Rechtswahl.
228

 

3.2.1.5 Andere Fragen 

Im neuen chinesischen IPR wird nicht erwähnt, ob die Rechtswahl auch wirksam ist, wenn die 

Parteien die Rechtswahl für einen bestimmten Teil des Vertrags treffen, oder wenn die 

Parteien verschiedene Rechtswahlen für jeweils verschiedene Teile des Vertrags treffen oder 

wenn die Parteien durch die Rechtswahl mehr als eine Rechtsordnung auswählen. In der 

chinesischen Gerichtspraxis ist sowohl die teilweise Rechtswahl als auch die jeweilige 

Rechtswahl wirksam. Aber die fakultative (das Recht des Staats A oder des Staats B) oder 

kumulative (das Recht des Staats A und des Staats B) Rechtswahl ist  unwirksam. 
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3.2.2 Anwendungsbereich der Rechtswahl im neuen chinesischen IPR 

Der klassische Anwendungsbereich der Parteiautonomie gilt für das Vertragsstatut, wo die 

materiell-rechtliche Gestaltungsfreiheit ebenfalls gelegen ist. Im Vergleich mit dem alten 

chinesischen IPR wird die Rechtswahl im neuen chinesischen IPR nicht nur für das 

Vertragsstatut sondern auch für die anderen Rechtsgebiete aber bedingt zugelassen. Dabei 

geht es um das Familienrecht, das Sachenrecht sowie das außervertragliche Schuldrecht.  

Anwendungsbereiche der Rechtswahl 

 

Vertragsstatut Außervertraglic

hes Schuldrecht 

Familienrecht Sachenrecht Anderen 

§ 41 Grundregel für 

das Vertragsstatut 

§ 44 Grundregel 

für Unerlaubte 

Handlungen 

§ 24 Güterstand § 37 Rechte an 

beweglichen 

Sachen 

§ 16 Die 

gewillkürte 

Stellvertretun

g 

§ 42 

Verbraucherverträg

e 

§ 45 

Produkthaftung 

§ 26 

Einverständlich

e Scheidung 

§ 38 Rechte an 

Sachen auf 

dem Transport 

§ 17 

Treuhand 

§ 49 Der Vertrag 

über Übertragung 

und Lizenz zum 

Gebrauch des 

geistigen Eigentums 

§ 50 Haftung 

für die 

Verletzung des 

geistigen 

Eigentums 

  § 18 

Schiedsvertra

g 

 

Die Rechtswahl im neuen chinesischen IPR der vertraglichen und außervertraglichen 

Schuldrechtsverhältnisse ist grundsätzlich unbeschränkt. Die Parteien können jedes beliebige 

Recht als das maßgebliche Recht wählen. Die Rechtswahl im Familienrecht des neuen 

chinesischen IPR ist beschränkt. Die Ehegatten können die Rechtswahl bestimmter 

Rechtsordnungen nur für die Rechtsverhältnisse bezüglich der Ehegüter und der 

einverständlichen Scheidung treffen. Diese bestimmten Rechtsordnungen richten sich auf das 

Recht solcher Staaten, mit denen die Ehegatten enger verbunden sind, nämlich das 

Aufenthalts- und Heimatrecht einer der Ehegatten. Bei der Rechtswahl im Sachenrecht des 

neuen chinesischen IPR handelt es sich um das dingliche Recht an beweglichen Sachen. 
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Dabei ist die Bestimmung problematisch: Der Gesetzgeber hat keine Rücksicht auf den 

Grundsatz der Publizität des dinglichen Rechts sowie die Interessen des Dritten genommen.
229

 

3.2.2.1 Anwendung im vertraglichen Schuldrecht 

Die unbeschränkte Rechtswahl gilt in der Regel für alle Vertragstypen mit Ausnahme von 

Verbraucherverträgen, Arbeitsverträgen nach den §§ 42, 43 GRZA und den folgenden 

Verträgen gemäß § 8 Bestimmungen des OVG:  

➢ Verträge über chinesisch-ausländische mit gemeinsamen Kapital betriebene Unternehmen 

➢ Verträge über chinesisch-ausländische kooperativ betriebene Unternehmen, Verträge über 

die chinesisch-ausländische gemeinsame Erschließung und Ausbeutung natürlicher 

Ressourcen 

➢ Verträge über die Übertragung von Anteilen an chinesisch-ausländisch mit gemeinsamen 

Kapital betriebenen Unternehmen, an chinesisch-ausländisch kooperativ betriebenen 

unternehmen und an Unternehmen mit ausschließlich ausländischer Beteiligung 

➢ Verträge über die Übernahme der Betreibung von auf dem Gebiet der VRC errichteten 

chinesisch-ausländisch mit gemeinsamen Kapital betriebenen Unternehmen oder 

chinesischen-ausländisch kooperativ betrieben Unternehmen durch ausländische natürliche 

Personen, juristische Personen oder andere Organisationen 

➢ Verträge über den Erwerb von Anteilsrechten der Gesellschafter eines Unternehmens ohne 

ausländische Beteiligung im Gebiet der VRC durch ausländische natürliche Personen, 

juristische Personen oder andere Organisationen 

➢ Verträge über die Zeichnung einer Kapitalerhöhung bei Gesellschaften mit beschränkter 

Haftung und Aktiengesellschaften ohne ausländische Beteiligung im Gebiet der VRC 

durch ausländisch natürliche Personen, juristische Personen oder andere Organisationen 

➢ Verträge über den Erwerb von Vermögen eines Unternehmens ohne ausländische 

Beteiligung im Gebiet der VRC durch ausländische natürliche Personen, juristische 

Personen oder andere Organisationen  

                                                 
229

DU Huanfang, Vervollständigung der Rechtsanwendung in den Sachenrechtsverhältnissen mit 

Auslandsbezug, Contemporary Law Review, 2013, Heft 2, 142 
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➢ Andere Verträge, bei denen die Gesetze und Verwaltungsrechtsnormen der VRC 

bestimmen, dass das Recht der VRC angewandt werden muss.  

Für Verbraucherverträge wird die Rechtswahl nicht nach der Vereinbarung der Parteien 

sondern von dem Verbraucher allein getroffen. Dabei ist der Umfang des zugelassenen 

gewählten Rechts des Verbrauchers gemäß § 42 GRZA nur das Recht des Ortes, an dem die 

Waren geliefert oder an dem die Dienstleistungen erbracht werden. Diese Gestaltung bietet 

einerseits dem Verbraucher die Möglichkeit, außerhalb des Rechts seines gewöhnlichen 

Aufenthaltsorts das Recht des Ortes, an dem die Waren geliefert oder an dem die 

Dienstleistungen erbracht werden, zu wählen; berücksichtigt anderseits auch für den 

Warenanbieter Rechtsvorhersehbarkeit. 

3.2.2.2 Anwendung im außervertraglichen Schuldrecht 

Der Grund, warum die Rechtswahl im Bereich des außervertraglichen Schutzrechtverwendet 

werden darf, liegt darin, dass dieses außervertragliche Schuldverhältnis ein Rechtsverhältnis 

zwischen dem Geschädigten und dem Schädiger darstellt. Normalerweise geht es nicht um 

einen Dritten. Die Ziele des Deliktsrechts sind nicht den Schädiger zu strafen sondern den 

Schaden des Geschädigten zu ersetzen und das Risiko zwischen dem Geschädigten und dem 

Schädiger auszugleichen.  

Gemäß § 44 gilt die Rechtswahl in der Regel im außervertraglichen Schuldrecht wie im 

vertraglichen Schuldrecht. Bei den Anwendungsweisen liegt kein großer Unterschied vor. Nur 

die Rechtswahl für die unerlaubte Handlung ist nachträglich, weil das Geschehen der 

unerlaubten Handlungen normalerweise nicht von den Parteien vorhergesehen werden kann. 

Wie im vertraglichen Schuldrecht gibt es auch hier Ausnahmen bei der Anwendung der 

Rechtswahl. Gemäß § 45 wird die Rechtswahl vom Geschädigten getroffen. Der Geschädigte 

darf nur das Recht des Ortes, an dem sich die Hauptniederlassung des Schädigers befindet, 

oder das Recht des Ortes, an dem der Schaden eingetreten ist, wählen. Hier liegt dieselbe 

Absicht des Gesetzgebers wie in § 42 GRZA vor. In § 46 GRZA wird die Rechtswahl total 

ausgeschlossen und der gewöhnlichen Aufenthalt des Geschädigten wird als die einzige 

Anknüpfung für die Verletzung der Persönlichkeitsrechte durch Medien geregelt. Der 

Ausgangspunkt dieser Regeln liegt darin, dass die Verletzung der Persönlichkeitsrechte den 

Einfluss normalerweise hauptsächlich im Lebensmittelpunkt des Geschädigten hat. Die 

Berechtigung dieser Paragraphen ist in der künftigen Gerichtspraxis zu prüfen. 
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3.2.2.3 Anwendung im Familienrecht 

Im Vergleich mit der Vertragsfreiheit im materiell-rechtlichen Vertragsstatut stellt sich die 

Privatautonomie im materiell-rechtlichen Familienrecht anders dar. Einerseits werden 

insbesondere die überwiegend zwingenden Bestimmungen für den Ausschluss bzw. 

Beschränkungen der Parteiautonomie in vielen Bereichen angeführt.
230

 Verschiedene 

Rechtsordnungen haben wegen der kulturellen und geschichtlichen Gründe eigene 

Traditionen in den Familienverhältnissen. Die Ehegatten dürfen nicht mittels der 

Parteiautonomie die zwingenden Bestimmungen der lex fori umgehen. Anderseits, wird die 

Privatautonomie im Familienrecht doch anerkennt. Z.B. haben die Ehegatten die Freiheit, den 

Ehegüterstand nach ihrem Willen auszugestalten. Dabei findet die Rechtswahlfreiheit die 

Berechtigung im Familienrecht. 

Im Familienrecht des neuen chinesischen IPR erstreckt sich die Rechtswahl nur auf den 

Ehegüterstand und die einvernehmliche Scheidung. Dabei ist die Privatautonomie nach dem 

chinesischen materiellen Recht auch zuzulassen. Im personalen Bereich des Familienrechts 

spielen öffentliche Interessen in der Regel eine entscheidende Rolle. Hier ist die 

kollisionsrechtliche Rechtswahlfreiheit der Ehegatten noch immer unbekannt. Der Güterstand 

der Ehegatten kann nach dem gemeinsamen Willen der Ehegatten beurteilt werden, weil der 

Ehegüterstand als einem Vertragsverhältnis zwischen den Ehegatten angesehen werden kann. 

Für den Ehegüterstand werden drei Möglichkeiten vorgesehen. Dafür dürfen die Ehegatten 

das Recht des Staates, dem eine der Parteien angehört, oder an dem eine der Parteien ihren 

gewöhnlichen Aufenthalt hat, oder an dem sich das Vermögen überwiegend befindet, wählen. 

Hier wird das Statut der Ehegüter als Gesamtstatut betrachtet. Das bedeutet, dass sich der 

Ehegüterstand aus seiner Zugehörigkeit zu einem Vermögenskomplex ergibt, deshalb erfolgt 

er nach dem maßgeblichen Recht, das durch die Rechtswahl der Ehegatten für die 

Gesamtnachfolge gilt. Der Grund, warum nur das Recht des gewöhnlichen Aufenthaltes, das 

Recht des Heimatstaates und das Recht der Belegenheit des Hauptvermögen von den 

Ehegatten gewählt werden kann, liegt darin, dass die engste Verbindung der Verhältnisse im 

Familienrecht sich auf den gewöhnlichen Aufenthalt und die Staatangehörigkeit richtet. Die 

Belegenheit des Hauptvermögens erfolgt nach dem Prinzip des lex rei sitae. 

Für die Scheidung gilt meistens das Recht des Forumsstaates oder folgt dem Personalstatut. 

Im neuen chinesischen IPR unterscheidet der Gesetzgeber einvernehmliche Scheidung von 
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 Vgl. Kroll-Ludwigs, Parteiautonomie, 172 
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gerichtlicher Scheidung. Für die einvernehmliche Scheidung ist nach der Rechtswahl der 

Ehegatten das maßgebliche Recht zu bestimmen. Dabei werden nur die folgenden zwei 

Möglichkeiten für die Rechtswahl vorgesehen, nämlich das Recht des Staates, dem einer der 

Parteien angehört, oder an dem eine der Parteien ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat. Im 

Gegensatz dazu gilt für die gerichtliche Scheidung das Recht des Forumsstaats. Diese 

Bestimmung ist maßgeblich für das chinesische materielle Recht und das chinesische 

Zivilprozessrecht. 

3.2.2.4 Anwendung im Sachenrecht 

Im GRZA können die Parteien die Rechtswahl für das dingliche Recht an beweglichen 

Sachen sowie das dingliche Recht an Sachen auf dem Transport treffen. Gemäß §§ 37, 38 

GRZA gilt die Rechtswahl als die Hauptanknüpfung für das dingliche Recht an beweglichen 

Sachen sowie das dingliche Recht an Sachen auf dem Transport. Hier unterliegt die 

Rechtswahl nach dem chinesischen IPR wie im Bereich des vertraglichen Schuldrechts und 

des außervertraglichen Schuldrechts grundsätzlich keiner Sondereinschränkung. Die 

Berechtigung der Anwendung der Rechtswahl im Sachenrecht ist umstritten. Einerseits, die 

Absolutheit und die Publizität des Sachenrechts sowie die im Sachenrecht involvierten 

Verkehrsinteressen lassen nach traditioneller Auffassung für die Rechtswahl keine 

Möglichkeit. Anderseits, das Sachenrecht steht oft im Zusammenhang mit dem Schuldrecht  

da es auf dem Schuldrecht basiert. Das führt dazu, dass ein Sachverhalt mit Auslandsbezug 

das Schuldrechtsverhältnis und das sachenrechtliche Verhältnis gleichzeitig enthält. Wenn die 

Rechtswahl im Sachenrecht absolut ausgeschlossen ist, bedeutet das, dass für einen 

Sachverhalt das verschiedene maßgebliche Recht auf das Schuldverhältnis und das 

Sachenverhältnis jeweils anzuwenden ist. Sofern die Rechtswahl im Sachenrecht zugelassen 

ist, kann eine Koordination von Schuld- und Sachenrechtsstatut ermöglicht werden.
231 

 

„Dagegen gibt es gute Gründe, die Parteiautonomie für den Bereich des Mobiliarsachenrechts 

in einem beschränkten Umfang zuzulassen, soweit dabei die schutzwürdigen Belange Dritter 

gewahrt bleiben. So kann eine beschränkte Parteiautonomie bei einem voraussehbaren 

Gebietswechsel der Sache den Statutenwechsel mit seinen Schwierigkeiten vermeiden und 

Rechtsklarheit zwischen den Parteien schaffen; außerdem kann die Parteiautonomie die 

                                                 
231
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Übereinstimmung von Schuldstatut und Sachstatut herbeiführen und damit die Rechtslage 

vereinfachen.“
232

 

„Eine solchen Lösung stünden im Übrigen auch weder die Interessen Dritter noch das 

Publizitätsprinzip entgegen. Vielmehr ließe sich diesen auf unterschiedliche Weise Rechnung 

tragen.“
233

 

Das Vorbild ist Art 104 I schweiz. IPR-Gesetz: „Die Parteien können den Erwerb und den 

Verlust dinglicher Rechte an beweglichen Sachen dem Recht des Abgangs- oder des 

Bestimmungsstaates oder dem Recht unterstellen, dem das zugrundeliegende Rechtsgeschäft 

untersteht. Die Rechtswahl kann Dritten nicht entgegengehalten werden.“ Anders als die 

Bestimmung des schweiz. IPR-Gesetzes umfassen §§ 38, 39 GRZA die Gewährleistung des 

Schutzes des Dritten nicht. Dieser Fehler kann in der Gerichtspraxis durch eingeschränkte 

Auslegung oder in der Zukunft durch die offizielle judikative Erläuterung des OVG korrigiert 

werden. 

3.2.2.5 Anwendung in den anderen Rechtsgebieten 

Außerhalb der oben erwähnten Bereiche gilt die Rechtswahl als die Hauptanknüpfung auch 

für die gewillkürte Stellvertretung, Treuhand und Schiedsvertrag: 

➢ Wie im materiellen Recht wird die Stellvertretung zwischen dem Außenverhältnis zum 

Dritten und dem Innenverhältnis unterschiedung. Für die gewillkürte Stellvertretung wird 

das Innenverhältnis vom Vertragsstatut beherrscht. Das maßgebliche Recht ist deswegen 

das durch die Rechtswahl berufende Recht. Für das Hauptgeschäft ist das Recht des Ortes, 

an dem die Vertretungshandlung erfolgt ist, maßgebend. 

➢ Gemäß § 17 GRZA können die Parteien durch Vereinbarung das auf die Treuhand 

anzuwendende Recht wählen. Die Berechtigung der Rechtswahl für das 

Treuhandverhältnis liegt darin, dass ein Treuhandverhältnis hier als das Vertragsverhältnis 

anzusehen ist. Gemäß § 2 Treuhandgesetz der VRC
234

: „Als Treuhandverhältnis bezeichnet 

dieses Gesetz Handlungen, mit denen der Treugeber eigene Vermögensrechte dem 

Treuhänder im Vertrauen auf diesen anvertraut, und der Treuhänder im eigenen Namen 
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 Kropholler, IPR, 23, Kritik von Girsberger, Zehn Jahre IPRG, Schweizerische Juristen-Zeitung, 1999, 219: 

Für schweizerische Exporteure, die man durch die Zulassung der Rechtswahl eigentlich begünstigen wollte, 

entsteht eine unsichere Rechtslage. 
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 Kroll-Ludwigs, Parteiautonomie, 291 
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und entsprechend dem Willen des Treugebers im Interesse der Begünstigten oder zu 

besonders bestimmten Zwecken [diese Rechte] verwaltet bzw. darüber verfügt.“ Diese 

Definition betont das vertragliche Verhältnis zwischen den Treugeber und dem Treuhänder. 

§ 17 GRZA umfasst das Gesamtstatut des Treuhandverhältnisses. Die Rechtswahl folgt 

hier nicht dem Willen des Treugebers sondern der Vereinbarung der Parteien.  

➢ Gemäß § 18 GRZA können die Parteien die Rechtswahl für die Schiedsklausel treffen. Ein 

Schiedsvertrag handelt von einer Schiedsvereinbarung oder eine Schiedsklausel, in dem 

die Parteien für ihren Rechtsstreit aus einem Vertragsverhältnis die staatliche 

Gerichtszuständigkeit ausschließen und einem Schiedsgericht abgeben. Ein Schiedsgericht 

ist ein privates Gericht, das durch Abmachung der Parteien der Streitsache zusammentritt 

und einen Schiedsspruch (ein Urteil des Schiedsgerichts) trifft. Die Schiedsgerichtsbarkeit 

basiert auf der Parteiautonomie (die Abmachung der Schiedsparteien). Durch die 

Abmachung können die Parteien die Schiedsstelle, das Schiedsverfahren, die Gestaltung 

des Schiedsgerichts, den Schiedsort, das anzuwendende Recht für die Rechtsstreitigkeiten 

wählen. Die Parteien können sich durch eine im Hauptvertrag geschriebene Schiedsklausel 

oder einen eigenen Schiedsvertrag darüber einigen. Die Schiedsklausel oder der 

Schiedsvertrag ist unabhängig vom Hauptvertrag. Das maßgebliche Recht der 

Schiedsklausel ist selbständig vom maßgeblichen Recht des Hauptvertrags zu beurteilen 

und entscheidend für die Wirksamkeit des Schiedsvertrags235 und für die Auslegung der 

Schiedsklausel sowie die Abhilfe bei Vertragsbruch usw. Aber das maßgebliche  Recht der 

Schiedsklausel gilt nicht für die Rechtsfähigkeit der Parteien und der Schiedsanspruch 

dafür, ob die Rechtsstreitigkeiten zur Schiedsgerichtsbarkeit gehören. Mangels einer 

Rechtswahl ist das Recht des Ortes, an dem das Schiedsverfahren durchgeführt wird, 

anzuwenden. 

3.3 Begrenzungen der Rechtswahl  

3.3.1 Begrenzungen der Rechtswahl aus dem Grund der staatlichen Interessen 

Die Rechtswahlfreiheit unterliegt Begrenzungen aus dem Grund, die staatlichen Interessen zu 

berücksichtigen. „Traditionell erfolgt die Durchsetzung inländischer Wertvorstellungen 

gegenüber der Anwendung fremden Rechts mithilfe des allgemeinen ordre public, der eine 
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 Nach dem Art 5 Abs 1 New York Übereinkommen von 1958. Die VRC trat in New Yorker Übereinkommen 

über die Anerkennung und Vollstreckung ausländischer Schiedssprüche am 22.01.1987 ein. 
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Korrektur des Ergebnisses im Einzelfall ermöglicht.“
 236

 In § 5 GRZA wird dementsprechend 

geregelt: „wenn die Anwendung des ausländischen Rechts gegen die gesellschaftlich-

öffentlichen Interessen der VRC verstößt, wird dieses ausländische Recht nicht angewandt, 

und es ist das Recht der VRC anzuwenden.“ Das bedeutet, selbst wenn die Rechtswahlfreiheit 

gesetzlich zugelassen ist, kann letztlich die Anwendung des von Parteien gewählten 

ausländischen Rechts durch den ordre public ausgeschlossen werden. Die Vorbehaltsklausel 

des ordre public  greift nur dann ein, wenn das Ergebnis der Anwendung einer ausländischen 

materiell-rechtlichen Norm im konkreten Einzelfall zur Verletzung der wichtigsten 

gesellschaftlich-öffentlichen Interessen der VRC führen würden und dadurch diese 

wichtigsten Interessen der VRC auf nicht hinnehmbare Weise gestört würden. Um den 

Missbrauch dieser „Notbremse“-Funktion der Vorbehaltsklausel des ordre public zu 

vermeiden, wird die Vorbehaltsklausel im Grundsatz nur als eine Ausnahmeklausel sehr 

sparsam verwendet.
 237

   

Zum anderen können sich die Parteien nicht über Eingriffsnormen (positiver ordre public) 

hinwegsetzen. Die Rechtswahlfreiheit eröffnet den Parteien grundsätzlich die Möglichkeit, 

sich über zwingende, dem Ausgleich widerstreitender Interessen dienende Bestimmungen 

hinwegzusetzen.
238

 Was Eingriffsnormen angeht, scheidet sowohl die Rechtswahlfreiheit als 

auch die Anwendung von Kollisionsnormen des Forumsstaats aus. Stattdessen findet das auf 

Eingriffsnormen beziehende materielle Recht des Forumsstaats direkt Anwendung. 

§  4 GRZA regelt: „Wenn die Rechtsordnung der VRC die unmittelbar anwendbaren 

zwingenden Regeln im Bereich der Rechtsanwendung im Zivilrechtsverkehr mit 

Auslandsbezug aufweist, sind die unmittelbaren anwendbaren zwingenden Regeln 

anzuwenden.“ In § 10 Auslegungen zum GRZA ordnet der chinesische Gesetzgeber selbst 

ausdrücklich an, was die sog. zwingende Bestimmungen (Eingriffsnormen) angeht: „Wenn 

irgendwelche der folgenden Umstände zutreffend sind, können die Bestimmungen der 

Gesetze und Verwaltungsverordnungen, die mit dem gesellschaftlichen öffentlichen Interesse 

der VRC in Verbindung stehen, deren Anwendung die Beteiligten nicht nach Vereinbarung 

ausschließen können und die direkt und ohne von Kollisionsnormen bestimmt zu werden auf 

die Zivilbeziehungen mit Auslandsbezug angewendet werden können, vom Volksgericht als 
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zwingende Bestimmungen erachtet werden, die durch § 4 des Gesetzes über 

Rechtsanwendung auf Zivilbeziehungen mit Auslandsbezug  geregelt werden: 

1. In Bezug auf die Rechte und Interessen des Arbeitnehmers; 

2. In Bezug auf die Sicherheit von Lebensmitteln und die öffentliche Gesundheit; 

3. In Bezug auf die Sicherheit der Umwelt; 

4. In Bezug auf Devisenkontrolle oder bei Finanzsicherheitsbezug; 

5. In Bezug auf Antimonopol und Antidumping und 

6. Andere Umstände, die als zwingende Bestimmungen erachtet werden müssen.“ 

Die Vorbehaltsklausel des ordre public und Eingriffsnormen haben die Zielsetzung gemein, 

nämlich die betreffenden gesellschaftlichen öffentlichen Interessen, die aus wirtschafts- oder 

sozialpolitischen Gründen als unverzichtbar erachtet werden, zu schützen. Der Unterschied 

zwischen der Vorbehaltsklausel (negativer ordre public) und den Eingriffsnormen (positiver 

ordre public) liegt darin, dass eine Eingriffsnorm ohne Rücksicht auf Kollisionsnormen des 

Forumsstaates und auf Rechtswahlfreiheit unmittelbar anzuwenden ist, während die 

Vorbehaltsklausel letztlich anzuwenden ist, wenn das Ergebnis der Anwendung des 

ausländischen Rechts im konkreten Einzelfall zu einer unerträglichen Verletzung der 

wichtigsten gesellschaftlichen  öffentlichen Interessen des Forumsstaats  führt. 

3.3.2 Sondereinschränkungen der Rechtswahl  

Außerhalb der Berücksichtigung der staatlichen Interessen unterliegt die Rechtswahlfreiheit 

im neuen chinesischen IPR auch den Sondereinschränkungen. Dabei geht es um den Schutz 

des Schwächeren, um die Wahl des Rechts einer bestimmten Rechtsordnung mit 

Berücksichtigung der objektiven Anknüpfung und um den Schutz des Interesses des Dritter. 

Im neuen chinesischen IPR betreffen die Sondereinschränkungen der Rechtswahl zwei dieser 

Aspekte, nämlich den Schutz des Schwächeren und die Wahl des Rechts bestimmter 

Rechtsordnungen mit Berücksichtigung der objektiven Anknüpfung. Der Schutz des 

Interesses von Dritten wird im neuen chinesischen IPR nicht erwähnt.  

Die Rechtswahlfreiheit kann einer Sondereinschränkung unterliegen, damit  das Ergebnis der 

Rechtswahl zugunsten bestimmter Personengruppen (schwächere Partei) durchgeführt wird. 

Der „Schutz des Schwächeren“ trägt zur Verwirklichung der sozialen Gerechtigkeit bei. Das 
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Kollisionsrecht dient nicht nur der kollisionsrechtlichen Gerechtigkeit sondern auch der 

Realisierung sozialer Gerechtigkeit. Deshalb, wo die Vertragsfreiheit im materiellen Recht 

zum Schutz des Schwächeren eingeschränkt ist, verliert sie auch im Kollisionsrecht ihre 

Rechtfertigung.
239

 Nach § 42 Verbrauchsvertrag des GRZA und § 45 Produkthaftung des 

GRZA kann die Rechtswahl nicht nach der Vereinbarung der Parteien sondern nach dem 

Willen der schwächeren Parteien, nämlich dem Verbraucher in Verbraucherverträgen und die 

geschädigten Person der Produkthaftung, erfolgen. 

Gemäß den §§ 24, 26, 42, 45, 50 GRZA ist die Rechtswahl so zu beschränken, dass nur das 

Recht von bestimmten Rechtsordnungen gewählt werden können. Das Recht dieser 

bestimmten Rechtsordnung ist in der Regel bei Mangel der Rechtswahl durch die objektiven 

Anknüpfungen aufzuweisen. Das bedeutet, dass bezüglich der §§ 24, 26, 42, 45 das gewählte 

Recht nicht nur die tatsächliche Beziehung sondern auch vielmehr die engere Beziehung mit 

dem betreffenden Sachverhalt hat. Eine Ausnahme ist § 50. Nach dem § 50 GRZA: „Auf die 

Haftung für die Verletzung des geistigen Eigentums ist das Recht des Ortes anzuwenden, an 

dem der Schutz beansprucht wird. Nach Eintritt der unerlaubten Handlung können die 

Parteien durch Vereinbarung auch das Recht des Ortes wählen, an dem sich das mit dem Fall 

befasste Gericht befindet.“ Außerhalb der Erweiterung der Anwendung der lex fori liegt keine 

andere Berechtigung der Wahl der lex fori hier vor. 

Außerdem gilt das chinesische Recht als das einzige maßgebende Recht für die in § 8 

Bestimmungen des OVG bestimmten Verträge.  

3.4 Ermittlung des gewählten Recht 

Die Ermittlung des gewählten Rechts ist entscheidend dafür, ob das gewählte Recht für den 

betreffenden Sachverhalt tatsächlich Anwendung finden kann. Gemäß § 10 Abs 1 S.2 GRZA 

haben die Parteien die Pflicht, das gewählte Recht nachzuweisen. § 17 Abs 2 Auslegungen 

zum GRZA regelt das Vorgehen, wenn die Parteien das gewählte Recht nicht rechtmäßig 

nachweisen: „Wenn gemäß § 10 Abs 1 des Gesetzes über Rechtsanwendung auf 

Zivilbeziehungen mit Auslandsbezug die Beteiligten die Bestimmungen des anzuwendenden 

ausländischen Rechts zur Verfügung stellen müssen, diese aber innerhalb der vom 

Volksgericht bestimmten angemessenen Frist und rechtmäßige Begründung nicht zur 

Verfügung stellen, kann das Volksgericht dieses Recht als nicht ermittelt festlegen.“ Es ergibt 
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sich hieraus, dass für das gewählte Recht die Ermittlung des ausländischen Rechts nicht nach 

dem Grundsatz der Amtswegigkeit, sondern über Nachweis der Parteien erfolgt. Der Grund, 

warum die Ermittlung des gewählten Rechts über Nachweis der Parteien erfolgt, liegt 

vermutlich darin, dass  die Belastung des Volksgerichts bei der Ermittlung des ausländischen 

Rechts dadurch vermindert werden kann. Wenn die Parteien das gewählte Recht nicht 

rechtmäßig nachweisen können, hat das Volksgericht keine Pflicht, das gewählte Recht weiter 

zu ermitteln. Die Konsequenz des fehlenden Nachweises des gewählten Rechts wird nicht als 

Mangel der Rechtswahl sondern als mangelnde Ermittelbarkeit des ausländischen Rechts 

erachtet. Der Unterschied dazwischen ist folgender: Mangels eines Rechts kann das 

Volksgericht nach der objektiven Anknüpfung für den betreffenden Sachverhalt das 

anzuwendende Recht bestimmen. Wenn dagegen das ausländische Recht nicht ermittelt 

werden kann, findet das chinesische Recht gemäß § 10 Abs 2 GRZA stattdessen 

Anwendung.
240

 

Offensichtlich ist es eher berechtigt, dass bei fehlendem rechtmäßigem Nachweis des 

gewählten Rechts das Volksgericht die objektive Anknüpfung für den betreffenden 

Sachverhalt, wie bei einem Mangel der Rechtswahl, anwendet oder das Volksgericht statt des 

Nachweises des gewählten Rechts durch die Parteien von Amts wegen das anzuwendende 

ausländische Recht ermittelt. Die Bestimmung des § 17 Abs 2 führt dazu, dass nicht nur die 

Parteiautonomie sondern auch das anzuwendende Recht bei Mangel der Rechtswahl nicht 

verwirklicht werden kann. Mittlerweile wird der Anwendungsumfang der lex fori durch diese 

Tatsache erweitert. Diese Bestimmung kann als eine Unzulänglichkeit des neuen chinesischen 

IPR angesehen werden.  

§ 18 normiert: „Das Volksgericht muss sich die Ansichten der Beteiligten bezüglich des 

Inhalts des ausländischen Rechts, das gelten soll, sowie dessen Verständnis und Anwendung 

anhören. Wenn die Beteiligten gegen den Inhalt, das Verständnis sowie die Anwendung des 

betreffenden ausländischen Rechts keine Einwände haben, kann das Volksgericht diesen 

Inhalt bestätigen; erheben die Beteiligten irgendwelche Einwände, soll das Volksgericht deren 

Inhalt  prüfen und dann festlegen.“ Unter diesem Paragraph kann man verstehen: Wenn sich 

die Parteien bei dem Nachweis des gewählten Rechts über den Inhalt des gewählten Rechts 

nicht einigen, kann das Volksgericht nicht handeln, da das ausländische Recht nicht 

ermittelbar ist. Dagegen soll das Volksgericht durch seine Prüfung den Inhalt des gewählten 
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Rechts feststellen. Hier ist die sog. „Prüfung“ unklar. Bedeutet das, dass das Volksgericht den 

Inhalt des gewählten Rechts selbst ermittelt und dann feststellt, oder das Volksgericht nur den 

von den Parteien vorgelegten Inhalt des gewählten Rechts prüft und dann feststellt? Die 

Ursache der Unklarheit liegt darin, dass das neue chinesische IPR die Pflicht der Ermittlung 

des ausländischen Rechts nicht deutlich definiert. Wenn die Stellung der Parteien bei der 

Ermittlung der Rechtswahl subsidiär wäre, die Ermittlung des ausländischen Rechts 

grundsätzlich von Amt wegen erfolgen würde, dann liegt kein Problem vor. Bei der 

Ermittlung des gewählten ausländischen Rechts berücksichtigt der Gesetzgeber hier die 

Meinung der Parteien ausschließlich. Die Rechtswahl basiert dabei auf der Parteiautonomie. 

Das bedeutet nicht, dass der Inhalt des gewählten Rechts auch von den Parteien bestimmt 

werden kann. Bei der Ermittlung des ausländischen Rechts soll das ausländische Recht als 

eigenständiges Recht respektiert werden. Die Parteien können ihre Rechtswahl zu jeder Zeit 

verändern, aber nicht den Inhalt des gewählten ausländischen Rechts bestimmen. Es ist 

umstritten, ob das ausländische Recht im neuen chinesischen IPR als Recht wie das 

inländische Recht oder als nur eine Tatsache anzuwenden ist. Wenn das ausländische Recht 

als Recht anzusehen ist, soll die Anwendung des ausländischen Rechts erfolgen, wie es „in 

seinem ursprünglichen Geltungsbereich“ angewandt werden würde.
241

 Wie das ausländische 

Recht anzusehen ist, ist unabhängig davon, ob das ausländische Recht durch die Rechtswahl 

oder durch die objektive Anknüpfung anzuwenden ist. 

3.5 Ein Vergleich der Rechtswahl zwischen dem neuen chinesischen IPR und dem 

EU-Kollisionsrecht 

Als neue Kodifikationen im Bereich des IPR haben das neue chinesische IPR und das 

europäische einheitliche Kollisionsrecht viele Gemeinsamkeiten und doch einige 

Unterschiede. Diese Gemeinsamkeiten bezeichnen den Entwicklungstrend des IPR; die 

Unterschiede zeigen die verschiedenen Berücksichtigungsschwerpunkte der Gesetzgeber von 

ähnlichem oder unterschiedlichem Ausgangspunkt. Durch den Vergleich der 

Gemeinsamkeiten sowie der Unterschiede bei der Anwendung der Rechtswahl zwischen dem 

neuen chinesischen IPR und dem europäischen einheitlichen Kollisionsrecht wird die 

Entwicklung sowie die Rolle der Rechtswahl in der neusten Kodifikation des IPR erforscht. 
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3.5.1 Ein Vergleich mit der Rom I-VO 

3.5.1.1 unbeschränkte Rechtswahlfreiheit im vertraglichen Schuldrecht 

Vor allem beinhalten die Rom I-VO und das neue chinesische IPR die unbeschränkte 

Rechtswahlfreiheit als die Grundregel für das Vertragsstatut. Die sog. unbeschränkte 

Rechtswahlfreiheit bedeutet, dass eine tatsächliche Verbindung zwischen dem gewählten 

Recht und dem betreffenden Vertragsverhältnis nicht erforderlich ist. 

3.5.1.2 Ausdrückliche und stillschweigende Rechtswahl  

Die kollisionsrechtliche Rechtswahlfreiheit unterliegt nicht nur dem Gesetz sondern auch dem 

Willen der Parteien. Das bedeutet, dass die Rechtswahl einerseits nur in den zugelassenen 

Rechtsgebieten auf bestimmte Weise Anwendung findet (keine absolute Willensherrschaft im 

Sinne einer lex contractus
242

), anderseits durch freien Willen der Parteien erfolgt. In dieser 

Hinsicht liegt die innere Rechtfertigung kollisionsrechtlicher Rechtswahlfreiheit mithin in der 

Selbstbestimmung der Parteien.
243

  

Gemäß Art 3 Abs 1 Rom I-VO muss die Rechtswahl ausdrücklich oder stillschweigend 

erfolgen, sofern die Rechtswahl im stillschweigenden Fall eindeutig ist. Nach dem § 3 GRZA 

muss die Rechtswahl auch ausdrücklich sein. Die stillschweigende Rechtswahl wird später 

auch in § 8 Abs 2 der ersten judikativen Erläuterung vom OVG zum GRZA geregelt. Die 

Deckungsgleichheit zwischen der Rom I-VO und dem neuen chinesischen IPR liegt dabei 

darin, dass der Rechtswahlwille der Parteien als Wesensmerkmal erachtet wird. Egal ob bei 

der ausdrücklichen oder stillschweigenden Rechtswahl ist die Unterstellung eines 

„mutmaßlichen“ oder „hypothetischen“ Parteiwillens durch den Richter nicht zuzulassen.
 244

  

Ein Unterschied ist die Voraussetzung der stillschweigenden Rechtswahl. Die 

stillschweigende Rechtswahl nach Art 3 Abs 1 S.2 Rom I-VO setzt voraus, dass 

Anhaltspunkte für eine Rechtswahl „eindeutig aus den Bestimmungen des Vertrags oder aus 

den Umständen des Falles“ zu entnehmen sind. Was man unter der Eindeutigkeit 

richtigerweise verstehen kann, ist nach der Rom I-VO nicht definiert. Die stillschweigende 

Rechtswahl im neuen chinesischen IPR kann folgenderweise beschrieben werden: „Wenn die 

Beteiligten sich auf das Recht desselben Staates berufen und keiner davon Widerspruch gegen 
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das anzuwendende Recht einlegt.“ Für diese zwei Voraussetzungen kommen die folgenden 

Fragen in Betracht: Vor allem ist offensichtlich, dass das von den Parteien gewählte 

Rechtidentisch sein muss. Das bedeutet, dass für ein Vertragsverhältnis nur ein maßgebliches 

Recht gelten kann. Die fakultative oder kumulative Rechtswahl ist für ein Vertragsverhältnis 

unwirksam. Die zweite Frage bezieht sich darauf, was man darunter richtig verstehen kann, 

dass die Parteien keinen Widerspruch gegen die Anwendung des berufenen Rechts einlegen. 

Muss hier ein gegenseitiger Widerspruch vorliegen oder ist ein einseitiger Widerspruch schon 

ausreichend? Kann das Volksgericht eine Entscheidung für die Wirksamkeit des 

Widerspruchs treffen? Oder kann ein Einlegen eines Widerspruches die stillschweigende 

Rechtswahl erfolgreich vereiteln? Der gegenseitige Widerspruch kann natürlich die 

stillschweigende Rechtswahl verhindern. In dieser Hinsicht wird es als die Veränderung der 

Rechtswahl angesehen. Beim einseitigen Widerspruch ist dies umstritten. Meiner Meinung 

nach kann der einseitige Widerspruch nicht die stillschweigende Rechtswahl vereiteln, weil 

die anderen Parteien schon auf die stillschweigende Rechtswahl vertrauen und deswegen die 

Rechtsfolge des Vertragsverhältnisses antizipieren. 

3.5.1.3 Rechtswahl für den ganzen Vertrag oder für einen Vertragsteil 

Nach Art 3 Abs 1 S. 3 Rom I-VO ist es den Parteien möglich, eine Rechtswahl für den ganzen 

Vertrag oder nur für einen Teil desselben zu treffen. Dagegen bleibt die Frage, ob eine 

Teilrechtswahl möglich ist, sowohl im GRZA als auch in den Auslegungen zum GRZA 

ausdrücklich ungeregelt. Allerdings ist die Rechtswahl für einen Teil des Vertrags laut der 

chinesischen Gerichtspraxis anzuerkennen, sofern die Rechtswahl gesetzmäßig erfolgt. 

3.5.1.4 Spätere Änderungen der Rechtswahl und Rechte Dritter dabei 

Nach Art 3 Abs 2 Rom I-VO können die Parteien die Rechtswahl jederzeit ändern; die 

Formgültigkeit des Vertrags und Rechte Dritter werden durch eine Änderung des 

anzuwendenden Rechts nicht berührt. In Bezug auf spätere Änderungen der Rechtswahl wird 

dies vom neuen chinesischen IPR auch zugelassen. Gemäß § 8 Abs 1 können die Parteien die 

Rechtswahl zu jeder Zeit vor Ende der mündlichen Verhandlung des erstinstanzlichen 

Verfahrens wählen oder verändern. 

3.5.1.5 Die wählbaren Rechte 

In § 9 GRZA steht klar, dass sich die Verweisungen des IPR in erster Linie nicht auf das 

ausländische Kollisionsrecht beziehen. Gemäß § 9 Auslegungen zum GRZA können die 
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Parteien die Regeln von einem internationalen Abkommen, das in der VRC nicht in Kraft 

getreten ist, wählen. Offensichtlich sind die internationalen Abkommen, die in der VRC schon 

in Kraft getreten sind, auch zu wählen. Das bedeutet, dass die materiell-rechtliche Wahl des 

nichtstaatlichen Rechts vom chinesischen IPR anerkannt ist. Das Problem ist der Umfang der 

sog. internationalen Abkommen. Im neuen chinesischen IPR ist dies nicht ausdrücklich 

bestimmt. Es ist unbestritten, dass sich ein internationales Übereinkommen wie das UN-

Kaufrecht und die Hamburg Rules (United Nations Convention on the Carriage of Goods by 

Sea, 1978)  darauf bezieht. Es ist umstritten, ob anderes nichtstaatliches Recht, wie die 

Mustergesetze sowie das internationale Handelsrecht von UNIDROIT
245

, gewählt werden 

kann.  

Bezüglich der Wahl nichtstaatlichen Rechts schweigt der Wortlaut des Art 3 ROM I-VO zum 

Umfang der wählbaren Rechte. Trotzdem ist dieses Schweigen nach der Vorgeschichte 

interpretierbar und bedeutet die Ablehnung einer kollisionsrechtlich wirksamen Wahl 

nichtstaatlichen Rechts. „Eine bloß materiell-rechtliche Wahl des nichtstaatlichen Rechts, das 

dann ggf. der Kontrolle durch das objektiv geltende Recht unterliegt, bleibt den Parteien 

indessen unbenommen. Nichts anders will Erwägungsgrund 13 besagen, der den Parteien 

gestattet, „auf ein nichtstaatliches Regelwerk oder ein internationales Übereinkommen Bezug 

zu nehmen.“
246

 „Mit dem erläuternden Hinweis darauf, dass die Parteien neben einem 

nichtstaatlichen Regelwerk auch auf eine internationale Übereinkunft Bezug nehmen können, 

ist das UN-Kaufrecht gemeint. Allgemeine Grundsätze und Gebräuche des internationalen 

Handels, die im Wesentlichen geprägt sind von politischen und wirtschaftlichen 

Interessengruppen, müssen dagegen ausscheiden. Vielmehr war eine materiell-rechtliche 

Verweisung auf nichtstaatliches Recht als Ausfluss der Privatautonomie immer schon 

möglich.“
247

 

3.5.1.6 Begrenzungen zur Rechtswahl 

In erster Linie ist die kollisionsrechtliche Rechtswahlfreiheit nur bei den Sachverhalten mit 

grenzüberschreitendem Bezug (Art 3 Abs 3 Rom I-VO) und bei den Zivilrechtsbeziehungen 

mit Auslandsbezug (§ 1 Auslegungen zum GRZA) zulässig. Im Wesentlichen unterliegt die 
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Rechtswahl des Vertragsstatuts in der Rom I-VO und im neuen chinesischen IPR denselben 

Begrenzungen auf drei Ebenen: die Begrenzung aus einer Vorbehaltsklausel (negativer ordre 

public) und einer Eingriffsnormen (positiver ordre public) angesichts der öffentlichen 

Interessen; die Begrenzung angesichts des Schutzes des Schwächeren; die Begrenzungen 

wegen der objektiven Verbindung zwischen dem betroffenen Vertragsverhältnis und dem 

gewählten Recht. Außerhalb der drei-Ebenen-Begrenzungen bezieht sich die Rom I-VO auch 

auf die sog. Binnenmarktklausel in Art 3 Abs 4.  

Ebenso wie das GRZA legt auch die Rom I-VO großen Wert auf die zwingenden 

Bestimmungen der Mitgliedsstaaten. Das an sich anzuwendende Recht tritt zurück, wenn und 

soweit ihm zwingende Bestimmungen (Eingriffsnormen) entgegenstehen. Im Vergleich mit 

der Aufzählung des zwingenden Bestimmungsumfangs in § 10 Auslegungen zum GRZA wird  

der Begriff „Eingriffsnorm“ durch Art 9 Abs 1Rom I-VO definiert: „Eine Eingriffsnorm ist 

eine zwingende Vorschrift, deren Einhaltung von einem Staat als so entscheidend für Wahrung 

seines öffentlichen Interesse, insbesondere seiner politischen, sozialen oder wirtschaftlichen 

Organisation, angesehen wird, dass sie ungeachtet des nach Maßgabe dieser Verordnung auf 

den Vertrag anzuwenden Rechts auf alle Sachverhalte anzuwenden ist, die in ihren 

Anwendungsbereich fallen.“ Diese Definition bezieht sich auf die Merkmale und die Funktion 

sowie die Anwendung einer Norm. Statt der Aufzählung des Umfangs definiert die Rom I-

VO, was eine Eingriffsnorm ist, weil Eingriffsnormen in der Rom I-VO mehrere 

Mitgliedstaaten betreffen, jede von diesen einen eigenen konkreten Umfang bezüglich der 

Eingriffsnorm besitzend. Der Umfang der Aufzählung in § 9 betrifft ebenso die öffentlichen 

Interessen der politischen, sozialen oder wirtschaftlichen Organisation der VRC. In dieser 

Hinsicht liegt kein Unterschied zwischen dem neuen chinesischen IPR und der Rom I-VO 

vor. Gemäß Art 9 Abs 2 Rom I-VO kann diese Verordnung die Eingriffsnormen des 

angerufenen Gerichts nicht ausschließen. Der große Unterschied zwischen dem neuen 

chinesischen IPR und der Rom I-VO bezieht sich auf Art 9 Abs 3 Rom I-VO. Nach dem Art 9 

Abs 3 Rom I-VO müssen die Eingriffsnormen des Staats beachtet werden, in dem der Vertrag 

erfüllt werden soll oder erfüllt wurde, „soweit diese Eingriffsnormen die Erfüllung des 

Vertrags unrechtmäßig werden lassen.“ Die Bestimmung der Eingriffsnorm im neuen 

chinesischen IPR nimmt keine Rücksicht auf die drittstaatlichen Eingriffsnormen. Art 9 Abs 3 

ist auch umstritten: „Problematisch ist an Art 9 Abs 3 Rom I-VO aber insbesondere die 

Bestimmung des Erfüllungsortes. Bezweckt ist ersichtlich, solchen Vorschriften Rechnung zu 

tragen, die zu realen Erfüllungshindernissen führen können. Es dürfte damit auf den 

tatsächlichen Erfüllungsort und, soweit noch nicht erfüllt ist, auf den nach der lex causae 
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bestimmten Erfüllungsort ankommen. Nicht deutlich ist auch, ob Art 9 Abs 3 Rom I-VO die 

Voraussetzungen für die Beachtung drittstaatlicher Eingriffsnormen, die auch nicht solche der 

lex causae sind, abschließend festlegt.“
 248

 

Sowohl Art 21 Rom I-VO als auch § 5 stellen ordre public dar. Die Vorbehaltsklausel des 

ordre public gilt weltweit. Was im konkreten Einzelfall gegen dern ordre public verstößt, 

schwankt allerdings ganz erheblich, hängt meist von einer Einzelfallwertung ab und ist nur 

durch die Entscheidungen der jeweiligen Gerichtspraxis zu ermitteln. Ein kleiner Unterschied 

zwischen dem GRZA und der Rom I-VO liegt bei der Formulierung der Vorbehaltsklausel. 

Nach dem Art 21 Rom I-VO richtet sich die Vorbehaltsklausel gegen den Fall, in dem gegen 

die öffentliche Ordnung „offensichtlich“ verstoßen wird. Die Offensichtlichkeit des 

Verstoßens ist hier notwendig, damit der Gebrauch der Vorbehaltsklausel vorsichtig und 

sparsam durchgeführt wird. 

Bei der neuen Begrenzung zur Rechtswahlfreiheit in der Rom I-VO geht es um die 

Binnenmarktklausel in Art 3 Abs 4 Rom I-VO. Nach der Binnenmarktklausel können die 

Parteien die zwingenden Bestimmungen des Gemeinschaftsrechts auch nicht umgehen, indem 

sie ein drittstaatliches Recht wählen, wenn der Sachverhalt vor allem mit dem Gebiet der EU 

verbunden ist. Hier ist die EU wie ein einziger Staat anzusehen.  

Obwohl die VRC momentan drei Rechtsordnungen hat, liegt kein einheitliches Recht wie die 

europäischen Rechtlinien oder die europäischen Verordnungen vor. Gemäß § 19 Auslegungen 

zum GRZA gilt das chinesische IPR auch als das interlokale Privatrecht für die Sachverhalte 

bezüglich Hongkong und Macao. Im neuen chinesischen IPR gibt es noch keine Vorschrift, 

die auch das ausländische zwingende Recht berücksichtigt. Aber für die Sachverhalte 

bezüglich Hongkong und Macao müssen der ordre public und die Eingriffsnormen von 

Hongkong und Macao berücksichtigt werden. Der Ordre public sowie Eingriffsnormen von 

Hongkong und Macao sind ein Teil des ordre public und der Eingriffsnormen der VRC.  

Weiterhin findet die Rechtswahlfreiheit ihre Sonderbeschränkungen bei den folgenden 

Vertragstypen jeweils im neuen chinesischen IPR und in der Rom I-VO. 
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Chinesisches IPR Rom I-VO 

Vertragstype Beschränkte Rechtswahl Vertragstype Beschränkte Rechtswahl 

Verbraucher-

verträge 

Der Verbraucher kann 

das Recht des Ortes 

wählen, an dem die 

Waren geliefert oder an 

dem die Dienstleistungen 

erbracht werden. (Als die 

Ausweichklausel von der 

Hauptanknüpfung des 

gewöhnlichen 

Aufenthalts des 

Verbrauchers) 

Verbraucher-

verträge 

Die Parteien können die 

Rechtswahl auf 

Verbrauchverträge treffen. 

Die Rechtswahl darf aber 

nicht den Schutz 

vermindern, den die 

zwingenden Vorschriften 

im Land des Verbrauchers 

gewähren, wenn dieses 

Recht objektiv 

anzuwenden ist.
 249

 

Arbeitsverträge Die Rechtswahl wird 

ausgeschieden. Das 

maßgebende Recht wird 

nach den objektiven 

Anknüpfungen bestimmt. 

Individual-

arbeitsverträge 

Die Parteien können die 

Rechtswahl treffen. Die 

Rechtswahl darf aber nicht 

dazu führen, dass dem 

Arbeitnehmer der Schutz 

entzogen wird, der ihm 

durch Bestimmungen 

gewährt wird, von denen 

nach dem Recht des 

Staates nicht durch 

Vereinbarung abgewichen 

werden darf, in dem oder 

andernfalls von dem aus 

der Arbeitnehmer in 

Erfüllung des Vertrags 

gewöhnlich seine Arbeit 

verrichtet; in dem sich die 

Niederlassung befindet, die 

den Arbeitnehmer 

eingestellt hat; mit dem der 

Vertrag durch eine engere 

Verbindung aus der 

Gesamtheit der Umstände 

verbunden ist. 

Verträge in § 8 

Bestimmungen 

des OVG
250

   

Die Rechtswahl wird 

ausgeschieden. Das 

chinesische Recht findet 

Beförderungs-

verträge 

Das Recht der bestimmten 

Rechtsordnungen kann 

gewählt werden, nämlich 
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darauf Anwendung. das Sitzrecht des zu 

Befördernden, das 

Sitzrecht des Beförderers 

oder das Recht am Ort 

seiner Hauptverwaltung 

bzw. das Recht des 

Abgangs-oder 

Bestimmungsortes. 

  Versicherungs-

verträge 

Für die Verträge, die keine 

Großrisiken decken und 

deren Risiken außerhalb 

des Mitgliedstaates 

gelegen sind, ist Art 6 Rom 

I-VO zu beachten, soweit 

Verbraucher an ihnen als 

Versicherungsnehmer 

beteiligt sind (Art 7 Abs 

1). 

Für das Massengeschäft 

der Versicherungsverträge 

– die keinen Großrisiken 

unterlegen, deren Risiken 

andererseits in der EU 

gelegen sind – gilt 

zunächst nicht der 

allgemeine 

Verbraucherschutz des Art 

6, sondern der besondere 

Schutz, den im Art 7 Abs 3 

geregelt wird. Dieser 

Sonderschutz liegt darin, 

den Umfang wählbarer 

Rechte stark 

einzuschränken, nämlich 

im Grundsatz auf das 

Recht des oder der 

Mitgliedstaaten der 

Risikobelegenheit und auf 

das Aufenthaltsrecht des 

Versicherungsnehmers.
 251

 

(Für alle übrigen 

Versicherungsverträge gilt 

die unbeschränkte 

Rechtswahl gemäß Art 3 

                                                                                                                                                         
Organisationen; Verträge über die Zeichnung einer Kapitalerhöhung bei Gesellschaften mit beschränkter 

Haftung und Aktiengesellschaften ohne ausländische Beteiligung im Gebiet der VRC durch ausländisch 

natürliche Personen, juristische Personen oder andere Organisationen; Verträge über den Erwerb von Vermögen 

eines Unternehmens ohne ausländische Beteiligung im Gebiet der VRC durch ausländische natürliche Personen, 
juristische Personen oder andere Organisationen; Andere Verträge, bei denen die Gesetze und 
Verwaltungsrechtsnormen der VRC bestimmen, dass das Recht der VRC angewandt werden muss.  
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Rom I-VO.) 

 

Sowohl das GRZA als auch die Rom I-VO normieren bei Verbraucherverträgen und 

Arbeitsverträgen Sonderbeschränkungen, die zum Schutz des Schwächeren dienen. Die durch 

beide Gesetze gewährleisteten Beschränkungen, dieses Ziel zu verwirklichen, sind 

unterschiedlich ausgestaltet. 

Rom I-VO wählt einen konkreten Vergleich nach dem Günstigkeitsprinzip, nämlich eine  

Alternativanknüpfung von gewähltem und objektivem Vertragsstatut. Es kann sich hieraus 

ergeben, dass die Parteien durch die Rechtswahl im Rahmen eines Verbraucher- bzw. 

Arbeitsvertrags an die zwingenden Vorschriften des Rechts des Aufenthaltsortes des 

Verbrauchers bzw. Arbeitnehmers, die seine Interessen schützen, gebunden sind. Der Schutz 

darf nicht durch die Rechtswahlvereinbarung verkürzt werden. Wenn das gewählte Recht den 

objektiv gewährten Schutz verkürzt, ergibt ein Vergleich zwischen der gewählten 

Rechtsordnung und der Rechtsordnung des Aufenthalts des Verbrauchers bzw. des 

Arbeitsnehmers im konkreten Fall die Lösung. Damit setzt sich das dem Verbraucher bzw. 

Arbeitsnehmer günstigere Recht durch.
 
„Die damit verbundene Rechtswahlbeschränkung 

dient in erster Linie dem Schutz des Verbrauchers bzw. Arbeitsnehmers, dem insoweit das 

Schutzniveau des ihm bekannten und vertrauten Aufenthaltsrechts erhalten bleibt. Durch die 

damit verbundene Verteilung der Informationskosten zu Lasten des Unternehmers wird 

insoweit aber auch dem Ausgleich von Informationsasymmetrien als Ausdruck von 

Marktversagen vorgebeugt.“
252

 

Im Vergleich mit der Beschränkungsweise der Rom I-VO beschränkt das GRZA die 

Rechtswahlfreiheit bei den Verbraucherverträgen und den Arbeitsverträgen einfacher. Bei den 

Verbraucherverträgen darf nur der Verbraucher statt des objektiven, an den gewöhnlichen 

Aufenthalt gebundenen Rechts das Recht des Ortes wählen, an dem die Waren geliefert oder 

an dem die Dienstleistungen erbracht werden. Bei den Arbeitsverträgen ist die 

Rechtswahlfreit ausgeschlossen. Im Vergleich mit der Rom I-VO wird die Rechtswahlfreiheit 

bei den Verbraucherverträgen und den Arbeitsverträgen somit verkürzt und vielmehr 

entzogen. Das Schutzniveau wird damit nicht erhöht. Dagegen wird dem Verbraucher bzw. 

dem Arbeitnehmer die Chance entzogen, durch die Rechtswahlvereinbarung ein höheres als 

sein kollisionsrechtlich objektiv zutreffendes Schutzniveau zu erhalten. In dieser Hinsicht ist 
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der Schutz des Verbrauchers bzw. Arbeitnehmers in der Rom I-VO besser ausgestaltet als im 

GRZA. 

Im GRZA unterliegen die Beförderungsverträge sowie die Versicherungsverträge keiner 

Sonderbeschränkung. Anderseits bestehen einige Verträge, bei denen aus dem Grund des 

wirtschaftlichen Interesses der VRC die Anwendung des fremden Rechts ausgeschlossen 

wird. 

3.5.2 Ein Vergleich mit der Rom II–VO 

3.5.2.1 Unbeschränkte Rechtswahlfreiheit im außervertraglichen Schuldrecht 

Wie im Vertragsstatut ist die Rechtswahlfreiheit im außervertraglichen Schuldrecht auch 

unbeschränkt, wie von dem GRZA und der Rom I-VO normiert. Das wählbare Recht hat die 

gleichen Voraussetzungen wie das Vertragsstatut. Für die Rom II-VO verläuft die Reichweite 

der Rechtswahlfreiheit parallel zur Rom I-VO. Im neuen chinesischen IPR gilt der Umfang 

des wählbaren Rechts für die Rechtswahl gleich im vertraglichen sowie im außervertraglichen 

Schuldrecht.  

3.5.2.2 Ausdrückliche und stillschweigende Rechtswahl 

Ebenso wie im Vertragsstatut  kann die Rechtswahl gemäß Art 14 Abs 1 S. 2 ausdrücklich 

oder stillschweigend erfolgen. Bei der stillschweigenden Rechtswahl muss sich die 

Rechtswahl mit einer „hinreichenden Sicherheit aus den Umständen“ statt mit 

„Eindeutigkeit“, wie in Rom I-VO geregelt, ergeben. Im Vergleich zum Vertragsverhältnis in 

der Rom I-VO liegt hier kein Hauptvertrag vor. „Eine Analogie zu den Vorschriften der Rom 

I-VO wird zum Teil mit Verweis auf die Besonderheiten der Rechtswahl für außervertragliche 

Schuldverhältnisse abgelehnt.“
253

 

Die Bestimmung bezüglich der ausdrücklichen und stillschweigenden Rechtswahl im neuen 

chinesischen IPR gilt in der Regel auch für außervertragliche Schuldrechtsverhältnisse. Die 

Voraussetzungen der stillschweigenden Rechtswahl können in den außerverträglichen 

Schuldverhältnissen wie im Vertragsstatut erfüllt werden. Die Parteien können in einer 

nachträglichen Vereinbarung dadurch die stillschweigende Rechtswahl treffen, indem sie 

dasselbe Recht eines Staates benennen und keinen Widerspruch gegen das anzuwendende 

Recht erheben. 
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3.5.2.3 Antizipierte und nachträgliche Rechtswahl 

Ein Unterschied zur Rechtswahlfreiheit im außervertraglichen Schuldrecht zwischen der Rom 

II-VO und dem GRZA besteht in der zeitlichen Beschränkung zur Rechtswahl.  

Im GRZA dürfen die Parteien bei außervertraglichen Schuldrechtsverhältnissen die 

Rechtswahl nach Eintritt des schadensbegründenden Ereignisses treffen. Die antizipierte 

Rechtswahl wird dabei nicht zugelassen. Im Vergleich dazu  unterscheidet die Rom II-VO in 

Art 14 Abs 2 den Zeitpunkt, in dem die Rechtswahl getroffen werden kann. Nur wenn alle 

Parteien einer kommerziellen Tätigkeit nachgehen, können sie eine Rechtswahlvereinbarung 

vor Eintritt des schadensbegründenden Ereignisses treffen; wenn dies nicht der Fall ist, ist die 

Rechtswahlvereinbarung nur nach Schadenseintritt möglich. Hier unterliegt die antizipierte 

Rechtswahl einer Einschränkung von „frei ausgehandelt.“. In beispielsweise AGB stehende 

einseitige Vereinbarungen sind nicht zugelassen. 

Die antizipierte Rechtswahl ermöglicht, dass die Parteien im Vorhinein Rechtssicherheit und -

klarheit für das im Schadensfall anzuwendende Recht schaffen. Damit können die Parteien 

eine bestimmte Rechtsgrundlage nicht nur für vertragliche sondern auch für außervertragliche 

Ansprüche ausmachen und dadurch die möglichen Haftungsrisiken kalkulieren. In Bezug auf 

die Fälle der antizipierten Rechtswahl benötigen die Parteien unbedingt schon vor Eintritt der 

unerlaubten Handlungen den rechtsgeschäftlichen Kontakt miteinander.
 254

 

3.5.2.4 Begrenzungen zur Rechtswahl 

Wie vertragliche Schuldverhältnisse unterliegen außervertragliche Schuldverhältnisse sowohl 

nach der Rom II-VO als auch nach dem neuen chinesischen IPR den Begrenzungen aus 

„reinen Inlandsfällen“, der Vorbehaltsklausel des ordre public sowie der Eingriffsnormen. 

Außerdem erfasst Rom II-VO wie Rom I-VO die sog. „Binnenmarktklausel“ für 

Binnenmarktsachverhalte. Falls alle Elemente des Sachverhalts zum Zeitpunkt des Eintritts 

des schadensbegründenden Ereignisses im einem oder mehreren Mitgliedstaaten involviert 

sind, berührt die Wahl des Rechts eines Drittstaates nicht die Anwendung der zwingenden 

Bestimmungen des Unionsrechts, das sich auf das EU-Rechtslinienrecht bezieht, hier 

insbesondere auf die Produkthaftungsrichtlinie. Gemäß Art 14 Abs 1 S. 2 Rom II-VO lässt die 

Rechtswahl die Rechte Dritter unberührt.   
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Gemäß Art 6 Abs 4 Rom II-VO ist die Rechtswahlfreiheit für außervertragliche 

Schuldrechtsverhältnissen ausgeschlossen. Gemäß Art 6 Abs 2 Rom II-VO liegt nur eine 

Ausnahme für den Fall vor, dass ein unlauteres Wettbewerbsverhalten ausschließlich die 

Interessen eines bestimmten Wettbewerbers angeht. In diesen Fall ist die Rechtswahl 

zugelassen. Im Vergleich damit enthält das neue chinesischen IPR nach wie vor keine 

Sonderregel in Bezug auf unlauteres Wettbewerbsverhalten. Denn hier gilt die Grundregel der 

unerlaubten Handlung dafür. Wie in Art 6 Abs 2 Rom II-VO, wenn ein unlauteres 

Wettbewerbsverhalten nur die Interessen eines bestimmten Mitbewerbers betrifft, ist es 

unbestritten, dass die Grundregel des § 44 angewandt wird. Wenn unlauteres Verhalten gegen 

die Marktwirtschaftsordnung der VRC verstößt und das Volksgericht der VRC das berufene 

Gericht ist, kann das Volksgericht die Rechtswahlfreiheit mittels Eingriffsnormen sowie 

Vorbehaltsklauseln ausschließen. In diesem Fall, führt dies zur Anwendung des chinesischen 

materiellen Rechts. Nach dem Zivilprozessgesetzes der VRC ist für Klagen, die wegen einer 

unerlaubten Handlung erhoben werden, das Volksgericht der VRC zuständig, wenn der 

Beklagte seinen Wohnsitz in der VRC hat oder sich Tatort der unerlaubten Handlung in der 

VRC befindet. Hier richtet sich der Tatort nach dem Marktort, an dem die unerlaubte 

Handlung ausgeübt wird oder auf dessen Markt die unerlaubte Handlung den Einfluss ausübt. 

Als Ort der unerlaubten Handlung ist es berechtigt, dass das Volksgericht mittels der 

Vorbehaltsklausel des ordre public oder der Eingriffsnormen statt des gewählten Rechts das 

chinesische materielle Recht anwendet. Das Problem liegt darin, dass das gewählte Recht 

ohne Rücksicht auf die Marktordnung sowie die Verbrauchersinteressen des Dritten 

anzuwenden ist, wenn die Gerichtsbarkeit des Volksgerichts durch den Wohnsitzort des 

Beklagten begründet wird und das unlautere Wettbewerbsverhalten keinen Einfluss auf die 

Marktordnung der VRC hat. 

Bei der anderen Sondereinschränkung geht es um die Verletzung von Rechten des geistigen 

Eigentums. Gemäß Art 8 Abs 3 Rom II-VO ist die Rechtswahl dabei auch ausgeschlossen. 

Für Immaterialgüterrecht gilt traditionell das Schutzstaatprinzip, wonach das Recht des 

Staates anzuwenden ist, für den der Schutzanspruch gestellt wird (lex loci protectionis). 

Dieses Schutzstaatprinzip basiert auf der Territorialität der immateriellen Güterrechte,
 255

  die 

in ihrer Wirkung auf den Staat beschränkt sind, von dem sie erteilt und anerkannt werden.
256

 

Nach dem GRZA wird die Rechtswahl der lex fori bei der Verletzung von Rechten des 
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geistigen Eigentums zugelassen. Wie obig erwähnet, ist diese Bestimmung unberechtigt und 

gegen das Schutzstaatprinzip gerichtet. 

In der Rom II-VO liegt keine Sondereinschränkung zur Produkthaftung vor. Die Parteien 

können durch die Rechtswahl das maßgebliche Recht bestimmen, soweit die Rechtwahl nicht 

die Anwendung der zwingenden Bestimmungen der EU-Produkthaftungsrechtlinie berührt. 

Das GRZA erteilt dem Geschädigten die Möglichkeit, außerhalb seines gewöhnlichen 

Aufenthaltsortsrechts das Recht des Hauptniederlassungsortes des Schädigers oder das Recht 

des Ortes des Schadenseintritts zu wählen. Offensichtlich ist der Geschädigte der 

Produkthaftung dadurch stärker geschützt. Dagegen hat der Schädiger die größeren Risiken zu 

tragen.  

3.5.3 Ein Vergleich mit der Rom III-VO 

Anders als im Bereich der vertraglichen sowie außervertraglichen Schuldrechtsverhältnisse 

bestimmt das GRZA die Rechtswahlfreiheit noch in den Bereichen des Familienrechts und 

des Sachenrechts. Zurzeit räumt das europäische einheitliche Kollisionsrecht außerhalb der 

vertraglichen und außervertraglichen Schuldverhältnisse auch die Scheidungsverhältnisse  in 

der Rom III-VO
257

 und die Unterhaltsverhältnisse im Haager Unterhaltsprotokoll
258

 sowie 

Erbverhältnisse in der Erbrechtsverordnung
259

 ein. 

Sowohl das GRZA als auch die Rom III-VO eröffnen die Möglichkeit, dass die Ehegatten 

eine beschränkte Rechtswahl für Scheidungsverhältnisse treffen. Gemäß Art 5 Rom III-VO 

sind die zur Auswahl kommende Rechtsordnungen jene, zu denen die Ehegatten einen 

besonderen, näher definierten Bezug haben oder die lex fori.
260

 

Gemäß Art 5 Abs 1 können die Ehegatten eine alternative Wahl der bestimmten 

Rechtsordnungen durch Rechtswahlvereinbarung treffen. Die wählbaren bestimmten 

Rechtsordnungen richten sich nach der Rechtsordnung jenes Staates: 
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➢ in dem die Parteien im Zeitpunkt der Rechtswahl ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben 

(Art 5, Abs 1, a);  

➢ in dem die Parteien den letzten gemeinsamen Aufenthalt hatten, wenn einer von ihnen dort 

noch seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat (Art 5, Abs 1, b);  

➢ dessen Staatsangehörigkeit eine der Parteien besitzt (Art 5, Abs 1, c);  

➢ in dem das Gericht angerufen wird (Art 5, Abs 1, d).  

Gemäß Art 7 Abs 1 Rom III-VO muss die Rechtswahl schriftlich oder als eine „elektronische 

Übermittlung“, die eine dauerhafte Aufzeichnung der Vereinbarung ermöglicht, getroffen, 

unterschrieben sowie datiert werden. Gemäß Art 7 Abs 2 Rom III-VO können die 

Mitgliedstaaten jedoch zusätzliche Formerfordernisse im nationalen Recht vorsehen. Hier 

beziehen sich die Mitgliedstaaten auf Formvorschriften am gemeinsamen gewöhnlichen 

Aufenthaltsort der Ehegatten bzw. beim Ausfall des gemeinsamen gewöhnlichen 

Aufenthaltsorts in miteinbezogenen Mitgliedstaaten, nach dem Art 7 Abs 3 Rom III-VO am 

gewöhnlichen Aufenthaltsort eines von ihnen. Gemäß Art 7 Abs 4 Rom III-VO, wenn nur ein 

Ehegatte seinen gewöhnlichen Aufenthalt in einem teilnehmenden Mitgliedstaat hat, gelten 

dessen Formvorschriften. Wenn die Rechtswahl nach Anrufung des Gerichts getroffen wird, 

muss die Formgültigkeit nach der lex fori beachtet werden (Art 5 Abs 3 Rom III-VO). Nach 

dem Art 5 Abs 2 und 3 können die Ehegatten die Rechtswahl zu jeder Zeit bis zur Anrufung 

des Gerichts und auch im Laufe des Verfahrens treffen und verändern. 

Als einheitliches Recht versucht die Rom III-VO eine koordinierte Lösung bei 

Scheidungsverhältnissen zwischen den beteiligten Mitgliedstaaten zu erreichen. „Dies dient 

der Vermeidung hinkender Rechtsverhältnisse und damit der Wahrung des 

Entscheidungseinklangs sowie der Ermöglichung unionsrechtlicher Freizügigkeit. In dem die 

Ehegatten aufgrund einheitlicher Anknüpfungspunkte bereits im Voraus wissen, welches 

Recht auf ihr Trennungs- oder Scheidungsverfahren anwendbar ist, wird die größere 

Rechtssicherheit und bessere Berechenbarkeit gefördert.“
 261

 

Das GRZA ist ein nationales Kollisionsrecht, das unvermeidlich durch die eigene Kultur und 

Tradition der Gesellschaft geprägt wird. Im materiellen Recht der VRC liegt immer noch 

keine Bestimmung bezüglich Trennungsverhältnissen vor. Ebenso gibt es auch keine 

Bestimmung dazu im Kollisionsrecht. Im alten chinesischen IPR galt die lex fori als das 
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maßgebende Recht für die gerichtliche Scheidung. Das GRZA setzt diese Bestimmung weiter 

fort. Nur für die einvernehmliche Scheidung ist die Auswahl der bestimmten 

Rechtsordnungen sowie bei Mangel der Rechtswahl das durch die objektive Anknüpfung 

bestimmte Recht zulässig anzuwenden. 

Die Rechtswahl für das einvernehmliche Scheidungsverhältnis ist im GRZA beschränkt. Die 

Ehegatten können nur eine alternative Wahl einer bestimmten Rechtsordnung jenes Staates 

treffen. Außerdem gelten die anderen allgemeinen Anwendungsweisen der Rechtswahl auch 

für die einvernehmlichen Scheidungsverhältnisse. Das GRZA bestimmt kein Formerfordernis 

für die Rechtswahl. Das bedeutet nicht, dass in diesem bestimmten Bereich kein 

Formerfordernis der Rechtswahl vorliegt. In Hinblick auf das materielle Recht der VRC 

müssen die Ehegatten die Vereinbarung der einvernehmlichen Scheidungsverhältnisse 

schriftlich treffen und unterschreiben. Eine einvernehmliche Scheidung, die innerhalb der 

VRC erfolgt, unterliegt noch den anderen materiell-rechtlichen bzw. verfahrensrechtlichen 

Voraussetzungen darin:
 262

 

➢ Die beiden Ehegatten müssen Rechtsfähigkeit haben. Die nichtrechtsfähigen Personen 

sowie die beschränkt rechtsfähigen Personen dürfen nicht keine einvernehmliche 

Scheidung durchführen. Die Scheidung der nichtrechtsfähigen Personen sowie der 

beschränkt rechtsfähigen Personen muss gerichtlich erfolgen. 

➢ Die Ehegatten müssen ihre einvernehmliche Scheidung bei dem zuständigen Amt 

eintragen. Danach bekommen sie vom zuständigen Amt die Scheidungsurkunde.  

➢ Das zuständige Amt bearbeitet den Antrag der Ehegatten, von denen einer seinen 

eingetragenen ständigen Sitz am Belegenheitsort des zuständigen Amtes hat. 

Für die gerichtliche Scheidung gilt die lex fori nach wie vor. Nach dem Zivilprozessgesetz der 

VRC sowie der judikativen Erläuterung des OVG zum Zivilprozessgesetz ist das Volksgericht 

der VRC  zuständig für die folgenden Fälle der gerichtlichen Scheidung mit 

Auslandsbezug:
263

 

➢ Der Beklagte hat seinen Wohnsitz am Belegenheitsort des berufenen Volksgerichts (actor 

sequitur forum rei). Nach § 22 Abs 1 Zivilprozessgesetz der VRC: „Für gegen Bürger 

erhobene Zivilklagen ist das Volksgericht des Wohnsitzes des Beklagten zuständig; stimmt 
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der Wohnsitz mit dem ständigen Aufenthaltsort des Beklagten nicht überein, so ist das 

Volksgericht des ständigen Aufenthaltsorts zuständig. “ Hier richtet sich der Wohnsitz nach 

dem eingetragenen ständigen Sitz.  

➢ Nach § 23 Zivilprozessgesetz der VRC hat das zuständige Volksgericht des Klägers auch 

die Zuständigkeit für Personenbeziehungen betreffende Klagen, die gegen Personen 

erhoben werden, die sich nicht im Gebiet der VRC aufhalten. 

➢ Für die Scheidung eines Chinesen, der in der VRC die Ehe schloss und sich im Ausland 

niedergelassen hat (Daueraufenthalt), ist das Volksgericht des Ortes zuständig, an dem die 

Ehe geschlossen wurde oder an dem einer von den Ehegatten seinen Wohnsitz zuletzt 

hatte. Das setzt voraus, dass das Gericht des Niederlassungslandes die Scheidungsklage 

nicht angenommen hat, da nach dem Gesetz des Niederlassungslandes für die 

Scheidungsklage das Gericht des Eheschließungsorts zuständig ist. 

➢  Für die Scheidung des Chinesen, der im Ausland die Ehe geschlossen hat und sich im 

Ausland niedergelassen hat, ist das Volksgericht des Ortes zuständig, an dem einer von den 

Ehegatten zuletzt seinen Wohnsitz hatte. Das setzt voraus, dass das Gericht des 

Niederlassungslands die Scheidungsklage nicht angenommen hat, da nach dem Gesetz des 

Niederlassungslands für die Scheidungsklage das Gericht des Staates der 

Staatsangehörigkeit der Partei zuständig ist. 

➢ Wenn die Ehegatten chinesische Staatangehörigkeit haben, von denen einer in der VRC 

bleibt, und der andere sich im Ausland niederlässt, ist das Volksgericht des Ortes, an dem 

der Ehegatte den inländischen Wohnsitz hat, zuständig für die Scheidungsklage. Wenn der 

Ehegatte, der sich im Ausland niederlässt, die Scheidungsklage beim Gericht des 

Niederlassungslands stellt, während der andere Ehegatte, der in der VRC bleibt, die 

Scheidungsklage beim Volksgericht der VRC stellt, ist das Volksgericht der VRC dafür 

zuständig. 

➢ Für die Scheidungsklage der chinesischen Ehegatten, die im Ausland sind,  aber keinen 

Daueraufenthalt haben, ist das Volksgericht des Wohnsitzorts des Klägers oder des 

Beklagten zuständig.   

§§ 22, 23 sind die Grundregeln der allgemeinen örtlichen Zuständigkeit, die normalerweise 

für die inländischen Fälle Anwendung finden. Da es im Zivilprozessgesetz der VRC keine 

Sonderregel zur Zuständigkeit für die Scheidungsklage mit Auslandszug gibt, werden §§ 22, 
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23 in den Scheidungsklagen mit Auslandsbezug analog angewendet. Für die Ehegatten, die 

beide Ausländer sind und von denen einer die Scheidungsklage in der VRC stellt, ist das 

Volksgericht der VRC zuständig, sofern einer von den Ehegatten in der VRC seinen Wohnsitz 

oder seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat (Analoganwendung der §§ 22, 23). Tatsächlich 

nahm das Volksgericht der VRC bis 2004 zum ersten Mal durch die Rechtsbesprechung des 

mittleren Volksgerichts Chongqing die Scheidungsklage gemäß § 23 (1) Zivilprozessgesetz 

an, als beide Ehegatten Ausländer waren.
 264 

  

Für die Scheidungsklage, deren Beklagte im Ausland bleibt, bestehen noch drei Probleme im 

Prozess: Anwesenheit des Beklagten, Zustellung sowie Anerkennung. Für die 

Scheidungsklage müssen die Ehegatten anwesend sein. Wenn ein Ehegatte nicht anwesend 

sein kann, kann er einen Prozessvertreter einschalten. Hier ist kein Anwaltszwang 

vorgesehen. Wenn allerdings der Ehegatte einen Anwalt bevollmächtigt, muss dieser Anwalt 

die Staatsbürgerschaft der VRC haben. Außerdem muss die Vollmacht gemäß § 264 

Zivilprozessgesetz öffentlich beglaubigt und durch die Auslandsvertretungen der VRC 

legalisiert werden. Gemäß § 267 Zivilprozessgesetz kann die Zustellung durch die folgenden 

Weisen erfolgen:
  

➢ Zustellungsformen, die in internationalen Abkommen
265 

vorgesehen sind, die das Land, in 

dem sich der Zustellungsempfänger befindet, mit der VRC abgeschlossen hat, oder an 

denen beide gemeinsam beteiligt sind; 

➢ Zustellung auf diplomatischem Wege;  

➢ wenn der Zustellungsempfänger die Staatsangehörigkeit der VRC hat, kann die Botschaft 

oder ein Konsulat der VRC in dem Land, in dem sich der Zustellungsempfänger befindet, 

beauftragt werden, vertretungsweise zuzustellen;  

➢ Zustellung an den Prozessvertreter, der vom Zustellungsempfänger beauftragt worden und 

berechtigt ist, in seiner Vertretung Zustellungen zu empfangen; 

➢ Zustellung an vom Zustellungsempfänger im Gebiet der VRC errichtete Vertretungsorgane 

oder zum Empfang von Zustellungen berechtigte Zweigstellen und in Vertretung (des 

Empfängers) gewerblich Tätige; 
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➢ wenn das Recht des Landes, in dem sich der Zustellungsempfänger befindet, postalische 

Zustellung gestattet, kann mit der Post zugestellt werden; wenn innerhalb von 6 Monaten 

vom Absendertag die Zustellungsurkunde nicht zurückgekommen ist, aber die Umstände 

aller Art ausreichen, um festzustellen, dass zugestellt worden ist, gilt der Tag des Ablaufs 

dieser Frist als Tag der Zustellung;  

➢ Zustellung durch Fax, E-Mail und auf andere Weisen, die bestätigt werden können, dass  

die Zustellung empfangen worden ist; 

➢ wenn die vorgenannten Zustellungsformen nicht verwendet werden können, wird durch 

Bekanntmachung zugestellt; mit dem Ablauf von 6 Monaten vom Tag der 

Bekanntmachung an gilt die Zustellung als erfolgt.  

Selbst wenn das Volksgericht für die Scheidungsklage mit Auslandsbezug die Entscheidung 

trifft, ist es auch unsicher, ob die Entscheidung vom ausländischen Gericht anerkannt und 

vollstreckt werden kann. Eine nicht anerkennbare Entscheidung ist nur im Forumsstaat 

wirksam. Die Anerkennung und Vollstreckung der ausländischen Entscheidung erfolgt auf 

Grund gemeinsamer internationaler oder bilateraler Abkommen nach dem 

Gegenseitigkeitsprinzip. 

Die Zuständigkeitsbestimmungen der VRC für die Scheidungsklage mit Auslandsbezug 

normieren, dass die gerichtliche Scheidung, die in der VRC erfolgen kann, im Wesentlichen  

engere Beziehung mit der VRC durch die Staatangehörigkeit oder den Wohnsitz ( oder den 

gewöhnlichen Aufenthalt) der Ehegatten hat. Wenn eine beschränkte Rechtswahlfreit bei der 

gerichtlichen Scheidung wie bei der einverständlichen Scheidung zugelassen würde, könnte 

das chinesische Recht nach dem Staatsangehörigkeitsprinzip oder dem Aufenthaltsprinzip als 

das maßgebende Recht durch die Rechtswahlvereinbarung von den Ehegatten bestmöglich 

gewählt werden. Und zwar würden sich die judikativen Kosten damit nicht vermehren, weil 

die Ehegatten das gewählte fremde Recht gemäß § 17 Abs 2 Auslegungen zum GRZA selbst 

nachweisen müssen. Wenn das Volksgericht feststellt, dass das fremde Recht nicht ermittelt 

werden kann oder gegen den ordre public der VRC verstoßt, wird das chinesische Recht als 

lex fori statt des gewählt Rechts angewandt. Bei Mangel der Rechtswahl könnte die lexi fori 

als eine einzige objektive Anknüpfung bestimmt werden. In Hinblick darauf liegt kein 

besonderer Grund vor, die Rechtswahlfreiheit bei den gerichtlichen Scheidungsverhältnissen 

ausgeschlossen zu haben.  
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3.5.4 Die Rechtswahl in der ErbVO 

3.5.4.1 Das wählbare Recht 

Anders als im GRZA, in dem die Rechtswahl im Bereich des Erbrechts ausgeschlossen wird, 

verleiht die ErbVO auch dem Erblasser die Rechtswahlmöglichkeit für die Erfolge. Die 

Rechtswahlfreiheit basiert auf der Testierfreiheit, nämlich über sein Vermögen mittels 

Verfügung von Todes wegen zu disponieren.
 266

 Gemäß Art 22 ErbVO darf der Erblasser statt 

des durch die objektive Anknüpfung berufenen Rechts (gemäß Art 21 ErbVO das 

anzuwendende Recht nach dem gewöhnlichen Aufenthalt zu bestimmen) das Recht des 

Staats, dem er im Zeitpunkt der Rechtswahl oder im Zeitpunkt des Todes angehört, wählen.
267

  

Wenn der Erblasser mehrere Nationalitäten hat, stehen alle Staaten, den er angehört, zur 

Auswahl. Die Beschränkung der Rechtswahl liegt nach dem Erwägungsgrund 38 darin, dass 

der Missbrauch der Rechtswahl dadurch vermieden wird, die Erwartungen der 

Pflichtteilsberechtigten zu vereiteln,
268

 stattdessen der Zweck dem  Angehörigenschutz dient.  

3.5.4.2 Der maßgebliche Zeitpunkt 

Gemäß Art 22 ErbVO sind sowohl der Zeitpunkt der Errichtung als auch der Zeitpunkt des 

Todes für die Rechtswahl zugelassen. Der Zweck dieser Bestimmung liegt darin, die Rechts- 

und Planungssicherheit zu gewährleisten.
 269

 In der Praxis liegt der Sinn des Zeitpunkts des 

Todes für die Rechtswahl nur in jenen Fällen, in denen eine zunächst nichtige Rechtswahl 

deswegen nachträglich wirksam gemacht wird, da es nicht gewöhnlich ist, dass ein Erblasser 

für die Bestimmung seiner Erfolge gezielt sein Heimatrecht zum Zeitpunkt des Todes wählen 

wird.
 270

 

3.5.4.3 Wirksamkeit der Rechtswahl 

In Bezug auf die Form muss die Rechtswahl nach Art 22 ErbVO im Unterschied zu Rom I, II-

VO ausdrücklich erfolgen. Mittlerweile muss die Rechtswahl in Form einer Verfügung von 

Todes wegen durchgeführt werden. Die materielle Gültigkeit der Rechtshandlung, durch die 
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die Rechtswahl vorgenommen wird, wird vom gewählten Recht bestimmt. Die Änderung 

sowie der Widerruf der Rechtswahl unterliegen auch den entsprechenden Formerfordernissen. 

3.6 Die Unzulänglichkeiten bei der Rechtswahl im neuen chinesischen IPR 

3.6.1 Ausschluss der Rechtswahl im Erbrecht 

Bei der Entwicklung des IPR liegt ein wichtiger Trend vor, nämlich dass immer mehr IPR-

Kodifikationen den Parteien die Rechtswahlfreit nicht nur im traditionellen Bereich des 

Vertragsrechts sondern auch in den Bereichen des Delikts-, Familien-, Erb- und Sachenrecht 

verleihen. Dabei können die europäischen Kollisionsrecht-Kodifikationen als Vorbilder 

angesehen werden, die die Parteiautonomie in den Rom I, II, III-VO, ErbVO sowie EhegütVO 

-Vorschlag
271

 vorsehen. Dieser Trend hat seinen Einfluss auch auf die neue chinesische IPR-

Kodifikation. Daher hat das GRZA die Parteiautonomie umfangreich zugelassen. Anders als 

die europäischen Kollisionsrecht-Kodifikationen hat die neue chinesische IPR-Kodifikation 

die Rechtswahlfreiheit im Bereich des Erbrechts ausgeschlossen. Dafür liegt keine 

Begründung vor. Wenn davon ausgegangen wird, dass Parteiautonomie als „Spiegelbild“
272

 

der materiell-rechtlichen Privatautonomie im Sinn vom Kollisionsrecht erachtet wird, steht 

eine Testierfreiheit im materiellen Privatrecht. Im Vergleich mit dem Erbrecht unterliegt das 

Eherecht einer restriktiveren Haltung als das Erbrecht, da das Ehestatut nationales ordre 

public gravierender als das Erbstatut betrifft. Trotzdem sieht das GRZA eine beschränkte 

Parteiautonomie für Ehegüterverhältnisse und einverständliche Scheidungen vor. Der Grund, 

warum das GRZA die Parteiautonomie nicht für das Erbstatut vorsieht, kann nicht auf die 

traditionelle Ansicht zurückgeführt werden, wonach die Anwendung der Rechtswahl nur für 

das Vertragsstatut berechtigt ist. Wie eine beschränkte Parteiautonomie im Bereich des 

Eherechts zugelassen ist, ist die Zulassung der Parteiautonomie im Erbrecht nicht nur keine 

Störung des Prinzips der engsten Verbindung sondern geht auch zugunsten der folgenden 

Aspekte:
 

durch den Ausgleich der schwächeren Aspekte des Staatangehörigkeits- und 

gewöhnlichen Aufenthaltsprinzips die beiden Prinzipe zu versöhnen; in den Fällen, dass sich 

unbeweglicher Nachlass in mehreren Staaten befindet, kann ein Interesse an der Wahl des 

jeweiligen Belegenheitsorts bestehen.
273 
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3.6.2 Ohne Bestimmungen in Bezug auf Drittschutz
274

 

Die Rechtswahl wird im Wesentlichen als ein Instrument, das den Individuen die Möglichkeit 

verschaffen soll, ihre persönlichen und wirtschaftlichen Angelegenheiten nach ihren 

Erwartungen und Vorstellungen zu bestimmen, angesehen. Dabei führt das zu einem Problem, 

für den Fall dass Dritte von der Rechtswahl negativ betroffen sind. Die durch die Rechtswahl 

verursachte materiell-rechtliche Konsequenz übt ihren Einfluss nicht nur auf die Parteien 

sondern oft auch auf Dritte aus. „Zeitigt die Rechtswahl aber negative Auswirkungen auf 

Dritte, die nicht in der Lage sind, ihre Interessen angemessen zu schützen, ist die Rechtswahl 

mit negativen externen Effekten verbunden und kann – bei fehlender Internationalisierung – 

als wohlfahrtsökonomisch unerwünscht gelten. Darüber hinaus kann, ebenso wie beim Schutz 

des Schwächeren, die Berücksichtigung sachrechtlicher Wertungen dazu führen, dass 

bestimmte Drittinteressen mit den Mitteln des Kollisionsrechts zu schützen sind. Dies wird 

regelmäßig mithilfe der zwingenden Ausgestaltung entsprechender Vorschriften, die nicht 

durch Rechtswahl abgewählt werden können, erreicht.“
275

 

In dieser Hinsicht, erfasst die Rom I-VO im Art 3 Abs 2 S. 2 sowie Rom II-VO im Art 14 Abs 

1 S. 2 die Sonderregeln, um Drittschutz anzuordnen. Gemäß Art Abs 2 S. 2 Rom I-VO darf 

eine nachträglichen Rechtswahl die Rechte Dritter nicht beeinträchtigen. Gemäß Art 14 Abs 1 

S. 2 Rom II-VO muss die Rechtswahl die Rechte Dritter unberührt erfolgen. 

Das neue chinesische IPR umfasst die Rechtswahlfreiheit nicht nur bei vertraglichen und 

außervertraglichen Schuldverhältnissen sondern auch in den Bereichen des Familienrechts 

sowie des Sachenrechts. In den Fällen des Ehegüterstands, der einvernehmlichen  

Scheidungsverhältnisse sowie der Rechtsverhältnisse bezüglich beweglicher Sachen kann die 

Rechtswahl auf Rechte Dritter wirken. Wenn z.B. Ehegatten eine Rechtswahl für ihre 

einvernehmliche Scheidung oder für den Ehegüterstand treffen, sind dagegen die Rechte ihres 

Kindes oder die Rechte des Gläubigers eines der Ehegatten zu beachten. Im Sachenrecht ist  

zu beachten, ob die Zulassung der Rechtswahl grundsätzlich gegen die Interessen Dritter 

sowie das Publizitätsprinzip der Sachenrechte geht. Darüber hinaus muss die Rechtswahl der 

Voraussetzungen im Sachenrecht unterliegen, z.B. wie im Schweizer IPRG darf die 

Rechtswahl die Interessen Dritten nicht beeinträchtigen. Im Gegensatz dazu wird sowohl im 
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GRZA als auch in den Auslegungen zum GRZA die Bestimmung bezüglich des Drittschutzes 

vor der Rechtswahl nicht vorgesehen.  

 

4. Gewöhnlicher Aufenthalt als der wichtigste Anknüpfungsmoment im neuen 

chinesischen IPR 

Der Zweck der kollisionsrechtlichen Anknüpfung liegt darin, die Rechtsordnung, die für den 

Sachverhalt mit Auslandsbezug maßgebend ist, zu bestimmen. Der Begriff des 

Anknüpfungsmoments richtet sich auf die Tatbestandsmerkmale eines Sachverhalts mit 

Auslandsbezug, die auf die Maßgeblichkeit einer bestimmten Rechtsordnung hinweisen.
276

 

Welche Anknüpfungsmomente in den bestimmten Rechtsverhältnissen verwendet werden 

sollen, sind die wichtigste Frage des IPR. Die Antwort ist abhängig vom Grund, warum das 

fremde Recht inländisch Anwendung finden soll. Die Anwendung des fremden Rechts ist 

nicht nach der völkerrechtlichen Pflicht eines Staates sondern nach dem privatrechtlichen 

Ausgangspunkt, die angemessene oder geeignetste Rechtsordnung für Sachverhalte mit 

Auslandsbezug zu suchen, zu beurteilen.
277

 Im traditionellen autonomen IPR sind die 

folgenden Anknüpfungsmomente für bestimmte Rechtsverhältnisse anerkannt: 

➢ Im Personen-, Familien- und Erbrecht sind dies bei natürlichen Personen 

Staatsangehörigkeit, Wohnsitz sowie gewöhnlicher Aufenthalt, bei juristischen 

Personen Gründungsstaat (Gründungstheorie) bzw. Verwaltungssitz (Sitztheorie). 

➢ Im Sachenrecht ist es der Belegenheitsort. 

➢ Im vertraglichen Schuldrecht ist dies die Parteiautonomie und der Aufenthalts- bzw. 

Niederlassungsort der Partei, die die charakteristische Leistung erfüllt. 

➢ Im außervertraglichen Schuldrecht und im Rechtsgeschäft ist es der Tatort. 

Im neuen chinesischen IPR werden die folgenden einzelnen Anknüpfungsmomente entweder 

allein oder kombiniert bei den verschiedenen Rechtsverhältnissen mit Auslandsbezug 

verwendet: Rechtswahl
278

, die engste Verbindung
279

, der gewöhnliche Aufenthalt, die 
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Staatsangehörigkeit, die lex fori, der Belegenheitsort, der Handlungsort und der Registerort 

u.a. Darunter ist die größte Entwicklung das Abstellen auf den gewöhnlichen Aufenthalt. Das 

GRZA enthält 25 Paragraphen, die den gewöhnlichen Aufenthalt betreffen. In den 

Auslegungen zum GRZA wird der gewöhnliche Aufenthalt im Sinne des IPR zum ersten Mal 

definiert. Es ergibt sich hieraus, dass der gewöhnliche Aufenthalt als das wichtigste 

Anknüpfungsmoment eine sehr bedeutsame Rolle im neuen chinesischen IPR-Gesetz spielt. 

4.1 Allgemeinen zum gewöhnlichen Aufenthalt 

4.1.1 Historische Entwicklung des gewöhnlichen Aufenthaltes 

Die Geschichte des internationalprivatrechtlich bedeutsamen gewöhnlichen 

Aufenthaltsbegriffes ist auf einen langen Weg zurückzuführen. Vielmehr war der Gedanke 

des gewöhnlichen Aufenthaltes in zahlreichen Vorschlägen, Resolutionen und Abkommen 

internationaler Konferenzen und auch, soweit sie nicht das Kollisionsrecht betrafen, in 

Gesetzen des materiellen Rechts seit langem vorhanden. Dabei wird die Feststellung des 

gewöhnlichen Aufenthalts im Allgemeinen nicht klar geregelt. Auf internationaler Ebene 

hatte der gewöhnliche Aufenthalt einen festen Platz erobert und wurde dem mit „résidence 

habituelle “ umschriebenen Begriff in den internationalen Abkommen gleichgesetzt. 

Die Haager Konferenz hat „résidence habituelle “ zuerst in ihr Zivilprozessübereinkommen 

vom 14. 11. 1896 aufgenommen.
 280

 Später hat sie den Begriff auch für die Feststellung des 

Personalstatuts vom Vormundschaftsabkommen im Jahr 1902
281

 und vom 

Entmündigungsabkommen im Jahr 1905
282

 verwendet. Der Sinn der beiden Abkommen liegt 

darin, dass in ihnen zuerst in der Geschichte des Aufenthaltsgedankens neben der 

internationalen Zuständigkeit auch das anzuwendende Recht durch den gewöhnlichen 

Aufenthaltsort der Partei geregelt wird. Es ergibt sich hieraus, dass die beiden Abkommen im 

Mittelpunkt noch die Anknüpfung an die Staatangehörigkeit haben.
283

 

Die Haager Konferenz für IPR hat im Jahre 1928 für Staatenlose auf dieser Tagung die 

Anknüpfung an den gewöhnlichen Aufenthalt deshalb vorgeschlagen, „weil damit ein klar 

fassbarer tatsächlicher Vorgang bezeichnet wird, während die Wahl des Wortes Wohnsitz  

einen Rechtsbegriff eingeführt hätte, der in den einzelnen beteiligten Rechtsgebieten in 
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verschiedenartigem Sinne gebraucht wird.“
284

 In der Realität ist hier der gewöhnliche 

Aufenthalt auch nicht rein Tatsächliches. Dieser wäre nur der physische Aufenthalt. Das Wort 

„gewöhnlich“ bringt ein mehrdeutiges Element in Betracht, das in der Gerichtspraxis 

verschieden aufzufassen ist.  

Nach dem zweiten Weltkrieg hat sich der gewöhnliche Aufenthalt endgültig als 

Anknüpfungsmerkmal neben oder an Stelle der Anknüpfungen an die Staatangehörigkeit und 

den Wohnsitz in vielen Haager Konventionen etabliert: 

➢ Renvoi-Konvention von 1955, Übereinkommen des Schutzes des Minderjährigen von 

1961
285

, 

➢ Die beiden Haager Unterhaltsübereinkommen von 1956 und 1973
286

  

➢ Unterhaltsvollstreckungsübereinkommen von 1958 und 1973
287

 

➢ Haager Übereinkommen von 1980 über die zivilrechtlichen Aspekte internationaler 

Kindesentführung 

➢ Erbrechtsübereinkommen von 1989
288

 

➢ Haager Übereinkommen von 1996 über die Zuständigkeit, das anzuwendende Recht, 

die Anerkennung, Vollstreckung und Zusammenarbeit auf dem Gebiet der elterlichen 

Verantwortung und der Maßnahmen zum Schutz von Kindern 

➢ Haager Übereinkommen von 2000 über den internationalen Schutz von Erwachsenen 

Die geschichtliche Entwicklung des gewöhnlichen Aufenthalts auf innerstaatlicher Ebene in 

der VRC hat keine so lange Geschichte wie im internationalen Bereich. Die erstmalige 

wörtliche Anwendung des Ausdrucks des „gewöhnlichen Aufenthalts“ erschien im AGZ von 

1986 in der VRC. §  15 AGZ erfasst: Der eingetragene ständige Sitz eines Bürgers gilt als 
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sein Wohnsitz; ist sein gewöhnlicher Aufenthalt mit dem eingetragenen ständigen Sitz nicht 

identisch, so wird sein gewöhnlicher Aufenthalt als Wohnsitz angesehen. Danach verwendete 

das Zivilprozessgesetz von 1991 den gewöhnlichen Aufenthalt im Bereich der örtlichen 

Zuständigkeit. 

„§ 22 Zivilprozessgesetz: Für gegen Bürger erhobene Zivilklagen ist das Volksgericht des 

Wohnsitzes des Beklagten zuständig; stimmt der Wohnsitz mit dem gewöhnlichen 

Aufenthaltsort des Beklagten nicht überein, so ist das Volksgericht des gewöhnlichen 

Aufenthaltsorts zuständig.  

Für gegen juristische Personen oder andere Organisationen erhobene Zivilklagen ist das 

Volksgericht des Wohnsitzes des Beklagten zuständig.  

Wenn bei ein und derselben Klage die Wohnsitze bzw. gewöhnlichen Aufenthaltsorte 

mehrerer Beklagter in den Bezirken mehrerer Volksgerichte liegen, sind alle diese 

Volksgerichte zuständig. 

§ 23 Für die folgenden Zivilklagen ist das Volksgericht des Wohnsitzes des Klägers 

zuständig; stimmt der Wohnsitz mit dem ständigen Aufenthaltsort des Klägers nicht überein, 

so ist das Volksgericht des ständigen Aufenthaltsorts des Klägers zuständig. „ 

Die Definition des gewöhnlichen Aufenthalts wurde in den Ansichten zum Zivilprozessgesetz 

bestimmt. Gemäß § 5 Ansichten zum Zivilprozessgesetz meint der gewöhnliche Aufenthalt 

den Ort, an dem, mit Ausnahme eines Krankhausaufenthalts, der Bürger über 1 Jahr ständig 

gewohnt hat, seit er seinen Wohnsitz verlassen hat. Nach § 15 AGZ kann man feststellen, dass 

der Begriff des Wohnsitzes hauptsächlich in Zusammenhang mit dem „System der staatlichen 

Haushaltsregistrierung“
289

 steht und mittlerweile den tatsächlichen Aufenthaltswohnort 

berücksichtigt. Im Zivilprozessgesetz gilt das Wohnsitzprinzip in der Regel für die örtliche 

Zuständigkeit. Der gewöhnliche Aufenthalt wurde sowohl im AGZ als auch im 

Zivilprozessgesetz wie die Ausweichklausel des Wohnsitzprinzips. 

Das alte chinesische IPR verwendet verschiedene, inhaltlich unklare Anknüpfungen im 

Bereich des Personalstatuts. Dies sind z.B.: 

➢ § 143 AGZ: Wenn ein Bürger der VRC seinen Aufenthaltsort außerhalb VRC hat, kann 
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auf seine zivile Handlungsfähigkeit das Recht dieses Aufenthaltslands angewendet 

werden. 

➢ § 146 AGZ: Auf den Ersatz für die Schädigung rechtsverletzender Handlungen wird 

das Recht des Orts der Rechte verletzenden Handlungen angewandt. Haben beide 

Beteiligten die gleiche Staatsangehörigkeit oder ihren Wohnsitz im gleichen Staat, so 

kann auch das Recht des Heimatlandes bzw. des Wohnsitzlandes der Beteiligten 

angewandt werden. 

➢ § 182 Ansichten zum AGZ: Bei einem Ausländer mit mehreren Staatsangehörigkeiten 

wird das Recht des Landes als sein Heimatrecht angesehen, in dem er seinen Wohnsitz 

hat, oder mit dem er die engste Verbindung hat. 

➢ § 183 Ansichten zum AGZ: Wenn der Wohnsitz der Parteien unklar ist oder sich nicht 

feststellen lässt, wird ihr gewöhnlicher Aufenthaltsort als ihr Wohnsitz angesehen. 

Wenn die Parteien mehrere Wohnsitze haben, gilt der Ort darunter als Wohnsitz, der 

die engste Verbindung zu der Zivilbeziehung hat, über welche der Streit entstanden ist. 

Es ist fraglich, wie das Aufenthaltsland sowie der Wohnsitz im alten chinesischen IPR 

rechtmäßig zu  verstehen ist. Die Festlegung des Wohnsitzes erfolgt in der Regel nicht nach 

dem Recht des Staates, in welchem diese Anknüpfung realisiert werden soll, sondern nach der 

lex fori, welche in der Anknüpfung Anwendung findet. Als ein Anknüpfungsmoment wird der 

Wohnsitz in den verschiedenen Ländern aufgefasst. Nach dem chinesischen Recht meint der 

Wohnsitz den eingetragenen ständigen Sitz, der zum von der chinesischen Politik 

ausgeprägten „System der staatlichen Haushaltsregistrierung“ gehört. Der Wohnsitz in den 

Rechtsordnungen der anderen Länder hat ebenso eine verschiedene inhaltliche Definition. Das 

führt zum großen Problem in der chinesischen Gerichtpraxis, wie der Wohnsitz im Einzelfall 

richtig ausgelegt werden kann. Insbesondere  gab es im alten chinesischen IPR auch keine 

Regeln für die Qualifikation. 

Der gewöhnliche Aufenthalt fand im Zuge der Kodifikation des neuen chinesischen IPR-

Gesetzes von 2010 als der wichtigste Anknüpfungsmoment nicht nur im Bereich des 

Personalstatuts sondern auch im Bereich des Schuldrechts Anwendung. Danach ist der 

gewöhnliche Aufenthalt zur tragenden Säule im chinesischen IPR geworden. In der ersten 

judikativen Erläuterung des OVG zum GRZA (Auslegungen zum GRZA) wird der 

gewöhnliche Aufenthalt erstmalig auf der Ebene des IPR definiert. Die Anknüpfung an den 
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gewöhnlichen Aufenthalt im neuen chinesischen IPR wird als besondere Ausprägung und 

Konkretisierung des Prinzips der  engsten Verbindung angesehen. 

4.1.2 Begriff des gewöhnlichen Aufenthalts 

In Bezug auf das Verständnis des Begriffs des gewöhnlichen Aufenthalts bestehen zwei 

Auffassungen. Nach der einen Auffassung ist der gewöhnliche Aufenthalt abhängig von der 

zeitlichen Länge und der Regelmäßigkeit des Aufenthalts. „Unter gewöhnlichem Aufenthalt 

versteht man einen Ort, an dem sich eine Person regelmäßig und über eine gewisse Zeitspanne 

hindurch aufhält, ohne jedoch die Absicht zu haben, dort einen bleibenden Aufenthalt zu 

begründen.“.
290

 „Gewöhnlicher Aufenthalt ist gleichbedeutend mit dauerndem, im Gegensatz 

zu dem nur vorübergehenden Aufenthalt. Unbeschränkte Steuerpflicht natürlicher Personen 

tritt i.d.R. dann ein, wenn der Aufenthalt im Inland länger als sechs Monate ohne längere 

Unterbrechung dauert.“
291  

Nach der anderen Auffassung ist der gewöhnliche Aufenthalt 

abhängig von den tatsächlichen Bindungen des Betroffenen zum Aufenthaltsort, wobei das 

zeitliche Element in den Hintergrund tritt. Die zweite Auffassung zeigt den neuen 

Entwicklungstrend des Begriffsverständnisses, wonach bei der Ermittlung des gewöhnlichen 

Aufenthalts die sozialen Bindungen zu berücksichtigen sind.
 292 

„Der Begriff gewöhnlicher 

Aufenthalt i.S. von Art 8 I der Verordnung Nr. 2201/2003 ist dahin auszulegen, dass darunter 

der Ort zu verstehen ist, der Ausdruck einer gewissen sozialen und familiären Integration des 

Kindes ist. Hierfür sind insbesondere die Dauer, die Regelmäßigkeit und die Umstände des 

Aufenthalts in einem Mitgliedstaat sowie die Gründe für diesen Aufenthalt und den Umzug 

der Familie in diesen Staat, die Staatsangehörigkeit des Kindes, Ort und Umstände der 

Einschulung, die Sprachkenntnisse sowie die familiären und sozialen Bindungen des Kindes 

in dem betreffenden Staat zu berücksichtigen. Es ist Sache des nationalen Gerichts, unter 

Berücksichtigung aller tatsächlichen Umstände des Einzelfalls den gewöhnlichen Aufenthalt 

des Kindes festzustellen.“
293

 Obwohl die zweite Auffassung die Tendenz zur 

Berücksichtigung der sozialen Integration bezeichnet, hat die erste Auffassung doch ihren 

eigenen Vorteil: Nach der Verweildauer zur Begründung eines gewöhnlichen Aufenthalts 

kann der Begriff des gewöhnlichen Aufenthalts klar und einfach zu handhaben sein und damit 

die Rechtssicherheit gewährleisten.
 
Es gibt noch die zwei Auffassungen kombinierende 

gesetzliche Umschreibung des gewöhnlichen Aufenthaltsbegriffs, die laut Art 21Abs 1 
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Schweizer IPRG
294

  von der Zeitdauer des Aufenthalts und weniger mit den tatsächlichen 

Bindungen des Betroffenen abhängig ist. 

4.1.3 Der Sinn und Zweck der Anknüpfung an den gewöhnlichen Aufenthalt 

Außer in den Haager Übereinkommen wird der gewöhnliche Aufenthalt auch im 

Europarecht
295

  bzw. von zahlreichen nationalen IPR vorgesehen.
 
Erheblich ist die integrative 

Wirkung der Anknüpfung an den gewöhnlichen Aufenthalt, da somit alle Ortsansässigen einer 

einheitlichen Rechtsordnung unterliegen.
296

 Der weite Vorteil liegt darin, dass der 

gewöhnliche Aufenthalt im Vergleich zum domicile des commen law leicht zu ermitteln ist, 

da sein Tatbestand einen tatsächlichen Charakter hat. Im Unterschied zur Staatsangehörigkeit, 

die auf einer Berechtigungen des Kontinuitätsinteresses (kulturelle Identität zu wahren), auf 

geringerer Manipulationsmöglichkeit aufgrund der strengen Anforderung an den Erwerb oder 

Verlust der Staatangehörigkeit und auf leichter Feststellbarkeit (z.B. mit Reisepass oder 

Personalausweis) basiert,
297

 geht der gewöhnliche Aufenthalt zugunsten des 

Integrationsinteresses und einer entsprechend  höheren Mobilität der natürlichen Person. 

Somit kann die Anknüpfung an den gewöhnlichen Aufenthalt demgegenüber eine 

sachgerechte Lösung bieten, da er es ermöglicht, die tatsächliche soziale Eingliederung einer 

Person in ihre Umwelt zu berücksichtigen.
298

  Darüber hinaus, wird der These des Gleichlaufs 

der Zuständigkeit und des anwendbaren Rechts im Personalstatut durch die Anknüpfung an 

den gewöhnlichen Aufenthaltsort Rechnung getragen.
299

 In dieser Hinsicht kann die 

Gewährleistung größerer Rechtssicherheit und Berechenbarkeit   als ein weiterer Vorteil der 

Anknüpfung an den gewöhnlichen Aufenthaltsorts angesehen werden.
300

 Obwohl die 

Anknüpfung an den gewöhnlichen Aufenthalt dem Nachteil seiner begrifflichen 

Unbestimmtheit unterliegt, liegt eine im Wesentlichen einheitliche Begriffsauffassung auf der 
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internationalen Ebene vor, was die Harmonisierung bzw. Vereinheitlichung des IPR 

herbeiführt.
301

 Hierbei richtet diese Begriffsauffassung nicht nur auf die Dauer des 

Aufenthalts sondern auch auf die soziale Integration (tatsächlicher Lebensmittelpunkt).
302

 

Darüber hinaus muss bei Ermittlung des gewöhnlichen Aufenthalts der Schwerpunkt der 

familiären und beruflichen Beziehungen berücksichtigt werden.
303

 

Daraus folgt, dass die Berechtigung an der Anknüpfung an den gewöhnlichen Aufenthalt auch 

im Zusammenhang mit der Aufgabe des IPR steht. Die Aufgabe des IPR besteht überwiegend 

in der Suche nach der Rechtsordnung, zu der der Sachverhalt die engste Verbindung 

aufweist.
304

 Auf Grund des unbestimmten Charakters unterliegt das Prinzip der engsten 

Verbindung der Kritik als „non-rule“ und wird als Generalklausel des Kollisionsrechts in der 

Regel abgelehnt. Daher ist  das angemessene Recht im Sinn der engsten Verbindung für eine 

Rechtsfrage (einen Rechtsbegriff) im Rahmen der Kollisionsnorm durch eine oder mehrere 

starre Anknüpfungsmomente zu bestimmen. Aus dieser Sicht ist der gewöhnliche Aufenthalt 

in den umfassenden Bereichen des IPR jene Anknüpfung, die die Funktion der 

Konkretisierung der engsten Verbindung erfüllt. Soweit unbillige Ergebnisse einer 

Anknüpfung an den gewöhnlichen Aufenthalt nicht bereits durch eine teleologische 

Interpretation dieses Begriffs mit der engsten Verbindung abgewendet werden, kann die 

Ausweichklausel verhelfen das Recht eines anderen Staates zu berufen, zu dem eine engere 

Verbindung besteht.
305

 

4.2 Der gewöhnliche Aufenthalt im neuen chinesischen IPR 

4.2.1 Begriffe des gewöhnlichen Aufenthalts im chinesischen Recht 

Der gewöhnliche Aufenthalt wird als „Lebensmittelpunkt“ des Betroffenen angesehen und 

daher ist die Anknüpfung am gewöhnlichen Aufenthalt im Wesentlichen als besondere 

Ausprägung des Prinzips der engsten Verbindung anzusehen. Es ist umstritten, ob der Begriff 

des gewöhnlichen Aufenthalts ein Tatsachen- oder Rechtsbegriff ist.  

Die Haager Konferenz hielt den gewöhnlichen Aufenthalt für einen Begriff „rein faktischer 

Natur“. Diese Äußerung kann man anhand der Beratungen des Vormundschaftsabkommen 
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anno 1902 finden. Diese Absicht der Haager Konferenz ist dabei länger unverändert 

geblieben. Darüber hinaus hat die Haager Konferenz den gewöhnlichen Aufenthalt nicht 

definiert. „Ein rein tatsächliches Verhältnis bedürfe keiner juristischen Umschreibung.“
306 

Später hat die Haager Konferenz ihre Meinung geändert. Ein in den internationalen 

Konventionen bzw. in den staatlichen Gesetzen benutzter Begriff solle als Rechtsbegriff 

betrachtet werden. „Dies entspricht dem Erkenntnisstand der allgemeinen Methodenlehre, 

wonach jeder Begriff, der in einem gültigen Rechtssatz verwendet wird, ohne weiteres 

Rechtsbegriff heißen darf.“
 307

 

Beim Begriff des gewöhnlichen Aufenthalts werden von dem Zivilrecht, dem 

Zivilprozessrecht bzw. dem IPR vorgesehen: 

➢ Im Zivilrecht: Gemäß § 15 AGZ: „Der Wohnsitz des Bürgers ist der Ort, an dem er sich 

eintragt (Haushaltregistrierung); ist sein gewöhnlicher Aufenthaltsort mit dem 

eingetragen Ort nicht identisch, so wird sein gewöhnlicher Aufenthaltsort als Wohnsitz 

angesehen. Gemäß § 9 Ansichten zum AGZ: „Der Ort, an dem ein Bürger sich zuletzt 

mindestens ein Jahr fortgesetzt aufhält, nachdem er seinen Wohnsitz verlassen hat, ist 

sein gewöhnlicher Aufenthaltsort. Dies gilt nicht, wenn er sich zur Behandlung in 

einem Krankenhaus aufhält. Wenn ein Bürger vom Ort seiner Haushaltsregistrierung 

wegzieht, so gilt, wenn er keinen gewöhnlichen Aufenthaltsort hat, solange, bis er an 

einem anderen Orte zuzieht, weiterhin sein bisheriger Haushaltsregistrierungsort als 

sein Wohnsitz.“ 

➢ Im Zivilprozessrecht: Gemäß § 5 Ansichten zum Zivilprozessgesetz: „Der Ort, an dem 

ein Bürger sich zuletzt mindestens ein Jahr fortgesetzt aufhält, nachdem er seinen 

Wohnsitz verlassen hat und bis er die Klage erhebt, ist sein gewöhnlicher 

Aufenthaltsort. Dies gilt nicht, wenn er sich zur Behandlung in einem Krankenhaus 

aufhält.“ 

➢ Im IPR: Gemäß § 15 Auslegungen zum GRZA: „Wenn natürliche Personen bei 

Eingehen, Änderung oder Ende einer Zivilbeziehung mit Auslandsbezug mindestens 

ein Jahr lang an einem Ort (als Lebensmittelpunkt) ohne Unterbrechung wohnen, kann 

das Volksgericht diesen Ort mit Ausnahme von medizinischer Behandlung, 
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Arbeitsentsendung, Amtshandlung sowie anderen ähnlichen Umständen als den durch 

das Gesetz über Rechtsanwendung auf Zivilbeziehungen mit Auslandsbezug 

geregelten gewöhnlichen Aufenthaltsort erachten.“ 

Es gibt fast keinen Unterschied der Umschreibung des gewöhnlichen Aufenthalts zwischen 

dem chinesischen Zivil- und dem Zivilprozessrecht.
308

 Diese Umschreibung bezieht sich nur 

auf die Zeitdauer des Aufenthalts und nimmt keine Rücksicht auf den Willen bzw. die 

sozialen Bindungen. Für die rein inländischen Fälle hilft der gewöhnliche Aufenthalt bei der 

Festlegung des Wohnsitzes des Betroffenen im Sinne vom Zivil- bzw. Zivilprozessrecht. So 

kann das Volksgericht z.B. durch den Begriff des gewöhnlichen Aufenthalts die örtliche 

Zuständigkeit feststellen. Vor dem Erlass der Auslegungen zum GRZA in 2013 gab es keine 

eigene gesetzliche Definition des gewöhnlichen Aufenthalts. Allerdings bestimmen sowohl 

das alte chinesische IPR als auch das GRZA (2010) den gewöhnlichen Aufenthalt als 

Anknüpfung. Im alten chinesischen IPR gelten der Wohnsitz, die Staatsangehörigkeit bzw. 

der gewöhnliche Aufenthalt für das Personalstatut als Anknüpfung. Es ergibt sich hieraus, ob  

das Begriffsverständnis des gewöhnlichen Aufenthalts bzw. des Wohnsitzes vom Zivil- bzw. 

Zivilprozessrecht im IPR übernommen werden kann. Wie für den gewöhnlichen Aufenthalt 

gibt es auch keinen eigenen Begriff des Wohnsitzes im alten chinesischen IPR. Es ist 

naheliegend, dass der Wohnsitzbegriff im chinesischen Zivil- und Zivilprozessrecht 

unmöglich im IPR übernommen werden konnte. Wonach konnte der Wohnsitz  in der Zeit des 

alten chinesischen IPR ermittelt werden? In der Gerichtspraxis wurde die Anknüpfung am 

Wohnsitz immer von der Anknüpfung am gewöhnlichen Aufenthaltsort ersetzt. Hier 

ermittelte das Volksgericht damals den gewöhnlichen Aufenthalt dadurch, indem das 

Begriffsverständnis des gewöhnlichen Aufenthalts im Sinne vom chinesischen Zivil- und 

Zivilprozessrecht übernommen wurde. Tatsächlich ist die Übernahme des 

Begriffsverständnisses im IPR problematisch, weil der Begriff des gewöhnlichen Aufenthalts 

im chinesischen Zivil- und Zivilprozessrecht nicht entsprechend für das IPR gilt und auch 

keine Bindungswirkung für das IPR entfaltet. Darüber hinaus definieren § 15 und § 14 GRZA 

den eigenen Begriff des gewöhnlichen Aufenthalts für das chinesische IPR: 

§ 15 Auslegungen zum GRZA: „Wenn natürliche Personen bei Eingehen, Änderung oder 

Ende einer Zivilbeziehung mit Auslandsbezug mindestens ein Jahr lang an einem Ort als 

Lebensmittelpunkt ohne Unterbrechung wohnen, kann das Volksgericht diesen Ort mit 
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Ausnahme von medizinischer Behandlung, Arbeitsentsendung, Amtshandlung sowie anderen 

ähnlichen Umständen als den durch das Gesetz über Rechtsanwendung auf Zivilbeziehungen 

mit Auslandsbezug geregelten gewöhnlichen Aufenthaltsort erachten.“ 

§ 14 GRZA: „Auf die zivilrechtliche Rechtsfähigkeit, Geschäftsfähigkeit, 

Organisationsstruktur, die Rechte und Pflichten der Gesellschafter und andere 

Angelegenheiten einer juristischen Person bzw. ihrer Zweigstellen ist das Recht des Ortes 

anzuwenden, an dem sie registriert ist. 

Ist der Hauptniederlassungsort einer juristischen Person ein anderer Ort als der Ort ihrer 

Registrierung, kann das Recht des Hauptniederlassungsortes angewandt werden. Als 

gewöhnlicher Aufenthaltsort einer juristischen Person gilt der Ort ihrer Hauptniederlassung.“ 

Gemäß § 15 Auslegungen zum GRZA enthält der Begriff des gewöhnlichen Aufenthalts der 

natürlichen Person drei Elemente, nämlich: 

➢ Aufenthaltsdauer: ein Jahr lang sowie ohne Unterbrechung 

➢ Soziale Bindung: als Lebensmittelpunkt 

➢ Wille: Medizinische Behandlung, Arbeitsentsendung, Amtshandlung bzw. andere 

ähnliche Umständen sind ausgeschlossen. 

Im Vergleich mit dem Begriff des Zivil- und Zivilprozessrechts ist das reine Dasein nicht 

ausreichend für den gewöhnlichen Aufenthalt im Sinne des IPR. Sowohl die soziale Bindung 

zum gewöhnlichen Aufenthalt des Betroffenen als auch das Willenselement wird bei der 

Begründung des gewöhnlichen Aufenthalts berücksichtigt. In dieser Hinsicht kommt die 

Frage in Betracht, wie der gewöhnliche Aufenthalt der natürlichen Person in der 

Gerichtspraxis nach diesen drei Elementen ermittelt wird. 

§ 14 Abs 2 S. 2 GRZA bestimmt auch den gewöhnlichen Aufenthalt der juristischen Person. 

Im Vergleich zu Art 19 Abs 1 Rom I-VO, in welchem der gewöhnlichen Aufenthalt der 

juristischen Person ihre Hauptverwaltung ist, bestimmt § 14 Abs 2 S. 2 GRZA, dass der 

gewöhnliche Aufenthalt der juristischen Person der Hauptniederlassungssitz ist. Nach dem § 

14 GRZA wird das Personalstatut der juristischen Person durch eine kombinierte 

Anknüpfung, nämlich dem Registrierungsort und dem Hauptniederlassungssitz, bestimmt. Im 

alten chinesischen IPR wurde der Registrierungsstaat der juristischen Person als Heimatsstaat 

der juristischen Person angesehen. Gemäß § 184 Ansichten zum AGZ wird festgehalten: „Bei 
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ausländischen juristischen Person gilt das Recht ihres Registrierungsortes als ihr Heimatrecht, 

und die Zivilgeschäftsfähigkeit von juristischen Person wird nach ihrem Heimatrecht 

bestimmt; Zivilgeschäfte, die ausländische juristische Person im Gebiet unseres Landes 

durchführen, haben den Rechtsvorschriften unseres Landes zu entsprechen.“ Das GRZA 

regelt ausdrücklich nicht, dass das Recht des Registrierungsortes das Heimatsrecht der 

juristischen Person ist. Allerdings gilt das Recht des Registrierungsortes nach wie vor als das 

maßgebliche Recht für das Personalstatut der juristischen Person. Mittlerweile gilt auch das 

Recht des Hauptniederlassungsortes alternativ für das Personalstatut der juristischen Person. 

Das bedeutet, dass § 14 Abs 2 dem Volksgericht die Befugnis verleiht, das Personalstatut der 

juristischen Person im Einzelfall nach der Gründungstheorie (Registrierungsort) oder der 

Sitztheorie (Hauptniederlassungssitz) alternativ zu bestimmen.  

4.2.2 Ermittlung des gewöhnlichen Aufenthalts der natürlichen Person im Sinne vom 

chinesischen IPR 

Als Rechtsbegriff gehört der gewöhnliche Aufenthalt zu den unbestimmten 

Rechtsbegriffen.
309

 Dieses Merkmal der Unbestimmtheit des gewöhnlichen 

Aufenthaltsbegriffs ist entscheidend dafür, dass der gewöhnliche Aufenthalt im Einzelfall 

weiter konkretisiert und damit in der Gerichtspraxis mit hinreichender Sicherheit ermittelt 

werden muss. 

4.2.2.1 Aufenthaltsdauer 

In erster Linie ist das wichtigste Merkmal zur Ermittlung des gewöhnlichen Aufenthalts im 

Einzelfall der Gerichtspraxis die Aufenthaltsdauer. Der Grund, dass die Aufenthaltsdauer als 

an erster Stelle festgelegtes Kriterium verwendet wird liegt darin, dass je länger der 

Aufenthalt andauert, desto höher ist die Wahrscheinlichkeit der Begründung des 

Lebensmittelpunkts des Betroffenen am Aufenthaltsort. Allerdings ist die Zeitlänge nicht das 

einzige Kriterium der gewöhnlichen Aufenthaltsdauer. Vielmehr steht neben der Zeitlänge  

das andere Kriterium der Unterbrechungsumstände.
310
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Wie lange der Aufenthalt in einem Staat dauern muss, kann als Begründung des 

gewöhnlichen Aufenthalts in diesem Staat angesehen werden. Diese Frage ist abhängig vom 

jeweiligen Gesetzgeber. Nach den Gesetzen, der Rechtsprechungen bzw. der Literatur der 

verschiedenen Staaten auf der Welt ist die Zeitlänge des Kriteriums bei der Begründung des 

gewöhnlichen Aufenthalts von drei Monaten bis sieben Jahren divergierend.
 311

 Es ist 

unstreitig, dass die Zeitdauer des Aufenthalts nicht zu kurz oder nicht zu lang bemessen sein 

soll. Ein zu kurzer Zeitraum führt dazu, dass es für den Betroffenen nicht ausreicht, am 

Aufenthaltsort seinen Lebensmittelpunkt entwickeln zu können. Ein zu langer Zeitraum 

wiederum führt dazu, dass der gewöhnliche Aufenthalt wegen der wachsenden 

Mobilitätstendenz der natürlichen Person schwer zu bestimmen ist. Das wichtigste 

Berücksichtigungselement besteht darin, dass die Aufenthaltsdauer für das zeitliche 

Erfordernis der Integration entsprechend bemessen ist. Dabei normiert das chinesische IPR 

die Zeitlänge von einem Jahr. um den gewöhnlichen Aufenthalt zu etablieren. Diese Zeitlänge 

ist für die meisten Sachverhalte mit Auslandsbezug gerechtfertigt. 

Gemäß §  15 soll der Aufenthalt ohne Unterbrechungen sein. Hier richtet sich das Erfordernis 

„ohne Unterbrechung“ nicht auf vorübergehende zeitliche Unterbrechungen. Es ist weltweit 

anerkannt, dass vorübergehende zeitliche Unterbrechungen keinen Einfluss auf den 

gewöhnlichen Aufenthalt ausüben. Die Unsicherheit liegt darin, wonach eine Unterbrechung 

als vorübergehend angesehen wird oder schon der Begründung des gewöhnlichen Aufenthalts 

stört, etwa für den Fall dass eine Person immer regelmäßig zwischen zwei Staaten pendelnd 

ist. Dafür muss die Unterbrechung in Zusammenhang mit dem Lebensmittelpunkt bzw. dem 

Wille im Einzelfall geprüft werden. 

4.2.2.2 Lebensmittelpunkt 

Die weitere Kennzeichnung des gewöhnlichen Aufenthalts ist der Lebensmittelpunkt des 

Betroffenen. Ob ein Aufenthaltsort der Lebensmittelpunkts des Betroffenen ist, ist abhängig 

von der sozialen Bindung an den Ort. Hier sind die familiären Beziehungen bzw. eine 

berufliche Tätigkeit beachtlich. Die familiäre Beziehung bezeichnet nicht nur die 

Beziehungen mit Familienangehörigen sondern auch jene mit den anderen nahestehenden 

Personen. Die familiäre Beziehung ist entscheidend dafür, wie der gewöhnliche Aufenthalt 

des Minderjährigen zu bestimmten ist. Normalerweise ist der gewöhnliche Aufenthalt eines 
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Kindes der gewöhnliche Aufenthalt seiner Eltern. Weiters ist die berufliche Bindung auch 

sehr bedeutsam, um den Lebensmittelpunkt des Betroffenen zu bestimmen. Dabei geht es um 

die Art der beruflichen Tätigkeit, ob jemand z.B. fest angestellt ist oder nur sehr geringfügig 

arbeitet. Außerdem liegen im Einzelfall meist auch andere Merkmale vor, die dabei helfen 

können, den Lebensmittelpunkt festzustellen.  

4.2.2.3 Wille 

Obwohl es umstritten ist, ob die Begründung des gewöhnlichen Aufenthalts vom Willen 

abhängig ist, ist es unbestritten, dass der Wille im Sinne der Begründung des gewöhnlichen 

Aufenthalts keine Gleichbedeutung besitzt im Vergleich zu der Begründung des Domizils. 

Die Unterschiede der Willensbedeutung dazwischen bestehen darin, dass der gewöhnliche 

Aufenthalt keinen rechtsgeschäftlichen Niederlassungswillen voraussetzt, sodass eine 

geschäftsunfähige oder beschränkt geschäftsfähige Person auch einen eigenen gewöhnlichen 

Aufenthalt haben kann; sowie dass der natürliche Bleibewillen keine Rolle für die 

Begründung des gewöhnlichen Aufenthalts spielt, nämlich ein gewöhnlicher Aufenthalt ohne 

die Absicht dauernden Verbleibens begründet werden kann.
312

 Selbst wenn der dauernde 

Aufenthalt rechtswidrig ist, also nicht mit dem Recht des Aufenthaltsstaates in Einklang steht, 

wird die Begründung des gewöhnlichen Aufenthalts nicht dadurch beeinflusst. 

Wobei umstritten ist, ob ein gewöhnlicher Aufenthalt freiwillig begründet werden muss oder 

ob dies auch unter Zwang geschehen kann. Dafür hat Baetge auf das folgende Ergebnis durch 

die Untersuchung der Literatur und Rechtsbesprechung der verschiedenen Staaten 

geschlossen: „In der Frage, ob ein gewöhnlicher Aufenthalt auch unfreiwillig begründet 

werden kann, besteht zwischen den verschiedenen Rechtsordnungen keine Einigkeit. Zum 

Teil wird die Frage, so insbesondere in der Schweiz, uneingeschränkt bejaht. In anderen 

Rechtsordnungen, so namentlich in England, wird sie dagegen verneint. Im deutschen 

Kollisionsrecht wiederum sind beide Positionen in Literatur und Rechtsprechung etwa gleich 

stark vertreten. In Österreich schließlich wird im Schrifttum überwiegend die Ansicht 

vertreten, dass der Aufenthalt in jedem Fall frei gewählt werden müsse, während dies in der 

Rechtsprechung nicht für erforderlich gehalten wird“
 313
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Nach dem Begriff des gewöhnlichen Aufenthalts im Sinne des chinesischen IPR muss der 

gewöhnliche Aufenthalt aus dem freien Willen des Betroffenen begründet werden und ohne 

Abhängigkeit von einer anderen Person sein. Wie in §  15 Auslegungen zum GRZA geregelt 

wird, ist die Etablierung des gewöhnlichen Aufenthalts auf Grund medizinischer Behandlung, 

Arbeitsentsendung, Amtshandlung sowie anderer ähnlicher Umständen nicht möglich.
314

 Die 

anderen ähnlichen Umstände bezieht sich auf alle Fälle, in den der gewöhnliche Aufenthalt 

zwingend (z.B. Bei Verschleppung) oder vom Willen eines Anderen abhängig begründet 

wird.
315

 

4.2.2.4 Der maßgebliche Zeitpunkt 

Der maßgebliche Zeitpunkt spielt eine wichtige Rolle für die Ermittlung des gewöhnlichen 

Aufenthalts, da sich der gewöhnliche Aufenthalt über die Zeit verändern kann und dadurch 

das anzuwendende Recht eines anderen Staates in Geltung gelangen könnte.
 
Dabei spricht 

man vom Statutenwechsel.
316

 Dafür kann der maßgebliche Zeitpunkt durch eine 

Hilfskollisionsnorm für den Statutenwechsel allgemeinen in einer IPR-Kodifikation 

vorgesehen werden, z.B. in § 7 IPRG. Demgegenüber kann ein an den gewöhnlichen 

Aufenthalt angeknüpftes Statut durch die Bestimmung des maßgeblichen Zeitpunkts 

unwandelbar
317

  werden, z.B. Art 21 ErbVO und Art 19 Abs 3 Rom I-VO. 

Vor allem liegt keine allgemeine Regel als Hilfsnorm für den gesamten Statutenwechsel im 

GRZA sowie in den Auslegungen zum GRZA vor. In den zahlreichen selbständigen 

Kollisionsnormen, die sich auf den gewöhnlichen Aufenthalt beziehen, sind nur die 

Kollisionsnormen bezüglich des Erbstatuts und teilweise des Adoptionsstatuts durch die 

zeitliche Bestimmung im Tatbestand einer Kollisionsnorm als unwandelbares Statut zu 

qualifizieren. Einerseits üben diese Lücken keinen großen Einfluss auf die Beurteilung 

punktueller Ereignisse wie dem Eintritt der Volljährigkeit, der Vornahme eines 

Rechtsgeschäftes, der Begehung einer unerlaubten Handlung aus;
318

 anderseits ist die 

Unwandelbarkeit, die im Wesentlichen durch den maßgeblichen Zeitpunkt im Tatbestand 

einer Kollisionsnorm bestimmt wird, für Dauerschuldverhältnisse, z.B. Ehegüter-, Vertrags-, 
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Adoptions- und Unterhaltsverhältnisse, von großer Bedeutung. Es ergibt sich hieraus, dass der 

Mangel des maßgeblichen Zeitpunkts in den Bestimmungen der Dauerschuldverhältnisse die 

Festlegung des gewöhnlichen Aufenthalts in den Fällen des Statutenwechsels beschweren.  

Hier wird die Anknüpfung an den gewöhnlichen Aufenthalt für die Dauerschuldverhältnisse 

in den europäischen kollisionsrechtlichen Verordnungen als Beispiel genommen. Art 4 Abs 3 

Rom I-VO sieht als den für die Bestimmung des gewöhnlichen Aufenthalts maßgeblichen 

Zeitpunkt den Vertragsabschluss vor, dadurch wird das Vertragsstatut nicht mehr wandelbar. 

Die Art 5-8 Rom III-VO bestimmen den maßgeblichen Zeitpunkt des gewöhnlichen 

Aufenthalts für die Ehescheidung und die Trennung ohne Auflösung des Ehebands. Dafür ist 

der maßgebliche Zeitpunkt zum Zeitpunkt der Rechtswahl, wenn das anzuwendende Recht 

durch die Rechtwahl bestimmt wird, maßgeblich. Demgegenüber ist der maßgebliche 

Zeitpunkt jener der Anrufung des Gerichts, wenn eine Rechtswahl fehlt und daher das 

anzuwendende Recht durch die objektive Anknüpfung bestimmt wird. Falls die Ehegatten 

nach dem vorrangigen geregelten maßgeblichen Zeitpunkt keinen gemeinsamen 

gewöhnlichen Aufenthalt haben, gilt der letzte gemeinsame gewöhnliche Aufenthalt der 

Ehegatten unter der Voraussetzung, dass dieser letzte gemeinsamen Aufenthalts nicht vor 

mehr als einem Jahr vor Anrufung des Gerichts endete und zugleich zum gewöhnlichen 

Aufenthalt eines Ehegatten zum Zeitpunkt der Anrufung des Gerichtes gehört. 

4.2.3 Gewöhnlicher Aufenthalt als zentrales Anknüpfungsmoment im neuen 

chinesischen IPR 

Der Tatbestand einer selbständigen Kollisionsnorm enthält zwei Elemente: den 

Anknüpfungsgegenstand und das Anknüpfungsmoment. Durch das Anknüpfungsmoment 

wird die Verbindung zwischen Anknüpfungsgegenstand und anzuwendendem Recht 

hergestellt.
319

 Der kollisionsrechtliche Zweck der Anknüpfung an den gewöhnlichen 

Aufenthalt hängt von der Aufgabe des IPR ab. Die richtige Anknüpfung kann dabei helfen, 

dass das Prinzip der engsten Verbindung für die konkreten Umstände des Sachverhalts 

umgesetzt wird. Es handelt sich innerhalb des Prinzips der engsten Verbindung auch nicht so 

sehr darum, das „räumlich beste Recht“, sondern dasjenige, zu dem die engsten sachlichen 

und persönlichen Beziehungen bestehen, zu finden.
320

 Dabei leistet die Anknüpfung an den 

gewöhnlichen Aufenthalt seinen Beitrag zur Verwirklichung des Prinzips der engsten 

Verbindung, indem er das Prinzip für den Zweck der Rechtsanwendung näher konkretisiert. 

                                                 
319

 von Hoffmann/Thorn, IPR, 185 
320

 Vgl. Baetge, Der gewöhnliche Aufenthalt, 77 



Das neue chinesische IPR 

162 
 

Es ergibt sich hieraus, dass die Anknüpfung an den gewöhnlichen Aufenthalt als eine 

besondere Ausprägung des Prinzips der engsten Verbindung im neuen chinesischen IPR 

angesehen wird.  

Davon ausgegangen umfasst das GRZA fünfundzwanzig Paragraphen, die den gewöhnlichen 

Aufenthalt betreffen. In den fünfundzwanzig Paragraphen verwenden dreiundzwanzig 

Paragraphen den gewöhnlichen Aufenthalt als einen einzigen oder primären oder alternativen 

Anknüpfungsmoment in den sog. selbständigen Kollisionsnormen, die sich auf die Bereiche 

des Personal-, Vertrags- bzw. Deliktstatut beziehen.  

➢ Im Personalstatut:  

❖ §  11 Rechtsfähigkeit 

❖ §  12 Geschäftsfähigkeit 

❖ §  13 Verschollenheits-und Todeserklärung 

❖ §  14 Juristische Person 

❖ §  15 Persönlichkeitsrecht 

❖ §  21 Eheschließung   

❖ §  22 Form der Eheschließung 

❖ §  23 Allgemeine Ehewirkung  

❖ §  24 Güterstand  

❖ §  25 Wirkungen des Eltern-Kind-Verhältnisses  

❖ §  26 Einverständliche Scheidung  

❖ §  28 Annahme als Kind  

❖ §  29 Unterhalt  

❖ §  30 Vormundschaft  

❖ §  31 Gesetzliche Erbfolge  

❖ §  32 Testamentsform  

❖ §  33 Testamentswirkungen 

➢ Im vertraglichen Schuldrecht:  

❖ §  41Rechtswahl, mangels Rechtswahl anzuwendendes Recht  

➢ §  42 Verbraucherverträge 

➢ Im außervertraglichen Schuldrecht:  

❖ §  44 Unerlaubte Handlung  

❖ §  45 Produkthaftung  

❖ §  46 Verletzung von Persönlichkeitsrechten  
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❖ §  47 Ungerechtfertigte Bereicherung; Geschäftsführung ohne Auftrag 

In den anderen zwei Paragraphen, nämlich §  19 und §  20 GRZA, wird der gewöhnliche 

Aufenthalt in den sog. unselbständigen Kollisionsnormen verwendet. In § 19 GRZA findet 

der gewöhnliche Aufenthalt für die Bestimmung des Heimatrechts des Mehrstaatsangehörigen 

bzw. Staatslosen Anwendung. § 20 GRZA bezieht sich darauf, wie der gewöhnliche 

Aufenthalt ermittelt wird, wenn der gewöhnliche Aufenthaltsort unklar ist. Seitdem § 15 

Auslegungen zum GRZA den gewöhnlichen Aufenthalt im Sinn des IPR deutlich definiert, ist 

die Bestimmung des § 20 GRZA widersprechend mit dem Begriffsverständnis des 

gewöhnlichen Aufenthalts. Darüber hinaus ist es problematisch, dass der gewöhnliche 

Aufenthalt nach § 20 mit dem derzeitigen Aufenthalt ersetzt wird, wenn der gewöhnliche 

Aufenthalt nicht festgestellt wird
321

.  

4.2.3.1 Der gewöhnliche Aufenthalt beim Personalstatut des neuen chinesischen IPR  

Der Begriff „Personalstatut“ (lex personalis) bezeichnet diejenige Rechtsordnung, welche für 

alle persönlichen Rechtsverhältnisse (in den Bereichen des Personen-, Familien-, und 

Erbrechts) einer natürlichen Person oder einer juristischen Person maßgeblich ist.
322

 Vor 

Inkrafttreten des Französischen Bürgerlichen Gesetzbuches in 1804 wurde das Personalstatut 

nach der lex domicili bestimmt. Danach folgten die 
 
meisten kontinentaleuropäischen Staaten 

der Bestimmung des Bürgerlichen Gesetzbuches von Frankreich in 1804 und knüpften das 

Personalstatut im Grundsatz an die Staatangehörigkeit (lex patriae) an. Demgegenüber 

knüpfen die Rechtsordnungen der anglo-amerikanischen Rechtsgebiete das Personalstatut an 

den Wohnsitz, dessen Begriff von Staat zu Staat unterschiedlich ausgeprägt wird.
323

 In der 

Regel enthält der Begriff „Domizil“ zwei Elemente, nämlich den tatsächliche Aufenthalt und 

den Wille. Aufgrund der Unterschiedlichkeit des Begriffs des Domizils und der Schwierigkeit 

beim Erkennen des Willenselements wird in den letzten Jahrzehnten das Domizilprinzip vom 

gewöhnlichen Aufenthaltsprinzip ersetzt.
324

 

Nach dem GRZA beruht das Personalstatut primär auf dem Prinzip des gewöhnlichen 

Aufenthalts, wonach die Verbindung zwischen einer Person und ihrem tatsächlichen 

Lebensmittelpunkt in erster Linie durch ihren Aufenthalt während eines gewissen Zeitraums 

hergestellt wird. Die Staatsangehörigkeit ist in der Regel nur als eine subsidiäre oder 
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alternative Anknüpfung nach einer Rechtswahl (§§ 24, 25 GRZA) oder dem 

Günstigkeitsprinzip (§§ 22, 25, 29, 30 GRZA) anzuwenden. Für die Rechtsverhältnisse 

zwischen den Ehegatten gilt auf Grund der Berücksichtigung des Gleichberechtigungsprinzips 

im Grundsatz der gemeinsame gewöhnliche Aufenthalt als Anknüpfungskriterium. Wenn die 

Ehegatten keinen gemeinsamen gewöhnlichen Aufenthalt haben, kann die gemeinsame 

Staatsangehörigkeit ersatzweise gelten. Für die Erbfolge gilt statt des Prinzips des 

gewöhnlichen Aufenthalts das Belegenheitsprinzip in den folgenden Aspekte: die gesetzliche 

Erbfolge für unbewegliches Vermögen, die Nachlassverwaltung bzw. erbenloser Nachlass. 

Daran kritisieren einige chinesische Autoren in ihren Quellen, dass im neuen chinesischen 

IPR das Personalstatut nicht nach dem Staatsangehörigkeitsprinzip sondern nach dem 

gewöhnlichen Aufenthalt bestimmt wird und sind der Meinung, dass das Aufenthaltsprinzip 

nicht auf das rechtpolitische Interesse der VRC abgestimmt ist, da die VRC das 

Auswanderungsland ist.
325

  Die anderen chinesischen Autoren sind dagegen und meinen, dass 

der Ausgangspunkt des Anknüpfungsprinzips des Personalstatuts nicht im rechtpolitischen 

Interesse sondern im Verkehrsinteresse bzw. Pateiinteresse liegt. In dieser Hinsicht kann die 

Anknüpfung an den gewöhnlichen Aufenthalt sowohl dem Verkehrsinteresse als auch dem 

Pateiinteresse dienen, da bei der Definition bzw. der Auslegung des gewöhnlichen 

Aufenthalts nicht nur das Zeitelement sondern auch die Integration der sozialen Umwelt 

berücksichtigt  wird. Im Grund genommen ist diese Debatte ein Glaubenskampf.
326

   

Das Staatsangehörigkeitsprinzip basiert auf der Personalhoheit. Dafür dient die Verbindung 

zwischen der betroffenen Person und ihrem Heimatrecht. Im Vergleich mit dem Aufenthalt ist 

die Staatsangehörigkeit eindeutig und stabil. Zugleich gilt die kulturelle Identität des 

Einzelnen als entscheidender Faktor für die Anknüpfung an die Staatangehörigkeit für das 

Personalstatut. Um die kulturelle Identität im Sinne des Kollisionsrechts zu wahren, ist die 

Anwendung des Heimatrechts für Personalstatut gerechtfertigt.
327

 Allerdings führt eine 

interstaatliche Umsiedelung eines Staatsbewohners dazu, dass der Umsiedler fast keine 

tatsächliche Bindung mit seinem Heimatstaat hat. Außerdem ist Mehrstaatsangehörigkeit in 

diesem Sinne auch problematisch. Das Prinzip des gewöhnlichen Aufenthalts basiert auf der 

Territorialhoheit. Dazu dient die tatsächliche Bindung zwischen dem Betroffenen und seinem 

Lebensmittelpunkt. Für einen Staat, in dem mehrere Teilrechtsordnungen entstehen, ist das 
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Aufenthaltsprinzip vorteilhafter als das Staatsangehörigkeitsprinzip. In Hinblick auf die 

internationale Zuständigkeit kann das Aufenthaltsprinzip auch darauf abstimmbar sein. 

Abgesehen von dem rechtpolitischen Interesse liegt der Nachteil des Aufenthaltsprinzips im 

Vergleich mit dem Staatsangehörigkeitsprinzip darin, dass der gewöhnliche Aufenthalt 

leichter veränderlich ist als die Staatangehörigkeit und bis heute noch keine vereinheitlichte 

Definition hat.  

Der Gesetzgeber des GRZA hat die endgültige Entscheidung getroffen, dass das maßgebliche 

Recht beim Personalstatut vor allem auf dem gewöhnlichen Aufenthaltsprinzip beruht und das 

Staatangehörigkeitsprinzip dabei nur als die subsidiäre oder alternative Anknüpfung bestimmt 

wird, da sich im Vergleich mit dem rechtpolitischen Interesse die tatsächliche soziale Bindung 

zwischen einer Person und der Rechtsordnung (Prinzip des engsten Verbindung) für den 

kollisionsrechtlichen Gerechtigkeitsgehalt als wichtiger erweist. 

4.2.3.2 Der gewöhnliche Aufenthalt beim Vertragsstatut bzw. Deliktstatut des neuen 

chinesischen IPR  

In der Grundregel bestimmt das GRZA das maßgebende Recht für das Vertragsstatut nach 

dem Prinzip des gewöhnlichen Aufenthalts bei einem Mangel der Rechtswahl, da für die 

meisten Vertragstypen das Recht des gewöhnlichen Aufenthaltsortes jener Partei, die die 

charakteristische Leistung erbringt, das Prinzip der engsten Verbindung am besten 

verwirklicht.
328

 Für Verbraucherverträge wird das maßgebliche Recht bei Mangel der 

Rechtswahl nach dem gewöhnlichen Aufenthalt des Verbrauchers bestimmt, sofern  der 

Unternehmer an dem gewöhnlichen Aufenthaltsort des Verbrauchers die entsprechende 

gewerbliche Tätigkeit ausübt. Diese Bestimmung geht davon aus, dass einerseits das Interesse 

des Verbrauchers dadurch geschützt werden kann, anderseits der Unternehmer das Recht 

vorhersehen kann, dem er deswegen unterliegt.
329

 Bei der Anwendung des Prinzips des 

gewöhnlichen Aufenthalts zur Bestimmung des maßgebenden Rechts für das Vertragsstatut 

liegen zwei Ausnahmen vor: Arbeitsverträge und die Ausweichklausel, da für die zwei 

Ausnahmen das Recht des gewöhnlichen Aufenthaltsorts nicht das Recht des Ortes ist, an 

dem der betroffenen Vertrag am engsten verbunden ist. 

Für das Deliktsstatut bestimmt das GRZA das maßgebliche Recht in erster Linie nach der 

Rechtswahl. Bei Mangel der Rechtswahl ist das maßgebliche Recht nach der Tatortsregel 
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(Begehungsortsprinzip) zu bestimmen. Wenn allerdings der Geschädigte und der Schädiger 

einen gemeinsamen gewöhnlichen Aufenthaltsort haben, ist das maßgebliche Recht nicht nach 

der Tatortsregel sondern nach dem gemeinsamen gewöhnlichen Aufenthalt zu bestimmen, da 

in diesem Fall die Rechtsordnung des gemeinsamen gewöhnlichen Aufenthaltsortes eine 

engere Verbindung mit dem betroffenen Sachverhalt als die Rechtsordnung des Tatorts hat. 

Für die Verletzung der Persönlichkeitsrechte ist der gewöhnliche Aufenthalt des Geschädigten 

als die einzige Anknüpfung zu bestimmen, da die Folge der Verletzung der 

Persönlichkeitsrechte im Wesentlichen am gewöhnlichen Aufenthalt des Geschädigten 

eintritt. Für die Produkthaftung wird das maßgebliche Recht bei Mangel der Rechtswahl nach 

dem gewöhnlichen Aufenthalt des Geschädigten bestimmt, sofern der Schädiger an dem 

gewöhnlichen Aufenthaltsort des Geschädigten eine entsprechende gewerbliche Tätigkeit 

ausübt. Diese Bestimmung hat denselben Ausgangspunkt mit § 42 GRZA 

(Verbraucherverträge). 

4.2.4 Probleme  

Der Sinn und Zweck der Anknüpfung an den gewöhnlichen Aufenthalt liegt in der 

Verwirklichung der fundamentalen Grundsätze der Rechtssicherheit und 

Einzelfallgerechtigkeit. Sonst sind beide Grundsätze nie durch eine kollisionsrechtliche Norm 

gleichzeitig zu realisieren, da die Einzelfallgerechtigkeit die Berücksichtigung der 

Einzelfallverhältnisse verlangt, während die Rechtssicherheit demgegenüber eine für generell-

abstrakte Verhältnisse entsprechende Norm fordert. Das setzt voraus, dass der Begriff des 

gewöhnlichen Aufenthalts im Sinn der Konkretisierung des Prinzips der engsten Verbindung 

definiert und im Einzelfall auch danach ausgelegt werden muss. In dieser Hinsicht ist 

einerseits die Definition des gewöhnlichen Aufenthalts im neuen chinesischen IPR 

maßgeblich für die Ausprägung des Prinzips der engsten Verbindung, da sie den 

gewöhnlichen Aufenthalt nicht nur durch die zeitliche Spanne und Regelmäßigkeit des 

Aufenthalts sondern auch im Interesse der sozialen Bindung zwischen der Person und der 

aufgewiesenen Rechtsordnung auffasst; anderseits liegen einige Probleme bei der 

Nominierung einer konkreten Kollisionsnorm vor, die nicht auf den Sinn und Zweck der 

Anknüpfung an den gewöhnlichen Aufenthalt abstimmt ist.  

4.2.4.1 § 20 GRZA  

§ 20 GRZA bezieht sich darauf, wonach das maßgebliche Recht zu bestimmen ist, wenn der 

gewöhnliche Aufenthalt von Rechts wegen fehlt. Gemäß § 20 GRZA ist, wenn der 
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gewöhnliche Aufenthalt einer natürlichen Person unbestimmbar ist, ist das maßgebende Recht 

nach ihrem derzeitigen Aufenthalt zu bestimmen. Dafür kommen vor allem zwei Fragen in 

Betracht: Zunächst, wie man den Begriff des sog. derzeitigen Aufenthalt verstehen kann; 

zweitens, wie die Unbestimmbarkeit des gewöhnlichen Aufenthalts genau abgrenzt werden 

kann.  

Auf die erste Frage liegt keine gesetzliche Definition des derzeitigen Aufenthalts im 

chinesischen IPR bzw. in der ganzen Rechtsordnung der VRC vor. Daraus folgt, dass der 

derzeitige Aufenthalt nicht ein Rechtsbegriff sondern eine Tatsache ist, nämlich eine 

tatsächliche Anwesenheit an einem Ort. Es ist zu beachten, dass der Anwesenheitsort einer 

natürlichen Person, insbesondere einer die keinen gewöhnlichen Aufenthalt hat, immer 

wechselnd sein kann. Darüber hinaus ist es überaus bedeutsam, die maßgebende Zeit ihrer 

Anwesenheit festzulegen. Es ist nicht möglich, mit dem Begriff „derzeit“ die maßgebende 

und notwendige Zeit zu bestimmen, da „Derzeit“ nicht ein absoluter und genauer sondern ein 

relativer Zeitpunkt ist. 

Auf die zweite Frage, was es bedeutet, dass der gewöhnliche Aufenthalt nicht bestimmbar ist, 

bezieht sich der Kommentar zum GRZA des obersten Gerichtshofs darauf:
 330

 

➢ dass der gewöhnliche Aufenthalt nicht ermittelt werden kann; 

➢ dass der Betroffene keinen gewöhnlichen Aufenthalt von Rechts wegen hat; 

➢ dass der Betroffene mehr als einen gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

Bei der Anwendung des § 20 GRZA in der Gerichtspraxis hat OVG in seinem Kommentar 

zum GRZA die folgenden Vorschläge angeboten:
 331

 

➢ Zunächst, wenn der gewöhnliche Aufenthalt als die einzige Anknüpfung in einer 

selbständigen Kollisionsnorm vorgesehen ist und danach unbestimmbar ist, soll der 

derzeitige Aufenthalt als eine Ersatzanknüpfung Anwendung finden. Dabei geht es um 

die folgenden Paragraphen: 

❖ §  11 Rechtsfähigkeit 

❖ §  13 Verschollenheits-und Todeserklärung 

❖ §  15 Persönlichkeitsrecht 
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❖ §  28 Annahme als Kind  

❖ §  31 Gesetzliche Erbfolge  

❖ §  46 Verletzung von Persönlichkeitsrechten  

➢ Zweitens, wenn es in einer selbständigen Kollisionsnorm eine andere Anknüpfung gibt 

und ihre Anwendung der Anknüpfung an den gewöhnlichen Aufenthalt vorgeht und 

vorrangige Anknüpfung ausfällt sowie der gewöhnliche Aufenthalt unbestimmbar ist, 

soll der derzeitige Aufenthalt als eine Ersatzanknüpfung auch angewendet werden. Die 

Bestimmungen betreffen §  42 Verbraucherverträge und §  45 Produkthaftung.  

➢ Drittens, wenn der gewöhnliche Aufenthalt als die Hauptanknüpfung geregelt wird und 

der gewöhnliche Aufenthalt unbestimmbar ist, soll nicht der derzeitige Aufenthalt 

sondern die subsidiäre Anknüpfung anzuwenden sein. Die Paragraphen sind: 

❖ §  23 Allgemeine Ehewirkung  

❖ §  24 Güterstand  

❖ §  25 Wirkungen des Eltern-Kind-Verhältnisses  

❖ §  26 Einverständliche Scheidung  

❖ §  44 Unerlaubte Handlung  

❖ §  47 Ungerechtfertigte 

➢ Viertens, nach der Absicht des obersten Gerichtshof in seinem Kommentar zum GRZA 

ist es umstritten, ob der derzeitige Aufenthalt den gewöhnlichen Aufenthalt ersetzen 

kann, wenn der gewöhnliche Aufenthalt als eine alternative Anknüpfung nach der 

Günstigkeitsprinzip oder der Rechtswahl vorgesehen wird und unbestimmbar ist. 

Dabei handelt es sich um: 

❖ §  22 Form der Eheschließung 

❖ §  24 Güterstand  

❖ §  25 Wirkungen des Eltern-Kind-Verhältnisses  

❖ §  26 Einverständliche Scheidung 

❖ §  29 Unterhalt  

❖ §  30 Vormundschaft  

➢ §  32 Testamentsform  

Da der Sinn und Zweck der Anknüpfung an den gewöhnlichen Aufenthalt die 

Konkretisierung des Prinzips der engsten Verbindung ist, steht § 20 GRZA im Grundsatz 

dazu im Widerspruch. Wenn § 20 in der Gerichtspraxis oft angewendet wird, führt dies 
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vielmehr dazu, dass die Anknüpfung an den gewöhnlichen Aufenthalt von dem Zweck der 

Konkretisierung des Prinzips der engsten Verbindung abweicht. In dieser Hinsicht sind die 

Vorschläge des ersten, zweiten bzw. vierten Punkts des obersten Gerichtshofs auch 

problematisch. Meiner Meinung nach ist es unnötig, eine besondere Ersatzanknüpfung für die 

Unbestimmbarkeit des gewöhnlichen Aufenthalts zu bestimmen, da das Prinzip der engsten 

Verbindung schon als eine generelle Ersatzklausel in § 2 GRZA geregelt wird. Somit kann 

das maßgebliche Recht bei der Unbestimmbarkeit des gewöhnlichen Aufenthalts nach Sinn 

und Zweck der betroffenen Bestimmung  ausgelegt werden. 

Wenn der gewöhnliche Aufenthalt als die einzige Anknüpfung in einer selbständigen 

Kollisionsnorm vorgesehen ist, oder wenn es in einer selbständigen Kollisionsnorm eine 

andere Anknüpfung gibt deren Anwendung der Anknüpfung an den gewöhnlichen Aufenthalt 

vorgeht, und dann diese vorrangige Anknüpfung ausfällt, kann das Prinzip der engsten 

Verbindung als eine Hilfsanknüpfung bei der Unbestimmbarkeit des gewöhnlichen 

Aufenthalts anzuwenden sein. Dabei müssen die gesamten Umstände des Sachverhalts 

berücksichtigt werden. 

Für den gewöhnlichen Aufenthalt als Hauptanknüpfung ist, wie OVG vorgeschlagen hat, die 

subsidiäre Anknüpfung bei der Unbestimmbarkeit des gewöhnlichen Aufenthalts 

anzuwenden. 

Wenn der gewöhnliche Aufenthalt als eine alternative Anknüpfung nach dem 

Günstigkeitsprinzip oder der Rechtswahl vorgesehen ist und unbestimmbar ist, kann die 

Anwendbarkeit des derzeitigen Aufenthalts je nach dem betroffenen Verhältnis bestimmt 

werden. In Bezug auf die Rechtswahl beim Ehegüterrecht und der einvernehmlichen 

Scheidung ist der derzeitige Aufenthalt nicht als die Ersatzanknüpfung bezüglich des 

gewöhnlichen Aufenthalts anzuwenden, da der Ehegüterstand und die einvernehmliche 

Scheidung der eingeschränkten Rechtswahl unterliegen. Die Einschränkung richtet sich nach 

persönlicher (Personalhoheit) und sachlicher (Territorialitätshoheit)  Verbindung.  Es ergibt 

sich hieraus, dass die Anknüpfung an den derzeitigen Aufenthalt von diesem Zweck abweicht. 

In Bezug auf das Günstigkeitsprinzip muss man nach dem konkret begünstigten 

Zielgegenstand unterschieden. Nach der generellen Bedeutung des Begriffs des 

Günstigkeitsprinzips kann dieses ein für eine Partei oder für die Wirksamkeit eines 

Rechtsgeschäfts vorteilhafte Folge erzielen. Für das Günstigkeitsprinzip im Dienste der 

Verwirklichung der Wirksamkeit eines Rechtsgeschäfts kann der derzeitige Aufenthalt bei der 

Unbestimmbarkeit des gewöhnlichen Aufenthalts ersatzweise anzuwenden sein. Hier soll die 
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maßgebende Zeit des derzeitigen Aufenthalts beachtlich sein. Etwa wenn sich die 

maßgebende Zeit des derzeitigen Aufenthalts bezüglich der Formalität der Eheschließung 

nach dem Zeitpunkt der Eheschließung richtet.  Für das Günstigkeitsprinzip im Dienste des 

Schutzes des Schwächeren ist der derzeitige Aufenthalt besser nicht als die Ersatzanknüpfung 

anzuwenden, da dieser in der Regel voraussetzt, dass das maßgebende Recht mit dem 

Betroffenen eine persönliche oder sachliche Verbindung hat. 

4.2.4.2 § 15 „Auslegungen zum GRZA” 

§ 15 „Auslegungen zum GRZA“ hat den Begriff des gewöhnlichen Aufenthalts im Sinne des 

chinesischen IPR definiert. Mittlerweile betont § 15, dass sich diese Definition auf den 

gewöhnlichen Aufenthalt bezieht, der vom GRZA umfasst ist. Das bedeutet, dass der 

gewöhnliche Aufenthalt in anderen Gesetzen nicht nach dem § 15 ausgelegt wird. Es ist zu 

beachten, dass diese Bestimmung problematisch ist. Das neue chinesische IPR-System enthält 

nicht nur das GRZA sondern auch die anderen Gesetze, in den die nicht vom GRZA 

bestimmten Kollisionsnormen enthalten sind. Außerhalb der Kollisionsnormen stehen die 

Bestimmungen des internationalen Zivilprozessrechts und der zivilrechtlichen bzw. 

zivilprozessrechtlichen internationalen Abkommen und Konvention auch im Zusammenhang 

mit den Sachverhalten mit Auslandsbezug. Diesbezüglich soll der gewöhnliche Aufenthalt 

natürlich im Sinne des chinesischen IPR ausgelegt werden, sofern die betroffenen Abkommen 

oder Konventionen keine eigne Definition zum gewöhnlichen Aufenthalt haben. Daraus folgt, 

dass die Definition des gewöhnlichen Aufenthalts nicht nur für die vom GRZA umfassten 

Sachverhalte mit Auslandsbezug sondern für alle Sachverhalte mit Auslandsbezug, nämlich  

auch die vom IPR im weiteren Sinn betroffenen Sachverhalte mit Auslandsbezug, gilt.  

Darüber hinaus, werden gemäß § 15 die medizinische Behandlung, die Arbeitsentsendung, die 

Amtshandlung sowie andere ähnliche Umstände als Ausnahmen zur Beurteilung des 

gewöhnlichen Aufenthalts angesehen. Fraglich ist, wonach das maßgebliche Recht in den 

Fällen der medizinischen Behandlung, der Arbeitsentsendung, der Amtshandlung sowie 

anderer ähnlicher Umstände bestimmt werden soll: nach dem letzten gewöhnlichen Aufenthalt 

oder der Staatangehörigkeit?
332
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4.2.4.3 Der maßgebliche Zeitpunkt des gewöhnlichen Aufenthalts 

Nach den unterschiedlichen Kriterien sind die Anknüpfungen den verschiedenen Arten 

zuzuordnen:
 333

 

➢ Subjektive Anknüpfung  und objektive Anknüpfung: Die sog. subjektive Anknüpfung 

richtet sich nach dem Willen der Partei; die objektive Anknüpfung richtet auf die 

objektive Realität, z.B. gewöhnlicher Aufenthalt, Staatsangehörigkeit, Belegenheit, 

Forum des Gerichts usw. 

➢ Unbewegliche Anknüpfung und wechselhafte Anknüpfung: Man spricht von der 

unbeweglichen Anknüpfung bei der Belegenheit der unbeweglichen Sachen oder dem 

Handlungsort, an dem die Handlungen eintraten, z.B. der Ort, an dem die Ehe 

geschlossen wurde oder die Verträge abgeschlossen wurden; man spricht von der 

beweglichen Anknüpfung dann, wenn sich ihre Tatsachen der Anknüpfung ändern 

können. Z.B. gewöhnlicher Aufenthalt, Staatsangehörigkeit, Verwaltungszentrum der 

juristischen Person. 

➢ Anknüpfung der reinen Tatsachen und Anknüpfung der Rechtsbegriffe: Die reinen 

Tatsachen richten sich auf die Belegenheit der unbeweglichen Sachen; die 

Rechtsbegriffe richten sich auf die Begriffe, die durch Gesetze bestimmt werden, z.B. 

Staatsangehörigkeit und Aufenthalt.  

Nach dieser Zuordnung ist die Anknüpfung an den gewöhnlichen Aufenthalt eine bewegliche 

Anknüpfung, deren angeknüpfte Tatsachenveränderung den Statutenwechsel verursachen 

kann. Daraus folgt, dass es entscheidend für die Festlegung des maßgebenden Rechts ist, 

welcher Zeitpunkt beim wandelbaren Statut für die betroffene Kollisionsnorm maßgeblich ist. 

Der maßgebliche Zeitpunkt kann in der konkreten Kollisionsnorm oder durch eine Hilfsnorm 

(eine unselbständige Kollisionsnorm) normiert werden.  

In den chinesischen literarischen Quellen wurde der Statutenwechsel nicht als eine 

selbständige Frage im Sinne des IPR gestellt. Sowohl das alte chinesische IPR als auch das 

GRZA erfassen keine Hilfsnorm für den Statutenwechsel und nur in einigen 

Einzelkollisionsnormen den maßgeblichen Zeitpunkt für die Anknüpfung an eine bewegliche 

Anknüpfung. So regeln z.B. im GRZA § 28 die Annahme als Kind (im Zeitpunkt als 

Annahme) und §§ 31, 32, 33, 35 das Erbrecht (im Zeitpunkt des Todes). Für die anderen 

                                                 
333

 HUANG Jin, IPR, 185 



Das neue chinesische IPR 

172 
 

Verhältnisse einschließlich des Personal-, Vertrags- und Deliktsstatuts liegt keine Abgrenzung 

für den maßgeblichen Zeitpunkt vor. Dafür kann das Problem durch eine künftige judikative 

Erläuterung des OVG mit einer Hilfsnorm wie Art 19 Abs 3 Rom I-VO beseitigt werden. 

Davor muss das Volksgericht den maßgeblichen Zeitpunkt der Anknüpfung an den 

gewöhnlichen Aufenthalt, der im GRZA nicht deutlich geregelt wird, nach dem Charakter der 

Verhältnisse (punktuell oder dauerhaft) sowie nach den Statuten der Verhältnisse im 

Einzelfall beurteilen.
334

  

 

5. Materialisierung des IPR durch das Günstigkeitsprinzip 

5.1 Materialisierung des IPR 

5.1.1 Materiell-privatrechtliche Gerechtigkeit des IPR 

Die Rechtsordnung hat zum Ziel, die Gerechtigkeit zu verwirklichen und als ein Teil der 

Rechtsordnung leistet das IPR auch seinen Beitrag zu diesem Ziel. Die engste Verbindung 

dient zur Verwirklichung der internationalprivatrechtlichen Gerechtigkeit, indem das örtlich 

beste Recht für die Sachverhalte mit Auslandsbezug zur Anwendung kommt. Dabei steht die 

materiell-privatrechtliche Gerechtigkeit außer Betracht. Dies unterliegt einer starken Kritik, 

da das maßgebliche Recht ohne Rücksicht auf das materielle Ergebnis zu bestimmten ist. 

Daher entsteht ein Methodenwandel im IPR. Es geht darum, auf Grundlage der rechts- und 

sozialpolitischen Erfordernisse die Parallelität zwischen den materiell-privatrechtlichen 

Erwägungen und dem methodischen Ansatz des IPR für die Bestimmung des anzuwendenden 

Rechts sicherzustellen.
335

 Daraus folgt, dass die materiell-privatrechtliche Gerechtigkeit im 

Rahmen der kollisionsnormen durch das anzuwendende Recht verwirklicht wird.  

In einer klassischen allseitigen Kollisionsnorm ist die Anknüpfung wertneutral. Falls die 

Neutralität der Anknüpfung gegenüber den verschiedenen Rechtsordnungen aus der Sicht 

eines Staates unter Berücksichtigung der rechts-und sozialpolitischen Erfordernisse nicht 

gewünscht ist, können die materiellen Gerechtigkeitserwägungen durch eine inhaltliche 

Prüfung der verschiedenen gleichwertigen Rechtsordnungen durchgeführt werden. Daher wird 

eine neue Anknüpfungstechnik gefordert, die für einen Anknüpfungsgegenstand 

(Rechtsverhältnis) mindestens zwei Rechtsordnungen anbieten kann, damit eine inhaltliche 
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Prüfung zwischen den zugleich berufenden Rechtsordnungen erfolgen kann. Diese Methode, 

bei der Bestimmung des anzuwendenden Rechts von der materiell-rechtlichen Rechtsfolge 

auszugehen und die materiell-rechtliche Erwägung in die Anknüpfungsentscheidung 

miteinzubeziehen, kann als die Materialisierung des IPR im engeren Sinn bezeichnet werden. 

Materialisierung des IPR im weiteren Sinn bezieht sich auch auf die nationalen Sachnormen, 

die aufgrund ihres charakteristischen Inhalts unmittelbar auf die Sachverhalte mit 

Auslandsbezug anzuwenden sind. Dabei sind die von § 4 GRZA geregelten sachrechtlichen 

zwingenden Vorschriften ein Paradebeispiel der Materialisierung des IPR im weiteren Sinn. 

5.1.2 Instrumente der Materialisierung des IPR im engeren Sinn 

Parteiautonomie und Mehrfachverknüpfung sind jene Aspekte, welche für eine 

Anknüpfungsausgestaltung das Erfordernis der Materialisierung des IPR verwirklichen 

können. Beide ermöglichen es dem Rechtsanwender, eine inhaltliche Prüfung in die 

Anknüpfungsentscheidung miteinzuziehen.  

5.1.2.1 Mehrfachverknüpfungen 

Hier richtet sich die Strukturveränderung der Kollisionsnorm darauf, dass der 

Anknüpfungsgegenstand nicht mit einen einzelnen mit mehreren Anknüpfungsmomenten 

verbunden wird. Diese Anknüpfungstechnik, wonach in einer Kollisionsnorm ein 

Anknüpfungsgegenstand mehreren potenziell anzuwendenden Rechtsordnungen zugeordnet 

wird, bezeichnet  man als (echte) Mehrfachverknüpfungen
336

 oder kombinierte
337

 

Anknüpfungen. Im Gegensatz dazu besteht auch eine andere Art der Anwendung mehrerer 

Anknüpfungsmomente, welche von Kropholler „getrennte, fakultative, Anknüpfung“
338

 und 

von Schröder „unechte Mehrfachverknüpfungen“
339

 genannt werden. Die kombinierten 

Anknüpfungen (echte Mehrfachverknüpfungen) unterteilen sich in alternative, subsidiäre, 

kumulative und gekoppelte Anknüpfungen.
340

 Dabei können nicht alle Kollisionsnormen, die  

die Mehrfachverknüpfung enthält, der Materialisierung des IPR zuzuordnen sein. Nur bei 

solchen Formen der Mehrfachverknüpfung, deren Anknüpfungsentscheidung nach materiell-

rechtlichen Erwägungen erfolgt,
 
kann man von Materialisierung des IPR sprechen. Die 

anderen, in der Struktur durch die Anknüpfungshäufung veränderten Kollisionsnormen, 
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folgen im Wesentlichen dem Prinzip der engsten Verbindung. In der folgenden Tabelle wird 

die Anwendung der Mehrfachverknüpfung im GRZA zusammengefasst.  

 

Art Definition Materialisierung des 

IPR 

Einschlägige 

Paragraphen 

im GRZA 

 

Alternativ-

anknüpfung 

Alternative  

Kollisionsnormen berufen für 

einen Anknüpfungsgegenstand 

mehrere gleichwertig 

nebeneinanderstehende Rechts-

ordnungen.
 341

 

Der Rechtsanwender hat das 

maßgebliche Recht aufgrund 

einer im Tatbestand der 

Kollisionsnorm enthaltenen 

Ergebnisvorgabe nach einer 

bestimmten, abstrakt 

vorformulierte materiell-

rechtlichen Folge zwischen den 

von den 

Alternativanknüpfungen 

berufenen Rechtsordnungen zu 

bestimmen.
 342

 

 

 

Ja 

Ziel der 

Begünstigung der 

Wirksamkeit einer 

Rechtsgeschäfts ist 

es, ein bestimmtes 

materiell-rechtliches 

Ergebnis dergestalt 

zu begünstigen, dass 

der Rechtserfolg 

bereits dann eintritt, 

wenn seine 

Voraussetzungen in 

nur einem der 

berufenen Sachrechte 

vorliegen.
343

 

§§  22, 32, 33 

Ja 

Bei der Begünstigung 

einer bestimmten 

Person (des 

Schwächeren) ist die 

Anknüpfungs-

entscheidung für das 

letztlich 

anzuwendende Recht 

abhängig davon, 

welches Sachrecht 

der zugleich 

berufenen 

Rechtsordnungen das 

Ergebnis erreichen 

kann,  die bestimmte 

Person materiell-

§§ 25, 29, 30 
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rechtlich zu 

begünstigen. 

Die bei Kriterien der 

Anknüpfungsentscheidung 

unklare 

Alternativanknüpfung
344

 

Nein §§ 28 S.3, 

39,41 

Subsidiäre 

Anknüpfung 

Die subsidiäre Anwendung 

einer zweiten oder auch dritten 

Rechtsordnung erfolgt aufgrund 

einer Ersatzanknüpfung, wenn 

die Hauptanknüpfung bzw. die 

vorangehende 

Ersatzanknüpfung versagt.
 345

 

Je nachdem 

Ja: Falls ein 

subsidiärer 

Anknüpfungsmoment 

aus dem Grund 

anzuwenden ist, dass 

das vom Gesetzgeber 

gewünschte 

materiell-rechtliche 

Ergebnis nach der 

primär berufenen 

Rechtsordnung nicht 

eintritt.
 346

 

Ja:§ 11 

Nein: 

§§ 16, 17, 18, 

19, 21, 23, 

24, 25, 26, 

37, 38, 41, 

42, 43, 44, 

45, 47, 49 

Kumulative 

Anknüpfung 

Die kumulative Anwendung 

mehrerer Rechtsordnungen auf 

dieselbe Rechtsfrage bedeutet in 

der Regel, dass die Rechtsfolge 

nur dann eintritt, wenn sie nach 

allen beteiligten 

Rechtsordnungen begründet ist.
 

347
 Dabei werden die zwei 

Rechtsordnungen zugleich 

angewendet, wenn sie inhaltlich 

voll übereinstimmen oder sich 

wenigstens nicht 

widersprechen.
348

 

Ja 

  

§ 28 S.1 

Gekoppelte 

Anknüpfung 

Von gekoppelter Anwendung 

mehrerer Rechtsordnungen 

spricht man, wenn mehrere 

Voraussetzungen ein und 

derselben Rechtsfolge nach 

Nein  
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verschiedenen Rechtsordnungen 

beurteilt werden.
 349

 

Getrennte 

Anknüpfung 

Eine getrennte Anwendung 

mehrerer Rechtsordnungen auf 

dasselbe Rechtsverhältnis 

erfolgt dann, wenn das 

Rechtsverhältnis in mehrere 

Einzel- oder Teilfragen 

aufgeteilt wird, die jeweils einer 

besonderen Rechtsordnung 

unterstellt werden.
350

 

Nein §§ 16, 28, 31 

Fakultative 

Anknüpfung 

Bei der fakultativen 

Anwendung mehrerer 

Rechtsordnungen wird es einen 

oder beiden Parteien freigestellt, 

welcher Rechtsordnung sie sich 

bedienen wollen, wenn die 

mehreren 

Anknüpfungsmomente in 

concreto auf verschiedene 

Rechtsnormen verweisen 

(beschränkte 

Parteiautonomie).
351

 

Allgemeinen 

gesprochen-Ja; 

In dieser Arbeit: 

Einseitige 

Parteiautonomie-Ja; 

Gegenseitige 

Parteiautonomie-

Nein 

Einseitige 

Partei-

autonomie: 

§§ 42,45 

 

Wie in der Tabelle gezeigt, werden nicht alle Arten der Mehrfachverknüpfungen im GRZA 

vorgesehen. Bei den Arten der Mehrfachverknüpfungen geht es im GRZA um die 

Alternativanknüpfung, die subsidiäre Anknüpfung, die kumulative Anknüpfung, die getrennte 

Anknüpfung und die fakultative Anknüpfung. Darauf beziehen sich im GRZA außerhalb der 

Parteiautonomie nur die Alternativanknüpfung, die kumulative Anknüpfung und die bedingte 

subsidiäre Anknüpfung in Hinsicht auf die Materialisierung des IPR. Bei der Anwendung 

anderer Mehrfachverknüpfungen wird davon ausgegangen, dass eine Einfachverknüpfung der 

Vielfalt der Lebenswirklichkeit häufig nicht gerecht wird.
352

 Infolge dessen kommen eine 

Reihe Rechtsordnungen, die mit dem betroffenen Sachverhalt engere Verbindung haben, in 

der Anknüpfungsentscheidung in Betracht. 
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Die der Materialisierung des IPR zuzuordnenden Kollisionsregeln berücksichtigen bereits bei 

der Anknüpfung den Inhalt des materiellen Rechts.
353

 In dieser Hinsicht hat der Zweck der 

materiell-rechtlichen Bestimmungen ihren Einfluss auf das Kollisionsrecht geübt.  

5.1.2.2 Parteiautonomie 

Unter Parteiautonomie, die sich in der Regel auf die gegenseitige Rechtswahlfreiheit richtet, 

ist die Befugnis der Parteien zu verstehen, das auf ein bestimmtes Rechtsverhältnis 

anzuwendende Recht selbst bestimmen zu können. Wie viele Rechtsordnungen dabei zur 

Verfügung stehen, ist abhängig davon, ob die Parteiautonomie im betroffenen Sachverhalt 

(Lebensverhältnis) beschränkt oder unbeschränkt ist. So ist z.B. die Parteiautonomie des 

Vertragsstatuts grundsätzlich unbeschränkt; im Gegensatz dazu ist die Parteiautonomie des 

Familienstatuts beschränkt. Hier wird der Anknüpfungsgegenstand an das von den Parteien 

gewählte Recht, das durch die Willensäußerung der Partei endgültig festgelegt wird, 

angeknüpft. Davor stehen die wählbaren Rechtsordnungen den Parteien alternativ zur 

Auswahl.
354

 Obwohl es die Parteiautonomie den Parteien ermöglicht, das maßgebliche Recht 

zur Regelung des betroffenen Sachverhalts mit Auslandsbezug aus mehreren 

Rechtsordnungen zu wählen, geht die Verleihung der Rechtswahlbefugnis nicht unbedingt 

von der Erzielung eines bestimmten materiell-rechtlichen Ergebnisses aus. Im vertraglichen 

Schuldrecht wird die Rechtswahlfreiheit damit begründet, dass auf diese Weise eine 

„Anknüpfungsverlegenheit“ des objektiven Rechts beseitigt
355

 und die materiell-

privatrechtliche Bestimmungsfreiheit durch die Rechtswahlmöglichkeit auf 

kollisionsrechtlicher Ebene gewährleistet wird. Im außervertraglichen Schuldrecht bezweckt 

die Rechtswahlfreiheit einen gerechten Ausgleich zwischen den Interessen der Person, deren 

Haftung geltend gemacht wird, und der Person, die geschädigt wurde.
356

 Im Familien-und 

Erbrecht liegt die beschränkte Rechtswahlfreiheit dergestalt vor, als die Parteien nur 

bestimmte Rechte wählen dürfen. Hier erfüllt die Rechtswahl die Funktion, das Aufenthalts- 

und Staatsangehörigkeitsprinzip zu versöhnen bzw. angesichts der zunehmenden Mobilität 

der Bürger Flexibilität, Rechtssicherheit und Vorhersehbarkeit zu leisten.
357

 

Wenn in einer selbständigen Kollisionsnorm die Befugnis der Rechtswahl nur einer 

bestimmten Partei verliehen wird, damit sie die Möglichkeit hat, ein für sie einseitig 
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günstigeres Recht wählen zu können, kann eine solche Parteiautonomie der Materialisierung 

des IPR zugeordnet werden. Hier liegt der Zweck der Zulassung der Rechtswahlfreiheit darin,  

die objektive Anknüpfung zu ergänzen, wenn diese nicht zu einem befriedigenden Ergebnis,  

für z.B. den Schutz der schwächeren Partei,  gelangt. 

5.1.3 Materialisierung des IPR und das Prinzip der engsten Verbindung 

Der Gesetzgeber kann mittels der Materialisierung des IPR verschiedene materiell-rechtliche 

Ergebnisse durch einseitige Kollisionsnormen (Exklusivkollisionsnorm), Eingriffsnormen und 

die allseitigen Kollisionsnormen, deren Struktur durch die Mehrfachverknüpfung verändert 

ist, erzielen. Die einseitigen Kollisionsnormen sowie die Eingriffsnorm dienen im 

Wesentlichen den sozialen und wirtschaftlichen Ordnungsinteressen und verdrängen daher 

ausnahmsweise die internationalprivatrechtliche Gerechtigkeit. 

Der Zweck der Anwendung einer Kollisionsnorm mit Mehrfachverknüpfungen innerhalb 

einer IPR-Kodifikation liegt darin, materiell-rechtliche Erwägungen in die 

Anknüpfungsentscheidung miteinzubeziehen. In Bezug auf die Kollisionsregeln, die eine 

alternative oder kumulative Anwendung mehrere Rechtsordnungen vorsehen, kann eine 

rechtspolitisch motivierte Notwendigkeit bestehen, die Anwendung bestimmter Rechtsfolgen 

auf Sachverhalte mit Auslandsbezug in Anbetracht deren grenzüberschreitendem Charakter zu 

begünstigen oder aber zu verhindern.
358

 Dabei werden die zur Frage stehenden Anknüpfungen 

als gleichwertig angesehen. Bei der Materialisierung des IPR durch einen Vergleich des  

inhaltlich Günstigeren ist es für die Kollisionsrechtsentscheidung maßgebend, welches 

Sachrecht der zugleich berufenen Rechtsordnungen für ein bestimmtes materiell-rechtliches 

Ergebnis inhaltlich günstiger ist. Zweifelsohne wirkt dieser Vergleich auf die klassische 

kollisionsrechtliche Arbeitsweise, nämlich der Suche nach der Rechtsordnung, die vor allem 

die mit dem betroffenen Sachverhalt engste Verbindung hat, ein. Das bedeutet nicht, dass ein 

inhaltlicher Vergleich dazu führt, dass die Bestimmung des maßgeblichen Rechts vom Prinzip 

der engsten Verbindung abweicht. Im Gegensatz dazu haben alle zur Auswahl kommenden 

Rechtsordnungen eine enge Verbindung mit dem betroffenen Sachverhalt.
359

 Das bedeutet, 

dass die Anwendung des „örtlich besseren“ Rechts vor der Anwendung des „sachlich 

besseren“ Rechts kommen muss, da die internationalprivatrechtliche Gerechtigkeit vor der 

materiell-privatrechtlichen steht.
360

 Demzufolge ist das materielle Ergebnis dabei zunächst 
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zweitrangig. In dieser Hinsicht wird das Kollisionsrecht durch die Strukturveränderung 

einiger Kollisionsnormen einerseits gewiss materialisiert, anderseits steht diese 

Materialisierung der kollisionsrechtlichen Gerechtigkeit nicht entgegen. Es ergibt sich 

hieraus, dass keine Antinomie zwischen Materialisierung des IPR im engeren Sinn  und dem 

Prinzip der engsten Verbindung besteht. Aber die hinter der engsten Verbindung stehende 

privatrechtliche Gerechtigkeit bzw. die hinter der Materialisierung des IPR stehende 

materiell-privatrechtliche Gerechtigkeit beziehen sich nicht auf einen absoluten Wert sondern 

vielmehr auf einen Maßstab, durch dessen Anwendung auf die Sachverhalte und Rechtsfrage 

die verschiedenen Gerechtigkeitsgedanken ihren Gehalt gewinnen. Dabei muss sich die 

Gerechtigkeit als Maßstab den Umständen der einzelnen rechtlichen Situationen anpassen.
361

 

5.1.4 Materialisierung des IPR durch das Günstigkeitsprinzip 

Wenn die Materialisierung des IPR durch einen inhaltlichen Vergleich zwischen den 

grundsätzlich anzuwendenden Rechten durchgeführt wird und die Entscheidung für das 

endgültig anzuwendende Recht nach dem Kriterium, dass ein für irgendetwas oder 

irgendjemanden günstigeres Ergebnis erzielt wird, getroffen oder korrigiert wird, wird diese 

Weise des Materialisierung des Günstigkeitsprinzip des IPR genannt.
362

 

In Bezug auf die ursprüngliche Bedeutung des Günstigkeitsprinzips im Sinne des IPR liegt 

keine vereinheitlichte Definition vor, weder im deutschen Schrifttum noch im chinesischen 

Schrifttum. HAN Depei hat in seinem Buch „Current Issues of Private International Law“
 
das 

Günstigkeitsprinzip erwähnt. Darin wurden die Zielrichtungen des Günstigkeitsprinzip kurz 

vorgestellt. Diese sind favor validitatis, favor matrimonii, favor legitimitatis, favor negotii, 

favor testamenti, favor divortii, favor laesi, favor infantis und favor recognitionis. Nach der 

Meinung von HAN Depei dient das Günstigkeitsprinzip der Verwirklichung des 

Interessensausgleiches mittels Kollisionsnormen mittels der Anknüpfung an mehrere 

Anknüpfungsmomente.
363

 Die anderen chinesischen Autoren haben nur das 

Günstigkeitsprinzip als eine Methode des Schutzes des Schwächeren anerkannt. In der 

deutschen Literatur gibt es auch keine einheitliche Definition zum Günstigkeitsprizip. 

Neuhaus und Kropholler sprechen vom Günstigkeitsprinzip mit der Begünstigung eines 

Rechtsgeschäfts (favor negotii).
364

 Jayme setzt das Günstigkeitsprinzip im Wesentlichen mit 
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der Begünstigung eines Kinds (favor infantis).
365

  Kirsch bezieht das Günstigkeitsprinzip 

sowohl auf die Begünstigung der Wirksamkeit eines Rechtsgeschäfts als auch auf die 

Begünstigung einer natürlichen Person, nämlich favor negotii und favor personae.
366

 Schröder 

hat die inhaltliche Begünstigung von der normativen Begünstigung unterschieden. Das 

Günstigkeitsprinzip richtet sich nach dem inhaltlich günstigeren Recht bei Bestimmung des 

maßgebenden Rechts, während das normativ günstigere Recht bei Bestimmung des 

maßgebenden Rechts durch Anknüpfung ohne Rücksicht auf den Inhalt des anzuwendenden 

Rechts bestimmt wird und deswegen im Zusammenhang mit dem Prinzip der engsten 

Verbindung steht. Er meint, dass sich das Günstigkeitsprinzip im Sinne des IPR auf einen 

kollisionsrechtlichen Grundsatz des Inhalts bezieht, wonach die Entscheidung für das 

maßgebende Recht mit dem Ziel getroffen oder korrigiert wird, dass von mindesten zwei 

anzuwendenden Rechtsordnungen die inhaltlich günstigere anzuwenden ist.
367 

Das Günstigkeitsprinzip wird in dieser Arbeit als eine Weise zur Verwirklichung der 

Materialisierung des IPR angesehen. Seine Definition kann derselben Auffassung des 

Begriffsverständnisses von Schröder unterliegen.  Im GRZA wird die Materialisierung des 

IPR im Wesentlichen auf diese Weise, nämlich das Günstigkeitsprinzip im solcherart 

verstandenen Sinn, verwirklicht. Aus diesem Grund wird das Günstigkeitsprinzip statt der 

Materialisierung des IPR als der Diskussionsfokus im Folgenden erörtert und kommentiert. 

Demgegenüber sehen die meisten chinesischen Autoren anstelle des Günstigkeitsprinzips 

(Materialisierung des IPR) den Schutz des Schwächeren als einen der wichtigsten 

Entwicklungen, die neben die Systematisierung, dem Prinzip des engsten Verbindung als 

Ergänzungsklausel, der Anwendung der Rechtswahl nicht nur beim Vertragsrecht sondern 

auch beim Familien-, Sachen- bzw. Deliktsrecht und der Anknüpfung an den gewöhnlichen 

Aufenthalt, angesehen wird.
368

 Aus dieser Sicht werden die folgenden Paragraphen als die 

Kollisionsregeln, die dem Schutzes des Schwächeren dienen, erachtet:
369

 §§ 25, 29, 30, 42, 
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43, 45, 46. Darunter ist der Schutz des Schwächeren jeweils durch einen 

Günstigkeitsvergleich zwischen den Sachrechten (§§ 25, 29, 30) bzw. durch die beschränkte 

Parteiautonomie (§§ 42, 45) wahrzunehmen. 

Die Paragraphen (§§ 25, 29, 30, 42, 43, 45, 46), die im GRZA als die Kollisionsregeln zum 

Schutzes des Schwächeren erachtet werden, müssen nach den Kriterien, ein für den 

Schwächeren günstigeres Ergebnis zu erzielen, beurteilt werden. In den §§ 25, 29, 30 ist 

ausdrücklich bestimmt, dass die Bestimmung des maßgebenden Rechts nach dem für 

Schwächeren günstigeren Ergebnis erfolgt. Die Bestimmung des maßgeblichen Rechts, 

welche ausdrücklich nach dem für den Schwächeren günstigeren Ergebnis erfolgt, wird von 

den chinesischen Autoren mit dem für den Schwächeren günstigeren Recht
 370

 genannt. §§ 42, 

45 ermöglicht, dem Verbraucher bzw. Deliktgeschädigten ein für ihn günstigeres Ergebnis 

durch die beschränkte einseitige Rechtswahl zu gewährleisten. Damit kann §§ 42, 46 den 

Schutz des Schwächeren materiell-rechtlich bezwecken. Von diesem Zweck, nämlich ein für 

den Schwächeren materiell-rechtlich günstigeres Ergebnis zu erzielen, ausgehend, können §§ 

25, 29, 30, 42, 45 als eine  Ausgestaltung des Günstigkeitsprinzips, nämlich die Begünstigung 

einer bestimmten Person (Schutzbestimmung
371

), anzusehen sein. Außerdem hat das GRZA 

die Materialisierung des IPR durch einen Günstigkeitsvergleich nicht nur für den Schutz des 

Schwächeren sondern auch für einen anderen Zweck, nämlich ein für die Gültigkeit eines 

Rechtsakt vorteilhaftes Ergebnis zu erzielen (§§ 12, 22, 32, 33 GRZA), verwendet. 

5.2 Günstigkeitsprinzip im chinesischen IPR 

5.2.1 Günstigkeitsprinzip im alten chinesischen IPR 

Wie oben erwähnt wird, kann man das Günstigkeitsprinzip in dieser Arbeit auf diese Weise 

verstehen, wonach im Rahmen der Kollisionsnormen das letztlich anwendbare Recht nach 

den materiell-rechtlichen Kriterien, irgendetwas bzw. irgendjemanden zu begünstigen, durch 

einen inhaltlichen Vergleich des Sachrechts der zugleich berufenen Rechtsordnungen zu 

bestimmen. Als eine der wichtigsten Entwicklungen des neuen chinesischen IPR richten sich 

die folgenden selbständigen Kollisionsnormen im GRZA bei der Bestimmung des endgültigen 
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anzuwendenden Recht nach dem Günstigkeitsprinzip: §§ 12, 22,  25, 29, 30, 32, 33, 42, 45. 

Fraglich ist, ob es solche Kollisionsnormen, die das maßgebliche Recht nach dem 

Günstigkeitsprinzip bestimmen, auch im alten chinesischen IPR gibt. Die Kollisionsnormen, 

auf die dies wahrscheinlich zutrifft, sind: 

➢ § 146 AGZ: Auf den Ersatz für eine Schädigung auf Grund einer unerlaubten 

Handlung wird das Recht des Handlungsorts angewandt. Haben beide Beteiligten 

dieselbe Staatsangehörigkeit oder dasselbe Domizilland, so kann auch das Recht des 

Heimatlandes bzw. des Domizillandes der Beteiligten angewandt werden. 

Handlungen, die außerhalb der VRC eingetreten ist und die das Recht der VRC nicht 

als Deliktsrecht ansieht, werden nicht als Deliktsrecht behandelt. 

➢ § 3 „Die Ausführungsbestimmung zur Adoption des Ausländer in der VRC“: Wenn ein 

Ausländer ein Kind innerhalb der VRC adoptiert, erfolgt die Adoption nach den 

betreffenden Adoptionsvorschriften der VRC, zugleich muss diese Adoption den 

Vorschriften des Staates des Adoptierenden entsprechend sein. 

➢ § 180 „Ansichten zum AGZ“: Wenn ein Ausländer innerhalb der VRC Rechtsgeschäfte 

vornimmt und nach seinem Heimatrecht nicht geschäftsfähig ist, während er nach dem 

Recht der VRC geschäftsfähig ist, muss er als geschäftsfähig angesehen werden. 

➢ § 184 „Ansichten zum AGZ“: Bei ausländischen juristischer Person gilt das Recht 

ihres Registrierungsortes als ihr Heimatrecht, und die Geschäftsfähigkeit von 

juristischen Personen wird nach ihrem Heimatrecht bestimmt. 

Rechtsgeschäfte, die ausländische juristische Person innerhalb der VRC durchführen, 

haben den Rechtsvorschriften der VRC zu entsprechen. 

➢ § 187 „Ansichten zum AGZ“ Zum Recht des Ortes einer Delikthandlung gehört das 

Recht des Ausführungsortes und der Erfolgsortes. Wenn die beiden Rechte nicht 

übereinstimmen, kann das Volksgericht das anzuwendende Recht wählen. 

Bei § 3 „Die Ausführungsbestimmung zur Adoption des Ausländer in der VRC“ und § 184 

„Ansichten zum AGZ“ geht es um die kumulative Anknüpfung. Eine kumulative Anknüpfung 

dient zur Verwirklichung der Materialisierung des IPR, so dass in die 

Anknüpfungsentscheidung ein bestimmtes materiell-rechtliches Ergebnis miteinbezogen 

werden kann. Ob eine kumulative Anknüpfung auch durch das Günstigkeitsprinzip die 
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Materialisierung des IPR verwirklichen kann, hängt von ihrer Funktion in einer konkreten 

Kollisionsvorschrift ab. Die kumulative Anknüpfung kann zwei Funktionen erfüllen: Die 

kumulative Anknüpfung kann die Anwendungsvoraussetzungen erschweren, indem diese 

nach verschiedenen Rechten übereinstimmend gegeben sein müssen, damit das schwächere 

Recht durchgesetzt werden kann; sie kann sich auch auf die Rechtsfolgen richten, um ein 

inländisches günstigeres Ergebnis zu erzielen.
372

 § 3 „Die Ausführungsbestimmung zur 

Adoption der Ausländer in der VRC“ erfordert, dass die Adoption innerhalb der VRC nach 

dem chinesischen Sachrecht erfolgt und zugleich mindestens nicht entgegen dem Sachrecht 

des Staates des Adoptierenden steht. Offensichtlich erfüllt hier die kumulative Anknüpfung 

die Funktion, die Anwendungsvoraussetzung zu erschweren. Somit liegt darin kein   Fall des 

Günstigkeitsprinzips vor. § 184 „Ansichten zum AGZ“ ist derselbe Fall. Hier gilt das 

chinesische Sachrecht als das durchgesetzte schwächere Recht. Bei den beiden Paragraphen 

handelt es sich nicht um einen inhaltlichen Vergleich. Der Anwendungszweck der 

kumulativen Anknüpfung im hier verstandenen Sinn ist nicht irgendetwas zu begünstigen 

sondern zu verhindern, die Übertretung des schwächeren (weniger eng mit dem Sachverhalt 

verbundenen) Gesetzes zu verhindern. Dies ist eine andere Weise, auf die die Materialisierung 

des IPR durchgeführt wird, damit ein bestimmtes materiell-rechtliches Ergebnis verhindert 

werden kann. 

Bei § 180 handelt es sich um die bedingte subsidiäre Anknüpfung. Hier versagt die 

Hauptanknüpfung, da das maßgebliche Recht der durch den Hauptanknüpfungsmoment 

berufenen Rechtsordnung ein bestimmtes materielles Ergebnis nicht erzielt. In Bezug auf § 

180 liegt die Anwendungsvoraussetzung der subsidiären Anknüpfung darin, dass nach den 

nach der Hauptanknüpfung zuständigen Sachnormen die natürliche Person, die innerhalb 

VRC ein Geschäft vorgenommen hat, keine Geschäftsfähigkeit besitzt. Es führt dazu, dass das 

innerhalb der VRC vorgenommene Geschäft unwirksam wäre. Da dieses Ergebnis nicht vom 

Gesetzgeber gewünscht wird, ist die Anknüpfungsentscheidung durch einen subsidiären 

Anknüpfungsmoment korrigiert. In dieser Hinsicht kann § 180 dem Günstigkeitsprinzip 

zugerechnet werden. Problematisch ist, dass die subsidiäre Kollisionsnorm in § 180 keine 

allseitige Kollisionsnorm sondern eine einseitige Kollisionsnorm ist. Dabei ist diese 

Kollisionsnorm nicht neutral sondern dient nur der Begünstigung der Wirksamkeit eines 

Geschäfts, das innerhalb der VRC vorgenommen wird. 
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§ 146 Abs 1 AGZ erfasst die alternativen Kollisionsnormen, aber Abs 2 richtet sich auf eine 

kumulative Kollisionsnorm, die keine inhaltlich günstigere Funktion erfüllt. § 187 „Ansichten 

zum AGZ“ beinhaltet die Auslegung des § 146 AGZ. Daraus folgt, dass eine gemeinsame 

Überlegung bei der Analyse der zwei Paragraphen erfolgen muss. § 146. Abs 1 AGZ bzw. 

§187 geben dem Rechtsanwender Spielraum, nämlich die Möglichkeit, die 

Anknüpfungsentscheidung alternativ zu treffen, sofern die für § 146 AGZ Beteiligten dieselbe 

Staatangehörigkeit oder dasselbe Domizilland haben, während die für § 187 „Ansichten zum 

AGZ“ des Ausführungsortes der unerlaubten Handlung und des Ortes des Schadeneintritts 

(Erfolgsort) nicht identisch sind. Es ist hier jedoch kein ausdrückliches Kriterium in die 

Anknüpfungsentscheidung hineinzuinterpretieren. Es führt zu einer Unklarheit darüber, nach 

welchen Kriterien der Rechtsanwender die Anknüpfungsentscheidung trifft. Dies könnte nach  

dem Kriterium der engsten Verbindung oder dem Günstigkeitsprinzip, z.B. der Begünstigung 

des Beschädigten, geschehen. Nach dem Schrifttum bzw. der Rechtsbesprechung
373

 folgen die 

Kriterien hier nicht dem Günstigkeitsprinzip sondern der engsten Verbindung.  

Kurz gesagt, im alten chinesischen IPR hat der Gesetzgeber noch keine Absicht, ausgehend 

vom Gleichhandlungsgrundsatz durch das IPR ein materiell-rechtlich günstigeres Ergebnis zu 

erzielen. 

5.2.2 Günstigkeitsprinzip im GRZA 

Die Paragraphen, die im GRZA bei der Bestimmung des endgültig anzuwendenden Recht 

dem Günstigkeitsprinzip folgen, können dies in zwei Zielrichtungen tun (Begünstigung eines 

Rechtsakts, nämlich favor negotii, und Begünstigung einer bestimmter Person, auch der 

Ausdruck von favor personae), nämlich durch einseitige Parteiautonomie, 

Alternativanknüpfung bzw. bedingte subsidiäre Anknüpfung.  

5.2.2.1 Begünstigung der Gültigkeit des Rechtsakts 

§§ 12, 22, 32, 33 GRZA begünstigen die Gültigkeit des Rechtsakts und nehmen vor allem die 

Aufrechterhaltung des Rechtsakts zum Ausgangspunkt. Die Paragraphen des favor negotii im 

GRZA können sich weiter in drei Erscheinungsformen unterschieden:  

Erstens ist die Formgültigkeit eines Rechtsgeschäfts alternativ nach dem Wirkungsstatut oder 

nach dem Handlungsortsstatut (lex loci actus) zu beurteilen, damit §§ 22, 32 GRZA beide die 

                                                 
373

 MA Lingxia, Die engste Verbindung in der chinesischen IPR-Kodifikation und in der chinesischen 

Gerichtspraxis, 80 f.; HUANG Jin, IPR, 339 f.; OVG, Kommentar zum GRZA, 311 f 



Das neue chinesische IPR 

185 
 

Formwirksamkeit der Eheschließung bzw. des Testaments begünstigen. Der Sinn der 

alternativen Berufung des Rechts des Handlungsortes liegt darin, die Rechtssicherheit dadurch 

zu gewährleisten, dass einer unvorhergesehenen Nichtigkeit des Rechtsgeschäfts wegen 

Formmangels vorgebeugt wird.
374

  

Zweitens ist die Gültigkeit der Testamentswirkung alternativ nach dem Prinzip des 

gewöhnlichen Aufenthalts (im Zeitpunkt der Testamentserrichtung oder im Zeitpunkt seines 

Todes) oder nach dem Staatsangehörigkeitsprinzip zu beurteilen. Hier bezieht sich die 

Testamentswirkung auf die Testierfähigkeit und die Gültigkeit des Testamentsinhalts.
375

  Auf 

diese Weise begünstigt § 33 GRZA die Gültigkeit der Testamentswirkung. Beachtenswert ist, 

dass die  Kriterien der Anknüpfungsentscheidung in § 33 nicht wie in §§ 22, 32 ausdrücklich 

normiert werden. Trotzdem sollen sich die Kriterien zur Entscheidung über die Anknüpfung 

nach der Begünstigung der Testamentswirkung richten.
376

  

Drittens ist die Geschäftsfähigkeit einer natürlichen Person nach dem als subsidiäre 

Anknüpfung geregelten Handlungsortstatut zu beurteilen wenn die Hauptanknüpfung versagt, 

sofern das primär berufene Sachrecht bedeuten würde, dass die betroffene Person 

geschäftsunfähig ist. Der Grund, warum dies hier nicht als Alternativanknüpfung, sondern als 

bedingte subsidiäre Anknüpfung angewandt wird, liegt darin, dass die von der 

Alternativanknüpfung berufenen nebeneinanderstehenden Rechtsordnungen gleichwertig 

sind, während in Bezug auf die Geschäftsfähigkeit das Personalstatut (gewöhnliches 

Aufenthaltsprinzip) einer natürlichen Person Vorrang hat. Bei Anwendung des 

Handlungsortstatuts wird vorausgesetzt, dass das Personalstatut ein vom Gesetzgeber 

gewünschtes Ergebnis nicht erzielen kann. Darin gründet die Ausnahme von der Anwendung 

des Handlungsortsstatuts als subsidiäre Anknüpfung in den Bereichen des Familien- und 

Erbrechts.  

5.2.2.2 Begünstigung einer bestimmten Person 

Zur Begünstigung einer bestimmten Person im GRZA zählen die Anknüpfungen zum Schutz 

des sozial Schwächeren (§§ 25, 29, 30), des Verbrauchers (§ 42) und des Geschädigten im 

Bereich der Produkthaftung (§ 45). Der Schutz einer bestimmten Person scheint im GRZA 
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somit offensichtlich an Bedeutung zu gewinnen. Dabei gilt die Aufmerksamkeit tendenziell 

denjenigen, die als wirtschaftlich oder sozial Schwächere anzusehen sind.
377

  

§ 25 enthält sowohl eine unbedingt subsidiäre Anknüpfung als auch eine 

Alternativanknüpfung. Dabei wird die Hauptanknüpfung nach dem gemeinsamen 

gewöhnlichen Aufenthaltsprinzip bestimmt. Wenn Kinder und Eltern keinen gemeinsamen 

Aufenthaltsort haben, gilt die subsidiäre Kollisionsnorm, die die Alternativanknüpfung 

enthält. Das endgültig anwendbare Recht ist im Fall des Ausfalls der Hauptanknüpfung 

alternativ nach dem Recht des gewöhnlichen Aufenthalts einer Partei oder nach dem 

Heimatrecht einer Partei zu bestimmen. Dabei ist die Anknüpfungsentscheidung abhängig 

davon, welches Sachrecht der berufenen Rechtsordnungen dabei helfen kann, ein für die 

schwächere Partei materiell-rechtlich günstigeres Ergebnis zu erzielen. Im Vergleich mit dem 

§ 25 handelt es sich bei den §§ 29, 30 nur um eine Alternativanknüpfung.  Das letztlich 

anwendbare Recht ist durch einen inhaltlichen Vergleich der Sachrechte der alternativ 

berufenen Rechtsordnungen nach dem Kriterium, ein für die schwächere Partei günstigeres 

Ergebnis zu erzielen, zu bestimmen. Zu einer solchen materiell geprägten Entscheidung muss 

der Rechtsanwender die im Einzelfall betroffenen sachrechtlichen Vorschriften der zugleich 

berufenen Rechtsordnung ermitteln. Die Rechtsordnung, deren betroffene sachliche 

Bestimmungen dem Schwächeren einen höheren Schutz als die der anderen Rechtsordnung 

anbieten, ist endgültig maßgeblich.  

In § 42 und § 45 haben der Verbraucher bzw. der Geschädigte im Bereich der Produkthaftung 

die Befugnis, durch ihre geäußerte Willenserklärung eine beschränkte Rechtswahl einseitig zu 

treffen. Hier bezieht sich die Beschränkung der Rechtswahl darauf, dass die begünstigte Partei 

nur die Rechtsordnung, die durch einen bestimmten Anknüpfungsmoment definiert wird, 

wählt. Um das Recht, für sich ein günstigeres Ergebnis zu erzielen, wahrzunehmen, muss die 

begünstigte Partei selbst einen inhaltlichen Vergleich zu den in Frage kommenden 

sachrechtlichen Bestimmungen zwischen der wählbaren Rechtsordnung und der von der 

objektiven Anknüpfung berufenen Rechtsordnung durchführen. Das bedeutet, dass sie die 

Inhalte der betroffenen sachrechtlichen Bestimmungen sowohl von der wählbaren 

Rechtsordnung als auch von der objektiven Anknüpfung berufenen Rechtsordnung selbst 

ermitteln muss. Fraglich ist, ob und wie der Gesetzgeber beabsichtigt, solche durch die 

beschränkte einseitige Parteiautonomie gewährten Schutzbestimmungen in der Praxis den 

Schutzzweck effizient zu halten, falls es für die geschützte Partei aufgrund der Kosten u.a. 
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schwierig ist, die Ermittlung der für sie zur Wahl stehenden Rechtsordnung  selbst 

durchzuführen.  

5.2.2.3 Die bei Kriterien der Anknüpfungsentscheidung unklare Alternativanknüpfung  

Bei der alternativen Anknüpfung geht es um eine Form der Mehrfachverknüpfung, bei 

welcher der Rechtsanwender die maßgebende Rechtsordnung anhand einer materiell-

rechtlichen Ergebnisvorgabe zu bestimmen hat, wobei die nebeneinanderstehenden 

gleichwertigen Rechtsordnungen zur Auswahl stehen.
378

 Bei der alternativen Anknüpfung 

werden die Kriterien der Anknüpfungsentscheidung über das endgültige anwendbare Recht 

folglich eindeutig ausdrücklich oder mindestens konkludent durch eine Kollisionsregel 

vorgesehen, damit das Recht zur Anwendung kommt, das die vom Günstigkeitsprinzip 

(materielle Stichentscheidung) erzielte Rechtsfolge gewährt. 

Im GRZA handelt es sich bei der Alternativanknüpfung um §§ 22, 25, 28, 29, 30, 32, 33, 41. 

Wie oben erwähnt wird, erfolgt die Anknüpfungsentscheidung in den §§ 22, 32, 33 bzw. in 

den §§ 25, 29, 30 nach dem Günstigkeitsprinzip und dient jeweils der Begünstigung der 

Gültigkeit eines Rechtsakts und zur Begünstigung einer bestimmten Person. Es ist unklar, 

wonach die Anknüpfungsentscheidung in den §§ 28, 39, 41 zu treffen ist. In Bezug auf §§ 39, 

41 kommt ein Formulierungsfehler in Frage und die engste Verbindung darin soll nicht als ein 

Anknüpfungsmoment sondern als Ausweichklausel angesehen werden.
379

 Demgegenüber 

unterliegt § 28 nicht demselben Fall.  

Bei § 28 geht es um den Rechtsakt der Annahme als Kind. In diesem Paragraphen sind drei 

Formen der Mehrfachverknüpfung vorgesehen, nämlich eine getrennte Anknüpfung, eine 

kumulative Anknüpfung bzw. eine Alternativanknüpfung. In erster Linie ist das Rechtsakt der 

Annahme als Kind in mehrere Teilfragen gespalten, so dass eine besondere Rechtsordnung für 

jede der Teilfragen jeweils zur Verfügung steht.  

Bei § 28 S.1 handelt es sich um die Voraussetzungen und Formalitäten der Annahme als Kind 

und es kommt eine kumulative Anknüpfung zur Anwendung, bei der auf denselben 

Anknüpfungsgegenstand (die Voraussetzungen und Formalitäten der Annahme als Kind) 

mehrere Rechte (die Rechte des gewöhnlichen Aufenthaltsorts des Annehmenden bzw. des 

Anzunehmenden) in der Weise anzuwenden sind, sodass eine bestimmte materiell-rechtliche 
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Rechtsfolge (Einrichtung der Annahme als Kind) nur dann eintritt, wenn dies nach allen 

beteiligten Rechtsordnungen begründet ist.
380

 Um ein fehlerhaftes Adoptionsverhältnis zu 

verhindern, tritt hier der materiell-rechtliche Erfolg nur dann ein, wenn die Voraussetzungen 

mehrerer Sachrechte erfüllt sind.
381

 Diese Schutzfunktion der kumulativen Anknüpfung 

erfolgt aber nicht durch einen inhaltlichen Rechtsvergleich und ist deswegen in dieser Arbeit 

nicht dem Günstigkeitsprinzip zuzuordnen.
382

 Die kumulative Anknüpfung im hier 

verstandenen Sinn ist ein Fall der Materialisierung des Kollisionsrechts, da nämlich bei 

Bestimmung des anzuwendenden Rechts die Anknüpfungsentscheidung vom materiell-

rechtlichen Ergebnis ausgeht. 

Bei § 28 S. 2 wird das anwendbare Recht auf die Wirkung der Annahme als Kind nach dem 

Recht des gewöhnlichen Aufenthaltsorts des Annehmenden im Zeitpunkt der Annahme 

geregelt. Die Alternativanknüpfung wird in § 28 S. 3 auf die Aufhebung des 

Annahmeverhältnisses angewendet. Hier stehen die Rechte des gewöhnlichen Aufenthaltsorts 

des Anzunehmenden zum Zeitpunkt der Annahme oder der lex fori alternativ zur Verfügung. 

Wie in § 33 sind die Kriterien der Anknüpfungsentscheidung nicht ausdrücklich formuliert. 

Der Grund, warum die Kriterien der Anknüpfungsentscheidung nicht wie in § 33 als ein Fall 

des konkludenten Günstigkeitsprinzip, sondern vielmehr als Begünstigung des Annehmenden 

angesehen werden können, liegt darin, dass OVG im Kommentar zum GRZA die Kriterien 

der Anknüpfungsentscheidung und die Erwägung bei der Anknüpfungsentscheidung wie 

folgend erklärt hat: 

Vor allem enthält § 28. S. 3 zwei Anknüpfungsmomente, die für die Bestimmung des 

anwendbaren Rechts alternativ zur Verfügung stehen. Die Anwendbarkeit des Rechts des 

gewöhnlichen Aufenthalts des Annehmenden liegt darin begründet, dass die Aufhebung des 

Annahmeverhältnisses mit dem Interesse des Annehmenden im engeren Zusammenhang 

steht.
383

 Offensichtlich geht hier die Anknüpfungsentscheidung nicht von der materiell-

rechtlichen sondern von einer kollisionsrechtlichen (Angemessenheit nach der engsten 

Verbindung zwischen dem Rechtsverhältnis und der anwendbaren Rechtsordnung) Sicht aus. 

Demgegenüber besteht die Anwendbarkeit der lex fori aus dem Grund, weil sich die 

Aufhebung des Annahmeverhältnisses auf Ethik, geschäftliche Ordnung bzw. die guten Sitten 
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des Forumsstaats bezieht und mit den angewendeten Vorschriften in gewissem Maß zum 

Umfang der zwingenden Vorschriften des Forumsstaats gehört. In der Praxis ist der 

Forumsstaat oft mit dem gewöhnlichen Aufenthaltsorts des Anzunehmenden identisch. 

Darüber hinaus kommt die lex fori zur Anwendung, da sie besser, gerechter, schneller und 

billiger als das fremde Recht anzuwenden sein kann.
384

  Die vom obersten Gerichtshof im 

Buch „Kommentar zum GRZA“ erwähnten Gründe kommen keine Berechtigung zu. 

Für den Fall, dass die lex fori und das Recht des Aufenthaltsortes des Annehmenden identisch 

sind, ist es nicht nötig, die lex fori als eine selbständige Anknüpfung neben dem Recht des 

Aufenthaltsortes des Annehmenden zu bestimmen. Wenn die Rechtsfolge, das Recht des 

Aufenthaltsortes des Annehmenden anzuwenden, gegen den ordre public des Forumsstaats 

verstößt, kann die lex fori das Recht des Aufenthaltsortes des Anzunehmenden gemäß § 5 

GRZA ersetzen. Falls der betroffene Sachverhalt die zwingenden sachrechtlichen 

Vorschriften im Sinn vom § 4 GRZA betrifft, können die betreffenden chinesischen 

zwingenden sachrechtlichen Vorschriften unmittelbar angewandt werden. Daraus folgt, dass 

hier keine Berechtigung vorliegt, wonach die lex fori aufgrund des ordre public und der 

Eingriffsnormen als eine Alternativanknüpfung zur Verfügung steht. In Bezug auf die 

Ansicht, dass die lex fori zur Anwendung kommt, da sie besser, gerechter, schneller und 

billiger als das fremde Recht anzuwenden sein kann, ist dies genau der Einwand, das für einen 

Vorrang der materiellen lex fori anzuführen und kann deswegen zum „Heimwärtsstreben“ 

führen.
385

 Die Neigung, die lex fori anzuwenden, stört den Ideal der internationalen 

Entscheidungsgleichheit und den Kerngedanke des IPR.
 386

 

Gegenwärtig bietet diese Auslegung zur Anwendung des § 28 S. 3 GRZA kein Kriterium an. 

Diese Alternativkollisionsnorm führt in der Praxis mit höchster Wahrscheinlichkeit zum 

Ergebnis, dass nur die lex fori auf die Aufhebung des Annahmeverhältnisses Anwendung 

findet. Das Recht des Aufenthaltsortes des Annehmenden kommt nur dann zur Anwendung, 

wenn es und die lex fori identisch sind. Diese Alternativanknüpfung dient einerseits nicht dem 

Günstigkeitsprinzip und ist anderseits mit dem Kerngedanken des IPR abgestimmt. In dieser 

Hinsicht werden hier Auslegungsvorschläge gegeben. Wenn der Gesetzgeber beabsichtigt, bei 

der Aufhebung des Annahmeverhältnisses das Interesse des anzunehmenden Kinds zu 

schützen, kann die Auslegung zum § 28 S.3 nach den Kriterien der Begünstigung des 
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anzunehmenden Kindes erfolgen, nämlich wenn die lex fori und das Recht des 

Aufenthaltsortes des Anzunehmenden nicht identisch sind, ist das Recht endgültig 

maßgeblich, dessen Anwendung ein für das anzunehmende Kind günstigeres Ergebnis 

erzielen kann. 

5.3 Ein Vergleich zum Günstigkeitsprinzip zwischen dem GRZA und den europäischen 

kollisionsrechtlichen Verordnungen 

Als eine Zielrichtung der Materialisierung des Kollisionsrechts, nämlich im Rahmen der 

Kollisionsnormen durch einen inhaltlich günstigeren Vergleich ein bestimmtes materiell-

rechtliches Ergebnis zu erzielen, wird das Günstigkeitsprinzip auch in den europäischen 

kollisionsrechtlichen Verordnungen in der Anknüpfungsentscheidung verwendet. Hier wird 

ein Vergleich zu Gunsten des Günstigkeitsprinzips bei den Begünstigungsgegenständen bzw. 

bei den Erscheinungsformen der Ausgestaltung des Günstigkeitsprinzips im Rahmen der 

Kollisionsnomen wie folgend durchgeführt: 

Zurzeit enthalten dies die in Kraft getretenen europäischen kollisionsrechtlichen 

Verordnungen Rom I-VO, Rom II-VO, Rom III-VO, ErbVO bzw. UntVO
387

 (HUP)
388

. Bei 

den Begünstigungszielen handelt es sich in den europäischen kollisionsrechtlichen 

Verordnungen, sowie im GRZA, um zwei Ziele, nämlich die Begünstigung der Gültigkeit 

eines Rechtsakts und die Begünstigung einer bestimmten Person.  

In Bezug auf die Begünstigung der Gültigkeit eines Rechtsaktes handelt es sich bei diesen 

begünstigten Rechtsverhältnissen im GRZA um die Formgültigkeit der Eheschließung sowie 

des Testaments, die Wirkung des Testaments und auf die Handlungsfähigkeit. Demgegenüber 

handelt es sich bei den begünstigten Rechtsverhältnissen in den europäischen 

kollisionsrechtlichen Verordnungen um Folgendes: 

➢ In der Rom I-VO: Art 11 Form (Abs 1-3), Art 13 Rechts-, Geschäfts- und 

Handlungsunfähigkeit 

➢ In der Rom II-VO: Art 21 Form 

➢ In der Rom III: Art 7 Formgültigkeit Abs 3 
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➢ In der ErbVO: Art 27 Formgültigkeit einer schriftlichen Verfügung von Todes wegen 

bzw. Art 28 Formgültigkeit einer Annahme oder einer Erbverzichtserklärung  

Mit Ausnahme von Art 13 Rom I-VO beziehen sich alle obig erwähnten Artikeln bei 

Begünstigung der Gültigkeit einer Rechtsakts auf die Formgültigkeit.  Bei Art 13 Rom I-VO 

handelt es sich um Begünstigung des Geschäftsverkehrs.  

In Bezug auf die Begünstigung einer bestimmten Person sind die begünstigten Personen die 

sozialen Schwächeren, nämlich der Schwächere des Kind-Eltern-Verhältnisses, der 

Unterhaltsberechtigte und der Mündel, sowie die schwächere Partei im wirtschaftlichen 

Bereich, nämlich der Verbraucher bzw. der Geschädigte im Bereich der Produkthaftung. 

Demgegenüber gehen sind die begünstigten Personen im Sinne der Rom I-VO die 

Verbraucher (Art 6) und Arbeitsnehmer (Art 8), in der Rom II-VO der Geschädigte der 

Umweltschädigung (Art 7), im HUP der Unterhaltberechtigte (Art 4) an.  

5.3.1 Ein Vergleich zum Günstigkeitsprinzip mit Rom I-VO 

5.3.1.1  Art 6 Rom I-VO 

Sowohl das GRZA als auch die Rom I-VO erfassen das Günstigkeitsprinzip im Dienst des 

Verbraucherschutzes. Dabei wird das Günstigkeitsprinzip in § 42 GRZA durch eine 

beschränkte einseitige Rechtswahl ausgestaltet, während das Günstigkeitsprinzip in Art 6 

Rom I-VO dadurch sichergestellt wird, indem eine Rechtwahl unwirksam ist, die dem 

Verbraucher jenen materiell-rechtlichen Schutz entzieht, der ihm durch das Recht seines 

gewöhnlichen Aufenthaltsorts gewährt wird. Das bedeutet, dass die Rechtswahl nur unter der 

Voraussetzung,  dass das gewählt Recht das Schutzniveau zumindest gleich hoch oder höher 

als das durch die objektive Anknüpfung berufenen Recht (das Recht des gewöhnlichen 

Aufenthalts des Verbrauchers) anbietet, zulässig ist. Ein umfassender Gesamtvergleich 

zwischen dem gewählt Recht und dem Recht des gewöhnlichen Aufenthalts des Verbrauchers 

ist nicht nötig, da sich der Günstigkeitsvergleich auf die konkret in Frage stehenden 

Rechtsprobleme, daher auf das jeweilige Begehren des Verbrauchers, bezieht.
389

 Falls die 

Rechtswahl fehlt, gilt das Recht des gewöhnlichen Aufenthalts des Verbrauchers. Dann liegt 

kein Günstigkeitsvergleich vor.  
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5.3.1.2  Art 8 Rom I-VO 

In § 43 GRZA wird die Rechtswahl bei Arbeitsverträgen ausgeschlossen und das 

anzuwendende Recht nach dem Recht des Arbeitsorts bzw. des Entsendungsorts bestimmt. 

Hier sieht der Gesetzgeber das Recht des Ortes, mit dem die Person des Arbeitnehmers am 

engsten verbunden ist, für Arbeitsverträge als maßgeblich vor. Das vom Gesetzgeber z.B. für 

den Arbeitnehmer als günstig angesehenes Recht kommt zur Anwendung ohne Rücksicht auf 

seinen Inhalt und ohne Rücksicht darauf, ob es im konkreten Fall auch wirklich den 

Arbeitsnehmer begünstigt. Daher ist das nach der engsten Verbindung anzuwendende Recht 

für die begünstigte Partei nur normativ günstig.
390

 

Anders als das GRZA, in dem die Rechtswahl bei Arbeitsverträgen ausgeschlossen und das 

anzuwendende Recht nach dem Recht des Arbeitsorts bzw. des Entsendungsorts bestimmt 

wird, ist die Rechtswahl bei Individualarbeitsverträgen gemäß Art 8 Abs 1 S. 2 unter der 

Voraussetzung des Günstigkeitsprinzip zulässig, es soll dadurch dem Arbeitnehmer der 

Schutz von Eingriffsnormen
391

 nicht mittels der Rechtswahl entzogen werden, die ohne eine 

Rechtswahl angewendet würden. Hierbei liegt ein Günstigkeitsvergleich zwischen dem 

gewählten Recht und den Eingriffsnormen vor, die ohne eine Rechtswahl laut den Absätzen 2, 

3 und 4 anzuwenden wären. Fraglich ist, was für einen günstigeren Vergleich durchgeführt 

werden soll, nämlich ob ein einzelner oder ganzeinheitlicher rechtlicher Vergleich 

durchzuführen ist zwischen dem gewählten Recht und dem ohne Rechtswahl anzuwendenden 

Recht. Jan von Hein kommentiert dazu: „Es muss eine funktionale Perspektive eingenommen 

werden, nach der sachlich zusammenhängende Regeln, welche die gleiche Aufgabe erfüllen, 

miteinander verglichen werden.“
 392

 

5.3.1.3  Art 11 Rom I-VO 

Art 11 Rom I-VO handelt davon, welches Recht auf die Form eines vertraglichen 

Schuldverhältnisses anwendbar zur Anwendung kommt. Abs 1 enthält die 

Alternativanknüpfung an das Geschäftsrecht, das auf den Vertrag nach der Rom I-VO 

anwendbare Sachrecht, und das Ortsrecht, das Recht des Staates, in dem der Vertrag 

geschlossen wird. 
 
Somit dürfen die Parteien mittels der Parteiautonomie (abgesehen von Abs 
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4 und 5) sowohl die Geltung des Geschäfts- als auch des Ortsrechts abbedingen.
393

 Hier 

richtet sich Art 11 Abs 1 Rom I-VO als eine echte alternative Anknüpfung zur Formgültigkeit 

an das Geschäftsrecht und das Ortsrecht. Die beiden Rechtsordnungen stehen hier 

gleichwertig nebeneinander.  

Im Vergleich mit Art 11 Abs 1 (Platzgeschäften) Rom I-VO betrifft Abs 2 Distanzverträge.
394 

 

Dafür stehen 5 in Frage kommenden Rechtsordnungen zur Wahl: 

➢ Das Geschäftsrecht  

➢ Das Recht des schlichten Aufenthalts des Erklärenden bzw. bei Vertreterverträgen 

seines Vertreters 

➢ Das Recht des schlichten Aufenthalts des Erklärungsempfängers bzw. bei 

Vertreterverträgen seines Vertreters 

➢ Das Recht des gewöhnlichen Aufenthaltsort einer Vertragspartei 

➢ Das Recht des gewöhnlichen Aufenthaltsort der anderen Vertragspartei 

Bei Art 11 Abs 3 geht es um einseitige Rechtsgeschäfte.
395

 Dafür stehen drei 

Alternativanknüpfungen, nämlich an das Geschäftsrecht, das Ortsrecht bzw. das 

gewöhnlichen Aufenthaltsrecht zur Verfügung. 

Art 11 Abs 4 und 5 erfolgt auf Grund des Verbraucherschutzes und der zwingenden 

Formvorschriften der Grundstückverträge als keine Alternativanknüpfung. Abs 4 ist mit Art 6 

Rom I-VO abgestimmt und knüpft an den gewöhnlichen Aufenthalt des Verbrauchers an. 

Gemäß Abs 5 ist das Recht des Belegenheitsortes des Grundstücks für die Formgültigkeit 

eines Grundstückvertrags maßgeblich. 

Anders als Art 11 Rom I-VO liegt keine Sondervorschrift für die Formgültigkeit bei 

vertraglichen Schuldverhältnissen im GRZA vor. Die die Formgültigkeit bei vertraglichen 

Schuldverhältnissen erfolgt nur nach dem Geschäftsrecht (lex causae). 
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5.3.1.4 Art 13 Rom I-VO 

In § 12 GRZA erfolgt die Bestimmung des für die Geschäftsfähigkeit anwendbaren Rechts 

nach dem Günstigkeitsprinzip durch die bedingte subsidiäre Anknüpfung. Dabei ist das 

gewöhnliche Aufenthaltsrecht als die Hauptanknüpfung immer vorrangig. Nur wenn es ein 

vom Gesetzgeber beabsichtigtes Ergebnis nicht erzielen kann, kann das Recht des 

Abschlussortes als die subsidiäre Anknüpfung ersatzweise angewandt wird, indem das für die 

Wirksamkeit eines Geschäfts günstigere Ergebnis erzielt wird. Demgegenüber erfasst Art 13 

Rom I-VO die Recht-, Geschäfts- und Handlungsunfähigkeit
396

 im Dienst des 

Verkehrsschutzes nach dem Recht des Abschlussortes. In Art 13 liegen mehrere kumulativ zu 

erfüllende Voraussetzungen vor:
397

 

➢ Erstens gibt es einen Vertrag zwischen sich in demselben Staat befindlichen Personen. 

➢ Zweitens ist mindestens eine der Vertragsparteien eine natürliche Person, die zwar 

nach dem Recht des Abschlussorts Geschäftsfähigkeit besitzt, während sie dies nach 

ihrem Personalstatut nicht hat.  

➢ Drittens muss die andere Vertragspartei die fehlende Geschäftsfähigkeit nach dem 

Personalstatut kennen oder infolge von Fahrlässigkeit nicht kennen. 

Insoweit kommt das Recht des Abschlussorts zur Anwendung, wenn es den Vertragsschluss 

begünstigt. Somit erfolgt ein Günstigkeitsvergleich.  

5.3.2  Ein Vergleich zum Günstigkeitsprinzip mit Rom II-VO 

5.3.2.1 Ein Vergleich zum Schutz des Geschädigten zwischen dem GRZA und der Rom 

II-VO 

Im Vergleich mit dem GRZA, in dem das Günstigkeitsprinzip durch eine beschränkte 

einseitige Rechtswahl vorgesehen ist, sodass ein für den Geschädigten der Produkthaftung 

günstigeres Ergebnis erzielt wird, erfasst Rom II-VO in Art 5 einen dreistufigen 

Anknüpfungsleiter, wodurch der Gesetzgeber für die Produkthaftung eine „ausgewogene 
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Lösung“ zwischen Forderungen des Verbraucherschutzes und des Herstellerinteressen zu 

finden versucht (Erwägungsgrund 20), um die folgenden materiell-rechtliche Ziele zu 

verwirklichen: die gerechte Verteilung von Risiken innerhalb einer hochtechnisierten 

Gesellschaft, die Schutz der Gesundheit der Verbraucher, die Setzung geeigneter 

Innovationsanreize und die Erleichterung des Handels auf einem Markt mit unverfälschtem 

Wettbewerb.
398

 Die Anknüpfungsentscheidung geht hier nicht von einem inhaltlichen 

günstigeren Ergebnis aus, sondern davon, dass der angeknüpfte Ort mit dem Ort identisch ist, 

an dem das Produkt in Verkehr gebracht wird. Art 5 Rom II-VO dient einer gerechten 

Risikoverteilung, weil sich der Erfolgsort im Sinne der Art 4 Rom II-VO der Kontrolle durch 

den Hersteller entzieht, so dass das Haftungsrisiko schwer zu kalkulieren wäre; weiterhin wird 

der Anknüpfungsleiter des Art 5 Abs 1 einem Vorhersehbarkeitsvorbehalt unterworfen.
399

 

Allerdings, wenn der Geschädigte und der Schädige zum Zeitpunkt des Schadeneintritts ihren 

gemeinsamen Aufenthalt im demselben Staat haben, kommt das Recht des gemeinsamen 

gewöhnlichen zur Anwendung. Das bedeutet, dass die Stufenregelung des Art 5 Abs 1 

aufgrund der Vorrangigkeit ihres gewöhnlichen Aufenthaltsrechts von Schädige und 

Geschädigten verdrängt wird.
400

   

Das Günstigkeitsprinzip wird in Art 7 Rom II-VO für die Umwelthaftung durch eine 

beschränkte einseitige Rechtswahl (wie in § 45 GRZA) im Dienste der Begünstigung eines 

Geschädigten der Umweltschäden realisiert. Dabei basiert Art 7 auf dem Ubiquitätsprinzip
401

. 

Das bedeutet, dass der Geschädigt seinen Anspruch nicht nur auf das Recht am Erfolgsort 

nach Art 4 stützen darf sondern auch die Befugnis hat, das anzuwendende Recht am 

Handlungsort einseitig zu wählen. Die einseitige Rechtswahl betrifft nur Distanzdelikte, wo 

Handlungsort und Erfolgsort nicht identisch sind. Der Handlungsort ist der Ort, an dem die 

Deliktshandlung ausgeführt wird oder sich die Betriebsgefahr im Rahmen 

Gefährdungshaftung realisiert.
402

 Durch die Anknüpfung an das Recht des Handlungsortes 

kann der Geschädigte aus Staaten mit niedrigem Schutzniveau von höheren Umweltstandards 

                                                 
398 

Rauscher, Rom I-VO, Rom II-VO, 747 
399

Ofner, Rom II-Verordnung – Neues Internationales Privatrecht für außervertragliche Schuldverhältnisse in 

der Europäischen Union, ZfRV 2008, 13 
400

 Ofner, Anknüpfung der Produkthaftung, ZfRV 2010, 217 
401 

Rauscher (Hrsg.) Rom I-VO, Rom II-VO, 826 
402

 Rauscher (Hrsg.) Rom I-VO, Rom II-VO, 826 



Das neue chinesische IPR 

196 
 

im Standortland der Anlage profitieren.
403

 Für die Umwelthaftung liegt keine 

Sondervorschrift im GRZA vor. Daher gilt die Grundregel des Deliktstatuts (§ 44 GRZA). 

5.3.2.2 Art 21 Rom I-VO 

Art 21 Rom II-VO bestimmt das anwendbare Recht für die Formwirksamkeit einer einseitigen 

Rechtshandlung, die ein außervertragliches Schuldverhältnis betriff. Die 

Anknüpfungsentscheidung folgt dem Günstigkeitsprinzip durch Alternativanknüpfungen: 

maßgeblich ist das Recht, dem die Rechtshandlung unterworfen ist bzw. das Recht des Ortes, 

an dem die Rechtshandlung vorgenommen wurde. Wenn die Rechtshandlung nur nach einem 

der Rechte formwirksam ist, so ist dieses Recht zur Beurteilung der Formanforderungen 

heranzuziehen. Falls beide die Formanforderungen beider zur Verfügung stehender Statute 

nicht (vollständig) erfüllen, ist dasjenige Recht maßgeblich, welches mit der Gültigkeit in 

größerem Umfange abgestimmt ist.
404

 Sinn und Zweck des Art 21 Rom II-VO liegt daher 

darin, dass die Rechtshandlung möglichst zur Formgültigkeit kommt. Im Vergleich damit 

liegt im GRZA keine Vorschrift für die Formgültigkeit einer einseitigen Rechtshandlung, die 

ein außervertragliches Schuldverhältnis betrifft, vor. Daraus folgt, dass das Geschäftsrecht für 

die Formgültigkeit der Rechtshandlung des außervertraglichen Schuldverhältnisses wie des 

vertraglichen Schuldverhältnisses maßgeblich ist. 

5.3.3 Ein Vergleich zum Günstigkeitsprinzip mit Rom III-VO 

In Bezug auf das Familienrecht erfolgt laut § 22 GRZA nur die Beurteilung der 

Formgültigkeit einer Eheschließung nach dem Günstigkeitsprinzip. Dabei kommen das 

gewöhnliche Aufenthaltsrecht eines Ehegatten, das Heimrecht eines Ehegatten und das 

Ortsrecht der Eheschließung alternativ zur Wahl. Diese Vorschrift gilt für die Eheschließung, 

die außerhalb der VRC vorgenommen wird. Die Eheschließung, die innerhalb der VRC 

vorgenommen wird, muss den Formanforderungen für die betroffenen chinesischen 

sachrechtlichen Vorschriften bei der Eheschließung entsprechen.
405

 Für die anderen 

Lebensverhältnisse, z.B. die Formgültigkeit der Rechtswahlvereinbarung bei Ehegütern und 

der einvernehmlichen Scheidung, liegt keine Sondervorschrift vor. Fraglich ist, ob das 

gewählte Recht der Ehegatten für die Formgültigkeit der Rechtswahlvereinbarung bei 
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Ehegütern und einverständlichen Scheidung gilt, da die Formgültigkeit der 

Rechtswahlvereinbarung bei Ehegütern und einvernehmlichen Scheidungen auf Grund der 

Beweissicherung im Dienst dazu, dass die Parteien den Inhalt und die Folgen ihrer 

Vereinbarung echt zum Kenntnis nehmen, strenger Kriterien der Formgültigkeit erfolgen soll. 

Demgegenüber erfasst die Rom III-VO und  der EheGütVO-Vorschlag
406

 eine 

Sondervorschrift für die Formgültigkeit der Rechtswahlvereinbarung bei Ehegütern und 

Scheidung. 

Art 7 Rom III-VO enthält eine Sondervorschrift für die Formgültigkeit einer 

Rechtswahlvereinbarung, damit die Ehegatten die Rechtswahlvereinbarung „in voller 

Sachkenntnis“ treffen und sich der „Tragweite ihrer Rechtswahl bewusst“ sind.
 407

 

Infolgedessen folgt Art 7 Abs 1 strengen Formanforderungen. Abs 1 verlangt die schriftliche 

Form, Datierung und Unterzeichnung. Dabei folgt die strenge Auslegung der 

Formerfordernisse folgenden Aspekten: „Beweissicherung, Schutz vor übereilten 

Entschlüssen, Sicherstellung des tatsächlichen Vorliegens einer Willenseinigung sowie die 

Gewährleistung eines hohen Grads an Information der Parteien über den Inhalt und die Folgen 

ihrer Vereinbarung (Erwägungsgrund 19).“
 408

 Abs 2-4 normiert, dass strengere 

Formvorschriften beachtlich sind, indem die Ehegatten die Formmäßigkeit bei der 

Vorbereitung der Rechtswahlvereinbarung im Voraus zum Kenntnis nehmen. Das 

Günstigkeitsprinzip wird dabei im Abs 3 vorgesehen: Falls die Ehegatten zum Zeitpunkt der 

Rechtswahl  ihren gewöhnlichen Aufenthalt in verschiedenen teilnehmenden Mitgliedstaaten 

haben und das Recht beider Staaten unterschiedliche Formanforderungen bestimmt, ist die 

Vereinbarung formgültig, wenn sie die Formanforderungen des Rechts einer dieser 

Mitgliedstaaten erreicht. 

5.3.4 Ein Vergleich zum Günstigkeitsprinzip mit ErbVO 

Um die Formgültigkeit für Erbsachen zu begünstigen wird ein alternatives 

Anknüpfungssystem in Art 27 und Art 28 ErbVO vorgesehen. Die betroffenen begünstigten 

Rechtsverhältnisse sind in Art 27 die schriftliche Verfügung von Todes wegen
409

  bzw. der 
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Erbvertrag
410

  und im Art 28 die Annahme- oder Erbverzichtserklärung. Im Vergleich damit 

sieht das GRZA die Sondervorschrift der Formgültigkeit im Bereich des Erbrechts nur für das 

Testament vor. Dabei ist das Günstigkeitsprinzip auch durch ein alternatives 

Anknüpfungssystem gewahrt. 

Im alternativen Anknüpfungssystem des Art 27 lit a-e ErbVO kommen die folgenden Rechte 

zur Wahl: das Recht des Handlungsortes, das Recht des Staates, dessen Nationalität der 

Erblasser besaß, das Recht des Wohnsitzortes des Erblassers oder das Recht des 

gewöhnlichen Aufenthalts des Erblassers Der maßgebliche Zeitpunkt ist dabei der Zeitpunkt 

der Handlung oder des Todes Für unbewegliches Vermögen gilt das Recht seines 

Belegenheitsort. Für die Annahme- oder Erbverzichtserklärung (Art 28) kommen entweder 

das nach den Art 21 oder 22 auf die Rechtsnachfolge von Todes wegen anzuwendenden Recht 

(den allgemeinen Erbstatut Art 28 lit a) oder das gewöhnliche Aufenthaltsrecht des 

Erklärenden (Art 28 lit b)  zur Anwendung.
 411 

  

Im Vergleich dazu sind die für ein Testament in Frage kommenden Rechte das Recht des 

Handlungsortes des Erblassers, das Recht des gewöhnlichen Aufenthaltsortes des Erblassers 

und das Heimatrecht nach der Staatangehörigkeit des Erblassers. Darüber hinaus sieht das 

GRZA ein alternatives Anknüpfungssystem auch für die materielle Wirkung des Testaments 

vor, damit ein für die materielle Wirkung des Testaments günstigeres Ergebnis erreicht 

werden kann. Anders als das GRZA räumt die ErbVO eine beschränkte Rechtswahlfreiheit für 

das gesamte Erbstatut ein, so kann der Erblasser statt des gemäß Art 21 anzuwendenden 

Rechts am gewöhnlichen Aufenthaltsort das Recht des Staates, dem er angehört, wählen. 

5.3.5 Ein Vergleich zum Günstigkeitsprinzip mit HUP 

Anders als § 29 GRZA, in dem ein alternatives Anknüpfungssystem nach den Kriterien der 

Begünstigung des Unterhaltsberechtigten zur Anwendung kommt, erfasst Art 4 HUP für 

bestimmte privilegierte Ansprüche ein dem Günstigkeitsprinzip folgendes subsidiäres 

Anknüpfungssystem (Anknüpfungsleiter, Stufenanknüpfung). Die subsidiäre Anknüpfung 

gilt, wenn das gewünschte materiell-rechtliche Ergebnis nach der durch die im Vorrang 

stehende Anknüpfung berufenen Rechtsordnung nicht eintritt.
412  

Um den 

Unterhaltsberechtigten zu schützen, liegt die Voraussetzung der Anwendung der subsidiären 
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Anknüpfung gemäß Art 4 Abs 2 HUP darin, dass die berechtigte Person nach dem in Artikel 3 

vorgesehenen Recht von der verpflichteten Person keinen Unterhalt zu erhalten berechtigt ist. 

Keinen Unterhalt zu erhalten muss hier eng verstanden werden. Dabei genügt eine 

Anspruchsgewährung bloß in geringer Höhe oder eine Ablehnung mangels Bedürftigkeit 

nicht und daher muss ein entsprechender Anspruch grundsätzlich nicht gewährt werden.
413

  

Wenn die obig erwähnte Voraussetzung vorliegt, kann gemäß Art 4 Abs 2 HUP die lex fori 

subsidiär als maßgeblich zur Anwendung gelangen. Falls nach der lex fori auch kein 

Anspruch besteht, gilt das Recht des Staates, dem beide Parteien gemeinsamen angehören, als 

maßgeblich (Art 4 Abs 4 HUP). Nach Art 4 Abs 3 HUP werden die ersten beiden Stufen der 

Anknüpfung für den Fall, dass der Berechtigte am gewöhnlichen Aufenthalt des 

Unterhaltsschuldners klagt, umgekehrt, nämlich die lex fori vorrangig und das Recht des 

gewöhnlichen Aufenthaltsorts des Unterhaltsberechtigten nachrangig behandelt.
414

 

5.3.6 Ergebnis 

Durch den Vorschriftenvergleich zum Günstigkeitsprinzip zwischen dem GRZA und den 

europäischen kollisionsrechtlichen Verordnungen ergibt sich, dass einerseits beide das 

Günstigkeitsprinzip in denselben Zielrichtungen, nämlich der Begünstigung der Gültigkeit 

eines Rechtsakt und Begünstigung einer bestimmten Person (sozialer oder wirtschaftlicher 

Schwächeren) haben, anderseits beide die teilweise unterschiedliche 

Anknüpfungsgegenstände, deren endgültig anwendbaren Rechtsordnung durch den 

Günstigkeitsvergleich bestimmt wird, vorsehen. In Bezug auf die Erscheinungsformen des 

Günstigkeitsprinzips verwenden beide Mehrfachverknüpfungen und die einseitige 

Parteiautonomie auf jedoch verschiedenen Weisen. In Bezug auf die betroffenen 

Rechtsverhältnisse sind diese in den europäischen Kollisionsrechtlichen Verordnungen 

konkreter als im GRZA. Die Ausgestaltungen des Günstigkeitsprinzips in den europäischen 

kollisionsrechtlichen Verordnungen sind inhaltlich detaillierter und komplizierter. Dies dient 

besser dazu, den Günstigkeitsvergleich auf eine Weise, sodass das vom Gesetzgeber 

beabsichtigte Ergebnis erzielt werden kann, zu führen.  

Wie obig erwähnt wird, ist es zum ersten Mal der Fall, dass das Günstigkeitsprinzip in Sinn 

und Zweck der Materialisierung des IPR in der chinesischen IPR-Kodifikation vorgesehen ist. 

Die Weise, in der das Günstigkeitsprinzip in den Rechtssätzen normiert wird, kann dem Ziel 
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dienen, den materiell-rechtlich günstigeren Vergleich zwischen den berufenen 

Rechtsordnungen angemessen durchzuführen. Dabei lag keine Erfahrung zuvor in der 

Gesetzgebung bzw. Gerichtspraxis vor. Das vom GRZA normierte Günstigkeitsprinzip ist auf 

der Ebene der Gesetzgebungstechnik im Vergleich mit den europäischen Verordnungen noch 

nicht vollständig. Trotzdem hat das GRZA mit dem Vorhaben angefangen, in der 

Anknüpfungsentscheidung ein materiell-rechtliches günstigeres Ergebnis zum Ausgangspunkt 

zu nehmen. 
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Fazit: Die Unzulässigkeiten des neuen chinesischen IPR unter Berücksichtigung der 

Gerechtigkeit und Interessen des neuen chinesischen IPR 

 

1. Gerechtigkeit des neuen chinesischen IPR 

Die Rechtsordnung hat das Ziel, Gerechtigkeit zu verwirklichen. Als ein Teil der 

Rechtsordnung leistet das IPR auch seinen Beitrag zu diesem Ziel. Von der 

kollisionsrechtlichen Gerechtigkeit ausgehend, soll die Kollisionsnorm in erster Linie das 

„angemessene“, das nach dem Kerngedanken des IPR „am nächsten Stehende“, Recht 

bestimmen, den Fall zu regeln. Das Prinzip der engsten Verbindung verkörpert diese 

kollisionsrechtliche Gerechtigkeit am besten. Aus Gründen der Rechtssicherheit und -

vorhersehbarkeit bzw. des „non-rule“ Charakters wird das Prinzip der engsten Verbindung im 

Wesentlichen durch die Ausgestaltung einer starren oder einer Reihe starrer Anknüpfungen in 

Kollisionsregeln konkretisiert.  

Allerdings verlangt die kollisionsrechtliche Gerechtigkeit auch die Einzelfallgerechtigkeit, da 

es Sachverhalte gibt, dass das durch den Anknüpfungsmoment bestimmte Recht nicht das 

angemessenste ist, weil für irgendeinen konkreten Fall ein anderer Staat besteht, der eine 

engere Verbindung als jener Staat aufweist, auf dessen Recht durch den starren 

Anknüpfungsmoment verwiesen wird. Daraus folgt, dass die Normflexibilität die 

Einzelfallgerechtigkeit, im Gegensatz zur Rechtssicherheit, im IPR fördert. Daher gelangt die 

Ausweichklausel im IPR zur Anwendung. Kurz gesagt umfasst die internationale 

Gerechtigkeit die Rechtssicherheit und die Einzelfallgerechtigkeit, die von entgegengesetzter 

Stoßrichtung getragen formuliert werden. Der Gesetzgeber des IPR versucht immer einen 

Interessenausgleich zwischen Rechtssicherheit und Einzelfallgerechtigkeit zu schaffen. In 

dieser Hinsicht sieht der chinesische Gesetzgeber die Rechtssicherheit als viel wichtiger als 

die Einzelfallgerechtigkeit an, da die Funktion der engsten Verbindung als Ausweichklausel 

im neuen chinesischen IPR umstritten ist. Vor allem ist die engste Verbindung generell in 

ihrer Funktion nicht als Ausweichklausel, sondern als die Ergänzungsklausel im Allgemeinen 

Teil bestimmt. Als eine spezielle Ausweichklausel ist die engste Verbindung, die nur für eine 

bestimmte Kollisionsregel gilt, einerseits nicht vom Gesetzgeber deutlich formuliert und 

anderseits wird vom OVG hervorgehoben, dass diese, als ein Anknüpfungsmoment in einem 

selbständigen Kollisionsnorm angewendet, in der Gerichtspraxis im Sinn und Zweck der 

Ausweichklausel ausgelegt werden soll. Die Einstellung des chinesischen Gesetzgebers und 
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des OVG zu diesem Themenkomplex lässt erkennen, dass einerseits der Gesetzgeber dem 

Rechtsanwender angesichts der Rechtssicherheit und des inneren Entscheidungseinklanges 

keinen Spielraum durch die Ausweichklausel verleihen will, aber anderseits für einige 

Sonderfälle die Funktion der Ausweichklausel in der Gerichtspraxis unverzichtbar ist. Auf 

jeden Fall ist es unzweifelhaft, dass als Mittel zur Durchsetzung der kollisionsrechtlichen 

Einzelfallgerechtigkeit die Ausweichklausel ein unverzichtbarer Teil des modernden IPR ist. 

Die Einzelfallgerechtigkeit zugunsten der Rechtssicherheit total aufzugeben ist nicht mit der 

internationalprivatrechtlichen Gerechtigkeit vereinbar. 

Zudem hat der Gesetzgeber beim Erlass einer IPR-Kodifikation auch ein anderes Ziel als die 

Suche nach dem angemessensten Recht, so dass die engste Verbindung als Kriterium für die 

Bestimmung des maßgeblichen Rechts insoweit überlagert oder sogar verdrängt wird.
415

 

Dabei handelt sich um die Materialisierung des IPR und die Zulassung der 

Parteiautonomie.
416

   

Die Materialisierung des IPR richtet sich danach, dass das anzuwendende Recht nach dem 

Inhalts oder der Rechtspolitik der in Frage kommenden Rechtsordnungen zu bestimmen ist. 

Dabei dienen einseitige Kollisionsnormen (Exklusivkollisionsnorm) und die auf die 

Sachverhalte mit Auslandsbezug unmittelbare anzuwendenden inländischen zwingenden 

sachrechtlichen Bestimmungen meistens zur Wahrung der sozialen und wirtschaftlichen 

Ordnungsinteressen. Demgegenüber ermöglicht die Ausgestaltung einer 

Mehrfachverknüpfung in einer Kollisionsregel das für ein bestimmtes materiell-rechtliches 

Ergebnis entsprechende Recht endgültig anzuwenden. Hier kann der Gesetzgeber mittels 

Mehrfachverknüpfung verschiedene materiell-rechtliche Ergebnisse erzielen, z.B. den Schutz 

des Schwächeren, das Erleichtern des internationalen Zivil- und Handelsverkehrs und das 

Vermeiden des Eintritts eines fehlhaften Rechtsverhältnisses usw. Dabei es handelt sich 

meistens um ein Individualinteresse. Es ergibt sich hieraus, dass die Materialisierung des IPR 

als Mittel der Durchsetzung der materiell-rechtlichen Gerechtigkeit angesehen werden kann. 

Je nach den betroffenen Interessen kann die materiell-rechtliche Gerechtigkeit die 

kollisionsrechtliche Gerechtigkeit überlagern oder verdrängen. In den Fällen der 

Überlagerung der beiden Ausgestaltungen von Gerechtigkeit steht die 

internationalprivatrechtliche Erwägung grundsätzlich vorrangig, da die materiell-rechtliche 
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Entscheidung für das endgültige anzuwendende Recht zwischen den durch das 

internationalprivatrechtliche Anknüpfungsprinzip berufenen Rechtsordnungen getroffen wird. 

In dieser Hinsicht hat das neue chinesische IPR die materiell-rechtlichen Erwägungen bei der 

Bestimmung des maßgeblichen Rechts für die Sachverhalte mit Auslandsbezug mittels der 

Mehrfachverknüpfung als auch der Eingriffsnormen durchgesetzt. Somit wird der Schutz des 

chinesischen sozialen und wirtschaftlichen Interesses, des sozialen sowie wirtschaftlichen 

Schwächeren und des Verkehrsinteresses erzielt. 

Die Verhältnisse zwischen materiell-rechtlicher Gerechtigkeit und 

internationalprivatrechtlicher Gerechtigkeit stellt sich wie von Kegel beschrieben dar: „Diese 

stehen jedoch in einem funktionellen Zusammenhang: da die materiell-rechtliche 

Gerechtigkeit aus den Sachnormen eines Staates abgeleitet wird, muss die Frage der 

internationalprivatrechtlichen Gerechtigkeit vorher gelöst werden.“
 417

   

 

2. Parteiautonomie im neuen chinesischen IPR 

Weiterhin kann das Prinzip der engsten Verbindung durch die Zulassung der Parteiautonomie 

überlagert oder verdrängt werden. Die Zulassung der Parteiautonomie (Rechtswahlfreiheit) 

verleiht der Partei/den Parteien die Befugnis, das für ihre Bedürfnisse am besten geeignete 

Recht zur Anwendung zu bringen. Im Vergleich zum objektiv anzuwendenden Recht kann 

das gewählte Recht sowohl die späteren Rechtsstreitigkeit bestmöglich vermindern als auch 

eine vorausschauende Planung und Kostenkalkulation ermöglichen.
418

 Das gewählte Recht ist 

auch neutral, da es von beiden Parteien durch die Rechtswahlvereinbarung zur Anwendung 

gebracht  wird und in der Regel für beide Parteien bekannt oder vertraut oder materiell-

rechtlich günstig ist. Angesichts solcher Vorteile der Parteiautonomie lässt das moderne IPR 

die Rechtswahlfreiheit nicht nur im ihren traditionellen Bereich des vertraglichen Schuldrecht 

sondern in den Bereichen des außervertraglichen Recht sowie des Sachenrechts zu.  

In Bezug auf das Personalstatut liegt die Debatte im Anknüpfungsprinzip zwischen der 

Staatangehörigkeit und dem gewöhnlichen Aufenthalt. Der gewöhnliche Aufenthalt als der 

Lebensmittelpunkt dient dem Integrationsinteresses des Einzelnen.
419

  Demgegenüber gilt die 

kulturelle Identität des Einzelnen als entscheidender Faktor für die Anknüpfung an die 
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Staatangehörigkeit für das Personalstatut. Um die kulturelle Identität im Sinn des 

Kollisionsrechts zu wahren, ist die Anwendung des Heimatrechts für das Personalstatut 

gerechtfertigt.
420

 Als ein weiter Vorteil der Anknüpfung an die Staatsangehörigkeit ist die 

Stabilität der Rechtsbeziehungen zu nennen. Die Zulassung der Rechtswahlfreiheit für das 

Personalstatut lassen die Beteiligten eine Interessensentscheidung zwischen dem 

Aufenthaltsrecht und dem Heimatrecht nach ihrer konkreten Situation und ihre Bedürfnisse 

treffen. Aus diesem Grund unterliegt die Parteiautonomie beim Personalstatut der 

Beschränkung, das gewählte Recht grundsätzlich zwischen dem Heimatrecht und dem 

Aufenthaltsrecht zu wählen. 

Unter dem Einfluss des Trends der Ausweitung der Rechtswahlfreiheit eröffnet das neue 

chinesische IPR die Tür dafür in den Bereichen des vertraglichen sowie außervertraglichen 

Schuldrechts und des Sachenrechts und ermöglicht diese auch für die Ehegüterverhältnisse 

bzw. die einvernehmlichen Scheidungen. In Bezug auf Unterhaltverhältnisse bzw. andere 

Familienverhältnisse und das Erbrechtstatut bleibt die Rechtswahlfreiheit ausgeschlossen. Für 

diesen Ausschluss liegt keine Berechtigung aus Sicht der Rechtspolitik vor. Die Anwendung 

der Rechtswahl unterliegt den allgemeinen Begrenzungen von ordre public und 

Eingriffsnormen und auch dem Schutz des Dritten oder des Angehörigen in Bezug auf das 

Familien-und Erbrecht, da hier öffentliche Interessen sowie Verkehrsinteressen in Betracht 

kommen.  

Die Parteiautonomie als individuelles Freiheitsrecht wird auf Grund der Abwägung der 

verschiedenen Interessen und Werte des IPR den folgenden Beschränkungen, je nach den 

Rechtsgebieten ihrer Anwendung, mehr oder weniger unterworfen: das Prinzip der engsten 

Verbindung, der Schutz der schwächeren Vertragspartei, die Wahrung der Rechten des 

Dritten und die entgegenstehenden Staatsinteressen.
421

 In dieser Hinsicht unterliegt die 

Parteiautonomie grundsätzlich einer Beschränkung des Prinzips der engsten Verbindung im 

Familien- und Erbrecht. Bei Dritt- und Staatsinteressen geht es um alle Anwendungsgebiete 

der Parteiautonomie. 

Dabei unterwirft auch das neue chinesische IPR die Parteiautonomie den obig erwähnten 

Beschränkungen. Die Parteiautonomie unterliegt vor allem in allen ihren 

Anwendungsgebieten der Beschränkung auf Grund von Staatsinteressen mittels ders ordre 

public, der Eingriffsnormen sowie des Gesetzumgehungsverbotes. Um die schwächere 
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Vertragspartei zu schützen, wird die Parteiautonomie in den Arbeitsverträgen total 

ausgeschlossen. Stattdessen ist das anzuwendende Recht durch die objektiven Anknüpfungen 

zu bestimmen. Dabei ist es umstritten, ob der Schutzzweck dadurch sichergestellt werden 

kann, dass das für Arbeitsnehmer formell beste Recht (im Sinn der engsten Verbindung) als 

maßgebliches Recht bestimmt wird. 

Zudem hat das GRZA die einseitige Rechtswahl sowohl für Verbraucherverträge als auch für 

die Produkthaftung vorgesehen, welche dem Schutz der schwächeren Partei dient. Dies dient 

dem materiell-rechtlichen Ziel, ein für eine schwächere Partei inhaltlich günstigeres Recht 

anzuwenden.  

Die Wahrung der Rechte des Dritten bezieht sich auf die Fälle, wo Dritte von der Rechtswahl 

negativ betroffen sind.
 422

 Um die Rechte des Dritten zu gewährleisten, wird im Allgemeinen, 

wie etwa in Art 14 Abs 1 Rom II-VO, gefördert, dass die Anwendung des gewählten Recht 

die Rechte bzw. Interessen des Dritten nicht beeinträchtigen darf.  

In Bezug auf das Sachenrecht sowie das Ehegüterrecht wird der Schutz des Dritten 

überwiegend mithilfe von Publizitätserfordernissen, die als eine Wirksamkeitsvoraussetzung 

der Rechtswahl für die dinglichen Rechtsverhältnisse in der IPR-Kodifikation bestimmt wird, 

sichergestellt.
423

 Im Familien- und Erbrecht kommen die Rechte und Interessen der anderen 

Verwandten in Betracht. Besonderes im Erbrecht besteht die Möglichkeit des Erblassers 

mittels Rechtswahl zwingende Noterb- und Pflichtteilsrechte zu umgehen. Daraus folgt, dass 

die Rechtswahlfreiheit im Familien- und Erbrecht nur unter der besonderen Berücksichtigung, 

die Umgehungsabsicht zu verhindern, gestattet sein darf.  

In Hinsicht der Wahrung der Rechte des Dritten besteht die größte Nachlässigkeit des neuen 

chinesischen IPR darin, dass keine gesetzliche Bestimmung in Hinsicht dieser Wahrung 

formuliert wurde. Angesichts dieser Situation muss der chinesische Rechtsanwender in der 

Gerichtspraxis die Rechtsanwendungsentscheidung unter Berücksichtigung der 

Gewährleistung der Interessen des Dritten treffen. 
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3. Interessenverhältnisse im neuen chinesischen IPR 

Interessen im Sinn des IPR haben eine andere Bedeutung als auf materiell-privatrechtlicher 

Ebene: Im Vergleich zu den Interessen im materiellen Privatrecht, die sich auf den Inhalt des 

Rechts bezieht, betreffen die Interessen im IPR die Rechtsanwendung.
 424

 Diese Interessen im 

IPR sind nicht nur Begehrensvorstellungen sondern auch in erster Linie die hinter einer 

Rechtsnorm stehenden abstrakten gesellschaftlichen Kräfte, nämlich die Vektoren der 

Rechtsbildung.
425

  Es ergibt sich hieraus, dass bei der Normbildung des IPR nur objektive, 

typische Interessen berücksichtigt werden. Die wichtigsten Interessen im IPR sind das 

Parteiinteresse,  das Verkehrsinteresse sowie das Ordnungsinteresse. Träger des 

Parteiinteresses sind die an einem Sachverhalt aktuell Beteiligten; Träger der 

Verkehrsinteresse sind die an bestimmten rechtlichen Vorgängen potenziell Beteiligten; bei 

den Ordnungsinteressen geht es allgemein um alle sich unter einer Rechtsordnung 

befindlichen Rechtsgenossen inklusive der Staaten.
426

 Die Ordnungsinteressen richten sich 

besonderes auf den Entscheidungseinklang. 

Die wichtigsten Interessen, die im neuen chinesischen IPR bei der Normbildung besonderes 

berücksichtigt werden, sind das Parteiinteresse, das Ordnungsinteresse wobei eigene 

Staatsinteressen. Die Parteiinteressen werden im Wesentlichen durch die Zulassung der 

Parteiautonomie sowie der Ausweitung ihrer Anwendungsrechtsgebiete im neuen 

chinesischen IPR verkörpert. Die Ordnungsinteressen (Entscheidungseinklang und 

Gleichbehandlungsgrundsatz) werden in den neuen chinesischen IPR-Kodifikationen durch 

die umfassenden allseitigen Kollisionsnormen, in denen die Anknüpfungsgegenstände 

(Rechtsbegriffe oder Lebensverhältnisse) und die Anknüpfungen allgemein definiert sind, 

durchgeführt. Die Ordnungsinteressen auf der Ebene anderer Staaten, abgesehen von 

Staatverträgen und internationalen Abkommen, sind im neuen chinesischen IPR außer 

Betracht gelassen worden. Die Staatsinteressen beziehen sich meist auf die Anwendung des 

eigenen Rechts. Dabei handelt sich entweder um die allgemeine Bindung der 

Rechtsunterworfenen an diesen Staat (Gesetzesumgehungsverbot), oder um deren Abwehr der 

Nachteile des anzuwendenden fremden Rechtes, oder um die Durchsetzung sozialer und 

wirtschaftlicher Politik (Eingriffsnormen).
427

 Da die Staatsinteressen in der 

Rechtsanwendungsentscheidung immer vorrangig stehen, so dass die andere Interessen des 
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IPR dadurch total ausgeschlossen werden, müssen die Bestimmungen mit Bezug auf das 

Staatsinteresse in der Gerichtspraxis als Ausnahme  und zurückhaltend zur Anwendung 

gebracht werden. Im neuen chinesischen IPR beziehen sich die Staatsinteressen sich nur auf 

Forumsstaat, da die Bestimmungen zum Staatsinteresse nur den Schutz der 

Forumsstaatsinteressen bezwecken und die fremden Staatsinteressen nicht berücksichtigen.
428

   

Die Verkehrsinteressen dienen der Sicherheit und Bequemlichkeit des Geschäftsverkehrs. Das 

GRZA hat die materiell-rechtliche Erwägung als Ausgangspunkt genommen um durch die 

Anwendung des Günstigkeitsprinzips im hier verstandenen Sinn die Gültigkeit eines 

Rechtsaktes zu begünstigen,  damit das Verkehrsinteresse gewährleistet ist. Zudem hat die 

durch Vorhersehbarkeit verwirklichte Rechtssicherheit und die Zulassung der 

Parteiautonomie auch den Geschäftsverkehr erleichtert und sichergestellt. 

 

4. Die Neigung für der Verringerung der judikativen Aufgabe  

Eine Neigung des Gesetzgebers des chinesischen IPR, die judikativen Aufgaben bzw.  die 

Kosten in der Gerichtspraxis zu verringern, ist durch die IPR-Kodifikationen erkennbar. 

Dabei geht es um die folgenden Bestimmungen: Ermittlung des fremden Rechts, Anwendung 

der lex fori als Ersatzrecht und Sachnormverweisung. 

Die Ermittlung des fremden Rechts erfolgt teilweise vom Amts wegen und teilweise durch 

Nachweis der Parteien, sofern das ermittelte Recht von den Parteien gewählt ist. Wenn die 

Ermittlung des fremden Rechts vom Amts wegen erfolgt, ist das fremde Recht normalerweise 

wie das inländische Recht nach dem Prinzip „jura novit curia“ zu behandeln; wenn die 

Parteien das Recht nachweisen müssen, ist das fremde Recht als eine Tatsache anzusehen. 

Das führt zu Unklarheiten bei der Anwendung des ausländischen Rechts. Wenn die Parteien 

die Rechtswahl nicht rechtmäßig nachweisen können, hat das Volksgericht keine Pflicht das 

gewählte ausländische Recht vom Amts wegen weiter zu ermitteln und wendet unmittelbar 

das chinesische Recht infolge der Nichtermittlung des gewählten fremden Rechts an. Im 

Vergleich zu dieser Vorgehensweise wäre es vielmehr gerechtfertigt, dass die objektive 

Anknüpfung wie bei einem Mangel der Rechtswahl in Betracht kommt, oder statt des 
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Nachweises der Parteien das Volksgericht vom Amts wegen das gewählte Recht zu ermitteln 

hat. § 18 Auslegung zum GRZA ist auch unklar. Darin wird geregelt: „Das Volksgericht muss 

sich die Ansichten der Beteiligten bezüglich des Inhalts des ausländischen Rechts, das gelten 

soll, sowie dessen Verständnis und Anwendung anhören. Wenn die Beteiligten gegen den 

Inhalt, das Verständnis sowie die Anwendung des betreffenden ausländischen Rechts keine 

Einwände haben, kann das Volksgericht diesen Inhalt bestätigen; erheben die Beteiligten 

irgendwelche Einwände, soll das Volksgericht den Inhalt prüfen und dann eine Entscheidung 

treffen.“ Das Problem liegt darin, ob nach dem § 18 die Meinung der Parteien  über die 

Auslegung wichtiger ist als der wahre Inhalt des ausländischen Rechts, denn wenn sich die 

Parteien über den Inhalt des gewählten Rechts einigen können, soll das Volksgericht den 

Inhalt des gewählten Rechts bestätigen. Die andere Unklarheit gründet sich in der Vorschrift, 

dass das Volksgericht das gewählte ausländische Recht  zu ermitteln hat oder nur den von den 

Parteien vorgelegten Inhalt des gewählten Rechts prüft, wenn sich die Parteien über den Inhalt 

des gewählten Rechts nicht einigen können. 

Die lex fori kommt als Ersatzrecht nicht nur für die Nichtermittlung des fremden Rechts 

sondern auch für den Ausschluss des anzuwenden fremden Recht infolge des ordre public zur 

Anwendung. Da einerseits die engste Verbindung schon in § 2 S. 2 GRZA als die generelle 

Ergänzungsklausel vorgesehen wird und anderseits die lex fori in dem zutreffenden Fall keine 

Verbindung mit dem Sachverhalt haben kann, liegt  dabei keine Berechtigung für die 

Anwendung der lex fori als ein Ersatzrecht vor. Deshalb ist die Vereinfachung der 

Rechtsanwendung des Einzelnen der einzige Grund für die Anwendung der lex fori als 

Ersatzrecht in den Fällen der Nichtermittlung des fremden Rechts und des Ausschlusses der 

Anwendung des fremden Rechts auf Grund des ordre public. 

Im Vergleich zum alten chinesischen IPR, in dem die Verweisungsarten zwischen der 

Gesamtverweisung und der Sachnormverweisung nicht deutlich formuliert wurden,   hat das 

neue chinesische IPR in § 9 die Sachnormverweisung ausdrücklich vorgesehen. Die 

Gesamtverweisung geht von Praktikabilitätserwägungen
429

 aus und ist zu Gunsten der 

internationalen Entscheidungsgleichheit in Geltung. Deshalb ist die Gesamtverweisung nicht 

von allen Rechtsbereichen des IPR anerkannt. Vielmehr erlangt sie nur in den Fällen, wo die 

internationale Entscheidungsgleichheit von Bedeutung ist, Anerkennung. Daraus folgt, dass 

die Gesamtverweisung grundsätzlich für das Vertragsstatut ausgeschlossen ist und 

demgegenüber auf das Personen-, Familien- und Erbrecht zur Anwendung kommt. Bei der 
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Anwendung der Gesamtverweisung wird gefördert, dass der Rechtsanwender vor allem die 

den Sachverhalt betreffende kollisionsrechtliche Bestimmung der berufenen fremden 

Rechtsordnung ermitteln und dann gemäß dieser Bestimmung das anzuwendende Sachrecht 

(oder noch Kollisionsrecht eines dritten Staates bei Weiterverweisung) wieder ermitteln kann. 

Dieses Verfahren ist im Vergleich mit der Gesamtverweisung für den Rechtsanwender 

mühsam. In dieser Hinsicht bevorzugt der chinesische Gesetzgeber, die Sachnormverweisung 

als eine Generalklausel für alle Rechtsbereichen des chinesischen IPR zu bestimmen. 

 

4. Die systematische und sonstige Unzulänglichkeiten 

Die systematischen Probleme des alten chinesischen IPR liegen hauptsächlich darin, dass die 

geltenden chinesischen IPR-Bestimmungen in verschiedenen Einzelgesetzen zerstreut waren, 

und dass es auf viele Sachverhalte mit Auslandsbezug keine entsprechende Kollisionsnorm 

gab. Mit Inkrafttreten der neuen chinesischen IPR-Gesetze ist dieser Umstand schon 

verbessert worden. Jedoch ist das neue chinesische IPR-System nicht perfekt. Die 

systematischen Unzulänglichkeiten äußern sich in den  folgenden zwei Aspekten: 

Erstens, das neue System des chinesischen IPR beinhaltet nicht nur die neuen IPR-Gesetze, 

nämlich das GRZA und die Auslegungen zum GRZA, sondern auch die Einzelregelungen der 

anderen Gesetze, die nach dem Inkrafttreten der neuen IPR-Gesetze gemäß § 2 Abs 1 GRZA 

und § 3 Auslegungen zum GRZA noch in der VRC weitergelten, z.B. die 

kollisionsrechtlichen Einzelvorschriften im Seehandelsrecht-Gesetz, dem Wertpapierrecht-

Gesetz, dem zivilrechtlichen Flugverkehr-Gesetz und vereinzelte Paragraphen der judikativen 

Erläuterung des OVG zum internationalen Vertragsrecht. Das bedeutet, dass die Kodifikation 

des chinesischen IPR im Sinne eines abgeschlossenen Systems noch nicht total vollständig ist. 

Mit Erlassen der neuen judikativen Erläuterungen im Bereich des IPR einerseits kann das 

chinesische IPR inhaltlich immer vollständiger gemacht werden, anderseits führt dies dazu, 

dass die Systematisierung des chinesischen IPR gewiss beschädigt wird. 

Zweitens geht es um das innere System (Aufbau der Struktur) des GRZA. Der 

Regelungsgegenstand des Kapitels 2 sind Zivilsubjekte. Aber es sind die Bestimmungen 

bezüglich Treuhand und Schiedsvertrag auch darin enthalten. Im Kapitel 7 „Immaterialgüter“ 

inhaltlich enthalten sind drei Paragraphen betreffend das Sachenrecht, das Vertragsrecht und 
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das Deliktsrecht. Infolge dessen ist es unnötig, das Kapitel 7 als ein eigenes Kapitel speziell 

vorzusehen. 

Diese systematische Unzulässigkeit führt zu einer Unstimmigkeit zwischen den neuen IPR-

Kodifikationen und den kollisionsrechtlichen Einzelvorschriften, die in den anderen Gesetzen 

bzw. judikativen Erläuterungen des OVG vorgesehen sind und nach Inkrafttreten der neuen 

IPR-Kodifikationen noch immer gelten, da die Formulierungen der Rechtsbegriffe sowie die 

Ausgangspunkte der Erwägungen in den Anknüpfungsentscheidungen teilweise nicht 

identisch sind. 

Zudem bestehen Unzulässigkeiten auch darin, dass die Ausweichklausel nicht deutlich in § 41 

für das Vertragsstatut und für das Deliktsstatut sogar gar nicht geregelt wird; dass in Bezug 

auf die Bereiche des Sachen-, Familien und Erbrechts die Kollisionsregeln viele 

Lebensverhältnisse nicht umfasst werden; dass das Personalstatut aus der Sicht der 

chinesischen Rechtskultur primär an den gewöhnlichen Aufenthalt anknüpft; dass die 

Durchführbarkeit der Bestimmungen bezüglich des Günstigkeitsprinzips sowie der 

Eingriffsnormen in der Gerichtspraxis zweifelhaft ist. Außerdem sind §§ 20, 15, 41, 28, 31, 

39, 50, wie in den entsprechenden Teilen dieser Arbeit erwähnt, auch problematisch. Die 

systematischen und inhaltlichen Probleme erschweren es dem Rechtsanwender, das IPR auf 

die Sachverhalte mit Auslandsbezug zweck- und rechtmäßig anzuwenden. Es ergibt sich 

hieraus die Notwendigkeit, das chinesische IPR nach den Gesamtumständen seiner 

Anwendung in der Gerichtspraxis in der Zukunft weiter zu verbessern. 
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Anhang -1 

Gesetz der Volksrepublik China über die Rechtsanwendung auf Zivilbeziehungen mit 

Auslandsberührung
430

 

 

Kapitel 1. Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 [Zweck des Gesetzes] Um die Rechtsanwendung auf die Zivilbeziehungen mit 

Auslandsberührung zu bestimmen, um die Zivilrechtsstreitigkeiten mit Auslandsberührung 

gerecht zu lösen und um die gesetzmäßigen Rechte und Interessen der Parteien zu 

gewährleisten, wird dieses Gesetz erlassen. 

§ 2 [Anwendungsbereich; engste Verbindung] Das auf die Zivilbeziehungen mit 

Auslandsberührung anzuwendende Recht wird nach diesem Gesetz bestimmt. Soweit ein 

anderes Gesetz besondere Bestimmungen über die Rechtsanwendung auf die 

Zivilbeziehungen mit Auslandsberührung vorsieht, finden dessen Bestimmungen Anwendung. 

Enthalten dieses Gesetz und andere Gesetze keine Bestimmungen über die Rechtsanwendung 

auf die Zivilbeziehungen mit Auslandsberührung, so ist auf diese Zivilbeziehungen das Recht 

anzuwenden, zu dem sie am engsten verbunden sind. 

§ 3 [Rechtswahl] Die Parteien können nach den gesetzlichen Bestimmungen ausdrücklich das 

auf die Zivilbeziehungen mit Auslandsberührung anzuwendende Recht durch Vereinbarung 

wählen 

§ 4 [Zwingende Vorschriften] Enthalten die Gesetze der Volksrepublik China zwingende 

Bestimmungen über die Zivilbeziehungen mit Auslandsberührung sind diese Bestimmungen 

unmittelbar anzuwenden. 

§ 5 [Öffentliche Ordnung (ordre public)] Wenn die Anwendung eines ausländischen Rechts 

die öffentlichen gesellschaftlichen Interessen der Volksrepublik China schädigt, ist das Recht 

der Volksrepublik China anzuwenden. 
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§ 6 [Rechtsspaltung] Unterliegen die Zivilbeziehungen mit Auslandsberührung dem Recht 

eines ausländischen Staates, in dem mehrere Teilrechtsordnungen gelten, ist diejenige 

anzuwenden, mit der diese Zivilbeziehungen mit Auslandsberührung am engsten verbunden 

sind. 

§ 7 [Verjährung] Die Verjährung unterliegt dem Recht, das auf die einschlägigen 

Zivilbeziehungen mit Auslandsberührung anzuwenden ist. 

§ 8 [Qualifikation] Die Qualifikation der Zivilbeziehungen mit Auslandsberührung erfolgt 

nach dem Recht des Ortes, an dem sich das mit dem Fall befasste Gericht befindet. 

§ 9 [Sachnormverweisung] Das ausländische Recht, das auf die Zivilbeziehungen mit 

Auslandsberührung anzuwenden ist, umfasst nicht dessen Rechtanwendungsbestimmungen. 

§ 10 [Ermittlung ausländischen Rechts, Vorlagepflicht bei Rechtswahl] Das auf die 

Zivilbeziehungen mit Auslandsberührung anzuwendende ausländische Recht wird von dem 

Volksgericht, dem Schiedsgericht oder der Verwaltungsbehörde ermittelt. Wählen die 

Parteien ausländisches Recht, haben sie das ausländische Recht vorzulegen. 

Wenn das ausländische Recht nicht ermittelt werden kann oder eine entsprechende 

Bestimmung in diesem ausländischen Recht fehlt, ist das Recht der Volksrepublik China 

anzuwenden. 

Kapitel 2. Zivilrechtssubjekt 

§ 11 [Rechtsfähigkeit] Auf die zivilrechtliche Rechtsfähigkeit einer natürlichen Person ist 

das Recht des Ortes anzuwenden, an dem sie ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

§ 12 [Geschäftsfähigkeit] Auf die zivilrechtliche Geschäftsfähigkeit einer natürlichen Person 

ist das Recht des Ortes anzuwenden, an dem sie ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

Ist eine natürliche Person beim Zivilrechtsverkehr nach dem Recht des Ortes, an dem sie ihren 

gewöhnlichen Aufenthalt hat, nicht zivilrechtlich geschäftsfähig, ist sie jedoch nach dem 

Recht des Handlungsortes zivilrechtlich geschäftsfähig, dann findet das Recht des 

Handlungsortes Anwendung; ausgenommen sind die Fälle, die Ehe, Familie oder Erbschaft 

betreffen. 
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§ 13 [Verschollenheits- und Todeserklärung] Auf die Verschollenheits-und Todeserklärung 

wird das Recht des Ortes anzuwenden, an dem die natürliche Person ihren gewöhnlichen 

Aufenthalt hatte.  

§ 14 [Juristische Person] Auf die zivilrechtliche Rechtsfähigkeit, Geschäftsfähigkeit, 

Organisationsstruktur, die Rechte und Pflichten der Gesellschafter und andere 

Angelegenheiten einer juristischen Person bzw. ihrer Zweigstellen ist das Recht des Ortes 

anzuwenden, an dem sie registriert ist. 

Ist der Hauptniederlassungsort einer juristischen Person ein anderer Ort als der Ort ihrer 

Registrierung, kann das Recht des Hauptniederlassungsortes angewandt werden. Als 

gewöhnlicher Aufenthaltsort einer juristischen Person gilt der Ort ihrer Hauptniederlassung. 

§ 15 [Persönlichkeitsrecht] Auf den Inhalt des Persönlichkeitsrechts ist das Recht des Ortes 

anzuwenden, an dem der Berechtigte seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

§ 16 [Stellvertretung] Auf die Stellvertretung ist das Recht des Ortes anzuwenden, an dem 

die Vertretungshandlung erfolgt ist. Die Zivilbeziehungen zwischen Vertretenem und 

Vertreter unterliegen dem Recht des Ortes, an dem das Vertretungsverhältnis entstanden ist. 

Die Parteien können durch Vereinbarung das auf die gewillkürte Stellvertretung 

anzuwendende Recht wählen. 

§ 17 [Treuhand] Die Parteien können durch Vereinbarung das auf die Treuhand 

anzuwendende Recht wählen. Treffen die Patenen keine Rechtswahl, findet das Recht des 

Ortes Anwendung, an dem sich das Treuhandvermögen befindet oder das Treuhandverhältnis 

entstanden ist. 

§ 18 [Schiedsvertrag] Die Parteien können durch Vereinbarung das auf einen Schiedsvertrag 

anzuwendende Recht wählen. Treffen die Parteien keine Rechtswahl, findet das Recht des 

Ortes Anwendung, an dem sich das Schiedsverfahren durchgeführt wird. 

§ 19 [Mehrstaater] Ist gemäß diesem Gesetz das Recht des Staates anzuwenden, dem eine 

natürliche Person angehört, und gehört sie mehreren Staaten an, so ist das Recht des Staates 

anzuwenden, in dem sie ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat. Hat die natürliche Person in 

keinem der Staaten, denen sie angehört, ihren gewöhnlichen Aufenthalt, ist das Recht des 

Staates anzuwenden, dem sie angehört und mit dem sie an engsten verbunden ist. Ist die 
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natürliche Person staatenlos oder kann ihre Staatsangehörigkeit nicht festgestellt werden, ist 

das Recht des Ortes anzuwenden, an dem sie ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

§ 20 [Gewöhnlicher und derzeitiger Aufenthalt] Ist gemäß diesem Gesetz das Recht des 

gewöhnlichen Aufenthaltsortes einer natürlichen Person anzuwenden, kann jedoch ihr 

gewöhnlicher Aufenthaltsort nicht festgestellt werden, ist das Recht des Ortes anzuwenden, an 

dem sie ihren derzeitigen Aufenthalt hat. 

Kapitel 3. Ehe und Familie 

§ 21 [Eheschließung] Die Voraussetzungen der Eheschließung unterliegen dem Recht des 

Ortes, an dem die Parteien ihren gemeinsamen gewöhnlichen Aufenthalt haben. Mangels 

eines gemeinsamen gewöhnlichen Aufenthaltes ist das Recht des Staates anzuwenden, dem 

sie gemeinsam angehören. Mangels einer gemeinsamen Staatsangehörigkeit ist das Recht des 

Eheschließungsortes anzuwenden, wenn die Ehe am gewöhnlichen Aufenthalt einer der 

Parteien oder in dem Staat geschlossen worden ist, dem eine der Parteien angehört. 

§ 22 [Form der Eheschließung] Die Form der Eheschließung ist gültig, wenn sie dem Recht 

des Eheschließungsortes, dem Recht des gewöhnlichen Aufenthaltes einer der Parteien oder 

dem Recht des Staates entspricht, dem eine der Parteien angehört. 

§ 23 [Allgemeine Ehewirkungen] Auf die persönlichen Beziehungen zwischen Ehegatten ist 

das Recht des Ortes anzuwenden, an dem sie ihren gemeinsamen gewöhnlichen Aufenthalt 

haben. Mangels eines gemeinsamen gewöhnlichen Aufenthaltes ist das Recht des Staates 

anzuwenden, dem sie gemeinsam angehören. 

§ 24 [Güterstand] Auf die Vermögensbeziehungen zwischen Ehegatten können die Parteien 

das Recht des Ortes, an dem eine der Parteien ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat, das Recht 

des Staates, dem eine der Parteien angehört, oder das Recht des Ortes wählen, an dem sich das 

Vermögen überwiegend befindet. Treffen die Parteien keine Rechtswahl, ist das Recht des 

Ortes anzuwenden, an dem sie ihren gemeinsamen gewöhnlichen Aufenthalt haben. Mangels 

eines gemeinsamen gewöhnlichen Aufenthaltes ist das Recht des Staates anzuwenden, dem 

sie gemeinsam angehören. 

§ 25 [Wirkungen des Eltern-Kind-Verhältnisses] Auf die persönlichen Beziehungen und 

die Vermögensbeziehungen zwischen Eltern und Kindern ist das Recht des Ortes 

anzuwenden, an dem sie ihren gemeinsamen gewöhnlichen Aufenthalt haben. Mangels eines 
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gemeinsamen gewöhnlichen Aufenthalts ist das den Rechten und Interessen des schwächeren 

Partei günstigere Recht anzuwenden, das heißt das Recht des Ortes, an dem eine der Parteien 

ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat, oder das Recht des Staates dem eine der Parteien 

angehört. 

§ 26 [Einverständliche Scheidung] Für die einverständliche Scheidung können die Parteien 

das Recht des Ortes, an dem eine der Parteien ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat, oder das 

Recht des Staates wählen, dem eine der Parteien angehört. Treffen die Parteien keine 

Rechtswahl, ist das Recht des Ortes anzuwenden, an dem sie ihren gemeinsamen 

gewöhnlichen Aufenthalt haben. Mangels eines gemeinsamen gewöhnlichen Aufenthaltes ist 

das Recht des Staates anzuwenden, an dem sich die mit den Scheidungsformalitäten befasste 

Behörde befindet. 

§ 27 [Streitige Scheidung] Auf die Scheidung durch Klage ist das Recht des Ortes 

anzuwenden, an dem sich das mit dem Fall befasste Gericht befindet. 

§ 28 [Annahme als Kind] Auf die Voraussetzungen und Formalitäten der Annahme als Kind 

ist das Recht des gewöhnlichen Aufenthaltes des Annehmenden und Anzunehmenden 

anzuwenden. Auf die Wirkung der Annahme als Kind findet das Recht des Ortes Anwendung, 

an dem der Annehmende im Zeitpunkt der Annahme seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. Die 

Aufhebung des Annahmeverhältnisses unterliegt dem Recht des Ortes, an dem der 

Anzunehmende im Zeitpunkt der Annahme seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat, oder dem 

Recht des Ortes, an dem sich das mit dem Fall befasste Gericht befindet. 

§ 29 [Unterhalt] Auf den Unterhalt ist das den Rechten und Interessen des 

Unterhaltsberechtigten günstigste Recht anzuwenden, das heißt das Recht des Ortes, an dem 

eine der Parteien ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat , das Recht des Ortes, an dem sich das 

Vermögen überwiegend befindet. 

§ 30 [Vormundschaft] Auf die Vormundschaft ist das den Rechten und Interessen des 

Mündels günstigere Recht anzuwenden, das heißt das Recht des Ortes, an dem eine der 

Parteien ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat, oder das Recht des Staates dem eine der Parteien 

angehört. 
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Kapitel 4. Erbrecht 

§ 31 [Gesetzliche Erbfolge] Die gesetzliche Erbfolge unterliegt dem Recht des Ortes, an dem 

der Erblasser im Zeitpunkt seines Todes seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. Auf die 

gesetzliche Erbfolge für unbewegliches Vermögen ist jedoch das Recht des Ortes 

anzuwenden, an dem sich das unbewegliche Vermögen befindet. 

§ 32 [Testamentsform] Die Form des Testaments ist gültig, wenn sie dem Recht des Ortes, 

an dem der Testator im Zeitpunkt der Testamentserrichtung oder im Zeitpunkt seines Todes 

seinen gewöhnlichen Aufenthalt hatte, dem Recht des Staates, dem der Testator im Zeitpunkt 

der Testamentserrichtung oder im Zeitpunkt seines Todes angehörte, oder dem Recht des 

Ortes entspricht, an dem das Testament errichtet worden ist. 

§ 33 [Testamentswirkungen] Die Wirkung des Testaments unterliegen dem Recht des Ortes, 

an dem der Testator im Zeitpunkt der Testamentserrichtung oder im Zeitpunkt seines Todes 

seinen gewöhnlichen Aufenthalt hatte, oder dem Recht des Staates, dem der Testator im 

Zeitpunkt der Testamentserrichtung oder im Zeitpunkt seines Todes angehörte. 

§ 34 [Nachlassverwaltung] Auf die Verwaltung des Nachlasses und andere Angelegenheiten 

ist das Recht des Ortes anzuwenden, an dem sich der Nachlass befindet. 

§ 35 [Erbenloser Nachlass] Erbenloser Nachlass unterliegt dem Recht des Ortes, an dem sich 

der Nachlass im Zeitpunkt des Todes des Erblassers befindet. 

Kapitel 5. Sachenrecht 

§ 36 [Rechte an unbeweglichen Sachen] Die dinglichen Rechte an unbeweglichen Sachen 

unterliegen dem Recht des Ortes, an dem sich die unbeweglichen Sachen befinden. 

§ 37 [Rechte an beweglichen Sachen] Die Parteien können durch Vereinbarung das auf  

bewegliche Sachen anzuwendende Recht wählen. Treffen die Parteien keine Rechtswahl, ist 

das Recht des Ortes anzuwenden, an dem sich die beweglichen Sachen in dem Zeitpunkt 

befinden, in dem die Rechtstatsache eingetreten ist. 

§ 38 [Rechte an Sachen auf dem Transport] Die Parteien können durch Vereinbarung das 

auf die Änderung der Rechte an beweglichen Sachen, die sich auf dem Transport befinden, 

anzuwendende Recht wählen. Treffen die Patenen keine Rechtswahl, ist das Recht des 

Zielortes des Transorts anzuwenden. 
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§ 39 [Wertpapiere] Auf Wertpapiere ist das Recht des Ortes, an dem die Rechte an den 

Wertpapieren verwirklicht werden oder anderes Recht anzuwenden, mit dem dieses 

Wertpapiere am engsten verbunden sind. 

§ 40 [Pfandrechte an Rechten] Auf die Pfandrechte an Rechten ist das Recht des Ortes 

anzuwenden, an dem die Pfandrechte bestellt sind. 

Kapitel 6. Schuldrecht 

§ 41 [Rechtswahl; mangels Rechts anzuwendendes Recht] Die Parteien können durch 

Vereinbarung das auf Verträge anzuwendendes Recht wählen. Treffen die Parteien keine 

Rechtswahl, ist entweder das Recht des Ortes, an dem diejenige Partei ihren gewöhnlichen 

Aufenthalt hat, deren Leistungspflicht den besonderen Charakter des Vertrages am 

geeignetsten widerspiegelt, oder ein anderes Recht anzuwenden, mit dem dieser Vertrag am 

engsten verbunden ist. 

§ 42 [Verbraucherverträge] Der Verbrauchervertrag unterliegt das Recht des Ortes, an dem 

der Verbraucher seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. Das Recht des Ortes, an den die Waren 

geliefert oder an dem die Dienstleitungen erbracht werden, ist anzuwenden, wenn der 

Verbraucher dieses Recht wählt oder der Unternehmer am gewöhnlichen Aufenthalt des 

Verbrauchers keine entsprechende gewerbliche Tätigkeit ausübt.  

§ 43 [Arbeitsverträge] Der Arbeitsvertrag unterliegt dem Recht des Ortes, an dem der 

Arbeitnehmer seine Arbeit verrichtet. Wenn der Arbeitsort schwer zu bestimmen ist, ist das 

Recht des Ortes anzuwenden, an dem sich die Hauptniederlassung des Arbeitgebers befindet. 

Auf die Arbeitnehmerentsendung kann das Recht des Ortes angewandt werden, von dem aus 

Arbeitnehmer entsandt wird. 

§ 44 [Unerlaubte Handlungen] Die Haftung für unerlaubte Handlungen unterliegt dem 

Recht des Ortes, an dem die unerlaubte Handlung begangen wurde. Haben die Parteien jedoch 

einen gemeinsamen gewöhnlichen Aufenthaltsort, ist das Recht des gemeinsamen 

gewöhnlichen Aufenthaltsortes anzuwenden. Wählen die Parteien nach Eintritt der 

unerlaubten Handlung durch Vereinbarung das anzuwendende Recht, ist ihrer Vereinbarung 

zu folgen. 

§ 45 [Produkthaftung] Die Produkthaftung unterliegt das Recht des Ortes, an dem der 

Geschädigte seinen gewöhnlichen Aufenthaltsort hat. Das Recht des Ortes an dem sich die 
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Hauptniederlassung des Schädigers befindet, oder das Recht des Ortes, an dem der Schaden 

eingetreten ist, ist anzuwenden,  wenn der Geschädigte dieses Recht wählt oder wenn der 

Schädiger keine entsprechende gewerbliche Tätigkeit am gewöhnlichen Aufenthaltsort des 

Geschädigten ausübt. 

§ 46 [Verletzung von Persönlichkeitsrechten] Werden über das Internet oder auf andere 

Weise Persönlichkeitsrechte wie das Namensrecht, das Recht am eigenen Bild, das Recht am 

guten Ruf und das Recht auf Privatsphäre verletzt, ist das Recht des Ortes, an dem der 

Geschädigte seinen gewöhnlichen Aufenthaltsortes hat. 

§ 47 [Ungerechtfertigte Bereicherung; Geschäftsführung ohne Auftrag] Auf die 

ungerechtfertigte Bereicherung oder die Geschäftsführung ohne Auftrag ist das von den 

Parteien durch Vereinbarung gewählte Recht anzuwenden. Treffen die Parteien keine 

Rechtswahl, ist das Recht des Ortes anzuwenden, an dem die Parteien ihren gemeinsamen 

gewöhnlichen Aufenthalt haben. Mangels eines gemeinsamen gewöhnlichen Aufenthaltes ist 

das Recht des Ortes anzuwenden, an dem die ungerechtfertigte Bereicherung eingetreten ist 

oder die Geschäftsführung ohne Auftrag stattgefunden hat.  

Kapitel 7. Geistiges Eigentum 

§ 48 [Geistiges Eigentum] Die Zugehörigkeit und der Inhalt des geistigen Eigentums 

unterliegen dem Recht des Ortes, an dem der Schutz beansprucht wird. 

§ 49 [Übertragung; Lizenz] Die Parteien können durch Vereinbarung das auf die 

Übertragung und Lizenz zum Gebrauch des geistigen Eigentums anzuwendende Recht 

wählen. Treffen die Parteien keine Rechtswahl, sind die entsprechenden Bestimmungen 

dieses Gesetzes über Verträge anzuwenden. 

§ 50 [Haftung für die Verletzung des geistigen Eigentums] Auf die Haftung für die 

Verletzung des geistigen Eigentums ist das Recht des Ortes anzuwenden, an dem der Schutz 

beansprucht wird. Nach Eintritt der unerlaubten Handlung können die Parteien durch 

Vereinbarung auch das Recht des Ortes wählen, an dem sich das mit dem Fall befasste 

Gericht befindet. 

Kapitel 8. Ergänzende Regeln 

§ 51 [Verhältnis zu anderen Vorschriften] Soweit die §§ 146, 147 der Allgemeinen 

Grundsätze des Zivilrechts der Volksrepublik China und § 36 des Erbgesetzes der 
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Volksrepublik China anderes als dieses Gesetz vorsehen, sind die Bestimmungen dieses 

Gesetzes anzuwenden. 

§ 52 [Inkrafttreten] Dieses Gesetz tritt am 1.4.2011 in Kraft. 
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Anhang-2 

Auslegungen  des OVG zu einigen Fragen der Anwendung des Gesetzes über 

Rechtsanwendung auf Zivilbeziehungen mit Auslandsbezug
431

 

 

§ 1 Wenn irgendeiner der folgenden Umstände zutreffend ist, kann das Volksgericht 

feststellen, dass eine Zivilbeziehung eine Zivilbeziehung mit Auslandsbezug ist. 

1. Eine oder beide Parteien sind Ausländer, ausländische juristische Personen oder 

andere Vereinigungen oder staatenlose Personen. 

2. Der gewöhnliche Aufenthaltsort von einem oder beiden Beteiligten befindet sich 

außerhalb des Territoriums der Volksrepublik China. 

3. Der betreffende Gegenstand befindet sich außerhalb des Territoriums der 

Volksrepublik China. 

4. Der Sachverhalt, der dazu führt, dass eine Zivilbeziehung entsteht, sich verändert oder 

aufhört, besteht außerhalb des Territoriums der Volksrepublik China. 

5. Andere Umstände, die als Zivilbeziehung mit Auslandsbezug erachtet werden können. 

§ 2 Für die Zivilbeziehungen mit Auslandsbezug, die vor Inkrafttreten des Gesetzes über die 

Rechtsanwendung auf Zivilbeziehungen mit Auslandsbezug entstanden sind, soll das 

Volksgericht das anzuwendende Recht in Übereinstimmung mit dem Recht, das für die 

betreffenden Zivilbeziehungen mit Auslandsbezug damals galt, anwenden; Wenn es damals 

kein Recht gab, das für die betroffene Zivilbeziehung mit Auslandsbezug galt, kann das 

anzuwendende Recht der betroffenen Zivilbeziehung mit Auslandsbezug nach dem Gesetz 

über die Rechtsanwendung auf Zivilbeziehungen mit Auslandsbezug bestimmt werden. 

§ 3 Wenn ein Einklang zwischen dem Gesetz über Rechtsanwendung auf Zivilbeziehungen 

mit Auslandsbezug und den anderen Gesetzen bezüglich derselben Zivilbeziehung mit 

Auslandsbezug fehlt, gilt das Gesetz über die Rechtsanwendung auf Zivilbeziehungen mit 
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Auslandsbezug mit Ausnahme der Sonderregeln des Wechselgesetzes, Seehandelsgesetzes 

und Zivilluftfahrtgesetzes der VRC und anderer Sondergesetze und -regulierungen im Bereich 

des Handels und des Immaterialgüterrechts. 

§ 4 Wenn die Zivilbeziehungen mit Auslandsbezug internationale Abkommen betreffen, muss 

das Volksgericht nach § 142 Abs 2 der Allgemeinen Grundsätze des Zivilrechts, § 95 Abs 1 

des Wechselgesetzes der VRC § 268 Abs 1 des Seehandelsgesetzes der VRC und § 148 Abs 2 

des Zivilluftfahrtgesetzes der VRC anwenden mit Ausnahme der internationalen Abkommen 

im Bereich des Immaterialgüterrechts, die schon auf inländisches Recht übertragen wurden 

oder noch zu übertragen sind. 

§ 5 Wenn die Zivilbeziehungen mit Auslandsbezug internationale Gepflogenheiten betreffen, 

muss das Volksgericht § 142 Abs 3 der Allgemeinen Grundsätze des Zivilrechts § 95 Abs 2 

des Wechselgesetzes der VRC, § 268 Abs 2 des Seehandelsgesetzes der VRC und § 148 Abs 

2 des Zivilluftfahrtgesetzes der VRC anwenden. 

§ 6 Wenn das Recht der VRC nicht ausdrücklich regelt, dass der Beteiligte die Rechtswahl 

treffen darf, gilt eine Rechtswahl nicht, die von dem Beteiligten getroffen wurde. 

§ 7 Wenn ein Beteiligter das von beiden gewählte anzuwendende Recht als ohne tatsächliche 

Beziehung mit der Streitsache ansieht und dieses anzuwendende Recht als ungültig betrachtet, 

muss das Volksgericht den Anspruch auf Ungültigkeit nicht befürworten. 

§ 8 Wenn die Beteiligten vereinbaren, das anzuwendende Recht zu wählen oder zu verändern, 

bevor die mündliche Verhandlung des erstinstanzlichen Verfahrens endet, muss das 

Volksgericht seine Zustimmung geben. 

Wenn die Beteiligten sich auf das Recht desselben Staates berufen und keiner davon 

Widerspruch gegen das anzuwendende Recht einlegt, kann das Volksgericht feststellen, dass 

die Beteiligten schon das anzuwendende Recht für die betroffene Zivilbeziehung mit 

Auslandsbezug gewählt haben. 

§ 9 Wenn sich die Beteiligten auf die Regeln von einem internationalen Abkommen, das in 

der VRC nicht in Kraft getreten ist, berufen, kann das Volksgericht danach Rechte und 

Pflichten von Beteiligten unter der Voraussetzung festlegen, dass die Regeln nicht gegen die 

öffentlichen gesellschaftlichen Interessen, die Gesetze und die Verwaltungsverordnungen der 

VRC verstoßen. 
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§ 10 Wenn irgendwelche der folgenden Umstände zutreffend sind, können die Bestimmungen 

der Gesetze und Verwaltungsverordnungen, die mit dem gesellschaftlichen öffentlichen 

Interesse der Volksrepublik China in Verbindung stehen, und deren Anwendung die 

Beteiligten nicht durch Vereinbarung ausschließen können und die direkt und ohne von 

Kollisionsnormen bestimmt zu werden auf die Zivilbeziehungen mit Auslandsbezug 

angewendet werden können, vom Volksgericht als zwingende Bestimmungen erachtet 

werden, die durch § 4 des Gesetzes über Rechtsanwendung auf Zivilbeziehungen mit 

Auslandsbezug  geregelt werden: 

1. In Bezug auf die Rechte und Interessen des Arbeitsnehmers; 

2. In Bezug auf die Sicherheit von Lebensmitteln und die öffentliche Gesundheit; 

3. In Bezug auf die Sicherheit der Umwelt; 

4. In Bezug auf Devisenkontrolle oder bei Finanzsicherheitsbezug; 

5. In Bezug auf Antimonopol und Antidumping und 

6. Andere Umstände, die als zwingende Bestimmungen erachtet werden müssen. 

§ 11 Wenn ein Beteiligter absichtlich einen Anknüpfungsmoment einer Zivilbeziehung mit 

Auslandsbezug erzeugt, um die zwingenden Bestimmungen der Gesetze sowie der 

Verwaltungsverordnungen der VRC zu umgehen, muss das Volksgericht feststellen, dass sich 

heraus ergibt, dass das ausländische Recht nicht anzuwenden ist. 

§ 12 Wenn die Erledigung eines Zivilstreits mit Auslandsbezug voraussetzt, dass das andere 

Rechtsverhältnis mit Auslandsbezug bestätigt wird, muss das Volksgericht das anzuwendende 

Recht gemäß der Natur einer solchen präjudiziellen Frage per se feststellen. 

§ 13 Wenn ein Fall zwei oder mehr als zwei Rechtsverhältnisse betrifft, muss das Volksgericht 

das anzuwendende Recht jeweils feststellen. 

§ 14 Wenn die Beteiligten das anzuwendende Recht für ihre Schiedsvereinbarung und auch 

die Schiedsorganisation oder den Schiedsort nicht wählen oder die Abmachung unklar ist, 

kann das Volksgericht das Recht der VRC anwenden, um die Rechtswirksamkeit der 

Schiedsvereinbarung gewährleisten. 
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§ 15 Wenn natürliche Personen bei Eingehen, Änderung oder Ende einer Zivilbeziehung mit 

Auslandsbezug mindestens ein Jahr lang an einem Ort als Lebensmittelpunkt ohne 

Unterbrechung wohnen, kann das Volksgericht diesen Ort mit Ausnahme von medizinischer 

Behandlung, Arbeitsentsendung, Amtshandlung sowie anderen ähnlichen Umständen als den 

durch das Gesetz über Rechtsanwendung auf Zivilbeziehungen mit Auslandsbezug geregelten 

gewöhnlichen Aufenthaltsort erachten. 

§ 16 Das Volksgericht muss den Ort der Errichtung sowie der Eintragung von juristischen 

Personen als den vom Gesetz über die Rechtsanwendung auf Zivilbeziehungen mit 

Auslandsbezug geregelten Ort der Registrierung erachten. 

§ 17 Wenn das Volksgericht auch auf die folgenden angemessenen Wege, nämlich durch die 

von den Parteien zur Verfügung gestellte Informationen, durch die von in der VRC in Kraft 

getretenen internationalen Abkommen geregelten Methoden und durch die von chinesischen 

und ausländischen juristischen Experten zur Verfügung gestellte Informationen, das 

anzuwendende ausländische Recht nicht ermitteln kann, kann das Volksgericht dieses Recht 

als nicht ermittelt festlegen.  

Wenn gemäß § 10 Abs 1 des Gesetzes über die Rechtsanwendung auf Zivilbeziehungen mit 

Auslandsbezug die Beteiligten die Bestimmungen des anzuwendenden ausländischen Rechts 

zur Verfügung stellen müssen, diese aber innerhalb der vom Volksgericht bestimmten 

angemessenen Frist und ohne rechtmäßige Begründung nicht zur Verfügung stellen, kann das 

Volksgericht dieses Recht als nicht ermittelt festlegen. 

§ 18 Das Volksgericht muss sich die Ansichten der Beteiligten bezüglich des Inhalts des 

ausländischen Rechts, das gelten soll, sowie dessen Verständnis und Anwendung anhören. 

Wenn die Beteiligten gegen den Inhalt, das Verständnis sowie die Anwendung des 

betreffenden ausländischen Rechts keine Einwände haben, kann das Volksgericht diesen 

Inhalt bestätigen; erheben die Beteiligten irgendwelche Einwände, soll das Volksgericht 

dessen Inhalt  prüfen und dann festlegen. 

§ 19 Wenn die Zivilbeziehungen mit Auslandsbezug Hong Kong und Macao betreffen, sind 

die vorliegenden judikativen Erläuterungen anzuwenden. 

§ 20 Diese Erläuterungen sind in Bezug auf die zivilen Streitsachen mit Auslandsbezug 

anzuwenden, die nach Inkrafttreten des Gesetzes über Rechtsanwendung auf 

Zivilbeziehungen mit Auslandsbezug entstanden sind, soweit deren rechtskräftige 
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Entscheidung nach Inkrafttreten dieser Erläuterung nicht eingetreten ist; nicht anzuwenden 

sind diese Erläuterungen auf zivile Streitsachen mit Auslandsbezug, deren rechtskräftige 

Entscheidung erst nach Inkrafttreten dieser Erläuterung getroffen wird, selbst wenn sich die 

Beteiligten in einem Wiederaufnahmeverfahren oder in einem 

Rechtsprechungsüberwachungsverfahren durch das Gericht oder die Staatanwaltschaft  

befinden. 

§ 21 Wenn die vorher vom obersten Volksgericht verabschiedeten judikativen Erläuterungen 

nicht mit diesen judikativen Erläuterungen in Einklang stehen, müssen die Letzteren gelten. 
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Abstract 

Die vorliegende Arbeit behandelt die neuen chinesischen IPR-Kodifikationen, die sich auf das 

„Gesetz der Volksrepublik China über die Rechtsanwendung auf Zivilbeziehungen mit 

Auslandsbezug“ (GRZA) und „Auslegungen des Obersten Volksgerichts zu einigen Fragen 

der Anwendung des Gesetzes über Rechtsanwendung auf Zivilbeziehungen mit 

Auslandsbezug“ (Auslegungen zum GRZA) beziehen. Das GRZA ist die erste IPR-

Kodifikation  im Sinn des internationalen Privatrechts erlassene IPR-kodifikation in der 

Republik China. Mit Inkrafttreten des GRZA bzw. mit den Auslegungen zum GRZA 

entstehen riesige Änderungen in fast allen Anwendungsbereichen des chinesischen 

Kollisionsrechts.  

Diese Dissertation gliedert sich in drei Hauptteile. Im ersten Teil werden die geschichtliche 

Entwicklung des chinesischen IPR und der Gesetzgebungshintergrund sowie der 

Entstehungsprozess des GRZA dargestellt. Weiters beschäftigt sich diese Arbeit in ihrem 

zweiten Teil damit, die wesentlichen Züge der neuen chinesischen IPR-Kodifikationen im 

Zusammenhang mit dem derzeitigen chinesischen Rechtssystem zu vermitteln. Der dritte Teil 

leistet einen Beitrag zur Änderungsdiskussion bezüglich der Entwicklungen des neuen 

chinesischen IPR. Dabei handelt sich um die folgenden Aspekte, nämlich die 

Systemvollständigkeit, die Funktionen der engsten Verbindung, Parteiautonomie, 

gewöhnlicher Aufenthalt als das wichtigste Anknüpfungsmoment sowie die Materialisierung 

des IPR durch das Günstigkeitsprinzip. Diese Änderungsdiskussion erfolgt durch einen 

eingehenden Rechtsvergleich zwischen dem alten chinesischen IPR und dem neuen 

chinesischen IPR bzw. zwischen dem neuen chinesischen IPR und dem EU-Kollisionsrecht. 

Dabei wird erörtert und kommentiert, welche zunehmende Bedeutung dem neuen 

chinesischen IPR bezüglich der Anknüpfungsentscheidung für die Bestimmung des 

maßgebenden Rechts zukommt und welche Unzulässigkeiten zugleich im neuen chinesischen 

IPR bestehen. 
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